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Dr. Theodor Haberer. 

10 Bogen, Octav. Eleg. gebdn. l.fl. 10 kr. = 2 M. == 2 Fr; 70 Cts. =*= 

1 R. 20 Kop. 

Die Geschichte des Eisenbahnwesens verfolgt. den Zweck, in kurzgefasster 
Darstellung die Momente zu fftiren, welche für seine Entwicklung von bestimmen- 
dem, Einflüsse gewesen sind und den einzelnen Epochen, die es durchzumachen 
hatte, ein bestimmtes Gepräge gegeben habeii Zur Vollständigkeit des Ueber- 
blickes wird in einer Vorgeschichte der früheren Beförderungsmittel und 
ihrer Verbesserungen, dann der Erfindung der Eisenbahnen gedacht. In der 
eigentlichen Geschichte gelangen zuerst die Verhältnisse des neuen Ver- 
kehrsmittels in den Staaten Europas, mit Ausschluss von Deutschland und 
Oesterreich : Unga^n,. zur Besprechung, dann folgt die historische Vorführung der 
Entwicklung des Eisenbahnwesens in Deutschland und Oesterreich-Ungarn unter 
besonderer Berücksichtigung des jeweiligen Standes der Gesetzgebung bis zum 
heutigen , Tage. 
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TARIFWESEN DER EISENBAHNEN 

dessen 

betriebsökonomische Aufgabe und Stellung 

im wipth8chaftliclien und eooialen Staatsleben der Gegenwart 

von 

*J. F. Schreiber 

£i s enb ahn -Central in spector. 

18 Bogen. Octav. Eleg. gebdn. 2 fl. 20 kr. = 4 M. = 5 F r . 35 Cts.'= 2 R. 40 Kop. 

Der den Verfasser dieses Werkes leitende Gesichtspunkt war, die dem 
Tarifwesen der Eisenbahnen immanente Bedeutung durch die Beleuchtung 
seiner Entwicklungsstufen, seiner betriebsökonomischen, sozialpolitischen und 
culturellen Aufgaben Ausdruck zu geben und insbesondere die mit dem Tarif- 
wesen in Verbindung stehenden wirtschaftlichen Anforderungen des Staats- 
haushaltes zu kennzeichnen, welche die Stellung der Eisenbahnen in demselben 
begrenzen. ^ 

A. Hartleben's Verlag in Wien, Pest und Leipzig. 
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Vorwort. 



Das vorliegende Buch enthält eine Sammlung zwangloser, 
nichtsdestoweniger aber ineinandergreifender Vorträge über 
das Tarifwesen der Eisenbahnen, welche ich zufolge einer an 
mich von Seite des Ueberwachungs- Ausschusses der Fort- 
bildungsschule für Eisenbahnbeamte in Wien ergangenen 
Einladung am höheren Cursus derselben abgehalten habe. 

Das Schriftchen kann zwar keinen Anspruch darauf 
erheben, eine gelehrte Arbeit zu sein; dagegen hat es das 
bescheidene Verdienst, das Product selbstständiger Auffassung 
und geistig freier Bearbeitung eines Themas zu sein, dessen 
hohe Bedeutung für das gesammte volks- und staatswirth- 
schaftliche Leben der Gegenwart immer klarer hervortritt. 

Wenngleich aber auch demzufolge die erleuchtetsten 
Staatsmänner und hervorragendsten Volkswirthe dem Tarif- 
wesen ihre ganz besondere Beachtung zugewendet haben, so 
ist es doch bis jetzt nicht gelungen, diesem wichtigen Zweige 
des Eisenbahnwesens die ihm auch von der theoretischen und 
fach wissenschaftlichen Seite aus zukommende allgemeinere 
Anerkennung zu verschaffen. 

Der Grund zu dieser Erscheinung mag zunächst wohl 
in dem noch unausgefochtenen Kampfe liegen, in dem die 
durch den Tarif beeinflussten Interessen und wirthschaftlichen 
Functionen nach Geltung und Gestaltung ringen; es sind 



VIII Vorwort. 

elementare Gewalten, die um die Herrschaft streiten — sümt 
leges tnter armal 

Dann aber — ich kann Dem, den es trifft, den Vorwurf 
nicht ersparen * — selbst im engeren Kreise der Berufsgenossen 
mangelt es nicht selten an jener regen geistigen Theilnahme, 
an jenem ernsten Bestreben, den wirthschaftlichen Gesetzen 
näher zu treten, welche den Haushalt des Staatswesens 
beherrschen und die Stellung der Eisenbahnen in demselben 
begrenzen, um so den innigen Zusammenhang zu erkennen, 
in welchem das Tarifwesen mit diesen Gesetzen steht. 

Diese Lücke des berufsmässig erforderlichen Wissens 
theilweise auszufüllen und dadurch dem Hörer Gelegenheit zu 
bieten, sein eigenes Urtheil über die mit dem Tarifwesen der 
Eisenbahnen in Verbindung stehenden wirthschaftlichen Zeit- 
und Streitfragen zu erweitern und selbstständig zu begründen, 
das ist der Zweck meiner Vorträge gewesen. 

Um jedoch das Interesse für diesen Gegenstand in weiteren 
Kreisen der Berufsgenossen und sonstiger Antheilnehmer zu 
wecken und dadurch die Anregung zum eigenen Studium zu 
•bieten, das war für mich der Beweggrund, die anfänglich nur 
für einen beschränkten Kreis von Zuhörern bestimmten Vor- 
träge in Druck zu legen und damit der Oeffentlichkeit zu 
übergeben. 



Der Verfasser. 




Einleitung. 



An meine Leser. 



Dimidium facti, 
qui coepit, habet. 
(Anfangen ist die 
Hälfte des Ganzen.) 
Horaz. 



Es ist mir ein Bedürfniss, bevor ich in die Besprechung 
des vorliegenden Gegenstandes eintrete, einige Worte theils 
persönlicher, theils sachlicher Art vorauszuschicken, um dadurch 
den Standpunkt zu bezeichnen, von dem aus die nachfolgenden 
Abhandlungen über das Eisenbahn-Tarifwesen aufgefasst sein 
wollen und zu beurtheilen sind 

Schon vor Jahresfrist, als die Eisenbahn-Fortbildungs- 
schule in Wien ins Leben gerufen wurde, bestand massgebenden 
Ortes die Absicht, im zweiten höheren Lehrcursus unter die 
zu besprechenden Disciplinen auch jene über das Eisenbahn- 
Tarifwesen aufzunehmen. 

An mich ist seitens des Ueberwachungs-Ausschusses der 
Fortbildungsschule die Einladung ergangen, mich der Aufgabe 
zu unterziehen, diesen Lehrgegenstand vorzutragen. 

So ehrenvoll nun auch an und für sich der mir gewor- 
dene Antrag, und so sehr mich das Vertrauen in meine Be- 
fähigung ehrt und freut, welches meine Berufung auf diesen 
Platz bekundet, so habe ich doch nicht ohne ernste Bedenken 
und ohne die grossen Schwierigkeiten zu verkennen, der mir 
übertragenen Aufgabe auch nur halbwegs gerecht zu werden, 
dem an mich ergangenen Rufe Folge geleistet. 

Denn abgesehen davon, dass dieser Ruf mir unerwartet 
zukam, so dass es mir nur mit grösster Anstrengung gelingen 
konnte, die dringendst erforderlichen Vorbereitungen zu treffen, 
lag die Hauptschwierigkeit für mich darin, das vielumspannende 
und hohe Aufgaben stellende Thema meines Vortragsgegen- 

Schrciber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 1 
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Standes so zusammenzufassen und zu gliedern, dass nach der 
einen Seite hin die Vorträge selbst in systematischer Ordnung 
und übersichtlicher Weise innerhalb der mir gestellten Frist 
sich abwickeln, und nach der anderen Seite hin, worauf ich 
das Hauptgewicht lege, dass das Interesse meiner Hörer und 
Leser nicht nur bis ans Ende gewahrt bleibe, sondern auch 
je weiter wir vorschreiten, mehr und mehr lebendig werde. 

Eine weitere formale Schwierigkeit bestand für mich 
darin, dass es rücksichtlich des Gegenstandes meiner Vorträge 
an einer Zusammenfassung dessen fehlt, was das Studium der 
Specialisten in einem oder dem anderen Theile der Eisen- 
bahntarif-Frage bereits geschaffen hat; ich meine, dass es an 
einem Resum^ aus den bisher vorliegenden Erfahrungen und 
literarischen Erzeugnissen, somit an einem Lehrbuche über 
das Tarifwesen fehlt. 

Wenn es aber an und für sich schon schwierig ist, eine 
Disciplin ohne einen solchen Leitfaden in einer Serie zusammen- 
hängender und ineinander greifender Vorträge anregend und 
zweckmässig zu behandeln und dabei den falschen Weg zu 
meiden, so tritt diese Schwierigkeit bei . einem Thema, wie es 
das vorliegende ist, umsomehr hervor, als die Anschauungen 
selbst hervorragender volkswirtschaftlicher Fachmänner über 
das Tarifwesen nach keiner Richtung hin geklärt, vielmehr 
bis heute noch verwirrt und verwirrend geblieben sind. 

Es ist daher ein nach mancher Richtung hin schwan- 
kender Boden, den ich hier betrete, und wenn ich auch den 
nach meiner Ansicht geraden Weg, den Weg der auf ein- 
gehender Erwägung aller einschlägigen Verhältnisse fussenden 
persönlichen Ueberzeugung einzuschlagen beflissen bin; »auch 
der gerade Weg kann dadurch verfehlt werden, dass man 
immer gerade fortgeht!« 

Wir stehen eben in der Tariffrage nicht an einer abge- 
grenzten Formation, sondern inmitten eines Kampfes, der 
innerhalb der dabei in Betracht kommenden Gesichtspunkt 
und Interessen unentschieden hin und her schwankt. 

Wenn ich mich aber trotz der meiner Aufgabe entgegen- 
tretenden Schwierigkeiten dennoch derselben unterzogen habe, 
so geschah es einerseits der Sache selbst wegen und weil 
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einmal ein Anfang gemacht werden musste, das bis jetzt noch 
nicht allgemein vorhandene Interesse am commer- 
ciellen Eisenbahnleben, speciell dem wichtigsten 
Zweige desselben, dem Tarifwesen, zu wecken und 
in weitere Kreise der Berufsgenossen und sonstigen Antheil- 
nehmer zu tragen; anderseits aber erachtete ich es für mich 
persönlich als Pflicht, die mir in so ehrenvoller Weise an- 
getragene Aufgabe nicht von. der Hand zu weisen. 

Es kann mir selbstverständlich nicht beifallen und ich 
bin weit von der Prätension entfernt, in meinen Besprechungen 
über das Eisenbahn-Tarifwesen etwas vorzubringen, was nicht 
von anderen, fähigeren und berufeneren Fachmännern viel 
besser gedacht und gesagt wurde. — Ebenso darf eine Kritik 
der speciell in Oesterreich bestehenden Einrichtungen im Eisen- 
bahn- und Tarifwesen von mir nicht verlangt werden; sie 
liegt nicht in meiner Absicht. Nur hin und wieder mögen an- 
deutungsweise kurze Bemerkungen unterlaufen, während sich 
der aufmerksame Leser aus den Thatsachen selbst sein Urtheil 
bilden kann. 

Die nachfolgenden Abhandlungen können zwar mit streng 
wissenschaftlicher Beweisführung nicht verbunden sein; das läge 
abseits der mir vorerst gestellten Aufgabe. Doch entbehren 
die in denselben aufgestellten Behauptungen nicht der wissen- 
schaftlichen Grundsätze sowie jener Grundlagen, welche aus 
praktischer Erfahrung resultiren. 

Mein Bestreben geht auf die veranschaulichende Dar- 
stellung der bestehenden lebendigen Wechselwirkung zwischen 
der wissenschaftlichen Seite des Gegenstandes und den 
Anforderungen der praktischen Bedürfnisse des wirthschaft- 
lichen Lebens, insoweit dasselbe mit dem Tarifwesen in Ver- 
bindung steht. 

Was die Beurtheilung meiner Leistungen betrifft, so will 
ich mich zwar einem Kriterium derselben nicht entziehen 
doch rechne ich dabei von vornherein auf jenes Wohlwollen 
und jene Nachsicht, welche man einer schwierigen Sache gerne 
entgegenzubringen pflegt. Im Uebrigen aber möchte ich auch 
hier gleich an das Wort Boileau's erinnern: »La critique est 
ais6e et l'art est difficile.« 

l* 
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• Der Gegenstand selbst, mit dem wir uns beschäftigen 
werden, das Tarifwesen, ist ein wichtiger, ich möchte sagen 
der wichtigste Zweig des gesammten Eisenbahn-Betriebswesens. 
Sehr treffend bemerkt hierüber Regierungsrath Dr. Lange 
v. Burgenkron in seinem, im Club österreichischer Eisen- 
bahnbeamten am 20. Jänner 1880 gehaltenen Vortrage »Der 
Eisenbahntarif vom Standpunkte der Wissenschaft«: »Eine 
Eisenbahn an sich ist in aller ihrer technischen Vollendung 
zwar ein kunstvoll und bewunderungswürdig construirter Körper, 
aber immer nur ein todter Mechanismus. Erst die commercielle 
Thätigkeit ist die Seele, durch welche dieser Körper aus 
einem todten Mechanismus zum lebenskräftigen Organismus 
wird. Der prägnante Ausdruck dieser commerciellen Thätigkeit 
ist aber in erster Reihe — der Tarif!« 

Ich habe es bei Beginn meiner Vorlesungen, welche eine 
neue bisher nicht vorhandene Disciplin inauguriren, für eine 
günstige Vorbedeutung gehalten, dass ich dieselben, Dank zuvor- 
kommender Gefälligkeit, in den Räumen der Handelsakademie in 
Wien, der Vorbildungsschule für kaufmännisches Wissen, der 
Hochschule für kaufmännischen Beruf und kaufmännisches Wirken, 
somit auch für unseren fachmännischen Beruf* und unser fach- 
männisches Wirken, abhalten konnte: weil ich mich der Hoffnung 
nicht verschliesse, dass die immer weitere Kreise ziehende 
Erkenntniss der grossen Bedeutung des Tarifwesens für das 
gesammte wirthschaftliche, sociale und culturelle Leben auch 
die wissenschaftliche Seite des Tarifwesens immer mehr 
erkennen lassen und deshalb der Tarif lehre früher oder später 
das akademische Bürgerrecht verschaffen wird! 
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Kurzer Abriss der genetischen Geschichte des 
Eisenbahnwesens. 

Unter dem Begriff Geschichte versteht man im Allge- 
meinen die Summe des Geschehenen, im Besonderen aber 
das, was durch Menschen geschehen, von ihnen gethan ist, 
somit die Gesammtheit der Thatsachen, welche unmittelbar 
das Menschenleben betreffen, insoferne sie durch Menschen 
herbeigeführt worden sind. Geschichte ist demnach die Ent- 
wicklung, das Gewordensein der menschlichen Verhältnisse 
in der Zeit. 

Die Bedeutung der Geschichte für das praktische Leben 
steht unwandelbar fest. Denn wer die Gegenwart richtig auf- 
fassen und beurtheilen will, muss, unbeschadet der von ge- 
schichtlichen Wandlungen unabhängigen allgemein giltigen 
Gesetze der wirthschaftlichen Erscheinungen, d. h. der über 
der Geschichte stehenden Wissenschaft, nothwendig in 
die Vergangenheit zurückgreifen, die ihm Kunde gibt, auf 
welche Weise die Dinge die Gestalt erhalten haben, worin die 
Gegenwart sie vor uns erscheinen lässt, wie sie gewachsen 
sind und welchen Gang ihr Wachsthum genommen hat. 

So ist die Kenntniss der Geschichte, unter Berücksichti- 
gung der Relativität der aus ihr zu ziehenden Lehren und 
unter Erfassung des die Epoche beherrschenden Geistes, zum 
richtigen Erkennen der Dinge und Verhältnisse der Gegen- 
wart unerlässlich. 

Aus der Geschichte aber lernen wir, dass der Verkehr: 
»die Thatsache der Ortsveränderung von Personen, Gütern 
und Nachrichten, Bedingung aller Entwicklung der Volks- 
wirtschaft, die Voraussetzung jedes Fortschrittes in derselben 
ist, und dass dort, wo auf Fluss und Meer sich zuerst Ver- 
kehr entfaltete, die Culturgeschichte der Menschen begann.« 
(Paul Dehn.) Allerdings kannte weder die antike, noch die 
den Charakter des unfertigen Ueberganges an sich tragende 
mittelalterliche Welt die Untersuchung ökonomischer Vor- 
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gänge als ein besonders zu pflegendes Forschungsgebiet, was 
erst der neueren Zeit, namentlich seit Erfindung der Eisen- 
bahnen, vorbehalten blieb. Ein zukünftiges Geschlecht wird 
deshalb auch unsere Zeit richtiger beurtheilen können, als 
wir die uns vorangegangene. 

Eine der unanfechtbaren Lehren, welche die Geschichte 
auf ihren Blättern bezeichnet, ist die, dass die geistige Kraft 
des Menschen stets grösser als die physische Gewalt ist, und 
dass die geistige Potenz am Ende, wenn auch nach schweren 
Kämpfen, alle Hindernisse überwältigt, welche physische 
Gewalt ihr in den Weg legt. 

Nicht die Grossen der Erde, so zeigt Buckle in seiner 
»Geschichte der Civilisation«, sind.es, welche die Geschichte 
der Erde machen, sondern der Geist, und zwar der Fort- 
schritt in der Wissenschaft. 

In keiner Zeitepoche hat sich diese Erkenntniss, speciell . 
im Bereiche der Technik, glänzender bewährt, als in dem 
Jahrhunderte des unermüdlichen Fortschrittes, in welchem wir 
leben und welches man daher par excellence das Zeitalter 
der Erfindungen zu nennen pflegt. 

Von allen in diesem Säculum gemachten Erfindungen 
hat aber keine so kolossale, sich über die ganze bewohnte 
Erde erstreckende Umwälzungen zur Folge gehabt und dürfte 
auch keine von grösserem und geradezu unberechenbarerem 
Einflüsse auf die Cultur des Menschen sein als die Nutzbar- 
machung der Dampfkraft zum Zwecke einer raschen und 
leichten Communication vermittelst der Eisenbahnen und Dampf- 
schiffe. In der That muss eine Erfindung, die in so kurzer 
Zeit eine so grosse Verbreitung gefunden hat, als es die der 
Eisenbahnen ist, geradezu als -eine der grossartigsten, welche 
die Welt je gekannt hat, bezeichnet werden. 

Ihre Entstehung verdanken die Eisenbahnen jenen Be- 
dürfnissen der menschlichen Gesellschaft, welche dahin ge- 
richtet sind, den gegenseitigen Verkehr sowohl unter einander 
als mit fremden Ländern und Völkern zu erleichtern und zu 
erweitern. 

Die Erleichterung und Erweiterung des Verkehres ist aber 
gleichbedeutend mit Verbesserung der Communicationswege 
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unter gleichzeitiger Erhöhung der Wirksamkeit der Zugkraft, 
sei es zu Lande, sei es zu Wasser. Der Zustand und die An- 
zahl der Verkehrswege eines Landes, sind ein sicherer Massstab 
für seine Wohlfahrt in materieller Beziehung und den Stand 
seiner geistigen Cultur. 

Je vollkommener die Communicationswege sind, desto 
grössere Massen können mit gleicher bewegender Kraft auf 
denselben transportirt werden. Es ist daher die vollkommenste, 
ebenste Strasse immer die ökonomischeste. 

In Anerkennung dessen sind cultivirte Völker, in deren 
Ländern sich grosse Verkehrsmassen bewegten, stets bestrebt 
gewesen, die Oberfläche ihrer Strassen der horizontalen Linie 
immer näher zu bringen, d. h. dieselben unter thunlichster 
Verkleinerung des Widerstandes, welcher der Fortschaffung 
von Lasten auf den gewöhnlichen Strassen entgegenwirkt, 
immer ebener herzustellen. Schon die Römer und Griechen 
bauten zur Erreichung dieses Zweckes möglichst horizontale 
Strassen, deren Oberfläche mit einer soliden und eben ge- 
arbeiteten Steinlage versehen war. 

Die erste Eisenbahn, die als solche 1801 concessionirt wurde, 
war die Surrey-Bahn zwischen Wandsworth und Croydon in 
England, von zwei deutschen Meilen gleich 15 Kilometer Länge. 

Die Bauart der Fuhrwerke war ursprünglich roh, und 
Personen transportirte man zu jener Zeit auf Eisenbahnen 
noch nicht. Als Locomotionsmittel wurden Menschen-, später 
Pferdekräfte in Anwendung gebracht. 

Bewegliche Dampfmaschinen zur Fortbewegung der 
Wagen der Eisenbahnen wurden seit 1805 in England ver- 
wendet, jedoch — der vermeintlich besseren Adhäsionskraft 
halber — nur mit verzahnten Rädern. 

Im Jahre 1814 liess William B lacket auf englischen 
Kohlenbahnen Versuche machen, die Locomobile mit der ihr 
angehängten Last nur mit Hilfe des Haftungsvermögens der 
glatten Triebräder auf der glatten Fahrbahn fortzubringen. Mit 
diesem ersten gelungenen Versuche war wieder ein mächtiger 
Fortschritt in der Entwicklung der Eisenbahntechnik gemacht. 

Das Verdienst, die von Blacket zuerst versuchte, durch 
das Gewicht der Locomotive hervorgebrachte Adhäsion voll- 
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kommen erkannt, die Locomotive und Bahngeleise selbst aus- 
gebildet zu haben, muss dem englischen Ingenieur Georg 
Stephen son zugeschrieben werden. Er erbaute 1828 eine 
Locomotiv-Maschine, welche ihr fünffaches Gewicht zog und 
14—20 englische Meilen (23 — 32 Kilometer) in der Stunde 
zurücklegte, und mit dieser Einführung war die Bahn zu allen 
weiteren Fortschritten gebrochen. 

Die erste, dem öffentlichen Verkehre dienende Eisenbahn 
wurde im Jahre 1825 zwischen den Städten Stockton und 
Darlington eröffnet und zum ersten Male von einer Stephenson- 
schen Locomotive, welche man »Eisenross« nannte, befahren. 
»Ich hoffe«, sagte damals Georg Stephenson zu seinem 
Sohne Robert, »dass Du den Tag erleben wirst, den ich 
selbst wohl kaum mehr sehen werde, wo die Eisenbahnen in 
diesem Lande jedes andere Transportmittel verdrängt haben 
werden, wo die Eisenbahnen den Verkehr der Eilwagen über- 
nehmen und für den" König wie für alle seine Unterthanen 
die grossen Landstrassen ersetzen werden. Es naht der Augen- 
blick, wo der Arbeiter es wohlfeiler finden wird, mittelst 
Eisenbahn zu reisen, als zu Fuss zu gehen.« 

Die Ereignisse eines halben Jahrhunderts haben diese 
prophetischen Worte verwirklicht. 



Die in England gemachten Erfindungen und Verbesse- 
rungen wurden von den übrigen civilisirten Ländern rasch 
begriffen und in Folge dessen zahlreiche Eisenbahnen ins 
Leben gerufen und mit Dampf betrieben. 

Unter allen Staaten des Continents war Oesterreich so 
ziemlich der erste, welcher das neue Verkehrsmittel bei sich 
einführte. Während nämlich das Kohlengebiet der Ruhr und 
Saar in Rheinpreussen schon im Jahre 1826 über acht Meilen 
Pferde-Eisenbahnen besass, wurde in Oesterreich im Jahre 1830 
die Bahn von Prag nach Lana [l x / 2 Meilen lang), und 1832 
die fast 18 Meilen lange Budweis-Linzer Bahn eröffnet, die 
beide indess nur mit Pferden betrieben wurden. 

Im Jahre 1838, am Dreikönigstage, pfiff die erste Loco- 
motive in Oesterreich auf der Strecke Wien — Wagram. In 
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demselben Jahre wurde in Preussen auf der Strecke Berlin — 
Potsdam der Locomotivbetrieb eingeführt. 

In Frankreich fand die Eröffnung der ersten Locomotivbahn 
im Jahre 1832 zwischen St. Etienne und Lyon statt, während 
Amerika im Jahre 1835 den Locomotivbetrieb bei sich einführte. 

Aus so kleinen Anfängen entwickelte sich das Eisen- 
bahnwesen, welches lediglich als eine Schöpfung pri- 
vaten Unternehmungsgeistes und privaten Capitales 
anzusehen ist, in der seit der ersten Verwendung der 
Dampfzugkraft zur Beförderung von Personen und Sachen 
auf Eisenbahnen durch Stephenson verstrichenen kurzen 
Frist zu einer ganz ungeahnten Grösse und Bedeutung, so dass 
ein Eisenbahnnetz entstand, welches heute über 370.000 Kilo- 
meter lang ist, mehr als 100.000 Locomotiven, 200.000 Per- 
sonenwagen und 2y 2 Millionen Güterwagen besitzt, ein Anlage- 
capital von ungefähr 40 Milliarden Gulden repräsentirt und 
mehr als drei Millionen Menschen beschäftigt. 

Halten wir dem die Handelsflotte der Welt gegenüber, 
so ergibt dem »Bureau Veritas« zufolge die Seglerflotte 
der Welt Ende 1883 einen Bestand von 48.074 Schiffen mit 
13,647.877 Tonnen, während die merkantile Dampferflotte 
einen Gesammtbestand von 7864 Fahrzeugen mit 6,037.164 
Tonnen aufweist. 

Speciell in Oesterreich-Ungarn betrug die Betriebs- 
länge der Eisenbahnen amSchlusse des Jahres 1881 18.491 Kilo- 
meter (wovon zehn Percent doppelgeleisig sind), während 
sich dieselbe in Deutschland auf 34.066 Kilometer (wovon 
42 Percent doppelgeleisig sind) stellte. 

Grossbritannien und Irland besitzen rund 30.000 Kilo- 
meter Eisenbahnen, Frankreich (inclusive Localbahnen) 27.000 
Kilometer, und Amerika 183.000 Kilometer (wovon Nord- 
Amerika 138.000 Kilometer). 

Das Anlagecapital der österreichisch-ungarischen Bahnen 
betrug bis Ende 1881 5127,002.298 Mark, das der deutschen 
Bahnen 9277,804.490 Mark, in England 16.622,540.000 Mark, 
in Amerika 27.600,000.000 Mark, in Frankreich rund 
8200,000.000 Mark. 
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Dieses überraschende, von dem rastlos treibenden Leben 
auf dem Gebiete des Verkehrswesens grossartiges Zeugniss 
ablegende Resultat ist einer Erfindung zu danken, welche in 
besonders hohem Grade den Namen einer solchen beanspruchen 
darf, weil sie die zur Befriedigung der menschlichen Bedürf- 
nisse erforderliche Arbeit auf die Naturkräfte überwälzt und 
dadurch dem fundamentalen Bestreben: der thunlichsten Er- 
sparung an Zeit, Raum und Kraft — Rechnung trägt. 

Deshalb aber und weil dieses Princip, solange Menschen 
leben, stets in Geltung bleiben wird, und weil der menschliche 
Forschungsgeist immer weiter und weiter zielt, können wir 
die im Verkehrsleben bisher erreichten Erfolge, so gross die- 
selben auch sind, nicht als beendet ansehen; sie sind nur eine 
Stufe auf dem Wege zu neu erstrebten Bahnen des Fortschrittes ! 

Wir verweisen in dieser Beziehung auch auf die Er- 
findung unserer Tage: die Elelctricität als Kraftvermittlm*tn zu 
verwenden, wodurch die bisherigen Factoren auf dem Gebiete 
des Verkehrslebens möglicherweise einer Aenderung entgegen- 
gehen werden, falls die Lösung der noch offenen Frage der 
Uebertragung der Kraft auf weite Entfernungen vermittelst 
der Elektricität, von der wir allerdings nach dem heutigen 
Stande der Versuche noch sehr entfernt sind, gefunden und 
es der Technik gleichzeitig gelungen sein wird, die Elek- 
tricität überall auch in ökonomischer Weise gegenüber den 
anderen bestehenden Kraftvermittlern, speciell dem Dampfe, 
in Vortheil zu setzen, was bei dem Umstände, als die Nutz- 
kraft der in dem Feuerraum verbrannten Kohle kaum fünf Per- 
cent beträgt,* doch vielleicht noch einmal, wenigstens dort, 
wo billige Wasserkräfte zu Gebote stehen, erreicht werden 
wird. Für lange Eisenbahnlinien mit zeitweiliger Beförderung 
starker Züge wird dagegen die elektrische Bahn kaum jemals 
geeignet sein. 

Die wenigsten Erfindungen entspringen übrigens, wie 
Pallas Athene, gleich fertig dem Hirn des Entdeckers; 
meist bedarf es jahrelanger Arbeiten^ um dem richtigen Ge- 
danken in allen Dingen die praktische Form zu geben. 

* Aus der Welt der Technik, »K. Ztg.« 
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So war es auch — und wir möchten dies, weil einmal 
von den Erfindungen unseres Jahrhunderts auf dem Gebiete 
des Verkehrslebens die Rede ist, nicht gerne übergehen — 
mit dem Fortschritte in der technischen Vervollkommnung der 
Dampfschiffe. 

Im Jahre 1808 war es, als Fulton sein erstes mit 
Schaufelrädern versehenes Dampfschiff* in New- York erbaute. 
Dreissig Jahre durchfurchten nun* derartige Schiffe, wie wir 
sie auch heute noch sehen, die Meere, bis die Unzuträglich- 
keiten der Räder bei stürmischem Wetter und im Kampfe 
zur See einen anderen Motor nothwendig erscheinen Hessen. 
Im Jahre 1837, an einem stürmischen Septembertage war es, 
als ein Dampfschiff* die bewegten Wellen des englischen Canales 
durchschnitt, bei welchem man nicht die Schaufelschläge 
der Räder hörte, welches vielmehr in ruhigem Gange dahin- 
schoss und statt der gewöhnlichen, weithin sich ausdehnenden 
Wasserfurche, die den bisherigen Dampfschiffen zu folgen 
pflegte, nur einen langen, kräuselnden Wasserstrang nach sich 
zog, der seinen Ursprung offenbar dem verborgenen Be- 
wegungsapparate verdankte. 

Dieses neue Dampfschiff war der vom Engländer Smith 
erbaute erste »Schraubendampfer« (Propeller). Seit jener Zeit 
ist man aber nicht unthätig geblieben, vielmehr hat sich die 
Schiffsmaschine ausserordentlich vervollkommt. (K. Ztg.) 

Aber auch die elektrische Schifffahrt hat, wie Sir W. 
Siemens hervorhob, eine grosse Zukunft, namentlich dort, 
wo ein Schiff nur sehr unregelmässig oder mit längeren Pausen 
fährt, dabei aber stets unter Dampf sein muss, wodurch sich 
der Betrieb sehr vertheuert, während der elektrische Accu- 
mulator im Ruhestande nichts kostet. 

Selbst mit der Erfindung der modernen Sprengstoffe hat 
die Cultur eine neue mächtige Waffe erhalten; Dynamit und 
Nitro-Glycerin sind die unwiderstehlichen Werkzeuge jener 
Pionniere, welche die granitenen Urwälle des Mont-Cenis, des 
St. Gotthard und des Arlberg durchbrachen, um durch meilen- 
lange Tunnels dem Weltverkehre neue Strassen zu schaffen 
und die verschiedenen Länder und Völker Europas einander 
näher zu bringen. Dass diese grossartige Errungenschaft 
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der Wissenschaft von gewissenlosen Feinden der Gesellschaft 
missbraucht worden ist, hat sie mit jedem Fortschritt der 
Wissenschaft gemein. 

Wir gehen nun daran, die Entwicklung des Eisenbahn- 
wesens speciell in Oesterreich-Ungarn kurz zu skizziren. 

Seit Einführung des Dampfbetriebes in England war 
die Unternehmungslust dafür auch in Oesterreich geweckt; 
allein verschiedene Verhältnisse verhinderten dessen generelle 
Einführung bis 1836, in welchem Jahre der Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn das Privilegium zur Anlage der ersten grösseren 
Locomotiv-Eisenbahn ertheilt wurde. 

Im Jahre 1841 erfloss eine Allerhöchste Entschliessung, 
kraft deren der Bau von Eisenbahnen auf Staatskosten zu er- 
folgen hatte, mit deren praktischer Durchführung bereits im 
Herbste 1842 begonnen wurde. 

Seit dem Jahre 1850 war die österreichische Regierung 
bestrebt, den Betrieb der in Privatbesitz befindlichen Loco- 
motivbahnen in eigener Regie zu führen, so dass Ende 1854 
von den damals im Betriebe stehenden 2617 Kilometern mehr 
als zwei Drittel Eigenthum des Staates waren. 

Das im Jahre 1854 entstandene Geldbedürfniss des Staates 
und die in Folge des fast gänzlichen Mangels einer Landes-Industrie 
sowie der Neuheit der Institution ungünstige Verzinsung des 
in den Eisenbahnen investirten Anlagecapitales im Vereine 
mit der durch die damalige Schwerfälligkeit des staatlichen 
Leitungsapparates bedingten unökonomischen Führung des 
Betriebes brachte einen totalen Umschwung in der bis dahin 
bestandenen Eisenbahnpolitik mit sich, indem man neuerdings 
zum System des Privatbetriebes überging und die im Besitze 
■ des Staates befindlichen Eisenbahnen an Privatunternehmungen 
verkaufte. 

Gleichzeitig wurde ein neues, noch bis heute giltiges 
Concessionsgesetz erlassen, welches die Bedingungen fest- 
setzte, unter welchen der Bau und Betrieb der Privatbahnen 
zu erfolgen hatte. 

Die Privatspeculation bemächtigte sich mit Eifer der ihr 
durch Ankauf und Ausbau der Staatsbahnen gebotenen günstigen 
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Chancen. Namentlich waren es französisches Capital und 
französische Geldinstitute, welche diese Vortheile mit richtigem 
Blick zuerst erkannten und auch den grössten und wichtigsten 
Theil der staatlichen Bahncomplexe in ihr Eigenthum brachten. 

Die Prosperität dieser kaufmännisch geleiteten Unter- 
nehmungen gab im weiteren Verlaufe der Zeit Veranlassung 
zum Baue vieler, mangels eines bestimmten, von der Regierung 
aufgestellten Programms allerdings oft ganz überflüssiger neuer 
Bahnen, welche sich in vielen Fällen auf die Concurrenz mit 
den älteren Unternehmungen angewiesen sahen. Insbesondere 
waren es die Jahre des sogenannten »wirthschaftlichen Auf- 
schwunges« (1868 bis 1873), in welchen der Bahnbau ohne 
Beachtung der früher schon in England gemachten ungünstigen 
Erfahrungen in geradezu überstürzter Weise stattfand. 

Leider beging auch das Parlament, ohne auf eine aus- 
reichende Regulirung des Privatbahnwesens Rücksicht zu 
nehmen und ganz entgegen der von der englischen Regierung 
befolgten Politik der vollständigen Enthaltung von jeder 
staatlichen Unterstützung der Linienconcurrenz, den grossen 
Fehler, diesem Ueberhasten in der Eisenbahnbewegung Vor- 
schub zu leisten, indem es den Unternehmern — der an- 
scheinenden Gemeinnützigkeit des Zweckes halber, thatsächlich 
aber nur zur Anfeuerung der grundfalschen Linienconcurrenz — 
behufs leichterer Fixirung des Capitales besondere Begünsti- 
gungen, zumal in der Form von Zinsengarantien gewährte, 
welche heute das Staatsbudget umso empfindlicher belasten, 
als sie in der Regel denn doch nur als ä fonds perdu zuge- 
schossen angesehen werden müssen. 

So wurde denn das Mittelding von Staatsbahn und 
Privatbahn, die garantirte Eisenbahn, in Oesterreich ins 
Ungemessene gross gezogen, zum Nutzen der Privatspeculation, 
ohne entsprechenden Vortheil für das allgemenie Interesse, zum 
empfindlichen Schaden der staatlichen Finanzen. 

Der Concurrenzkampf der dieselben Hauptrouten bedie- 
nenden Eisenbahnen dauerte verhältnissmässig nur kurze Zeit, 
da einerseits zu längerem Anhalten desselben die Transport- 
mengen, welche wohl einer Bahn genügend Beschäftigung 
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gaben, jedoch zwei Unternehmungen nicht alimentiren konnten, 
zu gering waren und man anderseits aus den Erfahrungen 
Nutzen zog, welche das Resultat der Concurrenzkämpfe in 
anderen Ländern an die Hand gab. 

Man einigte sich daher über eine Theilung des bis dahin 
concurrenzirten Verkehres. 

Dass hiebei das Publikum, welches anfangs so grosse 
Hoffnungen an den Bau von Concurrenzbahnen geknüpft hatte, 
wenig gewinnen konnte, liegt auf der Hand. Denn anstatt der 
Erlangung der erwarteten Vortheile kam man zu der Ueber- 
zeugung, dass diese Bahnen nichts zur Erzielung billigerer 
Transporte beitrugen. Vielleicht trat eher das Gegentheil 
insbesondere dadurch ein, dass der dringend erforderliche 
Ausbau des Netzes durch Localbahnen unterblieb. 

Aber auch das Betriebsergebniss der neuen Bahnen 
stellte sich weit unter die gehegten, prospectgemässen Er- 
wartungen. Ja es gab Bahnen, welche nicht einmal die Betriebs- 
kosten ins Verdienen zu bringen vermochten und daher an 
einem Betriebsdeficit laborirten. 

Als dann noch im Jahre 1873 zu diesen ungünstigen 
Verhältnissen die Finanzkatastrophe hinzutrat, sah sich die 
Regierung bemüssigt, direct in die Action einzugreifen. 

Indessen galt es zunächst, den bedrohten Eisenbahn- 
werthen zu Hilfe zu kommen. Eine eigentliche Eisenbahnpolitik 
wurde damit noch nicht in Verbindung gebracht. 

Man übernahm nothleidende Bahnen — allerdings für 
den Verkehr ganz bedeutungsloser Art — wie die Nieder- 
österreichischen Südwestbahnen, die Dniesterbahn etc., und 
baute Bahnen (sogenannte Nothstandsbauten), wie die Linie 
Oberdrauburg — Wolfsberg, Kriegsdorf — Römerstadt etc., welche 
ebenfalls mehr Privatinteressen als öffentlichen Zwecken dienten. 
Die zerstreute Lage dieser Bahnen nöthigte überdies den Staat, 
dieselben zumeist dem Privatbetriebe zu überlassen. 

Aber diese kleinen Anfänge hatten doch den Effect, das 
Bewusstsein der Bedeutung des Staatsbetriebes zu 
wecken und die grosse Staatsaction einzuleiten, welche wir 
heute durch Uebernahme der Kaiserin Elisabeth-Bahn, der 
Kronprinz Rudolf-Bahn und der Kaiser Franz Josefs-Bahn in 



Kurzer Abriss der genetischen Geschichte etc. J5 

den Staatsbetrieb, durch den Bau der Galizischen Transversal- 
bahn und der Arlbergbahn inaugurirt sehen. 

Durch sein persönliches Eintreten und Eingreifen in die 
überdies nach mancher Richtung hin reformbedürftigen Eisen- 
bahnverhältnisse kommt der Staat der ihm durch die Natur 
der Dinge vorgezeichneten Aufgabe nach, indem er, im Besitze 
von wichtigen Verkehrslinien, deren Verwaltung und Betrieb 
er führt, jenen naturgemässen Einfluss auf die Verkehrs- und 
Tarifpolitik der Privatbahnen gewinnt, den er früher umso 
weniger besitzen konnte, als er sich gesetzlich erworbenen 
Rechten der Privatbahnen gegenüber gestellt sah, deren Be- 
schränkung nur auf dem Wege weitläufiger und voraussichtlich 
fruchtloser Verhandlungen hätte erfolgen können. 

So sehen wir denn nach und nach aus dem System des 
ausschliesslichen Privat-Eisenbahnbetriebes vorerst ein gemischtes 
System hervorgehen, dem — ähnlich wie dies in Preussen 
der Fall war -- als letzte Phase des Entwicklungsganges 
das reine Staatsbahnsystem für alle Hauptlinien zu folgen be- 
rufen erscheint. 

Denn das gemischte System ist trotz aller vorgegangenen 
Glorificirung desselben, insolange damit eine Concurrenz, und 
kein » thatsächliches Nebeneinander von Staats- und Privat- 
bahnen in ganz abgegrenzten Bezirken ohne Concurrenz« ver- 
bunden ist, welcher paradiesische Zustand aber in unserer 
Welt voll Mängel nur als Ideal gedacht werden kann, ein 
System der Systemlosigkeit, welches die Verwirrung mehrt, 
anstatt sie zu beseitigen. 

Schlusswort. 

Die Eisenbahnverhältnisse in Oesterreich lassen sich mit 
denen anderer Länder, namentlich Englands, Frankreichs und 
Amerikas, nur mit Vorsicht und unter genauer Kenntniss der 
dortigen, von den hierländischen oft fundamental abweichenden 
Institutionen vergleichen. 

Eine grössere Analogie besteht, schon zu Folge der 
übereinstimmenderen geographischen Lage und Gesetzgebung 
beider Länder zwischen unseren Einrichtungen und denen des 
benachbarten deutschen Reiches, von dessen Institutionen wir 
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ja manches übernommen haben, mit dem wir ein Handelsgesetz, 
das Betriebsreglement, eine fast gleiche Bahnpolizei-Ordnung, 
verschiedene Transport- und Wagenbenützungs-Regulative etc. 
gemeinsam haben, und an welches uns das Band des »Vereines 
deutscher Eisenbahn-Verwaltungen < knüpft. 

Der Unterschied dagegen zwischen uns und England 
sowie Amerika liegt nicht allein in der ganz verschiedenen 
geographischen Lage und industriellen Entwicklung, • sondern 
beruht auch auf der Verschiedenheit der staatsrechtlichen 
Stellung des Bahnverkehres selbst. 

Dort gilt das Princip der gesetzlich ungehinderten Con- 
currenz, hier das der Concession und des Monopols. 

Wenn bei Gelegenheit von Klagen über die hiesigen 
Eisenbahnverhältnisse häufig auf England und Amerika ver- 
wiesen wird, deren Einrichtungen sich die heimischen Bahn- 
verwaltungen zum Muster nehmen sollten, so werden hierbei 
die bestehenden Unterschiede zumeist ganz übersehen. Was 
in England und Amerika unter dem Einflüsse des dortigen 
Reichthumes und der Dichtigkeit des Verkehres zum Bedürf- 
nisse geworden, ist es nicht in Deutschland, und noch weniger 
in Oesterreich. Denn die grossartigen Anlagen für die Verkehrs- 
abfertigung, die Zahl und Schnelligkeit der Züge, sowie manche 
der so viel bewunderten Betriebseinrichtungen jener Länder 
rechtfertigen sich nur da, wo 'die Dichtigkeit des Verkehres 
und der Reichthum des Landes die Mittel zu solchem Auf- 
wände bieten, und der erhöhte Aufwand seine Deckung in der 
entsprechenden Steigerung des Verkehres findet. 

Alles in Allem glauben wir — und wir möchten dem 
gern besonderen Ausdruck geben — dass, wenn der Entwick- 
lungsgang unseres, nunmehr einer neuen Epoche entgegen- 
gehenden Eisenbahnwesens einer einsichtigen Beurtheilung und 
einer wohlwollenden Berücksichtigung der besonders schwierigen 
und verwickelten Verhältnisse in Oesterreich unterzogen wird, 
dass dann selbst ein strenger Kritiker Geneigtheit auch zu 
einem Worte freundlicher Anerkennung für unsere heimischen 
Institutionen, — denen ja auch das Institut der Fortbildungs- 
schule für Eisenbahnbeamte zuzuzählen ist — finden wird. 
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IL 

Einfluss der Eisenbahnen in wirtschaftlicher, 
socialer und cultureller Beziehung. 

DenBegriff der Eisenbahnen definirt Dr.E. Sax ,*volkswirth- 
schaftlich genommen, als jene Gestaltungen, welche die Anwen- 
dung des Dampfes auf das Transportwesen zu Lande aufweist. 

Die Verwohlfeilung, Sicherheit und Schnelligkeit, welche 
die Transportirung von Personen und Sachen vermittelst der 
Eisenbahnen gegenüber den früheren Verkehrsmitteln erlangte, 
haben eine vollständige Umwälzung auf allen Gebieten des 
wirtschaftlichen und socialen Lebens hervorgerufen, und sich 
gleichzeitig als äusserst wichtiges Förderungsmittel der mensch- 
lichen Cultur erwiesen. 

»Mit Ausnahme des Alphabetes und der Buchdrucker- 
kunst« — sagt Macaulay in seiner Geschichte Englands — 
»haben diejenigen Erfindungen, welche die Entfernung abkürzten, 
zur Civilisation unseres Geschldchtes am meisten beigetragen.« 

In immer weiteren Kreisen hat sich die Ueberzeugung 
Eingang verschafft, dass die Eisenbahnen nicht allein ein 
Hilfsmittel zur Hebung des Personenverkehres und zur wesent- 
lichen Erleichterung des Güteraustausches, sondern auch ein 
Haupthebel der Steigerung der productiven Kräfte sind, und 
der in Folge dessen zum Durchbruch gekommenen Erkenntniss 
von der den Eisenbahnen immanenten volkswirtschaftlichen 
Bedeutung, von dem durch Eisenbahnen zu erzielenden volks- 
wirthschaftlichen Gewinne ist es denn auch beizumessen, dass 
das Eisenbahnnetz in so kurzer Zeit sich so weit ausgespannt 
und verdichtet hat. 

Bei den Eisenbahnen treffen eben die zur Ausbildung des 
Transportwesens erforderlichen, die Herabsetzung der Trans- 
portkosten und den Gewinn an Zeit im Gefolge habenden 
Grundelemente: Vervollkommnung des Weges und der Kraft 
(des Motors), in seltener Weise zusammen. 

In welchem Masse zunächst eine Verwohlfeilung der 
Transportkosten gegenüber den früher vorhandenen Communi- 

* E. Sax, Die Eisenbahnen. Wien 1879. 
Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 2 
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cationsmitteln eingetreten ist, dafür fuhren wir folgende Bei- 
spiele an: Es betrugen vordem die Fahrpreise in England auf 
den Diligencen in der I. Classe 25 — 32, IL Classe 16 — 20 cent. 
per Person und Kilometer. Heute rechnet man auf den englischen 
Eisenbahnen durchschnittlich in der I. Classe 13 — 15, IL Classe 
9 — 11, III. Classe 6 — 7 cent. per Person und Kilometer. 

Die Frachtgüter befördern die englischen Eisenbahnen, 
nach einem approximativen Durchschnitte, etwa um 40 Percent 
billiger, als dies früher auf Landstrassen und selbst Canälen 
der Fall war. (E. Sax, S. 4.) 

Der Transport eines Centners Steinkohle kostete vor 
Eröffnung der Bahnen zwischen der Hardensteiner Grube und 
Eiber feld (4 Meilen) 7 Sgr. = 35 kr. per Zollcentner, wäh- 
rend derselbe heute kaum zwei Kreuzer per Centner beträgt. 

In Oesterreich verlangten die Fuhrleute vor dem Bestände 
der Eisenbahnen ungefähr 4 — V/ 2 Kreuzer per Zollcentner 
und Meile. Im Jahre 1881 stellte sich der durchschnittliche Satz 
im Güterverkehre der österreichischen Bahnen auf 1.33 Kreuzer 
per Centnermeile, und für die zu besonders billigen Tarifsätzen 
beförderten Massengüter noch weit niedriger. 

Im Durchschnitte lassen sich nach Professor Launhardt 
in Hannover (wirthschaftliche Fragen des Eisenbahnwesens) 
die Frachtkosten auf Eisenbahnen zu ein Sechstel des Betrages 
der Landstrassenfracht annehmen, was wohl zum Theile auch 
auf der physikalischen Erscheinung beruht, dass dieselbe Zug- 
kraft auf dem glatten Schienenwege bei einer durchschnitt- 
lichen Steigung von 1 : 300 etwa das Sechsfache dessen leistet, 
was sie auf einer guten Strasse leisten würde. Hierbei kommt 
allerdings auch noch ausser der Geschwindigkeit die überlegene 
Leistung des Dampfpferdes gegenüber dem eines lebenden 
Pferdes zu berücksichtigen, welche sich nach den Berechnungen 
des Geheimrathes Engel in Berlin ungefähr wie 4:1 verhält. 

Wie sehr durch Erfindung der Eisenbahnen an Zeit er- 
spart wurde, beweist das nachstehende Beispiel: Zur Zurück- 
legung einer Weglänge von 5000 Kilometer auf 11 von Paris 
ausgehenden Strassen wurden von den Personenposten im 
Jahre 1814 1158 Stunden verwendet. Im Jahre 1879 waren 
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sämmtliche Endorte dieser Strassen in Paris mit Schienenwegen 
verbunden, und die darauf mit 43*4 Kilometer per Stunde 
verkehrenden Eisenbahnzüge legten die Strecke in 124 Stunden 
zurück. 

Was die Kraft anbelangt, so werden erfahrungsgemäss 
im grossen Durchschnitte für einen Gulden mittelst Locomotiven 
400 Tkm., mittelst Pferden aber nur 17 Tkm. und mittelst 
Menschenkraft nur 4 Tkm. fortgeschafft; wobei das Zeit- 
moment ganz unberücksichtigt geblieben ist. 

Dadurch, dass die Eisenbahnen Raum und Zeit soweit 
als möglich überwinden, indem sie durch ihre preisermässi- 
gende Wirkung eine ausserordentliche Erweiterung des Absatz- 
gebietes herbeiführten, haben sie auch für Haushalt und Consum 
eine wohlthätige Stetigkeit und Regelmässigkeit, gleichzeitig 
aber auch eine Ausgleichung der örtlichen Preise herbeigeführt. 

Wie augenfällig dieses Nivellement vor sich gegangen 
ist, ergibt folgende Aufstellung der Durchschnittspreise des 
Hektoliters Weizen in den letzten fünfzig Jahren, welche wir 
dem Werke von E. Sax, »Die Eisenbahnen«, Seite 21, ent- 
nehmen. Dieselben betrugen in österreichischer Währung 
Gulden in Silber: 



Decennium 


England 


Frankreich 


Belgien 


Preussen 


Oesterreich 


Ungarn 


1821-30 


10.25 


7.35 


6.44 


5.65 


4.81 


3.33 


1831—40 


9.60 


7.61 


7.31 


5.27 


4.81 


3.67 


1841—50 


9.15 


7.89 


7.99 


6.41 


6.72 


4.87 


1851—60 


9.40 


"8.84 


9.65 


8.07 


8.94 


7.23 


1861—70. 


8.80 


8.59 


9.24 


7.79 


8.33 


7.70 



Aus diesen Ziffern sehen wir, dass sich die früher auf- 
fallend niedrigeren Preise der producirenden Getreideländer 
gegenüber denen der consumirenden mit der Entwicklung 
der Eisenbahnen bedeutend gehoben und sich denen der con- 
sumirenden Gebiete wesentlich genähert haben, und dass so 
ein Ausgleich stattgefunden hat, welcher vor Allem dem Ein- 
flüsse der billigeren Verfrachtungsweise seit Einfuhrung der 
Eisenbahnen zuzuschreiben ist. 

Die Raum und Zeit ausgleichende Wirkung der Eisen- 
bahnen hat ferner zur Folge, dass ein localer Nothstand für 

2* 
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immer beseitigt erscheint. Dagegen ist aber eine gewaltige 
Verschiebung der wirtschaftlichen Verhältnisse ganzer Länder 
zum Theile eingetreten, zum Theile wird sie eintreten müssen. 

Wir verweisen zur besseren Illustration dessen gleich 
hier auf die Concurrenz, welche amerikanisches Ge- 
treide und Mehl unserem einheimischen Exporte in 
diesen Artikeln macht, welche Concurrenz, allerdings in 
Verbindung mit den billigen Productionskosten, doch nur zu 
Folge der äusserst niedrigen amerikanischen Bahntaxen, welche 
seit 1868 um mehr als 50 Percent ermässigt wurden ,* sowie 
der billigen Wasserfrachten und der raschen Beförderungsart 
möglich geworden ist. 

In welchem Verhältnisse diese Concurrenz rückwirkt, 
geht aus Folgendem hervor: 

Der Export Nordamerikas betrug im Jahre 1850 
Weizen .... 217.000 Mtr.-Ctr. 

Mais 1,681.000 

Dagegen 1881 

Weizen .... 40,800.000 
Mais 23,700.000 

Es hat also der Export von Weizen im Verhältnisse 
1 : 188, jener von Mais im Verhältnisse 1 : 14 in diesen dreissig 
Jahren zugenommen. 

Während Oesterreich-Ungarn in dem Jahre 1868 5,852.000 
Mtr.-Ctr. und Amerika 4,400.000 Mtr.-Ctr. Weizen exportirte, 
führten die Vereinigten Staaten Nordamerikas im Jahre 1880 
41 8 Millionen Mtr.-Ctr. Weizen, die österreichisch-ungarische 
Monarchie in demselben Jahre blos 2*9 Millionen Mtr.-Ctr. aus. 
Das Verhältniss beider Ziffern stellt sich wie 93*5 : 6*5.** 

Welche Rückwirkung wird der Ausfall des Getreide- 
exportes auf unsere Bahnen üben? »Ich habe« — sagte Dr. Peez 
in einem seiner Vorträge — »beispielsweise die Verhältnisse 
der Elisabethbahn von diesem Standpunkte aus einer Berück- 



* Im Jahre 1872 betrug nach Sectionsrath Kilenyi die Fracht Chicago — 
New-York (1470 Kilometer) fast fl. 3.— per Meter-Centner, im Jahre 1876 
nur fl. 1.50. 

** Vorstehende Daten sind dem kürzlich erschienenen Werke G. Sz ath- 
mary's über die nordamerikanische Concurrenz entnommen. 
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sichtigung unterzogen und gefunden, dass im Jahre 1878 die 
Anzahl der Exportwaggons 50.225, mit einer Frachteinnahme 
von etwa b x / 2 Millionen Gulden betragen hat. Die Gesammt- 
Brutto-Einnahme der Bahn in demselben Jahre belief sich auf 
15 Millionen Gulden, Es sind also 36*4 Percent aus dem Export 
geflossen.« Wir fügen dem hinzu, dass der Getreideexportver- 
kehr der Kaiserin Elisabethbahn im Jahre 1883 gegen 1882 
um 12.000 Waggons abgenommen und einen Einnahmenausfall 
von mehr als 700.000 Gulden ergeben hat. 

Auf die Verhältnisse der Industrie haben die Eisen- 
bahnen zunächst durch die Erleichterung des persönlichen 
Verkehres grossen Einfluss genommen. »Die persönliche Be- 
rührung, der Augenschein, die directe Verhandlung und Ab- 
schliessung von Geschäften, die leichte Verschiebung der 
persönlichen Arbeitskräfte etc., Alles das ist für die Industrie 
mit ihrem Bezüge der verschiedensten Rohstoffe und dem 
Absätze in die Ferne, dem Wechsel der Conjuncturen, von 
hervorragender Wichtigkeit, die sich nach allen Richtungen 
ihrer inneren Qualität äussert.« (E. Sax, S. 56.) 

Aber nicht allein auf die äussere Gestaltung und Ent- 
wicklung des Handels, sondern wesentlich auch auf dessen 
besondere Gestaltung und innere Beschaffenheit haben die 
Eisenbahnen durch das diesen Transportmitteln anhaftende 
Moment der Sicherheit und Schnelligkeit des Trans- 
portes grossen Einfluss ausgeübt. 

Die gegen früher unstreitbar gesteigerte Sicherheit der 
Güter vor Beschädigung und Verlust, sowie die Sicherung 
eines voraus bestimmbaren Lieferungstermines vermindern das 
Risico der Handels-Unternehmungen und dadurch den Waaren- 
preis selbst. Wesentlich trägt hiezu auch die Beschleunigung 
des Transportes und der dadurch ermöglichte raschere Umsatz 
der in den Handelsartikeln investirten Capitalien bei. 

Die Erleichterung des persönlichen und des Güterver- 
kehres macht eine Menge Mittelspersonen überflüssig. »Die 
Handelsbeziehungen gewinnen durch die Eisenbahnen ausser- 
ordentlich an Unmittelbarkeit, und die entfallenden Vermitt- 
lungsspesen sind als Gewinn der Gesammtwirthschaft zu buchen.« 
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Sogar eine andere Gruppirung der Menschen in gewerb- 
licher und localer Beziehung wurde durch die Eisenbahnen 
veranlasst, da sie die Verdichtung der Bevölkerung in Indu- 
striecentren und grossen Gemeinwesen, allerdings oft auf Un- 
kosten der kleinen Landstädte, erleichterten und dadurch eine 
Aenderung der früheren socialen Verhältnisse herbeiführten. 
Dass das sich hierin kundgebende Bestreben der Zusammen- 
ziehung der wirtschaftlichen Kräfte gleichzeitig auch den 
Nationalgeist stärkt und die Entwicklung der Nation fördert, 
indem es die Uebel der Kleinstädterei Und des provinziellen 
Vorurtheils beseitigt, das hat schon Friedrich List, der Be- 
gründer des deutschen Zollvereines, welcher am 1. Jänner 1884 
seinen 50jährigen Bestand feierte und seither zu einem 
mächtigen Hebel des Wohlstandes, der Unabhängigkeit und 
Cultur des deutschen Volkes geworden ist, erkannt und des- 
halb auf die grosse politische Bedeutung des Eisenbahnwesens 
hingewiesen. 

Selbst in klimatischer Beziehung scheint sich der Einfluss 
der Eisenbahnen in Folge der durch sie erst ermöglichten 
Besiedelung der früher der Wildniss überlassenen Landschaften 
bemerkbar zu machen. »Wir stehen hier«, schreibt ein Be- 
richterstatter der »K. Ztg.«, welcher Amerika unlängst bereiste, 
»in Folge der seit Menschengedenken nie dagewesenen rächen 
Urbarmachung ausgedehnter Strecken vor ganz . neuen und 
räthselhaften Erfahrungen. Dass in der grossen Stadt New- 
York und Umgegend heutzutage eine ganz andere mittlere 
Jahrestemperatur herrscht, als auf der alten, von wenigen 
holländischen Colonisten bewohnten Insel Manhattan, ver- 
stehen wir noch allenfalls. Aber wie ist es nur möglich, was 
doch feststeht, dass der ganze Staat Michigan seit den letzten 
20 Jahren um einige Dutzend Breitegrade mehr südlich gerückt 
zu sein scheint? In Colorado gab es vor kurzer Zeit sehr 
wenig Regen und gar keine Gewitter. Jetzt, seitdem der Gold- 
durst Leute hineingezogen hat, gibt es dort nicht nur Wolken, 
die regnen können, sondern sie blitzen auch. Man will das 
Letztere freilich mit den Schienensträngen als Leiter der 
Elektricität erklären. Aber wer weiss, ob eine solche Erklärung 
nicht zu wohlfeil ist.« 
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In Berücksichtigung aller dieser durch die Eisenbahnen 
hervorgerufenen fundamentalen Umwälzungen des wirtschaft- 
lichen und socialen Lebens darf es nicht Wunder nehmen, 
dass dieselben auch auf die Gliederung und Verwaltung 
des Staatswesens, auf die Gesetzgebung, auf unser 
Familien-, Gemeinde-, politisches und nationales Leben 
wesentlichen Einfluss genommen haben, dass sie der 
Kunst und Wissenschaft grosse Dienste leisten und die 
allgemeine Bildung durch die erleichterte Vertheilung aller 
Literatur-, Kunst- und wissenschaftlichen Producte "befördern, 
indem sie Talent, Kenntniss und Geschicklichkeit in rege 
Wechselwirkung bringen. 

Auch für die Interessen der Heeresorganisation, 
Kriegführung und Landesvertheidigung sind die Eisen- 
bahnen von grosser Bedeutung. Die Schnelligkeit der Con- 
centration der zur Verfügung stehenden Truppenkörper wird 
oft geeignet sein, die nicht genügende Stärke derselben zu 
ersetzen. Nicht mindere Wichtigkeit haben die Eisenbahnen 
für die rückwärtigen Verbindungen der im Felde stehenden 
Armee, für den Nachschub von Truppen und Kriegsmaterial, 
für die Verpflegung des Heeres, sowie für Transporte vom 
Kriegsschauplatze nach dem Inlande. 

Allerdings haben auch die Eisenbahnen manche Schäden 
in urirthschafilicker und geistiger Beziehung mit sich gebracht, 
die jedoch in keinem Verhältnisse zu dem durch sie hervor- 
gerufenen Nutzen stehen'. 

Gelitten haben früher frequentirte Gegenden, welche 
heute abseits des Schienenweges liegen; ehedem reiche Städte 
und Handelsemporien sind verödet. 

Aber auch die kleinen und Mittelstädte, welche - - früher 
ohne eigentliche Fabriksindustrie — dadurch zu einem ver- 
hältnissmässigen Wohlstande gelangten, dass die umliegende 
Landschaft dort ihre Einkäufe machte und ihre Producte an 
den Markt brachte, zeigen dem Ergebnisse der von Zeit zu 
Zeit stattfindenden Volkszählungen zufolge, fast durchweg 
einen Stillstand, ja bisweilen sogar einen Rückgang in der 
Bewohnerzahl. 
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Der Anschluss an das grosse Bahnnetz, welchen sie 
meist mit dem Aufgebot aller Anstrengungen und oft mit 
grossen finanziellen Opfern anstrebten, ist für sie ein Danaer- 
geschenk geworden; denn ihre Märkte sind in Folge dessen 
verödet. Die Bevölkerung der Umgegend benützt jetzt die Bahn, 
um den nächsten grossen Markt zu erreichen, welcher ihr 
dadurch oft noch leichter zugänglich geworden ist, als der 
kleine Platz, der bisher ihr Kaufhaus war. 

Die Wirkungen der Eisenbahnen haben sich auch in 
sanitärer Beziehung nicht immer am besten geäussert; 
sie haben eine gährende Unruhe, eine früher ungekannte Be- 
weglichkeit der Massen erzeugt. Diese Beweglichkeit aber 
verursacht physisch wie geistig Störungen der Gesundheit 
und erhöht ihre Gefahr. 

Die Eisenbahnen, welche als eines der Haupthilfsmittel 
bei der Kriegführung erkannt werden, haben mitverschuldet, 
dass die Culturvölker unseres Continents von Waffen starren, 
wie nie zuvor. Dagegen haben auch zu keiner Zeit so ernste 
Bemühungen sich zusammengefunden, den beunruhigten Völkern 
Frieden und Wohlfahrt zu sichern. 

Die in Bezug auf das wirthschaftliche Leben der Völker 
zu Tage tretenden Wirkungen der Eisenbahnen äussern sich 
nach dem Gesagten, kurz recapitulirt, in Folgendem: 

Zahllose neue Productionszweige sind ins Leben gerufen. 
Die wirthschaftliche Thätigkeit der Völker hat zum Theile eine 
völlige Veränderung erlitten, neue Kräfte sind entstanden, neue 
Werthe geschaffen. Manch alte und lang bewährte Production 
hat unter den veränderten Verhältnissen und den reicheren 
Hilfsmitteln fremder Mitbewerbung gegenüber ihre Lebenskraft 
verloren. 

Unvorhergesehen und plötzlich hat sich oft diese Um- 
gestaltung vollzogen, so dass die wirthschaftliche Lage der 
Einzelnen sowohl, wie ganzer Bevölkerungstheile durch den 
raschen Wechsel in Frage gestellt und gefährdet wird. 

Noch sind die Dimensionen dieser mit der Entwicklung 
des Eisenbahnwesens zusammenhängenden, in steter Progres- 
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sion fortschreitenden Umgestaltung des wirtschaftlichen Lebens 
nicht abzusehen. 

Eine der ersten und wichtigsten Aufgaben der 
Eisenbahnen aber ist es, für die gedeihliche Gestaltung 
der Verkehrsverhältnisse Sorge zu tragen und den 
berechtigten Anforderungen zu genügen, welche Industrie 
und Handel, zumal insoweit hiebei die heimische Produktion in 
Betracht kommt, an sie zu stellen genöthigt sind. 

Denn wie eine Bahn in erster Linie für den Verkehr 
des Inlandes, für Handel und Industrie des eigenen Landes 
gebaut ist, so ist auch das Gedeihen dieser ein Haupterforder- 
niss für 'die Wohlfahrt der Bahn selbst, weil, was in ihrem 
eigenen Gebiete sich entwickelt, ihr nicht leicht entzogen 
werden kann. 



III. 

Ueber das Tarifwesen im Allgemeinen. 

Das Wort Tarif stammt aus dem Arabischen, und ver- 
steht man unter diesem Ausdrucke im Allgemeinen ein Ver- 
zeichniss von Handelsartikeln mit Angabe des Preises, 
um welchen dieselben verkauft werden, oder die in Geld aus- 
gedrückte Gebühr, welche für eine näher bezeichnete Arbeits- 
leistung zu entrichten im Voraus festgesetzt ist. 

Auf Eisenbahnen angewandt bezeichnet somit der 
Tarif den voraus bestimmten veröffentlichten Fahr- und 
Frachtpreis für den Transport von Personen und Gütern. 
Während jedoch der Tarif, d. i. der Preiscourant, eines 
Kaufmannes an keine anderen Grenzen gebunden ist, als wie 
die Concurrenz und die Conjuncturen sie vorschreiben, ist der 
Eisenbahntarif, d. i. die Summe der für eine mit dem Trans- 
porte von Personen und Gütern zusammenhängende Leistung 
zur Einhebung gelangenden Gebührensätze, weil der Eisen- 
bahntarif öffentlichen Zwecken zu dienen hat, an gewisse Be- 
schränkungen gebunden, welche ihren Ausdruck in der Fixirung 
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einer nicht überschreitbaren Grenze der Transport-Preisstellung, 
dem sogenannten » Maximaltarife«, finden. Es ist nun die Höhe 
der Transportpreise an und für sich sowohl, als deren 
Verhältniss zu den jeweils zu transportirenden Gütern 
und derenMengen von grosser Bedeutung und von hohem 
Einflüsse auf die Frequenz und Rentabilität einer Eisenbahn. 
Anderseits werden aber auch die volkswirtschaftlichen Haupt- 
functionen: Bodencultur, Industrie und Handel, von der Gestal- 
tung der Tarife sehr wesentlich beeinflusst, da der Transport- 
preis namentlich bei den . minderwerthen Massengütern eine 
hohe Quote der Productionskosten ausmacht. 

Es bildet daher die Frage der Gestaltung der Tarife 
nicht selten ein Streitobject zwischen dem Bahnunternehmer 
und Transport-Interessenten, da die Anforderungen des letzteren 
den Eisenbahnen gegenüber oft weiter gehen, als diese in 
ihrem Interesse zu gewähren in der Lage sind. 

Denn wenn es auch erfahrungsgemäss richtig ist, dass 
die Frequenz einer Eisenbahn durch den Frachtsatz bedingt 
wird, welchen sie verlangt, und dass mit der Verbilligerung 
desselben auch der Verkehr zunimmt, so muss es doch für 
die Bahnen eine Grenze geben, bis zu welcher der Tarif 
herabgesetzt werden kann. 

Diese Grenze bildet nun einerseits an und für sich schon 
der Verkehr selbst, der naturgemäss nicht ins Ungemessene 
wachsen kann, anderseits der Kostenpreis des Transportes, 
der auch einmal sein Minimum erreichen muss, da ja mit der 
Zunahme des Verkehres selbstverständlich auch die Auslagen 
der Transportanstalt zunehmen, und weil die durch die Mehr- 
frequenz erzielten Brutto-Einnahmen gegenüber den dadurch 
bedingten Mehrauslagen nicht immer in einem richtigen, gleich- 
massigen Verhältnisse stehen. 

Ausserdem aber kommen für die privatwirthschaftliche 
Rentabilität einer Bahn in letzter Linie nicht sowohl die Fre- 
quenz und die Brutto-Einnahmen, als vielmehr das verbleibende 
jährliche Betnerträgniss in Betracht, welches bei einem höheren 
Tarifsatze und einer relativ geringeren Frequenz sich grösser 
gestalten kann als bei niedrigerem Tarifsatze und vermehrter 
Frequenz. Wir finden dies hauptsächlich bei solchen Bahnen 
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zutreffend, deren Rente seitens des Staates durch Fixirung eines 
Maximal-Percentsatzes beschränkt wurde, wie dies in Oesterreich 
der Fall ist. 

Es erscheint sonach eine Preisermässigung für die nach 
privatwirthschaftlichen Grundsätzen verwalteten Eisenbahnen 
im Allgemeinen nur insolange angezeigt, als die davon zu er- 
wartenden Mehreinnahmen einen Gewinnüberschuss ihrer 
Jahresreineinnahmen versprechen. Dem -entsprechend lässt 
sich für jede Eisenbahn je nach ihrer Anlage und ihren Be- 
triebskosten ein Tarifsatz annehmen, welcher unter Berück- 
sichtigung der Frequenz für ihre Verhältnisse der rentabelste 
sein wird. 

Die Ermittlung dieses Tarifsatzes ist indess in der Praxis 
mit besonderen Schwierigkeiten schon deshalb verbunden, 
weil dieselbe wesentlich auch von den wirthschaftlichen Fac- 
toren des Arbeitslohnes und des Preises der Materialien (die 
Materialquote beträgt beispielsweise ungefähr den vierten 
Theil der gesammten Betriebsauslagen einer Bahn) etc. abhängig 
ist, welche einer fortwährenden Schwankung unterworfen sind. 

Jm Allgemeinen steht fest, dass zwar durch einen billigen 
Frachtsatz oft erst ein Verkehr, namentlich in den minder- 
werthen Massengütern, geschaffen wird, daher auchhierder 
billigere Tarif noch ein rentabler ist, während es aber 
auch anderseits vorkommt, dass die Preisermässigung nicht 
im richtigen Verhältniss zu der Mehrfrequenz steht, sonach 
hier ein höherer Frachtsatz sich vortheilhafter für das Bahn- 
unternehmen erweisen kann. 

Wenn nun, den Grundsätzen der Volkswirthschaft folgend, 
angestrebt werden soll, die Tarifsätze in das richtige Ver- 
hältniss zu den Selbstkosten, d. h. jenem Aufwände an 
Geld und Geldeswerth für die Leistungen einer Transport- 
anstalt zu bringen, der eben im Tarifsatze seinen Ausdruck 
finden soll, so kann man sich doch in der Praxis nicht ohne 
weiters und ohne Beachtung der den Verkehr beeinflussenden 
äusseren Verhältnisse an die theoretisch gefundene Formel 
halten, da deren Generalisirung in der Wirklichkeit öfters dahin 
führen müsste, den Verkehr durch hohe Tarife ganz unmög- 
lich zu machen. 
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Die Feststellung eines Tarifsatzes wird somit dort, wo 
Concurrenzwege zu bekämpfen oder den Verkehr ungünstig 
beeinflussende Conjuncturen etc. durch billige Transportpreise 
zu paralysiren sind, den gegebenen Verhältnissen gemäss auch 
ohne stricte Beachtung der ermittelten Selbstkosten erfolgen 
müssen. 

Den Eisenbahnen ergeht es hierin nicht anders als einem 
grossen und vielseitigen Industrie-Etablissement. Auch der 
Eisenbahn bleibt öfters, wie dem Inhaber einer derartigen 
Unternehmung, wenn sie einer vorübergehenden ungünstigen 
Conjunctur Herr werden will, nichts anderes übrig, als eine 
Zeit lang für einen oder den anderen Transportartikel selbst 
unter den Kostenpreis herabzugehen. Das Gleiche trifft 
in dem Falle zu, wenn für einen bestimmten Artikel ein bis 
dahin verschlossenes Absatzgebiet gewonnen werden soll. 

Indessen ist in solchen Fällen grosse Vorsicht geboten, 
um nicht zu weit zu gehen, da die richtige Grenze nicht leicht 
zu erkennen, noch schwerer aber zu überblicken ist, ob nicht 
durch den wirthschaftlich unbegründeten Tarifsatz anstatt der 
angehofften Entwicklung des Bahnverkehres nicht allein Nach- 
theile für die Eisenbahn, sondern auch eine Schädigung der 
inländischen Production entsteht. 

Im Allgemeinen wird man es den Eisenbahnen nicht 
vorwerfen können, dass sie principiell bestrebt seien, ihre 
Tarifsätze möglichst hoch zuhalten. »Die Jedermann einleuch- 
tende Thatsache, dass der billigste Tarif auch die höchste 
Frequenz erzeugt, wirkt selbst bei der eigennützigsten Bahn- 
verwaltung darauf hin, den Tarif auf das für siezulässigste 
Minimum herabzusetzen. Man bedauert nur, dass das Mini- 
mum der Tarifsatz e einmal seine Grenze erreicht, weil die durch 
die niedrigsten Tarife hervorgerufene äusserste Frequenzerhö- 
hung auch den grössten Vortheil in der Ausnützung der Bahn, 
der Betriebsmittel und des Personales zur Folge hat.« 

Bereits früher haben wir hervorgehoben, dass Boden- 
cultur, Industrie und Handel von der Gestaltung der Transport- 
kosten wesentlich beeinflusst werden. Dies hat zur Folge, dass 
auch die Prosperität einzelner industrieller oder gewerblicher 
Unternehmungen von der Höhe der Transporttaxen abhängt, 
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da oft einige Kreuzer Mehrkosten hinreichen, um einem an- 
deren begünstigteren Concurrenten das Feld räumen zu müssen. 
Deshalb wird mit Recht eine durchwegs paritätische 
Behandlung aller Transport-Interessenten verlangt, und 
dies zu erreichen ist auch der Grund, warum die Gemein- 
wirthschaft so sehr auf die Veröffentlichung der Eisenbahn- 
tarife und Beseitigung aller geheimen Begünstigungen Einzelner 
dringt. 



IV. 

Allgemeine Grundsätze, von welchen bei der 
Tarifirung ausgegangen werden soll. 

Wir haben bereits den grossen Einfluss hervorgehoben, 
welchen die Eisenbahnen auf die Gestaltung unserer wirthschaft- 
lichen und socialen Verhältnisse nehmen, und damit deren 
Wichtigkeit für unsere gesammten Lebensverhältnisse gekenn- 
zeichnet. 

So wenig nun die Eisenbahnen* als Privatunternehmungen 
gedacht, ohne Mitwirkung der Gemeinwirthschaft, wenn sich 
dieselbe auch nur auf die Bewilligung zum Baue, die Consti- 
tuirung des Monopols durch gesetzlichen Ausschluss der Linien- 
concurrenz und durch die Verleihung des Betriebsmonopols 
beschränkt, zu Stande kommen können, so ist es auch ander- 
seits natürlich, dass von der Gemeinwirthschaft Gegenleistungen, 
welche die Sicherung der allgemeinen Transport -Interessen, 
sowie die des Einzelnen bezwecken, verlangt werden müssen. 

Die Sicherung der allgemeinen Transport-Interessen gegen- 
über dem Monopole wird zunächst durch gesetzlich in ihrer 
Höhe begrenzte Tarifsätze angestrebt, dann durch allgemeine 
Regulative, wie sie die >Bau- und Betriebsordnung« vor- 
schreibt. 



* * Nach Art. 422 des Handelsgesetzbuches sind unter »Eisenbahnen« 
nur die dem Publikum zum Gütertransporte eröffneten Bahnen zu verstehen, 
und haben wir unsererseits stets nur diese, nicht aber private Industriebahnen 
im Auge. 



30 Allgemeine Grundsätze etc. 

Zur Sicherung der Interessen des Einzelnen dient haupt- 
sächlich der den Eisenbahnen auferlegte Transportzwang sowie 
die Verpflichtung derselben, unter gleichen Umständen jeden 
Transportanten gleich zu behandeln. 

Die massgebendsten der hierauf bezugnehmenden gesetz- 
lichen Bestimmungen, welche die Grundlagen des Eisenbahn- 
Transportrechtes bilden, behandelt Tit. 5 des IV. Buches des 
allgemeinen Handelsgesetzbuches und das Betriebsreglement, 
welches die Bestimmungen des H.-G.-B. theils systemisirt, theils 
ein neues specielles Eisenbahn-Frachtrecht schafft. 

Was die Allgemeinheit, speciell auf dem Gebiete des 
Tarifwesens, zunächst mit Fug und Recht von der Eisenbahn 
verlangen kann, ist die Anerkennung und Wahrung des Grund- 
satzes der Oeffentlichkeit. 

Die an das Tarifsystem zu stellenden allgemeinen Anfor- 
derungen * lassen sich zusammenfassen iil das Postulat einer 
thunlichsten Einfachheit desselben, während, was den Tarifsatz 
betrifft, derselbe möglichst stabil und niedrig sein soll. * 

Dem Principe der Oeffentlichkeit und gleichmässigen Be- 
handlung aller Transportinteressenten gemäss sollen die Transport- 
sätze und die daran geknüpften Transportbedingungen öffent- 
lich bekannt gemacht sein und für Alle, welche die Bahn 
benützen, Giltigkeit haben. 

Die einseitige Begünstigung einzelner Transporteure, in 
welcher Form immer dieselbe auftrete, wird allgemein als 
schädlich erkannt und unbedingt verworfen. 

Es wird dabei mit Recht und Nachdruck hervorgehoben, 
dass die Bahn als ein öffentlichen Interessen dienen sollendes 
Institut nicht befugt sei, die Tarifsätze nach Belieben ihrer 
Verwaltung zu Gunsten Einzelner zu reguliren, weil bei jeder 
Production der Transportpreis den Waarenpreis wesentlich 
beeinflusse, und sonach die Bevorzugung des Einen nur auf 
Kosten des Anderen erfolgen könne. 

In der That bildet denn auch der Transportpreis der 
Eisenbahnen — wie bereits früher gesagt wurde — einen 
höchst wesentlichen Theil der Productionskosten der meisten 
Waaren, so dass die Entwicklung aller Productionszweige, die 
nicht etwa aus besonderen Gründen der Transport- Vermittlung 
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durch die Eisenbahnen überhoben sind, von der Tarifstellung 
derselben wesentlich abhängen. 

Der Antheil des Transportpreises an den Productions- 
kosten und an dem Waarenpreise ist aber um so grösser, je 
mehr die Production beim Bezüge ihres Bedarfes und beim 
Absätze ihrer Erzeugnisse auf fernliegende Gegenden ange- 
wiesen ist. 

Es wird weiter gefordert, dass das Tarifschema möglichst 
einfach construirt sein soll, damit das Publikum den entfal- 
lenden Frachtpreis schnell und richtig, ohne vorheriges Studium 
des ganzen Tarifcompendiums, oder ohne sich hierzu eines 
»Experten« bedienen zu müssen, zu berechnen im Stande sei. 

Diese Anforderung ist nicht mehr wie recht und billig, 
und liegt deren Erfüllung auch im Interesse der Bahnen selbst, 
deren Bestreben, ihr Tarifsystem thunlichst zu vereinfachen, 
im grossen Ganzen nicht zu verkennen ist. Doch lässt sich 
auch in dieser Frage nichts überstürzen, so lange man sich 
nicht über die Höhe der Tarifsätze geeinigt haben wird. Denn 
schliesslich ist ja doch weniger das Tarifschema, als der Tarifsatz 
zu diesem Schema von massgebender Bedeutung, 

Die Vortheile eines möglichst einfachen Systems liegen 
auf der Hand. Je leichter und rascher der Industrielle 
und der Kaufmann sich über die Beförderungskosten zu orien- 
tiren vermag, mit um so grösserer Sicherheit wird er seine 
Unternehmungen ausführen können. 

Gestattet aber der Tarif die sichere Ermittlung des 
Transportpreises nicht, weil er zu complicirt ist, so gibt er 
Anlass zu oft empfindlichen geschäftlichen Calculationsirrüngen 
und fernerhin zu Reclamationen, deren Austragung allseits viel 
Mühe und Zeit in Anspruch nimmt. 

Es empfiehlt sich daher auch für die Bahnen, — und in 
grösseren Stationen ist dies wohl schon zum Theil der Fall — 
dass man zum Calculiren der Fracht nur vollständig einge- 
schulte Beamte verwendet und diese auch auf ihren Posten 
belässt, da sie mit der Zeit durch tägliche Uebung dahin 
kommen werden, die entfallenden Frachtsätze für die wichtig- 
sten Artikel und Stationen auswendig beziffern zu können. 
Voraussetzung dafür ist natürlich ein einfaches Tarifschema. 
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Was den Tarifsatz selbst betrifft, so soll derselbe eine 
gewisse Stabilität besitzen, weil dieselbe auf Industrie und 
Handel wohlthätig einwirkt, und weil sie eine nothwendige 
Voraussetzung der gedeihlichen Entwicklung des ganzen Ver- 
kehres ist. 

Die Stetigkeit eines Tarifsatzes bringt es mit sich, dass 
kaufmännische Operationen auf langes Ziel ebenso wie die 
Benützung momentaner Conjuncturen wesentlich erleichtert 
werden. Namentlich äussert sich dieses Verhältniss bei Gütern 
mit geringem Handelswerthe und bei Rohproducten, deren 
heutiger Terminhandel erst durch die Eisenbahnen möglich 
geworden ist. 

Die solide volkswirtschaftliche Entwicklung muss über- 
haupt eine um so gedeihlichere werden, auf je gesicherteren 
Grundlagen die Unternehmungen der Industrie und des Handels 
beruhen. Je weniger der Speculationshandel von Zufälligkeiten 
abhängig ist, desto geringere Verluste wird die Speculation 
bei eintretender Krisis erleiden. Deshalb müssten auch Tarif- 
sätze, welche sich fortwährend ändern und dadurch die auf 
deren Basis aufgestellten Calculationen des Termingeschäftes 
durchkreuzen, als höchst nachtheilig bezeichnet werden. Unter 
dem Schutze der aus augenblicklichen Conjuncturen hervor- 
gegangenen Tarife werden allerdings an dem einen Orte neue 
Werthe, neue Industrien ins Leben gerufen; dagegen kann 
dadurch auch an dem anderen einer bis dahin blühenden 
Industrie die Lebenskraft entzogen werden. 

Der Bau neuer Linien und Abkürzungsstrecken, Fusionen, 
Betriebsverträge der Eisenbahn -Verwaltungen, Concurrenz- 
massnahmen fremder Bahnen, die steten Anforderungen in den 
Verhältnissen der Wasserconcurrenz, das Steigen oder Sinken 
der Seefracht, Aenderungen in den wirtschaftlichen Verhält- 
nissen und in der Zollgesetzgebung, kurz: zahllose unvorher- 
gesehene und unberechenbare Umstände üben an und für sich 
fortgesetzt ihren Einfluss auf die Transport -Verhältnisse der 
Eisenbahnen und bedingen einen Wechsel von Conjuncturen, 
welcher eben seinen Ausdruck in dem Wandel der Fracht- 
preise findet. 
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Zur theilweisen Vorbeugung derartiger Schwankungen 
enthalten die meisten neueren Constitutiv-Urkunden der öster- 
reichischen Eisenbahnen die Bestimmung, dass ein neu ein- 
geführter Tarifsatz mindestens drei Monate* aufrecht erhalten 
werden muss, bevor eine Aenderung desselben zulässig ist. 
Allein auch dies ist im grossen Ganzen nur ein Palliativmittel 
gegen die Nachtheile und Gefahren, welche sich für Industrie 
und Handel aus der ewig schwankenden Gestaltung der Trans- 
portpreise ergeben, und es erwächst daraus dem Staate die 
schwierige Aufgabe, die Creirung der sogenannten Ausnahme- 
tarife seiner Controle zu unterwerfen und nur diejenigen zu- 
zulassen, welche im Interesse der Entwicklung des Verkehres 
und der wirthschaftlichen Kräfte des Landes erwünscht er- 
scheinen. 

In Folge aller dieser Verhältnisse dürfen die Anforderungen 
an die Stetigkeit eines Tarifsatzes nicht ins Ungemessene gehen; 
denn das würde weder dem Wohle der Allgemeinheit, noch 
den Bahnen zum Vortheile gereichen. Die Stabilität, zum Prin- 
cipe erhoben, würde einerseits Herabsetzungen des Tarifsatzes, 
welche im Interesse von Industrie und Handel gelegen sind, 
ausschliessen, anderseits aber auch die Möglichkeit benehmen, 
einen zu niedrig bemessenen Satz bei Steigerung der Material- 
preise, Arbeitslöhne u. s. w.. zu -erhöhen. Dagegen sprechen 
sich Andere** dahin aus, dass die Stabilität der Tarife zwar 
den Vortheil mit sich bringe, dass der Geschäftsmann die Kosten 
seiner Transporte lange vorher calculiren könne; dieser Vor- 
theil werde indessen überschätzt und seien die Nachtheile der 
Stabilität überwiegend. Sie beständen darin, dass die Preis- 
stellung im Eisenbahnwesen nicht, wie sonst überall, als Re- 
gulator des Verkehres wirken könne, dass mithin einem ausser- 
ordentlichen Andränge der Nachfrage und dem dadurch er- 
zeugten Wagenmangel nicht hinlänglich durch »Erhöhung der 
Tarife« entgegengearbeitet werden könne. 



* Nach einem vom Abgeordneten Schwab dem Reichsrathe vor 
geschlagenen Gesetzentwurfe soll künftighin der Termin von sechs Monaten be- 
stimmt werden. 

** Jonas, »Ueber die Stellung der Preise für die Leistungen der Eisen- 
bahnen.« 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 3 
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Das Ueberwiegen der Nachfrage habe aber zur Folge, 
dass das Publikum nothwendiger Weise schlechter bedient 
werde, dass ein grösseres Interesse an vorzugsweiser* Be- 
förderung einzelner Sendungen in legitimer Weise nicht zur 
Geltung zu bringen sei und dass deswegen die Integrität der 
Beamten grösseren Versuchungen ausgesetzt werde.** 

Die Stabilität der Tarife vermindere ferner das Interesse 
der Bahnverwaltungen an reichlicher Materialbeschaffung, ver- 
kümmere den legitimen Gewinn der Eisenbahnen, sei deshalb dem 
Bau neuer Bahnen wenig günstig und schrecke endlich auch 
von zeitgemässen Tarifermässigungen ab, soferne irgend wegen 
der Dauer der veranlassenden Verhältnisse Zweifel beständen, 
indem alsdann die Besorgniss vorliege, dass zur Wiedererhöhung 
die Genehmigung ausbleiben könnte. 

JDem entgegen bemerkt Herr Bondy, Mitglied der Prager 
Handels- und Gewerbekammer:*** 

»Ein im Local verkehr und im inländischen Verband verkehr 
eingeführter, stetiger, aber die Interessen des Publikums von 
vornherein vollständig berücksichtigender Gütertarif würde weit 
mehr den Principien des gleichen Rechtes Aller entsprechen, 
als die in Permanenz erklärten einzelnen Tarifänderungen 
einzelner Bahnen.« 

Und dies ist auch im Allgemeinen unsere Ansicht, ohne 
jedoch dadurch der Bildung von Ausnahmetarifen, welche 
im Interesse des öffentlichen Verkehres (nicht einzelner Inter- 
essenten) zeitweilig geboten erscheinen, die Berechtigung ab- 
sprechen zu wollen. Wir sehen übrigens diesen Grundsätzen 
sowohl durch den deutschen Reformtarif, als auch durch den 
neuen Tarif der westösterreichischen Staatsbahnen bereits 
Rechnung getragen. 



* Eine »vorzugsweise« Beförderung einzelner Sendungen kennt weder 
das Betriebsreglement, dem zufolge die Beförderung nach der Reihe der Auf- 
lieferung zu erfolgen hat, noch das preussische Eisenbahngesetz, welches sagt: 
»Für die .angenommenen Sätze sind alle zur Fortschaffung aufgegebenen Waaren, 
deren Transport polizeilich zulässig ist, ohne Unterschied der Inter- 
essenten zu befördern.« 

** Und deshalb Tariferhöhung ? 
*** Bondy, Reform des Güter-Tarifwesens. Prag 1882. 
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Wie dem aber auch immer sei — so bemerkt K. Barthold — 
»thatsächlich wird der Handelsstand doch niemals ein Tarif- 
system oder einen bestimmten Tarifsatz als abgeschlossen be- 
trachten, sondern immer als eine in Fortbildung begriffene 
Sache, und es wird immer seine Aufgabe sein, unausgesetzt 
darüber zu wachen und dahin zu wirken, dass die weitere 
Gestaltung auch dem Geiste entspreche, von dem die grösste 
Förderung seiner Interessen zu erwarten ist.« Daher finden wir 
denn auch im Allgemeinen, dass sich die Motive der Tarif- 
herabsetzung nicht sowohl in den Productionskosten der Eisen- 
bahnen, als vielmehr in äusserer Anregung, in der Triebfeder 
der Concurrenz, in der Macht von Angebot und Nachfrage 
suchen lassen. 

In dem Verlangen des Publikums auf Billigkeit des 
Frachtsatzes geht man, wie erwähnt, leicht zu weit, da man 
mitunter mehr fordert, als die Bahnen in Befolgung des für sie 
in der Regel massgebenden Grundsatzes: dass ihre Leistungen 
in dem Frachtsatze entsprechend Berücksichtigung finden 
müssen, leisten können und in ihrem Interesse auch leisten dürfen. 

Zumal machen sich sehr häufig Bestrebungen einzelner 
Interessenten bemerkbar, welche vermeinen, dass Anstalten, wie 
es die Eisenbahnen sind, trotz deren öffentlichem Berufe, zu- 
nächst doch nur für die Befriedigung privater Interessen ge- 
schaffen seien. 

Wenn die Tendenz, sich auf Kosten der Gesammtheit 
einen Vortheil zu sichern, welche sich bei etwaigen Versuchen 
einer Umgehung der fiscalischen Ansprüche zu Gunsten des 
eigenen Säckels bemerkbar macht, ihre Entschuldigung in der 
Vorspiegelung sucht, dass dadurch die Interessen einer ein- 
zelnen bestimmten Person nicht geschädigt werden, so entfällt 
bei übertriebenen Anforderungen an die Eisenbahnen auch dieses 
fictive Entschuldigungsmoment, weil hier eine Schädigung ganz 
bestimmter Personen und Interessen vorausgesetzt werden muss. 

Aber auch die Annahme, dass Frachtermässigungen 
überall dort als erwünscht und zulässig anzusehen seien, wenn 
sie dem Interesse der Versender und dem der Eisenbahnen 
zugleich entsprechen, darf in dieser Allgemeinheit wohl nicht 
als richtig erkannt werden. 

3* 
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Denn abgesehen davon, dass billige Transportpreise nicht 
immer eine Verbilligerung der Waare für den Consumenten, 
»den armen Mann«, wie die Freihändler ihn nennen, bewirken, 
sondern weit öfter nur den Gewinn der Producenten und des 
Zwischenhandels vergrössern, bringen die meisten Tarif- 
ermässigungen, welche für besondere Verkehrsrelationen ge- 
währt werden, nicht allein Demjenigen Vortheil, dessen geschäft- 
lichen Verhältnissen diese Verkehrsrelation entspricht, sondern 
auch Demjenigen Nachtheil, welcher durch concurrirenden 
Geschäftsbetrieb auf dasselbe Absatzgebiet angewiesen ist, ohne 
doch von der Verkehrsrelation, für welche die ausnahmsweise 
Ermässigung des Transportpreises bewilligt wurde, Gebrauch 
machen zu können. 

In dieser Beziehung können aber auch die Wirkungen 
der Ausnahmetarife weder von den Eisenbahn- Verwaltungen, 
noch von der staatlichen Aufsichtsbehörde völlig übersehen 
werden, weil die geschäftlichen Verbindungen der einzelnen 
Versender, die Productions-Bedingungen und die Begrenzung 
der Absatzgebiete der verschiedenen Producenten sich ihrer 
-enauen Kenntniss entziehen. 

als die shalb wäre die Voraussetzung, dass solche Cöllisionen 
einzelner "xatbahnen möglich seien, eine irrige. Sie können 

Und dies Staatsbahnen eintreten, und auch der besten, 
jedoch dadurch o der Gesammtheit vor Augen habenden 
im Interesse des öffeiicht immer möglich werden, allen an sie 
essenten) zeitweilig gtn Anforderungen des Publikums gerecht 
sprechen zu wollen. W 

sowohl durch den deutsc 

neuen Tarif der westös, 
Rechnung getragen. 
V. 



das BetriebsTeVemen^ Staildpttllkte 

lieferung zu erfolgen hat noch das > fl ep TarifSVSteme. 

»Für die .angenommenen Sätze sind a? j. mix jj-wj uuv.uw 

deren Transport polizeilich zulässig . r . „. . , " 

e s s e n t e n zu befördern. « lfirungs-Sy steme einer Eisenbahn 

** Und deshalb Tariferhöhung .nen Hauptstandpunkten auszu- 

*** Bondy, Reform des Güter-T Eisenbahn- Verwaltung lediglich 
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als Erwerbs-Unternehmung nach dem privatwirthschaft- 
lichen Principe, oder nach dem Principe einer öffentlichen 
Unternehmung, oder nach dem Principe einer öffentlichen 
Anstalt beurtheilt werden soll. 

Wenn eine Eisenbahn -Verwaltung lediglich von dem 
Standpunkte der rein privatwirthschaftlichen Unternehmung be- 
urtheilt werden will, was indessen eine ganz ungenügende Regu- 
lirung seitens des Staates zur Voraussetzung hat, so wird die- 
selbe zunächst die Erzielung des grösstmöglichen Gewinnes 
ins Auge zu fassen und darnach auch ihre Betriebsverhältnisse, 
Tarifsysteme und Tarifsätze einzurichten haben. 

Eine solche Unternehmung wird sich daher im Wesent- 
lichen bei Normirung ihrer Tarifsätze nur von den durch die 
Concurrenz anderer Transportwege bedingten Einflüssen leiten 
lassen, und den gemeinwirthschäftlichen Interessen nur insoweit 
Rechnung tragen, als die ihrerseits gewährten Tarifermässi- 
gungen ihre volle Compensation durch die erhöhte Frequenz 
und die Vergrösserung ihres Reinerträgnisses finden. Es muss 
demgemäss hier auch die Erzielung einer Superdividende 
als zulässig erscheinen. 

Trägt dagegen das Bahnunternehmeh den Charakter 
einer öffentlichen Institution, welches als solches a priori 
dazu berufen ist, den öffentlichen Interessen Rechnung zu 
tragen, so macht sich im Allgemeinen der Grundsatz geltend 
(und dies überträgt sich auch auf Staatsbahnen), dass sämmt- 
liche Auslagen, sowohl die des Betriebes und der Verwaltung, 
als auch die Verzinsung der Anlage durch die Einnahmen 
der Bahn gedeckt werden sollen, ohne jedoch einen be- 
sonderen Ueberschuss an* Reingewinn zu erzielen. 

Zunächst wird man hierbei von der Ansicht geleitet, 
dass die Bahn nur denjenigen von Nutzen sei, welche sich 
derselben als Transportobject bedienen, und dass daher auch 
nur die Transportanten die Bahn für deren in ihrem speciellen 
Interesse vollzogene Leistungen zu entschädigen haben werden. 

Wäre dies nicht der Fall — so folgert man — würde 
eine Unbilligkeit entstehen, indem man die z.ur Alimentation 
des Bahnunternehmens erforderlichen Zuschüsse auf die All- 
gemeinheit überwälzen, somit auch solche Leute zur Zuschuss- 
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leistung heranziehen müsste, welche die Bahn gar nicht be- 
nützen und sonach auch durch deren Betrieb keinen persön- 
lichen Vortheil erlangen. 

Fasst man dagegen eine Bahn vom Standpunkte einer 
öffentlichen Anstalt auf, was jedoch eine grössere Aus- 
dehnung des Bahnnetzes zur Voraussetzung hat, weil nur dann 
die allgemeine Participation an den Eisenbahnzuschüssen nach 
gerechtem Massstabe möglich ist, so folgt daraus zunächst, 
dass eine solche Bahn nicht nur denen Vortheil bringt, welche 
dieselbe benützen, sondern dass dieselbe auch der Allgemein- 
heit indirect von Nutzen, sonach, wenn nicht individuell, doch 
staatswirthschaftlich genommen, auch rentabel ist, indem durch 
sie' der inländischen Production neue gewinnreiche Absatz- 
gebiete zugänglich gemacht werden, die Steuerkraft der be- 
treffenden Landbezirke gehoben, die Landesverteidigung er- 
leichtert wird etc. etc. 

Es wird daher verlangt, dass bei Feststellung der Tarif- 
sätze hierauf Rücksicht genommen werde, so zwar, dass auf 
einer solchen Bahn dem Transportanten als Gebühr nur die 
Betriebs- und Verwaltungs-Auslagen in Anrechnung 
gebracht werden sollen, während die Verzinsung und 
Amortisation des Anlagecapitales, insoweit es sich nicht 
um Bahnen handelt, die dem Staate nach Ablauf der Con- 
cession lastenfrei zugefallen sind, wobei es also, abgesehen 
von etwaigen Garantiezuschüssen, kein zu verzinsendes Capital 
gibt, auf dem Wege der Besteuerung zu decken wäre. 

Es erscheinen sonach in einem solchen Falle die Bahnen 
als Verkehrsanstalten gemeinwirthschaftlicher Natur charakteri- 
sirt, die deshalb vom Staate besessen und betrieben werden müssen, 
welcher nur Gebühren erhebt, ohne sonstigen Gewinn zu ziehen. 

Im Uebrigen machen sich in diesem Punkte verschiedene 
Ansichten geltend. Der eine Nationalökonom will, entgegen 
obiger Auffassung * beim Gebührenprincipe die Betriebskosten 



* Beide Auffassungen laufen im Wesen der Sache auf dasselbe Resultat 
hinaus, da die Gesammtkosten einer Eisenbahn-Unternehmung im grossen Durch- 
schnitt zu gleichen Theilen aus der Verzinsungs- und Amortisationsquote, und 
der Betriebskostenquote zusammengesetzt sind. Uns schiene es nur natürlicher, 
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aus den Steuern gedeckt wissen, während die Ver- 
zinsungs- und Amortisationsquote durch die Bahn- 
gebühr hereingebracht werden soll; der andere erklärt 
das Gebührenprincip erst dann für anwendbar, wenn die Amorti- 
sation des Baucapitales als Passivum vollzogen ist, und der dritte 
will, dass auch das Gebührenprincip die Capitalsver- 
zinsung und zum Theile auch die Amortisation in die 
Eigenkosten einrechne. Letzterer will das markante 
Unterscheidungsmoment zwischen dem Unternehmungsprincipe 
und dem Gebührenprincipe darin erblicken, dass ersteres immer 
den Preis der einzelnen Leistung nach dem Werthe der- 
selben für den Käufer bemesse, während das Gebühren- 
princip nur die Deckung der Gesammtkosten anstrebe* 
Im Allgemeinen gehört das Gebührenprincip, zumal in 
seiner Anwendung auf den Sachentransport, einer ferneren 
Zukunft an, da die Voraussetzung eines gewinnlosen Tarifes 
ein unseren heutigen Verhältnissen nach ideales Steuersystem 
voraussetzt. 

* Zum Theile findet übrigens heute schon das Gebühren- 
princip — allerdings nicht als Ausfluss seiner natürlichen 
Vorbedingung — bei solchen subventionirten Unternehmungen 
Anwendung, welche in Folge zu geringer Frequenz nicht in 
der Lage sind, ihren Leistungspreis (Tarifsatz) den Eigenkosten 
entsprechend zu normiren; also bei Unternehmungen, denen 
es »an der genügenden Anzahl von Einzelleistungen, aufweiche 
sich die Capitalverzinsung vertheilen lässt, fehlt.« Ob auch in 
solchen Fällen das privatwirthschaftliche Princip, selbst als 



die Betriebskosten aus dem Gebührentarife zu decken, anstatt der Verzinsungs- 
quote, weil letztere eine sich gleichbleibende Auslage bildet, während erstere 
von der Frequenz abhängig ist, somit durch den Gebührentarif direct be- 
einflusst wird. 

* Der Unterschied besteht hiernach lediglich in dem Tarifsystem, 
beziehungsweise in der Tarif -Construction, indem dem »Classifications-System« 
das »natürliche System«, dem »Werthtarif« der »Durchschnittstarif« entgegen- 
gehalten wird; es wird also der Hauptaccent auf die Betriebsauslagen gelegt, 
während das zu erzielende Reinerträgniss in beiden Fällen das gleiche sein 
soll. Diese Unterscheidung d er beiden Verwaltungsprincipien scheint uns mehr 
eine formale, als essentielle zu sein. 
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Unternehmungsprincip gedacht, dauernd eine allgemeine wirth- 
schaftliche Berechtigung hat, dafür wissen dessen Anhänger 
nur vorzubringen, dass die bis dahin erreichte, wenn auch ge- 
ringe Ertragshöhe »nur durch die der öffentlichen Unterneh- 
mung eigene Bemessung der Transportpreise nach dem Werthe 
für die. Leistungsempfänger erreicht werden, konnte, jedoch 
bei Durchschnittssätzen, als welche die Gebühren in die Er- 
scheinung treten, überhaupt gar nicht zu erzielen wäre!« 

Dagegen wird es von derselben Seite als eine Unbillig- 
keit bezeichnet, wenn man die auf die (wirthschaftlich unren- 
tablen) »strategischen Linien« entfallende Capitalsanlage als 
Kostenelement für die Berechnung der Transportpreise einbe- 
ziehen wollte, welche vielmehr in die allgemeinen Staatsaüs- 
gaben einzubeziehen wäre * 

Eine letzte Ansicht geht dahin, dass sämmtliche Aus- 
gaben einer Eisenbahn durch Besteuerung aufgebracht 
werden, und die Benützung der Bahnen, sowie die der 
Chausseen, eine vollkommen unentgeltliche sein solle, 
ähnlich wie es bei Benützung der Bahnen für staatliche Zwecke 
durch unentgeltliche Beförderung der Postsendungen der Fall 
ist. Hiernach soll also die Eisenbahn ein allgemeines Ge- 
n'ussgut sein. 

Es ist wohl selbstverständlich, dass die Beurtheilung des 
Tarifwesens einer Eisenbahn je nach den vorstehend skizzirten 
Gesichtspunkten des Kritikers eine ganz verschiedene sein wird. 

Eine Einigkeit in diesen von den wirthschaftlichen Ver- 
hältnissen und socialpolitischen Strömungen wesentlich ab- 
hängigen und daher auch in den parlamentarischen Körper- 



* Uns will dieser Unterschied zwischen subventionirter Privatbahn und 
strategischer Staatsbahn nicht recht einleuchten, weil die wirtschaftliche 
Qualität (und in Hinblick auf die Frequenz auch die staatswirthschaftliche 
Rentabilität) beider im grossen Ganzen eine gleiche ist, indem beide an dem 
Mangel ausreichender Verkehrsdichte und der dadurch bedingten geringen 
Ertragshöhe leiden, sonach bei beiden auch die Bemessung der Transportpreise 
nach gleichen Grundsätzen erfolgen muss. Im Uebrigen wird wohl auch im 
ersteren Falle, trotz der zwar vorgesehenen, aber kaum jemals eintretenden 
Refundirung der Garantie -Vorschüsse, die Capitals Verzinsung in die Staatsaus- 
gaben, wenn auch erst ex post, einbezogen werden müssen. 



Ueber die Selbstkosten des Eisenbahn -Transportes. 41 

Schäften je nach den Parteistandpunkten viel umstrittenen Fragen 
ist übrigens schon deshalb schwer zu erzielen, weil auch hier 
viele Widersprüche und egoistische Bestrebungen zu bekämpfen 
sind, welche die öffentliche Meinung verwirren und die richtige 
Erkenntniss erschweren. 



VI. 

Ueber die Selbstkosten des Eisenbahn- 
Transportes. 

Unter den Selbstkosten einer Eisenbahn versteht man die- 
jenigen Auslagen, welche durch die Verzinsung und Amorti- 
sation des Anlagecapitales, durch Steuern und sonstige all- 
gemeine Ausgaben, sowie durch den Arbeits- und Capitalauf- 
wand entstehen, der durch das Functioniren des Bahnapparates 
hervorgerufen wird. Die ersteren Auslagen bezeichnet man als 
allgemeine Auslagen, während man die letzteren unter dem 
Begriffe Betriebskosten subsummirt. 

Die Selbstkosten bestehen also aus zwei Theilen, welche 
im grossen Gesammtdurchschnitt erfahrungsgemäss nahezu 
gleichstehen. 

Die Betriebskosten werden allgemein und auch nach der 
Vereinsstatistik eingetheilt in Kosten der allgemeinen Ver- 
waltung, Kosten der Bahnaufsicht und Bahnerhaltung, des Ver- 
kehrs- und commerciellen Dienstes, sowie des Zugförderungs- 
und Werkstättendienstes. 

Das ökonomische Schivergewicht der allgemeinen Auslagen 
liegt in der Höhe ihrer absoluten Ziffer, das der Betriebsanslagen 
in ihrer steten Wiederkehr. Die ersteren Kostenbestandtheile sind 
sonach constant, die zweiten beweglich. 

Bei näherer Prüfung des Einflusses der constanten und 
beweglichen Auslagequoten auf die Betriebsökonomie ergibt 
sich, dass dieselben nicht in gerader Proportion mit der Stärke 
des Verkehres zunehmen, sondern, sobald der Verkehr eine 
gewisse Höhe erreicht hat, hinter der Progression der Fre- 
quenz zurückbleiben. 
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Mit anderen Worten: die Kosten des Verkehres nehmen mit 
der steigenden Menge des Verkehres ab* 

Dies beruht darauf, dass, abgesehen von der sich gleich- 
bleibenden Höhe der Anlageverzinsung, verschiedene Betriebs- 
auslagen der Bahn innerhalb gewisser Grenzen von der Fre- 
quenz unafficirt bleiben, und nur ein gewisser Theil derselben 
mit der Stärke des Verkehres wächst. So muss z. B. ein be- 
stimmter Fahrpark unterhalten werden, ob nun der Verkehr 
dessen vollständige Verwendung erheischt oder nicht; es müssen 
Personenzüge ohne Rücksicht auf die Ausnützung der Zugkraft, 
des Personals, der Wagen verkehren; es muss ein bestimmtes 
Mass von Arbeitskräften vorhanden sein, ob dasselbe ganz 
oder nur theilweise ausgenützt wird etc. 

Aus diesen Verhältnissen leitet es sich ab, dass von einem 
gewissen Punkte der Verkehrsstärke aus, bis zu welchem 
sich die Auslagen ziemlich gleich bleiben, eine abnehmende 
Progression derselben eintritt, so dass die auf die Leistungs- 
einheit entfallenden Kosten mit der Zunahme der Frequenz 
fallen. 

Zur näheren Veranschaulichung des Gesagten lassen wir 
nachstehendes, der Zeitung des Vereines deutscher Eisenbahn- 
Verwaltungen, Nr. 4 ex 1872 entnommene Beispiel folgen: 

Es betrug im Jahre 1869 pro Bahnmeile: 



Bahn 


Transport- 
menge 


Einnahme 


Ausgabe 


Ausgabe per 
Ctr. der 
Nettolast 




Centner 


Thaler 


Thaler 


Pfennige 




Preussische Ostbahn . 
Niederschles.-Märkische 

Bahn 

Köln-Mindener Bahn . 


5,370.000 
1 
15,347.311 

19,270.000 

i 


36.763 

72.634 
100.243 


24.087 

47.661 
54.079 


1-61 

142 . 
101 





Es ergibt sich aus dieser Zusammenstellung, dass die Zu- 
nahme der Frequenz und der Einnahmen zwar eine Zunahme 
der Ausgaben bedingt, dass jedoch die Ausgaben nicht in 



* Daher erzielt auch eine Fabrik durch Preisnachlass einen Massen- 
absatz, weil sie durch den Massenabsatz billiger producirt. 



Ueber die Selbstkosten des Eisenbahn -Transportes. 43 

demselben Verhältnisse steigen wie die Einnahmen, und dass 
demgemäss die Verhältnisszahlen der Ausgaben eine allmähliche 
Abnahme bezeichnen. 

Selbstverständlich kann das Gesetz, wonach die Kosten 
des Verkehres mit der steigenden Menge desselben abnehmen, 
nicht ins Ungemessene fortwirken (sonst müsste ja die gänz- 
liche Aufhebung des Transportpreises auch zur Aufhebung 
der Transportkosten führen), sondern findet seine Grenze zu- 
nächst natürlicherweise in der Erschöpfung der Verkehrszunahme 
selbst, dann aber, auch bei zunehmender Frequenz, in der Er- 
reichung jenes Punktes, bis zu welchem die Kosten der Ge- 
sammtleistungen bei vermehrter Nutzung sich gleich bleiben. 

Dies tritt ein, sobald zur Bewältigung des Verkehres die 
vorhandenen Anlagen etc. nicht mehr ausreichen; somit neue 
Anlagen etc. erforderlich werden, welche eine Vermehrung 
des dieGesammtkosten steigernden Anlagecapitals beanspruchen. 

Aus dem Umstände, dass die Anlagezinsen innerhalb 
einer gewissen, von der Intensität des Verkehres abhängigen 
Grenze constant bleiben, während die Betriebsauslagen mit der 
Zunahme des Verkehres relativ abnehmen, d. h. »der auf die 
Transporteinheit entfallende Betriebsaufwand im umgekehrten 
Verhältniss zur Zahl der Transporteinheiten steht, ergibt sich 
die Maxime der Betriebsökonomie: durch Erstellung einer mög- 
lichst grossen Frequenz die möglichst vollständige Ausnützung des 
Capitals und des Personals zu erreichen und damit die beiden 
Seiten ihrer Aufgabe gleichmässig zu erfüllen!« (E. Sax, S. 365.) 

Vorausgesetzt nun, dass durch richtig construirte Tarif- 
sätze der vorstehenden Maxime Rechnung getragen wird, handelt 
es sich weiter um die Durchführung der schwierigen Aufgabe, 
die gegebenen Transporte einerseits unter Berücksichtigung 
der Ansprüche des öffentlichen Verkehres und anderseits mit 
dem geringsten Aufwände an Betriebskosten auszuführen; somit 
die beiden Momente der Transportleistung — die Activleistung und 
die Passivleistung * — in das richtige ökonomische Verhältniss zu 
bringen, was durch Zusammenfassung des grösstmöglichen 



* Die Activleistung begreift die beförderte Personen- und Gütermenge, 
die Passivleistung den für die Activleistung erforderlichen Aufwand in sich. 
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Masses von Activleistungen in die Einheit der Passivleistung, 
den einzelnen Zug, erreicht wird. 

In der Gütertarifirung der Eisenbahnen machen sich zwei 
unterschiedliche Hauptsysteme bemerkbar: das eine geht von 
dem ' Principe der Erzielung einer Massenausnützung, ohne 
unmittelbare Beziehung auf die Selbstkosten des Einzeltrans- 
portes aus, und dies heisst man das »natürliche System«; das 
andere System besteht in der Abstufung der Tarife nach den 
von den einzelnen Transportarten verursachten Specialkosten, 
und dies heisst man das »Classifications-St/stem«. Die bei dem 
ersteren System erwachsenden Selbstkosten werden sonach 
als generelle, die des zweiten Systems als specielle zu bezeich- 
nen sein. » 

Mit anderen Worten: Wir verstehen unter speciellen 
Selbstkosten die hier und in Deutschland im Allgemeinen 
übliche Berechnung der Selbstkosten pro Personen-Meile oder 
Personen-Kilometerund pro Centner-Meile oder Tonnen-Kilometer 
wie sich dieselbe nach der Statistik der vorgegangenen Jahre 
entweder im Durchschnitte oder auch specialisirt ermitteln 
lässt, und unter den generellen Selbstkosten die für eine 
grössere Transporteinheit, z. B. die Zug-Meile oder das Zug- 
Kilometer, entfallenden Auslagen. 

Behufs Ermittlung des auf Grund der generellen Selbst- 
kosten entfallenden Tarifirungssatzes wird nun meistens in der 
Weise vorgegangen, dass man den ganzen Kostenaufwand, 
welcher während einer bestimmten Zeitperiode, zumeist inner- 
halb eines Betriebsjahres, erwachsen ist, durch die Zahl der 
auf jede Transportgattung entfallenden Leistungseinheiten 
(Passivleistungen), z. B. das Zug-Kilometer dividirt, wonach also 
jeder einzelne Reisende, jede Tonne Gut Durchschnittspreise be- 
zahlt, ohne dass Rücksicht auf das spezielle Kostenmoment des ein- 
zelnen Transportes genommen wird. 

Die englischen Eisenbahnbeamten (deren Spitzen, nebenbei 
bemerkt, grundsätzlich aus allgemein und kaufmännisch gebil- 
deten Verwaltungsbeamten bestehen, weil man denselben 
einen besonders sicheren Blick bei Beurtheilung der wirthschaft- 
lichen Anforderungen und Bedürfnisse eines Bahn-Unternehmens 
und ein besseres Verwaltunofstalent als den Technikern zu- 
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schreibt,* wobei selbstverständlich wieder ausschliesslich Tech- 
niker an die Spitze der eigentlichen bau- und maschinentech- 
nischen Branchen, zu welchen in England der Zug- und Rangir- 
dienst [Verkehrsdienst] nicht gerechnet wird, gestellt werden) 
gehen von der Ansicht aus, dass, »wenn eine Eisenbahn einmal 
mit ihrem ganzen Apparate in Betrieb gesetzt sei, der grösste 
Theil der Ausgaben durch ein Mehr oder Minder des Verkehres 
bei Weitem nicht im gleichen Masse, vielfach sogar überhaupt 
nicht beeinflusst werde. Demgemäss werden auch in England 
die Kosten niemals per Centner-Meile, sondern nur per Zug- 
Meile berechnet; denn wenn einmal ein Zug läuft — so pflegt 
man zu sagen — mache es wenig aus, ob eine Anzahl Tonnen 
mehr oder weniger darin sei. Habe nämlich ein so grosser 
Theil der Ausgaben einen mehr feststehenden unabhängigen 
Charakter, dann folge von selbst, dass die Heranziehung eines 
möglichst grossen Transportquantums, welches den Apparat 
aufs vollständigste beschäftige und ausnütze, die Hauptsache 
und mithin die Wirkung des Tarifsatzes auf das Transport- 
quantum viel wichtiger als die Frage sei, wie er sich per 
Centner-Meile zu dem Kostenbetrage stelle.« (Reitzenstein**, 
S. 120.) 

Die Engländer behaupten, dass mit dieser Maxime das 
Streben, im einzelnen Falle den höchstmöglichen oder richtiger 
den Tarifsatz zu erhalten, welcher mit Rücksicht auf das dabei 



* Franqueville sagt hierüber: »Contrairement a l'usage frangais aucun 
des directeurs generaux n'exerce ou n'a exerce' les fonctions d'ingenieur . . . on 
se garde syste'matiquement de les placer ä la tete de Padministration.« In den 
Verhandlungen des preussischen Landtages (21. Januar 1884) äusserte sich der 
Minister für öffentliche Arbeiten, Herr von Maybach, über die bestehenden 
Rechtsverhältnisse der technischen und Verwaltungsbeamten auf den preussischen 
Staatsbahnen: »Ich wiederhole hier eine schon früher abgegebene Erklärung, 
dass es nämlich für die Besetzung der Stellen im höheren Eisenbahndienst 
lediglich darauf ankommt, was der Mann leistet, und nicht, woher er seine 
Kenntnisse bekommen hat. Sie finden Techniker selbst unter den Präsidenten 
bei den Directionen, von den Betriebsdirectoren ist die überwiegende Mehrzahl 
Techniker. Ich glaube, ich werde mich auch in Zukunft von dem eben kund- 
gegebenen Grundsatze leiten lassen können.« 

** E. Reitzenstein, Ueber einige Verwaltungs-Einrichtungen auf den Eisen- 
bahnen Englands. Berlin 1876. 
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erzielte Transportquantum den grössten Gesammtreingewinn 
übrig lasse, sehr wohl vereinbar sei. 

Nachdem jedoch bei uns die Verhältnisse, namentlich in 
Bezug auf den Turnus sowie die Tragfähigkeit der Wagen, 
die Transportdistanz und Intensität des Verkehres ganz anders 
liegen, so erscheint ein kritikloses Nachahmen der englischen 
Einrichtungen nicht rathsam. Insolange wenigstens, als wir 
das Classificationssystem beibehalten und keine ganz gene- 
rellen Durchschnittssätze rechnen, dürfte es sich empfehlen, 
bei der Specificirung der Selbstkosten zu verbleiben. 

Die generelle Kostenberechnung hat den grossen Nach- 
theil, dass die Bedeutung der einzelnen Transportgattungen 
für den Verkehr nicht klar zu erkennen ist, indem dabei das 
Deficit des einen durch den Ueberschuss des anderen verdeckt 
wird. »Wie aber der Kaufmann, wenn ihm die Bilanz nicht 
stimmt, nach dem Fehler sucht, so muss auch die Bahnver- 
waltung, deren Resultat den aufgestellten Voranschlägen nicht 
entspricht, nach der Ursache der Abweichung suchen können. 
Aber eine aus den, auf verschiedenartigen Principien beruhende 
und ganz verschiedenartige Leistungen darstellenden Bahn- 
resultaten bezogene gemeinsame Ziffer ist mit Berücksichtigung 
der verschiedenen Principien und Leistungsarten wohl kaum 
ausführbar, ohne dieselben aber geradezu werthlos« (Barthold, 
Seite 8)*. 

Aus diesem Grunde muss denn, wenn man den Princi- 
pien einer wirthschaftlichen Führung des Eisenbahnbetriebes 
ganz gerecht werden will, zur Specificirung der Selbstkosten 
geschritten werden. »Man sucht hierbei die für die einzelnen 
Leistungseinheiten erforderlichen Aufwendungen für sich zu 
erfassen und geht in dieser Specialisirung soweit, als eben 
praktisch ist. Denn auch hier gibt es, wie für jede wirt- 
schaftliche Thätigkeit, eine Grenze, deren Ueberschreitung mit 
so viel Umständlichkeiten und Kosten verknüpft ist, dass man 
mit derselben sich vom erstrebten Ziele wieder weiter 
entfernt«**. 



* K. Barthold, Entwicklung des Eisenbahn-Tarifwesens. Karls- 
ruhe 1874. 

** J. Lehr, Eisenbahn-Tarifwesen und Eisenbahnmonopol. Berlin 1879. 
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Namentlich gilt dies für die Berechnung der Selbstkosten 
beim Stückgutverkehr. Hier sind die Anforderungen einerseits 
und die Leistungen anderseits so verschiedener Art, dass sich 
wohl kaum eine ganz zutreffende Norm über den Kostenpreis 
bilden lässt. 

Aber auch für Wagenladungsgüter ist die Berechnung 
der speciellen Selbstkosten mit grossen Schwierigkeiten ver- 
bunden, mitunter sogar, wenn nur einigermassen genau ver- 
fahren werden soll, praktisch geradezu unmöglich. Denn es 
ist nicht zu übersehen, dass Selbstkosten und Frequenz zu 
einander in einem sehr engen Abhängigkeitsverhältnisse stehen, 
wie wir schon früher an einem Beispiele ziffermässig nach- 
gewiesen haben. Ebenso spielt das Moment der constanten 
und beweglichen Kostenbestandtheile eine wichtige Rolle in 
dieser Frage. 

Hierzu tritt, dass nicht bei allen Gütern ein- und derselbe 
Frachtsatz der rentabelste sein wird. Insbesondere wird der 
Verkehr bei den minderwerthigen Massengütern, in vielen 
Fällen nur unter Gewährung so ausserordentlich niedriger 
Transportgebühren möglich, dass dieselben in kein richtiges 
Verhältniss zu den Selbstkosten gebracht werden können. 

Ueberdies kommt in Betracht, dass im Allgemeinen 
Summen, welche einmal auf die Anlagekosten einer Bahn aus- 
gegeben wurden, für die Wahl zukünftiger Massregeln der 
Wirthschaft eigentlich keine Bedeutung haben können. Dies 
trifft umsomehr dort zu, wenn dieselben ohne erheblichen 
Nutzen für die Allgemeinheit verausgabt wurden, wie wir dies 
ja nicht selten wahrnehmen können. Nach den Grundsätzen 
der Nationalökonomie gibt es aber für vergeudete Capitalien 
keinen Ersatz. 

»Wenn ein Fabrikant heute einen Fabrikscomplex für 
50.000 fl. aufstellt und entäussert ihn nach 3 Jahren wegen 
Untauglichkeit für 10.000 fl. und baut eine neue Anlage für 
100.000 fl., so wird er dieselbe nicht mit 140.000 fl. verzinsen, 
sondern nur mit 100.000 fl. und das. an dem ersten Etablisse- 
ment Verlorne durch Sparsamkeit und doppelten Fleiss nach 
und nach einzubringen suchen. Ebensowenig aber wie hier für 
das betreffende Industrie- Erzeugniss kann das wirklich verwen- 
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dete Capital bei den Eisenbahnen für die Frachtbestimmung 
massgebend sein, sondern nur der wirkliche materielle Werth 
der Anlage«. (Barthold S. 9.) 

»Denn auch hier handelt es sich um das, was augen- 
blicklich vorhanden ist und was werden soll. Es kommt nur 
darauf an, dass der Unterschied der von jetzt an zu erwarten- 
den Einnahmen im Entgegenhalte zu den von jetzt an zu ver- 
ausgabenden Kosten möglichst gross sei. Darum kann es sich 
ereignen, dass auf einer sehr theuren Bahn niedrige Tarifsätze, 
auf einer billigen dagegen hohe Transportpreise am vorteil- 
haftesten sind, ohne dass hiebei etwa eine Concurrenz im Spiele 
wäre«. (Lehr, S. 18.) 

Auch hiefür bietet England manche Belege aus der Er- 
fahrung; so z. B. ist die Great-Eastern Bahn (mit einem Ver- 
kehrsquantum von über 30 Millionen Passagieren und 90 Mil- 
lionen Centnern Gut pro Jahr), welche hohe Tarife einhebt, 
nicht theuer gewesen; dagegen sind auf der North London and 
Metropolitan, deren Anlagekosten sehr hoch waren, die Fahr- 
preise niedriger als auf den meisten anderen englischen 
Bahnen. 

Es ist nach dem Gesagten wohl selbstverständlich, dass 
die Kosten der Transportleistung nicht auf allen Bahnen den- 
selben Werth annehmen, beziehungsweise denselben Grad- 
messer für die Bildung der Tarifsätze bilden können, zumal 
ja doch auch nicht der zufällige wirkliche Aufwand einer Ver- 
waltung, sondern der Nutzen, den sie damit schafft, und der all- 
gemeine Werth, den die Leistung hat, in Betracht kommt. 

Eine Bahn kann, wie Kammerrath Bondy bemerkt, kauf- 
männisch gedacht, oft sehr schlecht rentiren, während sie im 
Staats- und volkswirtschaftlichen Sinne die segensreichste 
Rentabilität bilden kann. Allerdings sind Privatbahnen gezwun- 
gen, zunächst auf ihre Rentabilität zu sehen. 

'Effectiv hängt die Kostspieligkeit des Betriebes theils von 
den im Bereiche einer bestimmten Bahn herrschenden Preisen 
und Löhnen und relativ auch von der Höhe des Anlagecapitals, 
theils aber auch von der bestehenden Frequenz und von der 
durch die Configuration des Bahnnetzes bedingten Leichtigkeit 
oder Beschwerlichkeit des Betriebes ab. 
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Da alle diese Verhältnisse sich bei den verschiedenen 
Bahnen wesentlich unterschiedlich gestalten, und selbst auf 
einer und derselben Bahn von Jahr zu Jahr Variationen unter- 
liegen, so wird eine Berechnung der Kosten der Transport- 
leistung, wenn diese einigermassen genau sein soll, immer nur 
für eine bestimmte Bahn und für eine bestimmte Verkehrs- 
periode erfolgen müssen. Die Anwendung der bei einer Bahn 
gebundenen Durchschnittszahlen auf eine andere Bahn ist deshalb 
nur sehr bedingt und nur mit besonderer Vorsicht unter Be- 
achtung der Betriebs- und Frequenzverschiedenheiten zulässig, 
wobei namentlich auch auf die verschiedenartige Wagenaus- 
nützung und den Wagenturnus Rücksicht zu nehmen ist. 

Im Allgemeinen wird man bei Berechnung der Selbst- 
kosten, deren Feststellung die entfallenden Minimal- und Durch- 
schnittskosten für Beförderung der Personen und Güter in ver- 
schiedenen Classen ergeben soll, um aus den gefundenen Coeffi- 
cienten die Höhe des anzuwendenden und der Rentabilität 
wegen erforderlichen Tarifsatzes beziffern zu können, zunächst 
darauf Bedacht nehmen müssen, die für die Beförderung der 
Personen- und Hauptgüter -Classen entfallenden Kosten zu 
trennen, wobei man sich, um nicht die Buchführung und 
Statistik allzu complicirt zu gestalten, in der Regel auf fol- 
gende vier Hauptverkehrsclassen beschränkt: 

1. Personen und Gepäck; 

2. Eilgut, Equipagen und lebende Thiere; 

3. Normalgüter; 

4. Güter in ermässigter Fracht. 

Für die Feststellung der Grundbasen • eines Tarifs in 
Bezug auf dessen Rentabilität gewährt diese Specificirung im 
Allgemeinen hinreichende Anhaltspunkte, indem sie das Ver- 
hältniss der einzelnen Transportgattungen zu einander und das 
daraus resultirende Transporterträgniss ergibt; indem sie weiter- 
hin erkennen lässt, ob und um wieviel Percent der Personen-, 
Eilgut- und Gütertarif zu erhöhen oder zu ermässigen sein würde 
und wo die Frachtermässigung für einzelne Transportartikel 
überhaupt ihre Grenze findet. 

Um nun die Rentabilität der genannten Transportzweige 
zu berechnen, muss zunächst der auf jeden derselben entfallende 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 4 
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Antheil des Anlagecapitales, insoweit dasselbe überhaupt in Be- 
tracht gezogen werden kann, beziehungsweise die hiernach ent- 
fallende Zinsquote ermittelt werden, wobei man annehmen darf, 
dass die Zinsen des Anlagecapitals durchschnittlich die Hälfte 
der Gesammtkosten ausmachen. (In Oesterreich - Ungarn im 
Jahre 1875 53 Percent.) 

Ueber die Frage, nach welchem Modus die Repartirung 
des Anlagecapitales, respective der darnach erforderlichen 
Verzinsungsquote desselben auf die einzelnen Transportzweige 
vorzunehmen sein wird, machen sich verschiedene Ansichten 
geltend. Indessen wie immer auch die Ermittlung erfolgen 
möge, ein genaues Resultat wird niemals erzielt werden können, 
da die einzelnen Verkehrszweige zu sehr ineinandergreifen. 

In der Regel geschieht die Vertheilung nach Massgabe 
der auf jeden einzelnen Transportzweig entfallenden Züge, 
deren Ermittlung selbstverständlich eine Trennung derselben 
nach den einzelnen Verkehrszweigen vorausgehen muss. 
Zu diesem Behufe trennt man die Züge: 

a) in reine Personenzüge, 

b) in gemischte Züge, 

c) in reine Güterzüge, 

wobei das Gepäck dem Personenverkehre, und lebende Thiere, 
sowie Equipagen dem Eilgutverkehre subsummirt zu werden 
pflegen. 

Selbstverständlich kann der für die Verzinsung des An- 
lagecapitales erforderliche Betrag bei Aufstellung eines Tarif- 
satzes oft nur theilweise, oft gar nicht berücksichtigt werden, 
da sonst in Folge der dadurch herbeigeführten Höhe des 
Transportpreises jede Frequenz a priori unmöglich gemacht 
werden würde. Es muss daher in solchen Fällen der Antheil 
an der Verzinsung ganz oder theilweise ausser Ansatz ge- 
lassen und für dessen Deckung — insoweit dies möglich ist — 
durch eine Staatssubvention oder auf andere Weise vorgesorgt 
werden. — Dort aber, wo etwa in Ermangelung ausreichender 
Frequenz gar ein Betriebsdeficit resultirt, können nicht einmal 
die reinen Betriebsauslagen in Anrechnung gebracht werden. 

Bei Berechnung der Betriebskosten ist nun zuvörderst 
zwischen den Expeditions- und Tractionskosten zu unterscheiden. 
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Die Kosten, welche eine Bahn für den Transport eines 
Gutes aufwendet, zerfallen nämlich nach der Natur ihrer Ent- 
stehung in zwei Kategorien, nämlich in die Kosten der reinen 
Spedition und jene der reinen Traction. 

Zu den ersteren gehören alle jene Kosten, welche sich 
auf die Menge der aufgegebenen Güter repartiren, ohne dass 
die Länge der durchlaufenen Wegstrecke einen Einfluss ausübt. 
Es sind dies die Kosten der gesammten Centralverwaltung, 
des Personals an der Aufgabe- und Ankunftsstation, der Ver- 
zinsung und Amortisation der an diesen beiden Stationen be- 
findlichen Bahnhofsanlagen, die Kosten des Rangirdienstes etc. 
Zu den letzteren, den Kosten der reinen Traction, gehört blos 
der Aufwand für die Fortbewegung des Gutes auf offener 
Strecke. Derselbe bildet sich aus der Verzinsung, Amortisation 
und Reparatur des Oberbaues, der Kunstbauten, aus den 
Kosten des Fahr- und Bahnwächter-Personales, dem Ver- 
brauch an Heizmaterial, der Verzinsung und Abnützung des 
Fahrparkes etc. 

Eine Vergleichung der Kosten dieser beiden Kategorien 
ergibt nun, dass die einmaligen Kosten der reinen Spedition 
einen ganz überraschend grossen Antheil der Gesammtkosten 
ausmachen, während der Aufwand für die reine Traction ver- 
hältnissmässig zurücktritt. Es wurde deshalb schon mehrfach 
der Vorschlag gemacht, diese beiden Elemente der Fracht- 
satzbildung in Form zweier gesonderten Gebühren in An- 
rechnung zu bringen, so zwar, dass die Construction der 
Tarifsätze aus einem zweigliederigen Ausdrucke bestehen 
solle, wobei das erste Glied die Expeditionskosten und das 
zweite die Kosten der eigentlichen Beförderung zu repräsen- 
tiren hätte. 

Eine derartige Tarifconstruction würde eine relative Ver- 
minderung der Fracht mit Zunahme der Transportdistanz 
herbeiführen, wie wir dies später (S. 125) an einem concreten 
Beispiele nachweisen werden. 

Der deutsche Reformtarif neigt durch Einfuhrung fixer 
Zuschläge (Expeditionsgebühren) zu den kilometrischen Grund- 
taxen diesem Systeme gleichfalls zu, wobei jedoch zur Ver- 
meidung einer grösseren Belastung des Localverkehres, be- 

4* 
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ziehungsweise der kürzeren Strecken, die Expeditionsgebühren 
eine mit der Entfernung steigende Progression annehmen, bis 
sie bei der Distanz von 100 Kilometern (bei Classe B von 
40 Kilometern) das höchste Ausmass erreichen. Und dies ist 
auch das allein Richtige. 

Nach einer concreten, ziffermässigen Berechnung des 
Ingenieurs K. Töth* stellte sich die Höhe der Expeditions- 
kosten unter Einbeziehung aller hierauf Einfluss nehmenden 
Factoren gegenüber den reinen Tractionskosten, wie folgt: 

Die Kosten der Aufnahme und Abfertigung der Reisenden 
und der mit Personenzügen beförderten Güter haben die Hälfte, 
die der übrigen Güter ein Drittel der Kosten ausgemacht, 
welche auf die thatsächliche Beförderung dieser Transport* 
gegenstände verausgabt wurden. 

Es stellte sich bei dem von Töth gewählten Beispiele 
das percentuale Verhältniss der Expeditionskosten zu dem 
Tractionsdienst beim Personenverkehr wie 11*46 : 22*99 und 
beim Güterverkehr wie 17'81 : 47*74. 

Die österreichischen Personentarife tragen den beim 
Personentransport erwachsenden hohen Expeditionsspesen zum 
Theil durch die zur Erhebung gelangende Minimaltaxe für 
8 Kilometer Rechnung, was aber lediglich auf Kosten des 
ohnehin bei kurzen Entfernungen stärker concurrenzirten Local- 
verkehrs geschieht. Ein ähnliches Verhältniss besteht im Güter- 
verkehr. 

Es liegen auf Grund der gemachten Erfahrungen Vorschläge 
vor, die Expeditionsgebühren den Selbstkosten entsprechend zu 
erhöhen und auf die Frachtkosten zu repartiren, was aber, 
unter Voraussetzung einer richtigen, den Verhältnissen ange- 
messenen Construction der Gesammtfraekt, nur bei gleichzeitiger, 
in demselben Verhältnisse stattfindender Kürzung der Trans- 
porttaxe durchführbar wäre, also nur einer Complication der 
Taxbildung gleichkäme, ohne wirklichen Nutzen zu gewähren. 

Es fehlte aber auch einem solchen Tarifbildungs-Grund- 
satze die innere Berechtigung deshalb, weil die Expeditions- 



* K. Töth, Die Selbstkosten und die Tarifconstruction der Eisenbahn- 
transporte. Wien 1877. 
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kosten zwar von der Trarisportdistanz, keineswegs aber von 
der Transportmenge unabhängig sind, da die auf die Expeditions- 
einheit entfallenden Kosten der Centralverwaltung, des Per- 
sonals, des Anlagecapitals etc. mit zunehmendem Verkehre 
geringer werden und sich sonach auch in Stationen mit grösserer 
Frequenz im Allgemeinen geringer stellen, als in solchen von 
kleinerer Bedeutung. 

Wie sollte und könnte aber ein solches, oft erheblich 
differirendes Verhältniss bei Aufstellung des Tarifsatzes berück- 
sichtigt werden? 

Die Tractionskosten eines Transportes sind nun auch 
wieder von unterschiedlichen Factoren abhängig, wie: Frequenz, 
Fahrgeschwindigkeit der Züge, Schwere des Transportmateriales, 
Haftüngsverbindlichkeit, Materialwerth, Eleganz der Personen- 
wagen, Ausnützung der Wagen, Abnützung des Oberbau- 
materiales und der Zugsmittel, Erhaltung des Oberbaues, der 
Brücken, Tunnels, von der Transportdistanz, von zeitlichen 
Schwankungen des Verkehres u. s. w. u. s. w. 

Dass auch hier nur halbwegs eine Genauigkeit der Be- 
rechnung nicht erreicht werden kann, liegt auf der Hand, und 
so hat denn auch das Tarifwesen einer Eisenbahn mit dem 
Uebelstande zu kämpfen, dass oft das praktische Ermessen an 
Stelle der Rechnung gesetzt werden muss. »Es verlangt daher 
auch die Praxis keine haarscharfe Rechnung; sie bescheidet 
sich mit der Verwerthung allgemeiner Anhaltspunkte, um ihre 
Preissätze zu bilden, wenn dieselben auch nicht gerade auf 
Heller und Pfennig richtig sind.« 

Wir möchten übrigens bei diesem Anlasse wiederholt 
auf das schon früher Gesagte hinweisen, dass auf die Preis- 
stellung der Tarifsätze in letzter Linie weit weniger die Höhe 
der Selbstkosten bestimmend einwirkt, als das natürliche Be- 
streben der Eisenbahnen, durch billige Tarife den Verkehr zu 
heben, und Hand in Hand damit ihre Einnahmen zu ver- 
grössern. Dass dieses Bestreben, insoweit es sich vor Allem um 
die Hebung des Verkehres, somit um die Erzielung des größt- 
möglichen volksuririhschafüichen Nutzeffectes handelt, in dem Falle 
besondere Unterstützung findet, wenn nur die Deckung der 
reinen Betriebsauslagen durch den Tarifsatz erzielt, somit auf 
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die Verzinsung des Anlagecapitales keine Rücksicht genommen 
werden soll, wie dies nach unserer Auffassung beim Gebühren- 
principe der Fall ist, liegt auf der Hand. 

Um nun auf unser Thema zurückzukommen: Wenn sich 
hin und wieder an der Hand der ziffermässigen Berechnungs- 
resultate eine auffällige Abweichung der Transportpreise 
von der Rechnungsziffer ergibt, so wird es Aufgabe des ge- 
wiegten Tarifmannes sein, der Sache auf den Grund zu sehen 
und, wenn thunlich, die Correctur eintreten zu lassen. 

In der Regel jedoch wird die Abweichung auf Ursachen 
allgemeiner oder specieller Art zurückzuführen sein, welche 
die Tarifsätze, unabhängig von deren Proportion zu den Selbst- 
kosten, beeinflussen, unter denen die Concurrenz anderer 
Transportwege nicht die geringste Rolle spielt. 

Hieraus leitet sich übrigens auch die Erfahrung ab, 
warum der praktische Betriebsmann Selbstkostenberechnungen, 
welche die minutiöseste Nuance aller speciellen Kosten zum Aus- 
drucke bringen soll, als müssig betrachtet. (Sax, S. 418.) 

Dagegen werden aber die Schwierigkeiten, welche der 
richtigen Ermittlung der Kostensätze entgegenstehen, niemals 
den Vorwand bieten dürfen, die Feststellung der Tarifsätze 
lediglich der praktischen Beurtheilung zu überlassen; weil die 
klare Erkenntniss der Gesetze, von welchen das Gedeihen 
des wirthschaftlichen Lebens, zu dessen Förderung die Tarife 
der Eisenbahnen wesentlich beitragen können, schliesslich 
doch nur auf Grund der Resultate einer exacten Forschung 
gewonnen werden kann. 

Wir schliessen unsere Betrachtungen mit einer ziffer- 
mässigen Berechnung der durchschnittlichen Selbstkosten der 
deutschen und österreichisch-ungarischen Bahnen im Jahre 1881, 
welche auf Grund der Vereinsstatistik von Baurath H. Teil- 
kampf in Altona aufgestellt worden ist. Bei dieser Berechnung 
wurde angenommen, dass ein Personenwagen doppelt soviel 
Kosten verursache als ein Lastwagen, und dass die Selbst- 
kosten des Transportes bei den verschiedenen Hauptclassen 
des Personen- und Güterverkehres annähernd in demselben 
Verhältnisse zu einander stehen, wie die bezüglichen Tarif- 
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classen selbst. Endlich wurde vorausgesetzt, dass sich im 
Personenverkehre die Selbstkosten für die erste Classe doppelt, 
für die zweite Classe anderthalbmal, für die vierte Classe zwei- 
drittelmal so hoch stellen, wie für die dritte Classe, und dass 
im Güterverkehre Eilgut doppelt soviel als Stückgut, und 
Wagenladungsgut drei Zehntel des auf Stückgut entfallenden 
Transportpreises koste. Nebengebühren und Expeditionskosten, 
sowie Militärtransporte wurden ausser Betracht gelassen. 

Auf Grund dieser Berechnung betragen die durchschnitt- 
lichen Selbstkosten des Transportes einer Person und einer 
Tonne Gut der verschiedenen Hauptclassen, wie folgt: 



A. Personenverkehr: 



Land 



Classe 



II 



III 



IV 



Preis per Personen-Kilometer 



Pf. 


Kr. 


Pf. 


Kr. 


Pf. 


Kr. 


Pf. 


3-62 


1-81 


2-72 


1-36 


1-81 


0-905 


1-21 


4-84 


2-42 


3-63 


1-815 


2-42 


1-21 


1-62 



Kr. 



Deutschland 
Oesterreich-Ungarn 



0-605 
081 



i 



Land 



Classe 



II 



III 



Preis per Personen-Meile 



Pf. Kr. Pf. Kr. Pf. Kr. Pf. Kr 



IV 



Deutschland 
Oesterreich-Ungarn 



27 I 13-5 

I 

36-3 ! 18- 15 



20-4 
27-2 



10-2 
13-60 



13-6 
18-2 



6-8C 
94 



9 
12-2 



4-5 

610 



Anmerkung: Der specifische Personenverkehr der deutschen Bahnen war 
ungefähr 18 Mal so gross, wie jener der österr.-ungar. Bahnen. 
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B. Güterverkehr: 



Land 



Deutschland 
Oesterreich-Ungarn 



Eilgut 



Stückgut 



Wagenladungs- 
Gut 



Preis per Tonnen-Kilometer 



Pf. 



8-24 
1012 



Kr. 



4-12 
506 



Pf. 



Kr. 



4-12 
506 



206 
2-53 



Pf. 



Kr. 



1-236 
1-518 



0-618 
0-759 



Land 



Eilgut 



Stückgut 



Wagenladungs- 
Gut 



Preis per Centner-Meile 



Pf. 



Kr. 



Pf. 



Kr. 



Pf. 



Kr. 



Deutschland 



Oesterreich-Ungarn 



309 
3-795 



1-545 
1-8975 



1-545 
1-898 



0-7725 
0-949 



|o-4 



I 
4635 0-23175 



1-56925 



0284625 



Anmerkung: Der specifische Güterverkehr der österr.-ungar. Bahnen war 
etwa um Y 4 Mal geringer, als auf den deutschen Bahnen. ; 

Unserer Ansicht nach — worin wir durch die seitens 
des Ingenieurs Töth an der Hand eines bestimmten Beispieles, 
mit Ausschluss allgemeiner Voraussetzungen, gefundenen Re- 
sultate bestärkt werden (wir kommen hierauf bei Besprechung 
des Personenverkehres zurück) — entsprechen die für den 
Personenverkehr im Vorstehenden ermittelten Kosten nicht der 
Wirklichkeit, weil uns die Voraussetzung, dass ein Personen- 
wagen pro Kilometer nur doppelt soviel Kosten verursache, 
wie ein Lastwagen, nicht zutreffend erscheint. Es verhält sich 
nämlich nach der Statistik pro 1881 die Ausnützung der Sitz- 
plätze der Personenwagen gegenüber der Ausnützung des 
Wagenraumes der Lastwagen annähernd wie 1 : 2 (24% : 45%), 
und kommen deshalb im Personenverkehre auf je einen voll- 
besetzten Wagen drei leerlaufende Wagen, während im Güter- 
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verkehre auf einen vollbeladenen Wagen nur etwas mehr als 
ein leerlaufender entfällt. Hierzu tritt, abgesehen von der 
durch die Bedürfnisse des Personenverkehres hervorgerufenen 
Steigerung der Specialkosten (Geschwindigkeit, Comfort, Be- 
dienung), der Umstand, dass die todte Last der Personenwagen 
eine bedeutend grössere ist, als die der Lastwagen; denn die 
Tara beträgt bei Personenwagen nach obiger Ausnützung das 
zwölf- bis vierzehnfache der Nutzlast, während bei Güterwagen 
die todte Last nicht einmal das anderthalbfache der Nutzlast 
erreicht. 

Auf den französischen Bahnen betrug in den Jahren 
1872 — 1874 nach den Berechnungen des Ingenieurs Baum 
der Durchschnitt der Selbstkosten: 4*54 Pfennig per Tonne 
und Kilometer. 

Vergleicht man diesen Durchschnitt mit den durchschnitt- 
lichen Tarifsätzen, und zwar: 

für das Personen-Kilometer 4' 256 Pfennig, 
» » Tonnen-Kilometer 4*64 » 
so ergibt sich, dass für das Personen-Kilometer der Tarifsatz 
um 0*284 Pfennig unter den Selbstkosten bleibt, während 
beim Tonnen-Kilometer der Tarifsatz die Selbstkosten um 
01 Pfennig übersteigt. 

Als Basis der Berechnung der Selbstkosten des Personen- 
verkehres gegenüber dem Güterverkehre wurde von Baum 
das mittlere Gewicht eines Reisenden inclusive Gepäck mit 
Ol Tonne angenommen. 



VII. 

Ueber Eisenbahn-Concessions-Gesetzgebung. Ent- 
stehung der Eisenbahn-Monopole und Maximal- 
tarife. Nebenbahnen. 

Aus dem in unseren vorangegangenen Besprechungen 
über die Bedeutung der Eisenbahnen Gesagten lässt sich wohl 
mit aller Berechtigung ableiten, dass dieselben ein wesent- 
liches Object der Gemeinwirthschaft eines Staatswesens bilden 
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und demgemäss auch berufen sind, zur Verwirklichung des 
Gemeinwohles durch Befriedigung der berechtigten Bedürf- 
nisse aller Staatsangehörigen auf wirthschaftlichem Gebiete 
beizutragen. 

Die Stellung der modernen Staatsgewalt als obersten 
Repräsentanz der Gemein wirthschaft macht es derselben zur 
Pflicht, für die Wohlfahrt des Ganzen zu sorgen und daher 
nur dasjenige mit den Mitteln des Allgemeinen zu fördern, 
was dem allgemeinen Interesse dienlich ist, und Alles das 
hintanzuhalten, was diesem Zwecke zuwiderläuft. 

Hieraus folgt, dass die Staatsgewalt einerseits dem Ver- 
kehrsbedürfnisse gemäss, der Entwicklung der Eisenbahnen 
möglichst Vorschub leisten, andererseits aber und gleichzeitig 
damit darauf Bedacht nehmen soll, Grundsätze und Vorschriften 
aufzustellen, welche es den Eisenbahnen zur Pflicht machen, 
ihren Beruf wirklich zu erfüllen. 

Dem ersteren Momente bestrebte sich der Staat, inso- 
weit es seine eigenen Finanzen nicht gestatteten, durch Heran- 
ziehung des Privatcapitales zum Zwecke des Baues von Eisen- 
bahnen thunlichst gerecht zu werden, zu welchem Behufe den 
Unternehmern eine Concession verliehen wird, kraft deren sie 
unter gewissen staatlicherseits garantirten Vortheilen belügt 
sein sollen, die von ihnen gebauten Bahnen in Betrieb und 
Verwaltung zu übernehmen. 

Damit jedoch die derart betriebenen und verwalteten 
Bahnen den wichtigen öffentlichen Interessen, denen sie dienen 
sollen, möglichst Rechnung tragen, wurden denselben — und 
dies bildet das zweite Moment — gleichzeitig gesetzmässig 
bestimmte Verpflichtungen in Bezug auf den Bau, den Betrieb 
und die Verwaltung auferlegt, durch welche die freie Dispo- 
sition der Privat-Unternehmer im öffentlichen Interesse einge- 
schränkt wird. 

Ein wesentlicher, zur Anstachelung des Unternehmungs- 
geistes in verschiedenen Ländern, und so auch in Oesterreich 
und Deutschland staatlicherseits gebotener Vortheil besteht nun, 
abgesehen von der etwaigen Zusicherung einer Zinsengarantie, 
darin, neben der einmal concessionirten Bahn, wenigstens für 
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eine bestimmte Zeit, keine Parallelbahn zuzulassen, d. h. keine 
zweite Bahn, welche dieselben Endpunkte verbindet * 

Daher hat denn auch eine solcherart cöncessionirte Eisen- 
bahn durch die Concession ein Verkehrsmonopol erlangt, 
welches man das »Concessions-MonopoU zu nennen pflegt. 

Würde der Staat, welcher das Interesse hat, sein Eisen- 
bahnnetz ausgebaut zu sehen, ohne selbst dafür die erfor- 
derlichen Geldmittel aufwenden zu können, der Fixirung 
des Privatcapitales in den Eisenbahnen nicht durch die Verlei- 
hung eines Monopoles und nach Erforderniss auch durch die Ga- 
rantie der Capitalsverzinsung Vorschub geleistet haben, so 
würde die zum Baue einer Eisenbahn nothwendige grössere 
Capitalsfixirung selbstverständlich nur selten erreicht worden sein. 

Man darf daher, wie es häufig in Verkennung der öko- 
nomischen, durch die Bahnen hervorgerufenen Vortheile ge- 
schieht, den monopolistischen Charakter einer Eisenbahn a priori 
keineswegs als eine unwirthschaftliche und gemeinschädliche 
Eigenschaft betrachten. Man verurtheilte hier mit den Aus- 
wüchsen des Monopols, gteichzeitig auch das ökonomische 
Princip einer Eisenbahn. 

Das Monopol ist nun entweder ein gesetzliches (künst- 
liches), d. h. ein durch Gesetze und Concessions-Urkunden 
geschaffenes formelles Privilegium, oder es ist ein factisches 
(natürliches), welches die Bahn-Unternehmung, wenn derselben 
auch kein besonderes gesetzliches Privilegium eingeräumt worden 
wäre, dadurch besitzt, dass dieselbe in Folge ihrer Natur und 
Anlage gegen die Concurrenz anderer binnenländischer Unter- 
nehmungen insoweit geschützt ist, als die Frachtpreise der- 
selben innerhalb der durch gesetzlich festgesetzte Maximal- 
tarife gezogenen Grenze bis zu einem gewissen, durch die 
Concurrenz des Land- und Wassertransportes festgestellten 
Punkte einseitig festgesetzt werden können. 

Während sonach die künstliche Monopolstellung einer 
Bahn, welche an und für sich gleichzeitig auch die Wirkung 
des natürlichen Monopols ausübt, zunächst durch die Gesetz- 
gebung geschaffen wird, verdankt die lediglich durch die Natur 

* Diese Bestimmung wurde laut Art. 41 der norddeutschen Bundes 
Verfassung (vorbehaltlich erworbener Rechte) aufgehoben. 
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der Verhältnisse geschaffene Monopolstellung einer Eisenbahn 
mehreren Elementen ihre Entstehung, und zwar beruhen die- 
selben nach Michaelis: 

1. darauf, dass der Eisenbahntransport die höchste Ent- 
wicklungsstufe des Landfracht-, beziehungsweise des Wasser- 
frachtbetriebes bildet, eine Entwicklungsstufe, mit welcher die 
niederen Entwicklungsstufen nicht mehr concurriren können; 

2. darauf, dass die Eisenbahn-Unternehmerin ausschliess- 
liche Eigenthümerin des zu einer Eisenbahn hergerichteten 
Grundes und Bodens ist; 

3. beruht das natürliche Monopol der Eisenbahn darauf, 
dass noch nicht Capital und Verkehr genug vorhanden ist, 
um eine Concurrenzbahn zu bauen. 

Um nun die Gesammtheit gegen die willkürliche Ausbeu- 
tung des Monopols seitens einer Unternehmung, welche durch 
die Concession in den Alleinbesitz einer Verkehrslinie gelangte, 
auf welcher ihr mit Ausnahme der in ökonomischer Be- 
ziehung oft überlegenen, grossen natürlichen Wasserwege, 
keine ebenbürtige Concurrenz im Binnenlande, von der ganz 
partiellen Concurrenz des Strassenfuhrwerkes abstrahirt, ent- 
gegentritt, in der Richtung des von ihr geforderten Beförde- 
rungspreises einigermassen zu schützen, ist es Aufgabe des 
Staates gewesen, für eine allgemein geeignete Preisbasis zu 
sorgen, und dieser Aufgabe suchte der auf das Privatcapital 
angewiesene Staat durch die Aufstellung eines Maximaltarif es, 
welcher nach Wagner den Zweck hat, »eine Grenze für die 
monopolistische Ausbeutung nach oben zu ziehen c, gerecht zu 
werden. 

Im Anfange, d. h. zur Zeit der Entstehung der Loco- 
motivbahnen, als man noch in völliger Unkenntniss über die 
hohe volkswirthschaftliche Bedeutung des neuen Transport- 
mittels war und daher auch die Nachtheile nicht zu über- 
blicken vermochte, welche der Volkswirthschaft aus einer 
missverstandenen oder gar missbräuchlichen Anwendung des 
Verkehrsmonopols erwachsen konnten, enthielt die Concession 
keine Norm wegen Festsetzung eines Maximaltarifes. 

Der Staat beschränkte sich damals darauf, die Gemein- 
nützigkeit des Unternehmens zu constatiren, demselben das 
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Verkehrsmonopol und die Ausschliesslichkeit des Betriebes, 
wenigstens für eine begrenzte Zeitdauer, zu verleihen. 

Rücksichtlich der für den Transport von Personen und 
Gütern einzuhebenden Gebühren war den Bahnen vollständige 
Freiheit gelassen. So bestimmte § 26 des preussischen Eisenbahn- 
gesetzes vom 3. November 1838 ausdrücklich, dass der Bahn- 
gesellschaft für die ersten drei Jahre ihres Betriebes das Recht 
zugestanden werde, die Tarifpreise nach ihrem Ermessen 
festzusetzen. 

Die Maximaltarife enthalten bestimmte, nach der Wagen- 
classe, beziehungsweise der jeweils massgebenden Gewichts- 
und Längeneinheit ziffermässig ausgedrückte Transportsätze, 
und zwar unterschiedlich für den Personen- und Güterverkehr. 

Diese Tarifmaxima sind jedoch, weniger was den von 
nicht so intensiven potentiellen Concurrenzen beeinflussten 
Personenverkehr als speciell den Güterverkehr anbelangt, zu- 
meist so hoch gehalten, dass sie in Folge der durch Concur- 
renzen und sonstige Ursachen bedingten Preisermässigungen, 
wenn nicht von Zeit zu Zeit eine Revision derselben eintritt, 
wenigstens auf freqüentirten Hauptbahnen, keinerlei praktische 
Bedeutung haben. 

Dies hat denn auch zu wiederholten Malen Anlass ge- 
geben, die Zweckmässigkeit und das Bedürfniss der Aufstellung 
dauernd fixirter Maximaltarife anzuzweifeln, wobei darauf hin- 
gewiesen wird, dass ein Uebersehen der Verhältnisse zur Zeit 
der Entstehung der Maxima gar nicht möglich war, umso- 
weniger, als ja doch auch dabei auf die ' Selbstkosten hätte 
Rücksicht genommen werden müssen, welche dauernd über- 
haupt nicht festgestellt werden könnten. 

Wenn aber auch Maximaltarife für den Güterverkehr* 
in Folge der steigenden Concurrenz unter den Eisenbahnen 
sich vielfach praktisch als belanglos herausstellen, so sind die- 
selben doch als Schutzmittel gegen die Ausbeutung des Mono- 
pols kaum zu entbehren; nur muss deren Construction den 
Verhältnissen angepasst sein, was sich lediglich durch eine 
zeitweise, auch in den Eisenbahngesetzen zumeist vorgesehene 

* Für den Personenverkehr werden rücksichtlich der gewöhnlichen 
Billets die concessionsmässigen Maximalsätze thunlichst eingehalten. 
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Revision derselben erzielen lässt, welche mit dem Fortschreiten 
in der Erkenntniss der grossen Bedeutung der Eisenbahnen 
für das wirthschaftliche Leben und der Eisenbahnbetriebs- Ver- 
hältnisse selbst, stets an Genauigkeit und praktischer Bedeutung 
zunehmen muss. 

Das einfachste, aber auch radicalste Mittel, um den Maxi- 
maltarif ganz entbehrlich zu machen und dadurch eine ange- 
strebte wirthschaftliche Verbesserung im Eisenbahnwesen her- 
beizufuhren, wird vielfach in der Uebernahme des Bahnbetriebes 
seitens des Staates gefunden. 

In Deutschland ist diese Massregel nahe ihrer vollständigen 
Durchfuhrung. In Oesterreich und ebenso in Schweden scheint 
man dieselbe in grösserem Umfange insceniren zu wollen. 
In Ungarn setzt man die Verstaatlichung der Privatbahnen 
energisch fort. In England hat sich das Parlament bisher ge- 
weigert, den Weg des Ankaufes der Eisenbahnen einzuschlagen; 
ebenso hat in Frankreich das Freycinet'sche Verstaatlichungs- 
project vom Jahre 1878 in Folge der eingetretenen Finanzkrisis 
Schiffbruch gelitten. 

In Belgien besitzt der Staat ein umfangreiches Netz neben 
mehreren Privatbahnen, während man in Italien dazu schreitet, 
den kaum installirten Staatseisenbahnbetrieb zu verlassen. 

Die Controverse: ob Staats- oder Privatbahnen, ist sonach 
noch keineswegs gleichmässig in allen Ländern endgiltig ent- 
schieden ; übrigens würde eine Generalisirung des Systems (unserer 
Ansicht nach) kaum zu erreichen sein, ohne dadurch der Ent- 
wicklung des Eisenbahnwesens nahe zu treten. Wir kommen 
hierauf bei Besprechung der Controverse selbst zurück. 

Welche Wandlung der Systeme aber auch noch sich voll- 
ziehe: der Drang der berechtigten Ansprüche der öffent- 
lichen Interessen, als deren Hüter und Förderer der Staat in 
erster Reihe berufen ist, weist, geleitet von dem am Hori- 
zonte des culturellen Fortschrittes der Menschheit strahlenden 
Sterne auf das ideale Ziel »hin, die Eisenbahnen, das wichtigste 
Förderungsmedium aller Cultur, zu einem möglichst kosten- 
losen Verkehrsgute für die Allgemeinheit zu ge- 
stalten. 
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Concessionsbestimmungen in Oesterreich. 

Das in Oesterreich erlassene, noch heute giltige Con- 
cessionsgesetz datirt vom 14. September 1854. Ausser den 
darin enthaltenen Bestimmungen, betreffend die Anlage der 
Bahn, stellt das Conc.-G. folgende Hauptprincipien auf: 

1. Die Concession wird nicht über die Dauer von 90 Jahren 
ertheilt; 

2. nach Ablauf dieser Frist geht die Eisenbahn ohne 
Entgelt in den Besitz des Staates über; 

3. der Staat verpflichtet sich, den Bau von Concurrenz- 
bahnen hintanzuhalten. 

In Bezug auf das Tarifwesen enthält das Conc.-G. nach- 
stehende Anordnungen: 

a) Die Unternehmung erlangt durch die Concession das 
Recht, auf der neuerbauten Eisenbahn Personen und Sachen 
nach den festgesetzten Tarifen zu befördern, insoferne der dies- 
fällige Transport durch das Postregale nicht der Postanstalt 
ausschliesslich vorbehalten erscheint; 

b) die festgesetzten, von 3 zu 3 Jahren einer Revision 
zu unterziehenden Tarife für den Personen- und Sachentrans- 
port und für die Nebengebühren sind der Aufsichtsbehörde zur 
Genehmigung vorzulegen; 

c) der Preistarif ist öffentlich kund zu machen und es 
bleibt der Staatsverwaltung vorbehalten, dann, wenn die Rein- 
erträgnisse der Bahn 15 Percent der Einlagen überschreiten, 
auf eine »billige« Herabsetzung der Preise einzuwirken. 

Die auf Grundlage des Conc.-G. ertheilten einzelnen Con- 
cessionen enthalten auch die näheren Bestimmungen über den 
Maximaltarif. 

Ganz absonderlich lautet der Schlussparagraph 13 des 
Concessionsgesetzes: »Angelegenheiten, welche sich auf die 
Vollziehung dieser Bestimmungen beziehen, sind von dem 
Rechtswege ausgeschlossen und gehören vor die administrativen 
Behörden.« 



64 Ueber Eisenbahn-Concessions-Gesetzgebung etc. 

Im Allgemeinen finden wir, dass Oesterreich in Folge 
der den Privatbahnen vielseitig gewährten Begünstigungen ein 
verhältnissmässig theuer gebautes Eisenbahnnetz besitzt, dessen 
ausreichende Alimentation durch den demselben zufallenden 
Verkehr bisher nicht durchweg erzielt wurde. Die Folge davon 
ist, dass die Zuschüsse, die der Staat den subventionirten Bahnen 
gewähren muss, eine bedeutende Höhe, jährlich etwa 20 Mil- 
lionen Gulden, erreichen und in einzelnen Fällen den Betrag 
des Actiencapitals der Unternehmung weit überschreiten. 

Verschiedene Uebelstände, welche der ausschliessliche 
Privatbetrieb mit sich brachte, einerseits, und anderseits die 
immer zunehmende Erkenntniss der hohen Wichtigkeit der 
Eisenbahnen für die wirthschaftliche, sociale und politische 
Gestaltung des Staatslebens haben in Oesterreich Veranlassung 
geboten, zu dem seit nahezu 20 Jahren verlassenen System 
des Staatsbetriebes, zunächst durch Erwerb der Kaiserin Elisa- 
beth-, Kronprinz Rudolf- und Kaiser Franz Josefs-Bahn zurück- 
zukehren. 

Concessionsbestimmungen in Preussen. 

Während in Preussen die allgemeinen Bestimmungen des 
Eisenbahngesetzes vom Jahre 1838 sich in den wesentlichen 
Punkten denen des österreichischen Concessionsgesetzes an- 
schliessen, unterscheidet sich der preussische Vorgang, abgesehen 
von der im Gesetze vorgesehenen Zulassung dritter Personen 
zum Transportbetriebe (Concurrenzbetrieb), darin wesentlich, 
dass dem Staate ein viel weiter gehender Einfluss gewahrt 
wurde. So entsendete die Regierung einen Commissarius, wel- 
cher die Befugniss besass, die Vorstände der Gesellschaft nach 
Erforderniss zusammenzuberufen, allen Versammlungen beizu- 
wohnen, und an welchen die Gesellschaft sich in allen Be- 
ziehungen zur. Staatsverwaltung zu wenden hatte. Ausserdem 
behielt sich die Regierung das Recht der jederzeitigen Ab- 
änderung des Gesetzes mit rückwirkender Kraft vor. 

Weiterhin reservirte sie sich das Bestätigungsrecht des 
obersten leitenden Beamten. 

Subventionirten Bahnen gegenüber gingen die Prärogative 
des Staates noch viel weiter. Hier entsendete derselbe einen 
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stimmberechtigten Commissär in die Generalversammlung und 
behielt sich die Bestätigung aller Oberbeamten, der Tarife etc. 
vor. Ausserdem wahrte sich der Staat das Recht, falls er in 
Folge der übernommenen Zinsengarantie genöthigt sein sollte, 
in fünf aufeinanderfolgenden Jahren einen Zuschuss zu leisten, 
oder falls er in einem Jahre mehr als 1*5 Percent des fest- 
gesetzten Actiencapitales zuschiessen müsste, die Verwaltung 
und den Betrieb der Bahn so lange zu übernehmen, bis der 
Reinertrag in drei hintereinander folgenden Jahren mehr als 
3*5 Percent des Actiencapitals beträgt. 

In Oesterreich fand man sich im Jahre .1877, anlässlich 
des Gesetzes über garantirte Eisenbahnen (des sogenannten 
Sequestrations- Gesetzes) zu einem formell zwar ähnlichen, 
jedoch in den Bestimmungen verfehlten und daher auch bisher 
ziemlich wirkungslos gebliebenen Vorgehen veranlasst. 

Dem Mangel einer zeitgemässen Gestaltung des preussi- 
schen und deutschen Eisenbahnrechtes überhaupt* wurde 
durch ergänzende Bestimmungen der Reichsverfassung vom 
Jahre 1871 abgeholfen, welche das gesammte Eisenbahnwesen 
der Beaufsichtigung und Gesetzgebung des deutschen Reiches 
unterwarf. 

Hiernach werden die Eisenbahnen wie ein einheitliches 
Netz zu verwalten und nach einheitlichen Normen auszurüsten 
sein. Speciell (nach Artikel 45) steht dem Reiche die Controle 
über das Tarifwesen zu mit der Aufgabe, die möglichste Gleich- 
mässigkeit und Herabsetzung der Tarife zu erzielen, insbe- 
sondere bei grösseren Entfernungen für gewisse Rohproducte 
thunlichst den Pfennigtarif einzuführen. 

Ein grosser Theil der Bestimmungen des Gesetzes vom 
Jahre 1838 ist seither durch die Verstaatlichung fast aller 
preussischen Privatbahnen überholt worden, nachdem schon 
vorher in Bayern, Baden, Würtemberg und Sachsen der Staats- 
betrieb eingeführt war. 



* Auch in Oesterreich dürfte bei Fortbestand des Privatbetriebes eine 
Revision des Concessionsgesetzes vom Jahre 1854 und der noch älteren Be- 
triebsordnung vom Jahre 1851 erforderlich werden. 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 5 
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Concessionsbestimmungen in England. 

Das imposante Eisenbahnnetz, welches England um- 
spannt, verdankt seine Entstehung ausschliesslich der Privat- 
speculation, ohne dass sich der Staat im Geringsten materiell 
hiebei betheiligte. 

Das Parlament hatte Anfangs die Concessionen für die 
Eisenbahnen, welche »für ewige Dauer« ohne Inanspruch- 
nahme des Staatsschatzes und ohne Beaufsichtigungsrecht 
gegeben wurden, ganz so wie für Canäle behandelt und nicht 
daran gedacht, die Frage von einem höheren Standpunkte 
zu prüfen, noch viel weniger eine specielle Gesetzgebung aus 
diesem Anlasse zu schaffen. Jede Concessions-Urkunde ge- 
stattete der Unternehmung, nach Bedarf Gründe einzulösen, 
Capitalien zu vereinigen und Taxen einzuheben. Eine besondere 
Bestimmung machte die Concessionäre verbindlich, die Loco- 
motiven und Wagen Jedermanns gegen Entrichtung einer be- 
stimmten Gebühr auf ihrem Netz circuliren zu lassen .* 

Entsprechend der ursprünglichen Auffassung der Eisen- 
bahnen als freie Strassen wurden für jede englische Eisenbahn 
concessionsmässig besondere Maximal-Frachtsätze festgestellt, 
und zwar zunächst getrennt für die Benützung der Schienen- 
wege und für die Hergabe der Locomotivkraft; daneben be- 
sondere Sätze für den Fall, dass die Eisenbahn selbst als 
Frachtführer auftritt. Eigentliche Bedeutung hatten aber nur 
die letzteren, da die Fiction der Eisenbahn als freie Strasse, 
wie überall, so auch in England sich als unhaltbar erwies. 

Ursprünglich hatten die englischen Bahnen innerhalb 
der concessionsmässigen Maxima volle Freiheit der Tarif- und 
Verkehrsmassnahmen, wie jeder andere Frachtführer nach 
gemeinem Rechte. Doch sind im Laufe der Zeit wichtige, 
allgemein gesetzliche Beschränkungen eingeführt worden. So 
wurde 1844 ein Gesetz geschaffen, welches dem Staate das 
Recht gab, jede künftig concessionirte Bahn nach Ablauf 
von 21 Jahren zu erwerben, während, wie bereits erwähnt, 
bisher die Concessionen auf ewige Dauer verliehen waren. 



* Nördling, Eisenbahnconcurrenz in England. Wien 1875. 
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Durch das gleiche Gesetz wurde die Regierung er 
mächtigt, nach Ablauf dieser 21 Jahre die Tarife jener Bahnen, 
welche während der drei letzten Jahre mehr als zehn Percent 
Reinerträgniss ergaben, zu ermässigen, jedoch so, dass für 
die folgenden 21 Jahre ein zehnpercentiges Reinerträgniss 
garantirt wurde. (Nördling, S. 3.) 

Im Allgemeinen geht das Bestreben des englischen Parla- 
ments, um dem zu Tage getretenen Missbrauch des Monopols 
der Eisenbahnen vorzubeugen, heute dahin, die Machtvoll- 
kommenheit der Gesellschaften einzuschränken und die Gebarung 
derselben einer strengeren Controle zu unterziehen, zu welchem 
Behufe auch 1873 eine neue Behörde, die Eisenbahn-Commis- 
sion, geschaffen wurde. Dieselbe ist zwar keine Aufsichts- 
behörde in unserem Sinne, sondern ein vom Handelsmini- 
sterium unabhängiges Tribunal, welches nur auf Antrag von 
Interessenten einschreitet. 

Concessionsbestimmungen in Frankreich: 

Auch in Frankreich* begann man mit der Ueber lassung 
des Baues und Betriebes von Eisenbahnen an die Privat- 
industrie. Die Concessionen wurden »auf ewige Zeiten« er- 
theilt und vollständige Tariffreiheit gewährt. Jedoch unter- 
scheiden sich schon die im Jahre 1835 für die Linie Paris — 
St. Germain gegebenen und die darauf folgenden Concessionen 
von den früheren dadurch, dass ihre Dauer zeitlich begrenzt 
war (zumeist 70 Jahre), und dass dem Staate das Recht vor- 
behalten wurde, von der Bahn nach dem Erlöschen der Con- 
cession Besitz zu ergreifen. Ausserdem wurden die Verpflich- 
tungen der Gesellschaften durch »Bedingnisshefte« (cahiers 
des charges) in eingehender Weise festgestellt. 

Indess verringerten die den Actionären auferlegten Ver- 
pflichtungen die Lust zum Baue neuer Bahnen, so dass sich 
die Regierung 1840 veranlasst sah, zu deren Ermuthigung 
ein Gesetz zu schaffen, kraft dessen die Concessionsdauer 

* Nachstehende Daten fussen auf dem durch Sections-Chef v. Nörd- 
ling verdeutschten Werke Aucocs, Sections- Präsident und französischer Staats- 
rath: »Ueber die zur Entwicklung des französischen Eisenbahnnetzes ange- 
wendeten Mittel.« Wien 1875. 

5* 
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einzelner Linien von 70 auf 99 Jahre verlängert und nach 
Bedürfniss auch die Zinsen der Anlage durch den Staat mit 
vier Percent garantirt wurden. 

Die napoleonische Regierung generalisirte die bis dahin 
ausnahmsweise gewährte Dauer der Concession auf 99 Jahre 
und begünstigte gleichzeitig die Fusionen der verschiedenen 
Gesellschaften, wodurch sie den grössten Theil aller Linien 
in die Hände von sechs der consolidirtesten Gesellschaften 
brachte und dieselben damit in den Stand setzte, ohne Schädi- 
gung ihrer künftigen Prosperität auch solche Linien zweiten 
Ranges auszuführen, welche bei der voraussichtlichen Unzu- 
länglichkeit des Verkehres kein Gegenstand der Privatspecu- 
lation sein konnten. 

Indem die Regierung diese Gesellschaften rücksichtlich 
ihrer rentablen Linien, wenn auch nicht rechtsverbindlich, so 
doch thatsächlich gegen Concurrenz schützte, konnte sie 
ihnen andererseits bedeutende Opfer abverlangen und dadurch 
alle Theile des Landes mit Eisenbahnen versehen. 

Das französische Publikum, welches in der ersten Zeit 
des Kaiserreiches ein ausserordentliches Vertrauen in die Bahn- 
Unternehmungen bekundet hatte, äusserte plötzlich ein grosses 
Misstrauen, indem man glaubte, dass die Eisenbahnen durch 
Uebernahme der weder mit Subvention noch mit Zinsengarantie 
ausgestatteten Concessionen für Secundärlinien ihre finanzielle 
Lage namhaft verschlechtert hätten. Gelähmt durch dieses 
Misstrauen, wendeten sich die Gesellschaften an die Regierung 
und baten um Revision ihrer Verträge. Das in Folge dessen 
erlassene Gesetz vom 11. Juni 1859, welches für die Beur- 
theilung unserer österreichischen Verhältnisse von besonderem 
Interesse ist, lautet nun dahin: »Die Concession jeder Gesell- 
schaft wird rücksichtlich der Anwendung der Zinsengarantie 
in zwei bestimmte, mit dem Namen »altes Netze und »neues 
Netze bezeichnete Theile abgeschieden. Das neue Netz allein 
gentesst eine Zinsengarantie im Falle der Unzulänglichkeit seines 
Reinerträgnisses. « 

Die Höhe des garantirten Capitals wurde vertragmässig 
begrenzt, die vorschussweise geleistete Garantie selbst nur 
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auf die Dauer von 50 Jahren gewährt Für das alte Netz wurde 
weiterhin keine Garantie geleistet. 

Endlich wurde festgesetzt, dass derjenige Theil des 
Reinerträgnisses des alten Netzes, welcher eine 8percentige 
Dividende übersteigt, auf das neue Netz als Ergänzung seines 
Erträgnisses übertragen werden musste, während der Staat nur 
den fehlenden Restbetrag (in der Höhe von 26 bis 30 Millionen 
Francs jährlich) vorschiesst. Abgesehen von der hierdurch 
erreichten Sicherstellung der staatsfinanziellen Interessen bedingt 
auch die Uebertragung der Erträgnisse der Hauptlinien auf 
die Nebenlinien in Folge der dadurch hervorgerufenen grösseren 
Stabilisirung der Actiendividende eine Einschränkung der 
Agiotage, so dass auch die Coursbewegung der französischen 
Eisenbahnpapiere im Allgemeinen nach Sax (Seite 151) keine 
grösseren Fluctuationen als die französische Rente aufweist. 

In Oesterreich ist man bekanntlich anders vorgegangen, 
indem man das neue Netz — unabhängig von dem Erträgnisse 
des alten Netzes — mit einer besonderen Zinsengarantie aus- 
stattete, wodurch es kommen konnte, dass das Erträgniss des 
alten Netzes eine Dividende von 10 bis 15 Procent abwirft, 
während das neue Netz mit einer erheblichen Subventionsquote 
das Staatsbudget belastet. Ueberdies wird hierdurch auch ein . 
eventuell beabsichtigter Erwerb solcher Bahnen für den Staat 
dort wo, wie z. B. in Preussen, behufs Festsetzung des Kauf- 
preises deren Erträgniss auf Grund der Actienrente einge- 
schätzt wird, finanziell sehr erschwert. 

Das gleichzeitig mit der Concessions-Ertheilung erfolgte 
Bedingnissheft der französischen Bahnen entspricht im Wesent- 
lichen den österreichischen Concessions-Urkunden und enthält 
auch die Maximaltarife für Personen und Güter. 

Concessionsbestimmungen in Nordamerika. 

Eine einheitliche Eisenbahn-Gesetzgebung existirt in der 
Union nicht, sondern jeder Staat hat seine eigenen Gesetze, 
welche wieder je nach den localen und socialen Verhältnissen 
sehr verschieden sind, so dass grosse Bahncomplexe, die 
mehrere Staaten der Union durchziehen, den jeweiligen Landes- 
gesetzen Rechnung tragen müssen. 
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In letzter Zeit gehen die einzelnen Staaten der Union 
mit der Aufstellung von Eisenbahngesetzen entschiedener vor. 
So hat der Staat New-Hampshire im October 1883 (Vereins- 
Zeitung Nr. 98 ex 1883) ein allgemeines Eisenbahngesetz in 
Kraft treten lassen und Ueberwachungs-Commissarien aufgestellt, 
welche u. A. verpflichtet sind, Maximalfrachtsätze für die Per- 
sonen- und Güterbeförderung festzusetzen und von Zeit zu 
Zeit nach bestem Ermessen im öffentlichen Interesse zu ändern, 
welche Festsetzungen für die Bahnen verbindlich sind. 

Um die Erbauung von Eisenbahnen zu erleichtern, wurde 
den Unternehmern seit dem Jahre 1850 vom Congresse und 
zwar zumeist auf beiden Seiten längs der anzulegenden Bahn 
Land überwiesen, durch dessen Verkauf dieselben die Aussicht 
erlangen, das Anlagecapital oder doch einen grossen Theil 
desselben wieder zu erhalten und durch dessen Besiedelung 
zugleich der Eisenbahn die * Zuführung regelmässiger Frachten 
und damit die Ergiebigkeit des Betriebes verschafft werden soll. 
Das den Eisenbahnen überlassene Land pflegt mit dem Lande, 
welches die Bundesregierung sich zum Verkaufe vorbehält, im 
Gemenge zu liegen, so dass abwechselnd eine Section der 
Eisenbahn und eine den United States zufällt. Es geschieht 
, dies zu dem Zwecke, um auch das Staatsland durch die 
Nähe der Eisenbahn werthvoller und leichter verkäuflich zu 
machen. 

Erst wenn die Bahn fertig gebaut ist, erfolgt die Ueber- 
gabe der Ländereien an dieselbe, worauf deren Veräusserung 
stattfindet. In jeder anderen Beziehung sind die Bahnen der 
Union auf Selbsthilfe angewiesen. 

Infolge des Mangels einer einheitlichen Eisenbahn-Gesetz- 
gebung ist das Tarifwesen ein merkwürdiges Capitel in Amerika 
geworden. Denn wenn auch bisher eine Maximalhöhe der 
Tarifpreise durch die Gesetzgebung der Staaten vorgesehen 
war, so blieb doch deren Fixirung thatsächlich den Bahnver- 
waltungen überlassen, welche sich dabei an keine andere Be- 
schränkung binden, als diejenige, welche ihnen durch die Con- 
currenz aufgezwungen wird. Im Uebrigen entscheidet nur die 
Rücksicht auf den Vortheil der Actionäre, oder, was nicht 
immer dasselbe sagen soll, der Directoren. 
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Es sind daher dort, wo keine Concurrenz, die Tarifsätze 
so hoch, dass sie den Verkehr fast unmöglich machen, während 
dieselben unter dem Regime der Concurrenz, zumal der Wasser- 
concurrenz, weit niedriger gehalten werden und sehr häufig, 
je nach der Saison, wechseln. 

Ueberdies erfolgt auch deren Anwendung durchaus nicht 
gleichmässig. Für grössere Sendungen oder an gewisse, mit 
den Verhältnissen vertraute Personen werden Ausnahmetarife 
(Special rates) bewilligt, von welchen nur die Betheiligten wissen 
und über welche eine Mittheilung zu erhalten sehr schwierig 
ist. In Folge dieser Missstände mehren sich denn auch von 
Tag zu Tag die Klagen der Geschäftswelt, welche gleichzeitig 
immer klarer sieht, dass die von der Concurrenz erhofften 
Vortheile sich auf die Dauer als imaginär erweisen. 

Das Ende der allerdings häufig vorkommenden Kämpfe 
der Linienconcurrenz ist stets das Kartell, verbunden mit einer 
Erhöhung der Tarife, welche die Wunden, die im Kampfe ge- 
schlagen wurden, möglichst wieder heilen soll. 

»Es mag seine, sagt Herr Herzog* dem wir die vor- 
stehenden Mittheilungen verdanken, »dass dieses Regime den 
Gewohnheiten und Anschauungen des Landes entspricht, und 
dass ohne diese Freiheit von jeglicher gesetzlicher oder staat- 
licher Einwirkung auf das Tarifwesen die Eisenbahnen sich nicht 
so rasch und eigenartig entwickelt haben würden, wie es zum 
Nutzen des Landes geschehen ist. Es mag auch sein, dass 
diese staatliche Einwirkung in Staaten, wo das Regiment alle 
2 oder 4 Jahre wechselt und von Parteien und persönlichen 
Interessen stark beeinflusst wird, entweder nicht sachgemäss 
oder nicht unparteilich geübt werden und dann ein noch 
grösseres Uebel hervorbringen möchte, als die Schäden, welche 
mit dem Concurrenzkampfe verbunden sind. Gleichwohl wird, 
was Anfangs ein Segen gewesen sein mag, bei der gegen- 
wärtigen Ausdehnung des Eisenbahnwesens für überwiegend 
nachtheilig erachtet, und es erheben sich mehr und täglich 
lautere Stimmen, welche nach Abhilfe rufen «. 

»Im Uebrigen haben aber«, fährt Herr Herzog fort, »die 
Eisenbahnen, ungeachtet des herrschenden Tarifunwesens, so 

* C. Herzog, Reisebriefe aus Amerika. Berlin 1884. 
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viele nützliche Dinge geleistet, dass ihnen die Abhängigkeit, 
in welcher sie den Verkehr halten, nicht zu schwer angerechnet 
wird. Man findet es immerhin noch besser, dass den Tarifen 
Gleichheit und Stetigkeit fehlt, als dass die Eisenbahnen fehlen, 
ohne welche die Entwicklung der Production und des Handels 
zu dem jetzigen Umfange einfach unmöglich gewesen wäre.*« 

Die Hauptschwierigkeit der Beseitigung der im Eisen- 
bahnwesen zu Tage tretenden Uebelstände besteht darin, dass 
es nach der Verfassung der Union zweifelhaft ist, ob dem 
Bunde als solchem ausschliesslich die Feststellung der Preise 
für den Verkehr zwischen den Einzelstaaten zusteht. 

In seiner jüngsten Botschaft (December 1883) empfiehlt 
der Bundespräsident ganz nachdrücklich das Vorgehen des 
Bundes »gegen die Ungerechtigkeit und Bedrückung des Ver- 
kehrslebens durch die grossen Bahnmächte.« 

»Alsdann«, sagt die »Illinois-Staatszeitung« vom 5. No- 
vember 1883, »kann sich nicht länger die Feigheit oder Be- 
stechlichkeit pflichtvergessener Volksvertreter hinter den Vor- 
wand flüchten, dass der Congress keine Zuständigkeit zum 
Einschreiten gegen die Missethaten der Eisenbahnherrscher 
habe. Das Feld wäre dann rein für eine neue Gruppirung der 
Parteien, um die Frage zu lösen, ob das Verkehrsleben des 
Landes durch die Eisenbahnkönige oder durch das Volk be- 
herrscht werden soll. Die Frage ist gross und wichtig genug, 
um ebensowohl als Angelpunkt des Parteilebens dienen zu 
können, wie vor dreissig Jahren die Sklavereifrage.« 



Neben- (Secundär-) oder Localbahnen. 

Wir müssen der Vollständigkeit halber noch der Neben- 
oder Localbahnen hier Erwähnung thun. 

Dieselben haben den Zweck, die seitwärts der Haupt- 
bahnen liegenden verkehrsärmeren Landestheile, die kleineren, 
weniger bevölkerten Städte und Märkte, welche einer Ver- 



* Eine ähnliche Ansicht vertritt Michaelis, wenn er sagt, dass eine 
Eisenbahn, wenn sie selbst Unvollkommenes leistet, besser sei als gar keine. 
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bindung mit dem Hauptnetze entbehren, dem grossen Verkehre 
zu erschliessen und dadurch den bis dahin zurückgesetzten, 
relativ zu hoch besteuerten Producenten dieser Bezirke und' 
Orte auf die Stufe gleicher Leistungsfähigkeit gegenüber seinen 
Concurrenten zu setzen, sowie gleichzeitig hiermit auch die 
Hauptbahnen sowohl ertragbringender, als auch nutzbarer für 
den Verkehr und die Entfaltung der wirthschaftlichen Kräfte 
des Landes zu gestalten. 

Die Wichtigkeit derLocalbahnen, welche deshalb so benannt 
werden, weil es sich bei denselben nur um die Befriedigung 
beschränkter Verkehrsbedürfnisse handelt, für die wirth- , 
schaftliche und politische Entwicklung des Landes und das Be- 
dürfniss, deren Ausbildung auch staatlicherseits thunlichst Vor- 
schub zu leisten, wird immer allgemeiner empfunden. 

Man ist daher seitens des Staates, wenn derselbe den 
Bau und Betrieb der Secundärbahnen nicht selbst übernimmt, 
bestrebt, deren Ausbau cjurch Gewährung finanzieller oder 
anderweitiger staatlicher Beihilfe zu erleichtern. 

Während man in einzelnen Staaten eine generelle gesetz- 
liche Regelung der Secundärbahnen und der zur Entwicklung 
derselben staatsseitig zu gewährenden Hilfe für zweckmässig 
erachtet, hat man in anderen Ländern die Bestimmung der 
zu gewährenden Erleichterungen und Hilfe lediglich der Be- 
urtheilung des einzelnen Falles und der jeweiligen Regelung 
durch Specialgesetz oder Concession reservirt. 

Die in Oesterreich den Localbahnen gewährten Be- 
günstigungen sind hauptsächlich folgende: 

a) Befreiung von den Stempeln und Gebühren für alle 
Verträge und Urkunden zum Zwecke der erforderlichen Capitals- 
beschaffung; 

b) Befreiung von den Stempeln und Gebühren für die 
erste Ausgabe der Actien; 

c) Befreiung von der Erwerbs- und Einkommensteuer, 
sowie von der Entrichtung der Couponstempelgebühren auf 
die Dauer von 30 Jahren. 

Ausserdem wird den Concessionären von Localbahnen 
die Befugniss der Expropriation übertragen und die Dauer 
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der Concession, jederzeitigen Rückkauf vorbehalten, auf 90 Jahre 
festgesetzt (In Preussen höchstens auf 40 Jahre.) 

Die Tarife für den Personen- und Gütertransport, welche 
wegen der den Hauptbahnen gegenüber geringeren Verkehrs- 
dichte und der daraus erwachsenden relativ höheren Betriebs- 
auslagen, im Allgemeinen auch höher als auf ersteren gehalten 
sind, die Waaren-Classification und alle auf den Frachtentrans- 
port bezüglichen Nebenbestimmungen unterliegen der fallweisen 
Genehmigung des Handelsministeriums; ebenso müssen die 
Militärtransporte nach herabgesetzten Preisen befördert werden. 

Von den deutschen Staaten hat zuerst Bayern sich die 
Förderung des Baues von Localbahnen angelegen sein lassen; 
ebenso Sachsen und Preussen, welches seit 1879 273 Millionen 
Mark für Nebenbahnen bewilligte, welche 83 Eisenbahnlinien 
oder 3936 Kilometer darstellen. 

Es liegt auf der Hand, dass die in Preussen im Interesse 
der Belebung und Erweiterung des Eisenbahnverkehres geför- 
derten gewaltigen Leistungen ohne die vorangegangenen Ver- 
staatlichungen niemals hätten erreicht werden können. Man 
vergleiche nur, was auf diesem Gebiete unter der vorwiegen- 
den Herrschaft des Privatbahnsystems geschehen ist! 



VIII. 

Ueber Personenverkehr, Personen- und Gepäcks- 

Tarife. 

Die regelmässige Personenbeförderung auf Eisenbahnen 
wird durch Züge vermittelt, welche sich je nach dem Grade 
der Geschwindigkeit, mit der sie verkehren, in Express-, 
Courier- und Schnellzüge, in ^gewöhnliche Personenzüge (trains 
omnibus) und in gemischte Züge (für den Personen- und Güter- 
transport) unterscheiden. 

Die Express-, Courier- und Schnellzüge, welche behufs 
pünktlicher Beförderung überall den Vorrang vor den anderen 
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Zügen haben und ausser Eilgut keine anderen Güter mit sich 
fuhren, bestehen zumeist nur aus Wagen I. und II. Classe, 
die gewöhnlichen Personenzüge aus Wagen I., IL und III. Classe, 
während den gemischten Zügen in vielen Fällen auch Wagen 
IV. Classe (Stehwagen) beigegeben werden, wogegen hier 
Wagen I. Classe bei einzelnen Bahnen entfallen können. In 
neuerer Zeit hat man auf einigen österreichischen und fast 
auf allen deutschen Bahnen angefangen, auch den Schnell- 
zügen Wagen dritter Classe beizugeben. 

Ausser diesen regelmässig verkehrenden, den Local-, 
Anschluss- und Durchgangsverkehr bedienenden Zügen, von 
denen einzelne, zumal die sogenannten Saisonzüge, welche die 
Personenbeförderung zwischen den grösseren Bevölkerungs- 
centren und den Badeorten, Sommerfrischen u. s. w. ver- 
mitteln, nur in die Sommerfahrordnung eingestellt werden, 
gibt es Züge, welche lediglich an bestimmten Tagen oder 
sporadisch aus besonderen Anlässen eingeleitet werden, wie: 
Vergnügungszüge, Marktzüge, Separatzüge etc. 

Express-, Courier- und Schnellzüge, welche vor Allem 
auf die Bedienung des durchgehenden Verkehres eingerichtet 
sind, verkehren mit der als zulässig erkannten Maximal- 
geschwindigkeit von 50 bis 80 Kilometer per Stunde, halten 
nur an den wichtigsten Frequenzpunkten, und sind die den- 
selben beigegebenen Wagen I. und II. Classe mit besonders 
eleganter, oft an Luxus grenzender Ausstattung und — der 
Nachtreisenden halber — mit allem erdenklichen Comfort 
versehen. 

Die gewöhnlichen Personenzüge, welche gleichzeitig auch 
die Brief- und Fahrpostsendungen zu befördern pflegen (die 
Eil- und Courierzüge nehmen lediglich Brietbeutel, Brief- und 
Zeitungspackete mit) und in allen Stationen (mit Ausnahme 
der kleinen Haltestellen) anhalten, verkehren mit einer Ge- 
schwindigkeit von 35 — 50 Kilometer in der Stunde und be- 
dienen jenes Publikum, welches in solchen Stationen ein- oder 
aussteigt, wo Express-, Courier- und Schnellzüge keinen Auf- 
enthalt nehmen. 

Die gemischten Züge sind wesentlich für den Local- 
verkehr eingerichtet, halten in allen Stationen und Halte- 
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punkten und verkehren mit einer Geschwindigkeit von 25 bis 
35 Kilometer in der Stunde. 

Der Verkehr der Vergnügungszüge, Marktzüge, Separat- 
züge u. s. w. richtet sich jeweilig nach Zeit und Bedürfniss, 
daher sich für dieselben keine allgemeinen Normen auf- 
stellen lassen. 

Entsprechend der Geschwindigkeit der Beförderung und 
dem Comfort, welchen die einzelnen Wagenclassen bieten oder 
auch nicht bieten, sind die Fahrpreise der Eisenbahnen höher 
oder niedriger bemessen. Als Basis zu deren Bemessung dienen 
die für gewöhnliche Personenzüge fixirten Preise in der Art, 
dass die bei Express-, Courier- und Schnellzügen eingehobenen 
Fahrtaxen in der Regel um 20 Percent höher, die der ge- 
gemischten Züge um 20 Percent niedriger gehalten sind, als 
die der gewöhnlichen Personenzüge. 

Sämmtliche gewöhnlichen Billets gewähren in Oesterreich 
Anspruch auf je 25 Kilogramm Freigepäck; Kinder unter zehn 
Jahren, welche nur den halben Fahrpreis zahlen, haben An- 
spruch auf 12 Kilogramm Freigepäck. 

Ueberdies ist die Mitnahme von Handgepäck, wofür 
jedoch ein Gepäcksschein nicht verabfolgt wird, gestattet. 

Die für aussergewöhnliche Züge (Vergnügungszüge, Markt- 
züge etc.) zur Einhebung kommenden Fahrtaxen sind von Fall 
zu Fall verschieden, jedoch, weil für eine grössere Frequenz 
und daher eine bessere Wagenausnützung berechnet, zumeist 
wesentlich geringer, als die Taxen der gewöhnlichen Per- 
sonenzüge. 

Ausser den gewöhnlichen Fahrbillets für die genannten 
Haupt-Zugsgattungen, welche nur für je eine Richtung der 
Reise Giltigkeit haben, gibt es Tour- und Retourkarten, 
Abonnements-, Saison-, Jahreskarten, Schüler-, Arbeiter- und 
Rundreisebillets u. s. w., welche für verschiedene Richtungen 
der Reise giltig sind. 

Die Tour- und Retourkarten, welche zumeist im Ver- 
kehre vorkommen, gewähren durchschnittlich eine Ermässigung 
von 15 bis 25 Percent und sind nur eine bestimmte Anzahl 
von Tagen giltig, innerhalb deren die Rückfahrt angetreten 
werden muss. 



Ueber Personenverkehr, Personen- und Gepäcks-Tarife. 77 

Die Abonnementskarten gelten von einem Monate an bis 
zu einem Jahre und gewähren einen Nachlass von 25 — 70 Percent. 

Die Saisonkarten, für eine bestimmte Anzahl von Fahrten 
giltig, gewähren einen Nachlass von 30 bis 40 Percent. 

Jahreskarten haben, wie schon ihr Name anzeigt, Giltigkeit 
für die Dauer eines Jahres, berechtigen zur beliebig häufigen 
Fahrt auf den bezeichneten Bahnlinien und gewähren einen 
Rabatt bis zu 80 Percent. 

Schüler- und Arbeiterkarten gelten für eine bestimmte 
Zeitdauer oder Anzahl von Fahrten und gewähren 50 bis 
75 Percent Ermässigung. 

Die Rundreisebillets endlich, welche meistens nur für die 
II. Classe gelten und auf eine bestimmte Zeitdauer von 10, 
20, 30, 35, 40 Tagen ausgestellt sind, gewähren eine Er- 
mässigung von 25 bis 40 Percent. 

Die vorstehend angeführten, zu ermässigten Preisen ver- 
ausgabten Fahrbillets sind zumeist persönlich und nicht über- 
tragbar, und ist die Identität des Besitzers über Verlangen 
des Revisionspersonales nachzuweisen. 

Es dürfte allgemein bekannt sein, dass die während des 
vorigen Jahres in das Vereins-Betriebsreglement aufgenommene 
Bestimmung: »ein Retour- oder Rundreisebillet, mit welchem 
eine Fahrpreisermässigung verbunden ist, ist zur Rück-, be- 
ziehungsweise Weiterreise nur für diejenige Person giltig, 
welche mit demselben die Reise begonnen hat«, wieder ge- 
strichen worden ist. 

Dagegen ist mit 1. December 1883 eine Bestimmung in 
Kraft getreten, wonach die mit einer Preisermässigung ver- 
bundenen Retour- und Rundreisebillets den Aufdruck »Nicht 
übertragbar!« erhalten sollen, und zwar erstreckt sich diese 
Massnahme auf alle dem Vereine deutscher Eisenbahn -Ver- 
waltungen angehörigen Bahnen. 

Bei den sehr verschiedenartigen Fahrbillets, welche im 
Verkehre einer Bahn, namentlich einer stärker frequentirten 
Bahn, vorkommen, bedarf es einerseits, um Collisionen mit 
dem Reisenden zu vermeiden, andererseits um nicht hinter- 
gangen zu werden, einer ganz besonderen Aufmerksamkeit 
und Routine des Revisionspersonales. Wir lassen es dahin- 



78 



Ueber Personenverkehr, Personen- und Gepäcks-Tarife. 



gestellt, ob diesen Anforderungen überall und vollständig 
Rechnung getragen wird, da zu den an und für sich be- 
stehenden Schwierigkeiten speciell in Oesterreich-Ungarn noch 
die sich immer mehrende Sprachenschwierigkeit hinzutritt. 

Den Einfluss, welchen die Eisenbahnen auf das wirth- 
schaftliche und sociale Leben, namentlich auch in Folge des 
erleichterten Personenverkehres, ausüben, haben wir bereits 
früher hervorgehoben. Wenn nun die Eisenbahnen ihrer 
hierauf gerichteten Bestimmung thatsächlich nachkommen, so 
muss sich dies auch an der Hand der Verkehrsstatistik nach- 
weisen lassen. 

Auf Grund der statistischen Nachrichten des Vereines 
deutscher Eisenbahn -Verwaltungen, deren Ergebnisse uns zu- 
nächst von Interesse sind, finden wir nun, dass im Jahre 1881 
auf den österreichisch-ungarischen Bahnen rund 42 Millionen, 
und auf den deutschen Bahnen 215 Millionen Personen be- 
fördert wurden. 

In Frankreich betrug diese Ziffer 165 und in England 
circa 450 Millionen. 

Vergleichen wir das Resultat der Jahre 1882, 1881, 1876 
und 1873, so finden wir Folgendes: 



I 



1882 
1881 
1876 
1873 



Befördert wurden in 



im Jahre , Oesterreich-Ungarn 



Deutschland 



Millionen Personen 



42 
41 
44 



- 4-5°' * 



224 
215 
206 
180 



+ 240/,* 



Aus den vorstehenden Ziffern, so bedeutend dieselben 
auch an und für sich sind, geht doch zur Evidenz hervor, 
dass der Personenverkehr keineswegs besonderen Fortschritt bekundet, 

* Die Zunahme der Bevölkerung betrug in Oesterreich-Ungarn inner- 
halb der letzten 10 Jahre ungefähr 5°/ , in Deutschland 13°/ - 



Ueber Personenverkehr, Personen- und Gepäcks-Tarife. 



79 



In Oesterreich-Ungarn müssen wir sogar einen Rückschritt er- 
kennen, da im Jahre 1881 um 2 Millionen Reisende weniger 
als im Jahre 1873 die Eisenbahn benützten. 

Die Anzahl der per Kilometer Bahnlänge zurückgelegten 



Personen-Kilometer betrug: 



im Jahre 



Oesterreich-Ungarn 



Deutschland 



Preussen 



■i 



Personen-Kilometer 



1881 |i 112.013 

1879 j — 



1876 
1860 



111.816 



200.618 



192.802 



189.827 



153.637 



Hiernach hat die specifische Personenfrequenz in einem 
Zeiträume von fünf Jahren zugenommen: in Oesterreich- 
Ungarn um 018 Percent und in Deutschland um 405 Percent; 
in Preussen innerhalb 20 Jahren um 2356 Percent, also 
nicht viel mehr als die Zunahme der Bevölkerung betrug. 

Von der specifischen Personenfrequenz entfallen in 
Percenten auf die verschiedenen Wagenclassen: 



Jahr 



1881 
1879 
1876 
1860 



Oesterreich-Ungarn 



II. 



III. 



IV. 



E-ff 



Deutschland 



II. 



III. 



IV. 



Preussen 



I. II. III. IV. 



Wagenclasse 



3 18-2 



3 | 17 



58-5 
49 



10-7| 9-6 
14 17 



2-4 
3 



18-7 
20 



50-7 
52 



22-4 
21 



5-8 
4 



2-6 ! 19 



3-3 i271 



45 



48-2 



33-4 



21-4 



Während hiernach in Oesterreich-Ungarn die Frequenz 
in den Wagenclassen I bis IV so ziemlich gleich geblieben 
ist, ergibt sich in Deutschland und Preussen eine auffallende 
Abnahme der Reisenden in den beiden oberen Classen. 
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Das statistische Departement des k. k. österreichischen 
Handelsministeriums veröffentlicht die folgenden Daten, welche 
speciell den österreichischen Personenverkehr umfassen. Von 
der Gesammtzahl der im Jahre 1880 beförderten Reisenden 
bedienten sich der 
I. Classe 1*42 Percent und betrug die Einnahme 7*49 Percent 
IL » 1320 » » » » » 29*25 » 

III. » 73-40 » » » » »54 > 

IV. » 8*74 » » » » » 616 
Militär und 

ermäss. Cl. 3*24 » » » » » 3*10 » 

Die Anzahl der durchschnittlich von einem Reisenden 
zurückgelegten Kilometer stellte sich für die 

I. Classe auf 11380 Kilometer. 
IL > • » 66*40 
III. » » 4045 
IV » * 35-70 
Militär » 138*21 

Es liegt uns eine von der königl. Direction der Nieder- 
schlesich-Märkischen Eisenbahn verfasste Statistik* des Personen- 
verkehres der in Berlin einmündenden Bahnen vom Jahre 
1853 — 1877 vor, deren Ergebniss wir wegen ihres besonderen 
Interesses für die vorliegende Frage hiermit auszugsweise 
reproduciren: 



Jahreszahl 



Einwohnerzahl 

von 

Berlin 



Gesammtzahl der ange- 
kommenen und abgegangenen 
Reisenden 



Im 

Durchschnitt 

täglich 



1853 
1863 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 



425.550 
596.390 
900.620 
932.760 
964.240 
995.470 
1,021.110 



1,437.135 
2,927.027 
9,243.225 
9,955.140 
10*298.363 
9,770.457 
9,292.860 



3937 
8019 
25.324 
27.249 
28.062 
26.695 
25.460 



V. Ztg. Nr. 10 ex 1879. 
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Aus dem Vorstehenden ist ersichtlich, dass in dem 
Decennium von 1853 — 1863 die Einwohnerzahl von 425.550 
auf 596.390, also um 40*1 Percent, die Gesammtzahl der auf 
allen Berliner Bahnen angekommenen und abgefahrenen Rei- 
senden von 1,437.135 auf 2,927.027, also um 1037 Percent 
gestiegen ist, dass ferner in dem Decennium von 1863 — 1873 
die Einwohnerzahl von 596.390 auf 900.620, also um 511 Per- 
cent, die Gesammtzahl der Reisenden dagegen von 2,927.027 
auf 9,243.225, also um 215*8 Percent zugenommen hat, und 
dass endlich in dem Zeiträume von 1873 — 1877 die Einwohner- 
zahl auf 1,021.110 gestiegen ist, während die Gesammtzahl 
der Reisenden den Culminationspunkt mit 10,298.363 im 
Jahre 1875 erreicht hat, und in den letzten Jahren ungeachtet 
des Hinzutrittes zweier Bahnen fast wieder auf das Niveau des 
Jahres 1873 gefallen ist. 

Diese Stagnation des Personenverkehres seit dem 
Jahre 1875, in Verbindung mit der ersichtlichen Frequenz- 
abnahme in den höheren Classen, ist um so auffallender, wenn 
man sich vergegenwärtigt, welchen bedeutenden Aufschwung 
die gesammte materielle Entwicklung Deutschlands, und 
speciell Berlins, in diesem Zeiträume genommen hat. Weder die 
mächtige Entwicklung des Handels noch der Aufschwung der 
inländischen Industrie vermochte nin die Personenfrequenz ein 
frischer pulsirendes Leben zu bringen. 

Wenn, so folgerte man, die Eisenbahnen ihre Bestim- 
mung als ein hervorragendes Beförderungsmittel der Cultur 
wirklich erfüllen sollten, so müsste unzweifelhaft auch die 
Intensität des Personenverkehres in demselben Masse steigen, 
als sich Handel und Industrie mehr und mehr entwickeln, 
während aus der Statistik des Personenverkehres eher auf eine 
Verarmung der Bevölkerung, jedenfalls aber auf eine Stagnation 
der Frequenz geschlossen werden müsste. 

Die Schuld an der eingetretenen Stockung im Personen- 
verkehre will man vielfach äem angeblich zu hoch bemessenen 
und unzweckmässig in Anwendung gebrachten Personen-Tarife, 
namentlich in den höheren Classen, zuschreiben. 

Was nun zunächst die in den einzelnen Ländern Europas 
bestehenden durchschnittlichen Grundtaxen der einzelnen Wagen- 

Schreiber, Tarifwesen d. Eisenbahnen. Q 
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classen betrifft, so stellen sich dieselben für die gewöhnlichen 
Personenzüge wie folgt: 



Grundtaxen in Mark-Pfennigen 
pro Kilometer 



Belgien 

Süddeutschland 

Schweden 

Norddeutschland .... 

Italien 

Oesterreich* ..*... 
Oesterr. Staatsbahn-Betrieb 
Ungar. Staatsbahnen . . . 

Frankreich 

Grossbritannien 

Russland 

Türkei 



I. 



IL 



III. 



Wagenclasse 



64 

8 

9-8 

8 

906 

8 

6-7 

8-33 

9-84 
1144 

7-5 
13 



4-8 

5-5 

6-9 

6 

6-40 

6 

5 

5-8 

7-34 

8-32 

5-6 

9-5 



32 

35 

4-6 

4 

4-53 

4 

3-8 

4-2 

5-35 

4-96 

2-9 

6 



Die Gebühren für Eil- und Courierzüge stellen sich um 10 — 20 Percent höher. 

Die Einnahmen per Personen-Kilometer, resp. Personen- 
Meile, betrugen in Deutschland und Oesterreich-Ungarn im 
Jahre 1881: 



C 1 a s s e 



II 



III 



IV 



Einnahme pro Personen-Kilometer 
in Mark-Pfennigen 



Deutschland . . . 
Oesterreich-Ungarn 



8-453 
10-408 



5-557 
6-992 



3 312 
4-159 



2142 
2-843 



Gesetz vom Jahre 1877. Eine Mark gleich 60 Kreuzer Oest. Währ. 
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C 1 a s s e 



II 



III 



IV 



Einnahme pro Personen-Meile 
in Mark-Pfennigen 



Deutschland . . . 
Oesterreich-Ungarn 



63-40 
7806 



41-68 
52*44 



24-84 
31-19 



1607 
21-40 



Nach den statistischen Ausweisen des Jahres 1881 sind 
von den in den Personenwagen vorhandenen Plätzen nicht 
mehr als 24*08 Percent in Oesterreich und 23*93 Percent in 
Deutschland benützt worden, obwohl die Stärke der Personen- 
züge nicht über das nothwendige Mass bemessen zu werden 
pflegt. 

Einer mehrseits vorgenommenen Berechnung zufolge 
stellt sich die Besetzung der einzelnen Wagenclassen wie folgt: 
Bei der I. Classe 9 — 12* Percent 
> » IL » 20—22 
» » III. » 25—26 
» » IV. » 30—36 

Gemäss der bereits erwähnten Selbstkostenberechnung 
des Ingenieurs Toth, welche sich auf die Verkehrsresultate 
des nördlichen Netzes der ungarischen Staatsbahnen pro 1876 
stützt und ohne willkürliche Annahme durchgeführt wurde, 
daher auch caeteris paribus im Allgemeinen, als zutreffend 
angesehen werden dürfte, deckt der Tarif der I. Classe blos 
ein Sechstel und die IL Classe nicht ganz vier Sechstel der 
Selbstkosten, wobei die Expeditionskosten nicht in Anrechnung 
gebracht wurden. Dagegen ist die III. und IV. Classe activ 
mit 15, beziehungsweise mit 26 Percent. 

Der Grund des ungünstigen Erträgnisses der I. und 
IL Classe liegt nun zum Theile in der luxuriösen Ausstattung 
der Coupes, hauptsächlich aber in der geringen Ausnützung 
der bezahlten Sitzplätze und in der grossen todten Last der 



* Einschliesslich der Freibillets. 



6* 
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Personenzüge überhaupt. Das ungünstige Erträgniss liegt ferner 
in den zufolge der stets wachsenden mittleren Geschwindigkeit 
der Züge sich wesentlich erhöhenden Auslagen und der sich 
fortwährend mehrenden Anzahl der Schnell- und Courierfcüge, 
ohne dass dadurch eine den Aufwendungen entsprechende 
Zunahme der Frequenz, namentlich in den oberen Classen, 
erzielt worden wäre. 

Auf den preussischen Bahnen betrug die Anzahl aller ver- 
kehrenden Personenzüge (Courier-, Personen- und gemischte Züge): 

1872 ' 715.290} 

1876 927.477J • /o 

Die Anzahl der Zug-Kilometer betrug: 

1872 82,653.079} 

1876 112,411.999/. i_/o 

Es wurden befördert Millionen Reisende: 

1872 86-442) 

1876 117-4511 + öb /o 

Darnach hat eine Vermehrung des per Kilometer ent- 
fallenden specifischen Personenverkehres, d. h. eine "Zunahme 
der (kilometrischen) Verkehrsintensität nicht stattgefunden. 

Es wäre nun zu untersuchen, ob das Reisebedürfniss des 
Publikums durch Ermässigung der Fahrpreise oder in welcher 
anderen Art immer geweckt werden könnte, ohne dass dies 
lediglich auf Kosten der Bahnunternehmungen geschehe, welche 
ja heute schon nur geringen Nutzen aus der gesamm.ten 
Personenbeförderung ziehen und bei weiter eintretender Tax- 
reduction geradezu ein Deficit riskiren würden, dessen nach- 
theilige Wirkungen sich beim Unternehmungsprincip natur- 
gemäss auch auf den Frachtentarif überwälzen müssten. 

Wenn wir zu diesem Zwecke die Bewegung der Bevölke- 
rung des Jahres 1881 in den einzelnen Ländern auf den Eisen- 
bahnen vergleichen, so ergibt sich, dass auf den Einwohner in 
England . . . . 15 
Belgien; .... 10 
Deutschland ... 5 
Frankreich ... 4 
Oesterreich-Ungarn 11 jährliche Ortswechsel entfallen. 
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Im Jahre 1865 stellte sich die Benützung der Eisenbahnen 
per Kopf der Bevölkerung 

in England auf .7*9 Personen 

» Belgien » 6*2 » 

» Deutschland auf 2*5 » 

» Frankreich » 2*3 » 

» Oesterreich-Ungarn auf. . . . 0*5 » 
Bei diesen Ziffern muss indessen beachtet werden, dass 
die grosse Mehrzahl der ländlichen Bevölkerung, der Frauen 
und Kinder die Eisenbahn nur selten benützt, so dass für den 
Theil der Bevölkerung, welcher sich thatsächlich derselben 
bedient, der Durchschnitt sich erheblich erhöht. 

Weiterhin ist darauf Rücksicht zu nehmen, dass weniger 
die gesammte Bevölkerung eines Landes für den Eisenbahn- 
verkehr massgebend ist. als vielmehr jener Theil, welcher sich 
innerhalb des Rayons eines Stationsortes der Eisen- 
bahnen befindet. Denn wesentlich von dieser Einwohner- 
zahl ist nach genauen statistischen Untersuchungen die Grösse 
des Eisenbahnverkehres abhängig. Je dichter demnach die 
Maschen des Bahnnetzes eines Landes gezogen sind, desto inten- 
siver wird relativ, im Verhältniss der Dichtigkeit der Bevölke- 
rung selbst, der Verkehr sein. 

Unter Beachtung der vorstehenden Momente kamen nach 
Prof. Launhardt im Jahre 1880 in Deutschland auf jeden 
Kopf der Bevölkerung im Durchschnitt 9*5 Ortswechsel, wobei 
jede Person durchschnittlich 30 Kilometer zurücklegte. 

Die Ursache der so bedeutenden Bewegung in England 
liegt daher auch keineswegs in den verhältnissmässig nicht 
billigen Beförderungstaxen, sondern in seinem vielverzweigten, 
die Circulation erleichternden Bahnnetze, in der Schnelligkeit 
der Beförderung, der bedeutenden Anzahl der verkehrenden 
Züge und der überaus grossen Bewegung der Arbeiterbevölke- 
rung, namentlich jener von London, welche zudem durch ganz 
besonders billige Fahrtarife gefördert wird. Es bestehen nämlich 
im Verkehre Londons mit der nächsten Umgebung Arbeiter- 
Retourbillets III. Classe zu dem erstaunlich billigen Preise von 
1 Penny = 8*4 Markpfg. pro Tour, ohne Rücksicht auf die 
Entfernung. 
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In dem industriereichen, mit Eisenbahnen reichlich ver- 
sehenen Belgien wird die Frequenz unstreitig durch die äusserst 
niedrigen Personentaxen wesentlich unterstützt. Allerdings haben 
auch die belgischen Staatsbahnen, den veröffentlichten Rechen- 
schaftsberichten zufolge, in den Jahren 1881 und 1882, inclusive 
der Verzinsung und Amortisation des Anlagecapitals, mit einem 
jährlichen Deficit von mehr als 7 Millionen Frcs. abgeschlossen. 

Ursache der geringen Bevölkerungsbewegung in Frank- 
reich ist, abgesehen von dem bis zum Jahre 1880 bestandenen 
Mangel genügender Saugadern des Verkehrs (Localbahnen), 
die unzureichende Anzahl schnell verkehrender Züge (Eilzüge), 
welche bis dahin nicht einmal auf allen stark frequentirten Bahn- 
strecken eingeführt waren. So brauchte man beispielshalber für 
die Fahrt von Paris nach Havre (228 Km.) acht Stunden! 

Ausserdem sind die Wagenclassen in Frankreich, insbe- 
sondere die III. Classe, welche z. B. kein Gestelle für das 
Handgepäck besitzt, viel schlechter eingerichtet, als in anderen 
Ländern, was die weniger wohlhabenden Kreise vom Reisen 
geradezu abgehalten hat, ohne die Anzahl der in der comfor- 
tabler ausgestatteten I. und II. Classe Reisenden zu vermehren. 
Aber auch die Ausstattung und zweckmässige Einrichtung der 
oberen Classen steht hinter jener der deutschen und öster- 
reichischen Wagen weit zurück. 

In der letzten Zeit scheint sich dieses Verhältniss nament- 
lich dadurch gebessert zu haben, dass man eine angemessene 
Zahl schnell verkehrender Züge in die Fahrordnungen einlegte. 

Was speciell Oesterreich und Deutschland betrifft, so haben 
die Bahnen dieser Länder dem reisenden Publikum durch Ein- 
reihung der billigen IV. Classe in viele Züge, durch Mitführung 
der III. Classe bei vielen Schnellzügen, durch die Gewährung 
von 25 Kg. Freigepäck (Norddeutschland), durch die Ausgabe 
von Tour- und Retourbillets, sowie Rundreisebillets zu sehr er- 
mässigten Preisen und deren Giltigkeit für die zahlreich verkehren- 
den Schnellzüge, endlich durch die elegante Ausstattung und den 
Comfort der Wagen bereits so viele Zugeständnisse gemacht, 
dass nach dieser Richtung hin mehr zu thun kaum erübrigt. 

Es kann sich daher in diesen Ländern vornehmlich nur 
mehr darum handeln, den noch abseits der grossen Schienen- 
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Strassen gelegenen Districten durch den Bau von Local- oder 
Secundärbahnen den Anschluss an das Hauptnetz und dadurch 
eine erleichterte Verkehrscirculation zu ermöglichen, wozu ja 
auch alle Anstalten im Gange sind. 

Im Allgemeinen muss beim Personenverkehre der Nutzen 
nicht sowohl in dem dabei für die Bahn entfallenden Geldgewinn, 
als vielmehr in der durch den Personenverkehr hervorgerufenen 
indirecten Förderung des Güterverkehrs gesucht werden. Denn 
jede Erleichterung des persönlichen Verkehres, wie dies nament- 
lich die englischen Eisenbahnmänner, und gewiss mit Recht, 
hervorzuheben pflegen, erleichtert dem Kaufmanne auch die 
Anknüpfung und Abmachung von Geschäften und hat so 
ebenfalls auf den Güterverkehr günstige Rückwirkung. Nun 
sind es aber gerade die Reisenden der passiven I. und zumal 
jene der IL Classe, welche den übrigen Gesellschaftsschichten 
Arbeit und Erwerb geben und zuführen, während die Reisen- 
den III. und IV. Classe die Arbeit suchen und verrichten. 

Im grossen Ganzen wird man nicht sehr irren, wenn 
man das jährliche Einkommen der Reisenden hier zu Lande, 
wie folgt, taxirt: 

I. Classe durchschnittlich 6000 fl. 

II. » » 3000 » 

III. » » 1500 » 

IV. » » 600 » 

Dementsprechend drückt sich die Zahlungsfähigkeit der 
betreffenden Bevölkerungsclassen in den Verhältnisszahlen 1, 
2 l / 2 , 5, 10 aus (Differenz V/ 2 , 4, 9), während der gesetzliche 
Einheitssatz in Oesterreich 1*5, 2*4, 3*6, 5 kr. (daher Differenz 
nur 0*9, 2*1, 3*5) beträgt, welcher sonach dem Zahlungsver- 
mögen des einzelnen Reisenden gegenüber nicht im ganz rich- 
tigen Verhältnisse steht. Eine ähnliche, nur noch weit grellere 
Disparität zwischen Zahlungsvermögen (Werth) und Transport- 
preis ergibt sich im Güterverkehre, wo beispielshalber der 
Werth eines Centners Kohle 50 Kreuzer, der eines Centners 
Kaffee 100 Gulden beträgt, während der Tarifsatz für Kaffee 
nur etwa das Doppelte oder Dreifache des für Kohle bestehen- 
den ausmacht. 
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Wollte man, wie mehrfach vorgeschlagen wurde, und 
was auch auf Grund der vorstehend besprochenen Einkommen- 
verhältnisse nicht unbillig erschiene, die Taxen der I. und 
IL Classe zur Beseitigung des bestehenden Deficits erhöhen, so 
träte dem zunächst der Umstand entgegen, dass eine Erhöhung 
der Fahrtaxen, welche zumeist gesetzliche Maximaltaxen sind, 
ohne die sicherlich schwer zu erlangende Zustimmung der 
Legislative an und für sich ausgeschlossen bleiben müsste. 

Wenn wir aber auch dieses gesetzliche Hinderniss bei 
Seite lassen, so kommen wir zu folgendem Resultate: Weder 
eine Erhöhung noch Ermässigung der bestehenden Fahrpreise 
der I. Classe würde, unserer Ansicht nach, auf das gegen- 
wärtige Rentabilitätsverhältniss dieser Wagenclasse merkbaren 
Einfluss ausüben; denn die Erhöhung könnte, ohne geradezu 
hemmend auf den Verkehr einzuwirken, bei den ohnehin schon 
theueren Fahrpreisen dieser Classe keineswegs so bedeutend 
sein, um das vorhandene Deficit auch nur halbwegs zu be- 
seitigen, während die Ermässigung der Preise einen Engros- 
Verkehr schaffen zu wollen hiesse, welcher der Natur der 
Verhältnisse nach sich niemals wird erzielen lassen. 

Denn auch auf den Reisenden I. Classe lässt sich in 
gewissem Sinne mit einer kleinen Variation der bekannte Spruch 
anwenden: »Sintutsuntaut non sint« (i. e. non sunt). Eine durch 
Geburt und Reichthum bevorzugte Menschenclasse, aus der heute 
die Reisenden I. Classe zumeist bestehen, sucht auch im Eisen- 
bahnwagen die gewohnte Exclusivität und Bequemlichkeit zu 
wahren; das kann aber nur durch die jetzigen hohen Fahr- 
taxen erreicht werden. 

Indessen, auch die Fahrpreise der IL Classe, welche 
ebenfalls die Selbstkosten nicht decken, wenngleich hier das 
Verhältniss der Einnahmen gegenüber den Ausgaben in Folge 
der besseren Wagenausnützung ein weit günstigeres als bei 
der I. Classe ist, dürften im Allgemeinen eine Erhöhung schon 
deshalb schwer vertragen, weil dieselbe unbedingt zur Folge 
hätte, dass sich ein grosser Theil der jetzigen Reisenden 
IL Classe sodann, zumindest bei den Tagfahrten, der billigeren 
III. Classe, welche ja bereits vielen Schnellzügen beigegeben 
wird, bedienen würden. 
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Die Bestätigung dieser Annahme finden wir in Preussen 
woselbst die Frequenz der II. Classe im Jahre 1860, als 
noch keine Wagen III. Classe den Schnellzügen beigegeben 
wurden, 27*1 Percent des gesammten Personen Verkehres betrug, 
wogegen dieselbe im Jahre 1879 nur mehr 19 Percent 
ausmachte. 

Eine Ermässigung der Fahrtaxe IL Classe, welche wenig- 
stens 20 bis 25 Percent betragen müsste, um wirksam zu sein, 
würde allerdings eine erhöhte Frequenz dieser Classe zur 
Folge haben. Ob dieselbe aber ausreichte, um wenigstens die 
früher erzielte Durchschnittseinnahme zu erreichen, muss in 
Anbetracht der hohen Regiespesen des Personentransportes 
entschieden bezweifelt werden. 

So war es auch in Belgien, woselbst eine 20percentige 
Ermässigung der Retourbillets und eine öOpercentige Er- 
mässigung der Abonnementbillets eintrat, wodurch sich der 
Verkehr des Jahres 1882 gegen 1881 allerdings um 9*18 Per- 
cent erhöhte, dagegen aber die Einnahme per Zug-Kilometer 
von 3*427 Frcs. des Jahres 1881 im Jahre 1882 auf 3*374 Frcs. 
fiel, während die gesammten Ausgaben für das Kilometer 
Bahnlänge, welche im Jahre 1881 24*675 Frcs. betrugen, im 
Jahre 1882 auf 24*952 Frcs. gestiegen sind. 

Die Erträgnisse der III. und IV. Classe haben nach den 
vorcitirten Berechnungen des Ingenieurs Töth die Selbstkosten 
um 15, respective 26 Percent überschritten und lassen sonach 
die Opportunität einer Aenderung der bestehenden Taxen in 
Bezug auf die finanzielle Seite der Frage nicht in der Schärfe 
erkennen, als dies bei den oberen zwei Classen der Fall ist. Im 
Allgemeinen dürfte eine Ermässigung der Fahrpreise IV. Classe 
schon ihrer gegenwärtigen Billigkeit halber für ausgeschlossen 
zu erachten sein, während eine zur Hebung der Frequenz an- 
gestrebte Ermässigung der Fahrpreise III. Classe höchstens 
nur bei gemischten Zügen, im Localverkehre und auf kurze 
Distanzen bis 25 Kilometer, bis wohin sich noch die Strassen- 
concurrenz fühlbar rnacht, insoweit angezeigt erscheinen mag, 
als den Zügen Wagen IV. Classe nicht beigegeben sind, weil 
sonst auch hier eine Verschiebung des Verkehres zu Ungunsten 
der III. Classe eintreten würde. 
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Bei der Frage, ob und inwieweit etwa eine Erhöhung 
oder Ermässigung der gegenwärtigen Fahrpreise der Eisen- 
bahnen einzutreten hätte, kommt ausser dem Gesagten noch 
Folgendes in Betracht: Im Grossen und Ganzen ist denn doch 
das Reisen für die überwiegende Mehrzahl der Passagiere 
IL und III. Classe, zum geringeren Theile auch jener der 
I. Classe, wesentlich Geschäftssache, und da . kommt es nicht 
sowohl auf das Einkommen des Reisenden, als vielmehr auf 
den Gewinn an, welchen er durch die Reise zu erzielen hofft. 
Der Fahrpreis übernimmt hier eine wirthschaftliche Function, 
wie der Frachtpreis beim Waarentransporte: er gestaltet sich 
als ein productiver Factor bei der Werthbestimmung des durch 
die Reise erzielten geschäftlichen Nutzens. Der Fahrpreis kann 
daher nicht als eine absolute, sondern nur als eine relative 
Ausgabe des Geschäftsreisenden angesehen werden, welche je 
nach dem grösseren oder kleineren Nutzeffect der Reise von 
grösserer oder geringerer Bedeutung für den Reisenden ist. 

Da alle geschäftlichen Reisen nur dann unternommen zu 
werden pflegen, wenn daraus ein geschäftlicher Nutzen zu er- 
warten steht, so sehen wir, dass die Reiselust mit der Möglich- 
keit, den geschäftlichen Verkehr zu beleben, steigt, in geschäfts- 
losen Zeiten dagegen trotz aller Preisermässigungen abnehmen 
muss, weil in letzterem Falle der Fahrpreis die productive wirth- 
schaftliche Qualifikation verliert und im geschäftlichen Sinne 
den Charakter einer »Capitalsvergeudung« annimmt. 

Selbstverständlich soll damit nicht gesagt sein, dass der 
jeweils bestehende Fahrpreis auch bei Geschäftsreisen gar keinen 
Einfluss auf die Frequenz ausübe; allein man darf doch nicht 
zu weit in der Erwartung gehen, dass mit der Erniedrigung 
der Fahrpreise auch die Frequenz entsprechend steige, da 
die Personenfrequenz sich niemals bis ins Ungemessene erhöhen 
kann und selbst bei unentgeltlicher Beförderung jeweilig eine 
bestimmt gegebene sein wird. 

Es kommt eben bei Reisen ausser dem Fahrpreise auch 
das ausschlaggebende Zeitmoment sehr in Betracht zu ziehen, 
welchem die Eisenbahnen kaum mehr grössere Rechnung 
durch vermehrten Zugsverkehr und vermehrte Beschleunigung 
tragen können, als es bis heute schon geschehen ist. 
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Alles in Allem genommen, scheinen uns, speciell in 
Oesterreich, ungeachtet der verhältnissmässig geringen Be- 
nützung der Eisenbahnen seitens des reisenden Publikums, so 
ziemlich alle Mittel, die Reiselust zu wecken und dadurch den 
Verkehr intensiver zu gestalten, erschöpft und damit wohl 
auch die Grenzen erreicht zu sein, bis zu welchen eine, nach 
dem Unternehmungsprincip verwaltete Eisenbahn gehen 
darf. Es kann sich also, richtig construirte Fahrpläne voraus- 
gesetzt, wesentlich nur mehr darum handeln, die Zahl der 
Stationsorte zu vermehren, beziehungsweise das Bahnnetz durch 
neue Linien zu completiren. 

Erzwingen lässt sich eben ein nicht vorhandenes Reise- 
bedürfniss nicht. So hat auch Ad. Wagner (Finanzwissenschaft) 
nachdrücklich darauf verwiesen, dass die Höhe des Fahrpreises 
allein für Reisen sehr oft gar nicht den Ausschlag gebe, ins- 
besondere aber dann, wenn der Fahrpreis nur einen kleinen 
Theil der gesammten Reisekosten ausmache, was doch wohl 
in der Regel der Fall sein dürfte. Dass das Reisebedürfniss 
einmal abnehmen muss, liegt übrigens in der Natur der Sache. 
Man macht Reisen — und wir haben hier wieder das Gros 
der Passagiere im Auge — um Verbindungen irgendwelcher 
Art an fremden Orten anzuknüpfen. Sind dieselben einmal 
hergestellt, so bedient man sich verlässlicher Vermittler, deren 
man sich früher an Ort und Stelle versichert hatte, zur 
Abwicklung fernerer Beziehungen; selbst aber bleibt man 
späterhin in der Regel zu Hause. Ueberdies ermöglicht auch 
die auf dem Eisenbahn - Transporte beruhende Post den 
Abschluss von Geschäften zwischen Verkäufer und Käufer durch 
den unmittelbaren Bezug von Waaren auf Grund von Probe- 
sendungen unter Ausschluss jedweder Vermittlung. 

Zudem befleissen sich ja alle Staaten, internationale 
Verträge zum Schutze ihrer Angehörigen gegenseitig abzu- 
schliessen, öffentliche Vertreter zu ernennen, welche die Rechte 
ihrer Schutzbefohlenen wahren u. s. w., wodurch wieder die 
Notwendigkeit von Reisen restringirt wird. 

Um nicht noch weitläufiger zu werden, ziehen wir unser 
BesumS und sagen: Eine Erhöhung der Fahrpreise speciell 
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in Oesterreich ist aus gesetzlichen Gründen unthunlich. Eine 
weitere Ermässigung dagegen scheint im Allgemeinen nicht 
angezeigt. Hingegen versuche man, die Einnahmen aus dem 
Personenverkehre, ohne irgend welche erhebliche Auslagen 
und ohne grösseres Risico zu übernehmen, in der Weise zu 
vermehren, dass man es dem Reisenden ohne besonderen 
Mehraufwand ermögliche, seine Reisetouren über ein grösseres 
Ziel hinaus, als es das bisherige war, zu erstrecken. 

Die Stimulanz hierzu liegt in der Gewährung einer Ermässi- 
gung der Fahrpreise über jene von Fall zu Fall festzustellende 
mittlere Distanz hinaus, welche die Reisenden jetzt zurücklegen. 
Allerdings bleibt abzuwarten, ob der Verkehr durch diese 
Ersparniss am Fahrgelde, weil hierbei auch das ausschlaggebende 
Zeitmoment in Betracht kommt, wirklich steigt. Allein das 
geringe Risico möchte es doch den Bahnen werth erscheinen 
lassen, den Versuch zu machen. 

Die Ermässigung hätte also, um bei einem gegebenen 
Beispiele zu bleiben, in Oesterreich im Allgemeinen zu be 
ginnen bei Reisenden 

I. Classe für Distanzen über 115 Kilometer. 

IL » » » »70 » 

III. » 40 

IV. » » » » 35 » 

Ausser dem Nutzen, welcher den Eisenbahnen selbst 
aus der Erweiterung der bisherigen äussersten durchschnitt- 
lichen Transportdistanz erwachsen würde, wäre dadurch gleich- 
zeitig eine Steigerung des volkswirtschaftlichen Nutzens des 
Transportmittels herbeigeführt. 

Würde die Ermässigung allgemein, ohne Berücksichti- 
gung unseres Standpunktes in dieser Frage eintreten, so würde, 
wie dies auch in Belgien trotz der bedeutenden Preisreduction 
der Fall war, die durchschnittliche Transportdistanz ziemlich 
unverändert bleiben, während doch gerade in der Erweiterung 
der Frequenzzone das ökonomische Schwergewicht ruht. 
In Belgien betrug die durchschnittliche, von einem Reisenden 
zurückgelegte Transportstrecke im Jahre 1881 21*17 Kilometer, 
und im Jahre 1882 2122 Kilometer, obzwar der Gesammt- 
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verkehr zu Folge der billigen Fahrtaxen gegen 1881 um mehr 
als vier Millionen Passagiere zugenommen hat. 

Ob auch für die I. Classe ein ermässigter Zonentarifsatz 
zugestanden werden soll, muss Sache fallweiser Erwägung 
bleiben, da die Verhältnisse hier sehr verschieden liegen. 
Unserseits würden wir keinen Anstand erblicken, auch hier 
durch Herabsetzung des Fahrpreises die Reiselust für weitere 
Touren zu wecken. Dagegen plaidiren wir für Aufhebung der 
Retourbillets I. Classe bei den Eilzügen, sowie für grundsätz- 
liche Beseitigung der Wagen I. Classe bei den gemischten 
Zügen, welche hier, wie deren ganz geringe Ausnützung zeigt 
(die I. Classe der gemischten Züge trägt ungefähr drei Percent 
der übrigen Einnahmen), kein Bedürfniss sind und lediglich 
ganz überflüssige Auslagen verursachen. 

Die Einfuhrung eines Zonensatzes, ohne auf die factischen 
Reisedistanzen der einzelnen Glossen Rücksicht zu nehmen, 
würde zunächst nur den Effect haben, den ohnehin längere 
Strecken durchfahrenden Reisenden der höheren Classen vorab 
eine unmotivirte Prämie zu geben. 

Die praktische Ausfuhrung des vorstehenden Gedankens 
birgt, wir verkennen dies nicht, einige Schwierigkeiten; doch 
sind dieselben zu überwinden. 



Was den von Perrot in Vorschlag gebrachten zweistufigen 
Personentarif anbelangt, so halten wir denselben zur Einführung 
auf Eisenbahnen schon deshalb nicht für emfehletiswjrth , 
weil derselbe eine grosse Härte in der dadurch hervorgerufenen 
sprungweisen Veränderung der Preise bietet. 

Der Vorschlag lautete: 

bis 10 Meilen: über 10 Meilen: 

I. Classe 3 — Mark 6— Mark. 

II. > 0-50 » 1*50 » 

III. » 0-30 » r— » 

Perrot scheint dies selbst eingesehen zu haben, da er 
später dafür eintrat, gleich zum einstufigen Tarif überzugehen, 
welcher gleichmässig für alle Entfernungen in der 
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I. Classe 6* — Mark, 
IL » O50 » 
III. » 0-30 » beträgt. 

Dieser Gedanke, so einfach er an und für sich ist, 
scheitert aber vorläufig an der finanziellen Unmöglichkeit seiner 
Durchführung. 

Solange das Gebührenprincip nicht massgebend beim 
Eisenbahnbetriebe ist, und solange dessen einseitige Annahme 
für den ohnehin passiven Personenverkehr die höhere Bela- 
stung des Frachtenverkehres zur Voraussetzung haben müsste, 
solange können Experimente wie die des Herrn Per rot in 
der Praxis nicht einmal versucht werden; indessen liegt auch 
an und für sich vorläufig weder eine Nöthigung noch ein 
Bedürfniss vor, in dieses Extrem zu verfallen, obzwar ja nicht 
zu verkennen ist, dass die grösstmögliche Erleichterung zur 
Entwicklung des Personenverkehres den Fortschritt in der 
Cultur ganz wesentlich begünstigt. 

Einige Schwärmer der Einheitlichkeitsidee, »welche wo- 
möglich jedem Reisenden, jedem Gepäckstücke und jedem 
Waarencollo eine Marke anhängen möchten«, gehen in neuerer 
Zeit noch weiter als Perrot und wollen den Preis des Personen- 
billets auf 050 Mark ohne Rücksicht auf die Wagenclasse und 
für jede Distanz fixirt wissen, wobei die Züge allerdings erst 
dann verkehren sollen, wenn sie gefüllt sind. 

Den Ausfall an Einnahmen will der Schöpfer dieser Idee, 
dem, nebenbei bemerkt, Zeit kein Geld zu sein scheint, durch 
vermehrte Frequenz hereinbringen, wie denn überhaupt alle 
derartigen Projecte auf Schaffung einer ungemessenen Frequenz- 
mehrung beruhen, welche indessen weniger dem Bereiche der 
Wirklichkeit als dem der Chimäre und der frommen Wünsche 
angehört, daher dieselben nicht ernst zu nehmen sind. 

Wenn wir noch kurz der auf englischen Bahnen beste- 
henden Einrichtungen Erwähnung thun wollen, so finden wir, 
dass auch dort fast alle Personenzüge, also auch Schnellzüge, 
dritte Classe führen; dass jedoch die Fahrpreise der Schnell- 
züge, abweichend von uns, denen der Personenzüge gleich 
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gehalten sind. Die verausgabten Billets gelten nicht für einen 
bestimmten Zug, sondern für den ganzen Tag. 

Die Höhe der Tarifsätze ist auf den einzelnen Bahnen 
sehr verschieden; im Durchschnitte betragen dieselben für die 
L, IL und III. Wagenclasse 1144, 8*32, 4*96 Pfennige pro 
Kilometer, sind also weit höher als die bei uns bestehenden. 

Die Preisermässigung der Retourbillets stellt sich so, 
dass für Hin- und Rückreise l 2 / 3 des gewöhnlichen Fahrpreises 
für eine Tour zur Einhebung gelangt. 

Der Preis der Abonnementbillets, welcher so berechnet 
wird, dass für sechs Tage in der Woche je eine Hin- und 
Rückfahrt in Anschlag kommt, ist um circa ein Drittel geringer 
als der der gewöhnlichen Billets. x 

In Amerika gibt es verschiedene Wagenclassen mit ver- 
schiedenen Fahrpreisen eigentlich nicht, iineigentlich aber doch, 
indem das steigende Luxusbedürfniss des- fahrenden Publikums 
das alte demokratische Gleichheitsprincip durchbrochen hat. 
Nur Passagieren einer sogenannten ersten Classe ist es ver- 
gönnt, vermittelst besonderer Bezahlung sich die Bequemlichkeit 
Pullmann'scher Schlaf-, Palast-, Speise- und Rauch waggons 
zu verschaffen. Die Schlafwagen kosten 3 Dollars auf 24 Stunden 
für den Platz. Bei Tage sind diese mit höchstem Luxus aus- 
gestatteten Räume mit gepolsterten Bänken rechts und links 
besetzt, während ein freier Gang durch die Mitte läuft. Naht 
die Nacht, so beginnt" der schwarze Portier die seitlich über 
den Sitzbänken befindlichen, schräg gestellten Laden in wage- 
rechte Lage zu versetzen, die über denselben verwahrten 
polirten Bretter zwischen den Sitzbänkenpaaren einzusetzen, 
das Bettzeug aus ungeahnten Verbergnissen hervorzulangen, 
schwere Vorhänge aus kostbaren Stoffen aufzuhängen. Der 
betreffende Passagier behilft sich, während diese Arbeit an 
seiner Abtheilung vorgenommen wird, mit irgend einem andern, 
ihm freundlichst eingeräumten Platz oder auf der Plattform 
im Freien. Kehrt er zurück, so findet er den ganzen Innen- 
raum mit einem Zauberschlage bis zur Unkenntlichkeit ver- 
ändert und in einen Tempel des Schlafes verwandelt: er sucht, 
über Stiefel, Schnürschuhe und Handgepäck stolpernd, mühsam 
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und leicht irrend, seine eigene Stätte, fällt ins untere oder 
klettert und balancirt sich ins obere Lager, worauf er sich 
auf einem breiten, langen und zweischläfrigen Lager ausdehnt. 
Am Morgen schaut er dann träumerischen Blickes in die 
neue Landschaft hinaus. Ueber Nacht aber ist ein Speise- 
Waggon angehängt worden, und wer Lust hat, kann zum 
Frühstück gehen und dann — gegen Zuzahlung — im Rauch- 
wagen seine Havannah rauchen, die neuesten Zeitungen lesen 
und sich in moderne Reiseliteratur versenken. 

Die abgehenden Züge werden in der Vorhalle der Bahn- 
höfe ausgerufen, auf dem Perron aber ist es schwer, einen 
Beamten zu finden, der einen zurechtweist. An jedem Zuge 
steht eine grosse Tafel mit der Angabe des Bestimmungs- 
ortes, und es ist jedermanns Sache, dafür zu sorgen, dass er 
in den rechten kommt und zur rechten Zeit. Man wird weder 
commandirt, noch zurechtgewiesen, noch gedrängelt. 

Die Waggons sind von solcher Grösse, dass die europäi- 
schen dagegen wahre Nürnberger Spielzeuge sind. Sie messen 
ungefähr 33 Schritte in die Länge und haben ein mächtiges 
Untergestell aus Stahl und Eisen, das vorn und hinten auf je 
drei Achsen ruht, so dass immer drei Räder, aus stählernen 
Reifen mit Papierscheibe, dicht nebeneinander laufen. Auf 
diesem Untergestell bewegt sich der schwere Kasten in zwei 
Zapfen, was bei Curven von grossem Vortheil ist. (»K. Ztg.« 
Nr. 354, ex 1883. Nachlese von einer amerikanischen Reise.) 

Wie wir der »V. Ztg.« Nr. 1 ex 1884 entnehmen, werden 
in neuerer Zeit auch Billets II. Classe verkauft, deren Besitzer 
in dem sogenannten Rauchwagen untergebracht, und in den 
Schlaf- und Salonwagen nicht zugelassen werden. Ist jedoch 
im Rauchwagen kein Platz, so wird der Reisende in den ge- 
wöhnlichen I. Classewagen placirt. Besondere Wagen II. Classe 
bestehen bis heute noch nicht. 

Es erübrigt uns nur noch, einige Worte über die Gepäcks- 
tarife beizufügen. 

Die österreichisch-ungarischen und norddeutschen Bahnen 
gewähren bei gewöhnlichen Billets ein Freigewicht von 25, 
respective 12 Kilogramm; in Süddeutschland wird nur Hand- 
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gepäck frei geführt. Die französischen Bahnen gewähren ein 
Freigewicht von 30 Kilogramm per Billet. Das in England 
gewährte Freigepäck beträgt für die Reisenden der 
I. Classe 60 Kilogramm 
IL » 50 

III. » 30 

Nach Reitzenstein überschreiten die meisten gewöhn- 
lichen Gepäckstücke in England das hohe Freigewicht nicht, 
und wohl daher kommt es, dass so wenig Werth auf die 
Gepäcküberfracht gelegt und jedes nicht auffallend schwere 
Stück ohne weiters frei expedirt wird. Dem Passagier gegen- 
über sind nämlich die englischen Bahnen zur Verwiegung 
nicht verpflichtet; wer Reclamation wegen Gewichtsmanco 
erheben will, muss vielmehr seinerseits beweisen, dass das 
Gepäckstück das behauptete Gewicht hatte. 

In Amerika berechtigt eine ganze Fahrkarte zur unent- 
geltlichen Beförderung von 100 Pfund, eine halbe dagegen 
von 50 Pfund. Von Einschreiben, Wägen und Bezahlen der 
Bagage ist keine Rede; man bringt unentgeltlich durch, so 
viel man will, mindestens bis zu einem Centner, und hat weder 
Aufenthalt noch Kosten. Auch die Fahrkarte erwirbt man sich 
in der Regel bei irgend einer Agentur in der Stadt und ver- 
fügt sich gern zu Fuss nach dem Stationsgebäude, weil keine 
Droschkenfahrt unter vier Mark zu haben ist. 

Das Gepäck selbst wandert aus der Hand des Haus- 
knechtes in die des Expressbeamten, der einem am Bahnhofe 
die bezüglichen Marken der Bahngesellschaft einhändigt, und 
ebenso wandert es am Orte der Ankunft aus der Hand des 
Bahnbeamten in die des Expressmannes, und von diesem in 
die Hände der Hotelknechte. Man hat nur dem Expressen zu 
zahlen, ungefähr eine Mark für das Gepäckstück, und auf die 
bezüglichen Marken zu achten. (»K. Ztg.«) 

Man erhält nämlich anstatt des bei uns gebräuchlichen 
Gepäckscheines eine kleine viereckige Blechmarke, Check ge- 
nannt, welche den Namen der Bahngesellschaft, Bestimmungs- 
ort und eine Nummer enthält. Eine ganz gleiche Marke wird 
mittelst eines am oberen Ende geschlitzten Lederstreifens an 
dem Gepäckstücke befestigt. Die Bahngesellschaft haftet inso- 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 7 
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lange für das Gepäck, als man den auf sie lautenden Check 
besitzt. Geht man auf eine andere, mit der früheren nicht in 
Verrechnung stehende Bahn über, so wird diese Blechmarke 
gegen eine andere einfach umgetauscht, und damit erlischt 
dann die Verbindlichkeit der ersten Gesellschaft. (Kupka.) 

Was die principielle Seite der Frage, ob überhaupt ein 
über das Handgepäck hinausgehendes Freigepäck gewährt werden 
soll, betrifft, so müssen wir uns schon deshalb gegen die Ge- 
währung des Freigepäckes aussprechen, weil diese Begünstigung 
nicht dem gesammten Publikum zu Gute kommt, und weil 
kein absehbar triftiger Grund vorliegt, den gepäcklosen Passagier 
ebensoviel zahlen zu lassen wie den ausser Handgepäck noch 
ein bis zwei Koffer mitführenden Reisenden. 

Wir müssen uns deshalb grundsätzlich für die Beseitigung 
des Freigepäckes aussprechen, dessen Beförderung den Bahnen 
eine Menge Scherereien und Auslagen verursacht, und welches 
überdies vielfachen Anlass zu Umgehungen bietet. Auch der 
Umstand, dass für alle Classen ein gleiches Freigewicht zu- 
gestanden ist (England macht darin eine Ausnahme), scheint 
uns der Logik zu entbehren. 



IX. 

Die Betriebs- und Tarifsysteme und die darauf 
fussende allgemeine Tarifirung. 

1. Staats- oder Privatbetrieb. 

„Des Volkes Wohlfahrt 
ist die höchste Pflicht." 

Mit der Besprechung der Gütertarife der Eisenbahnen 
betreten wir eines der wichtigsten Gebiete der mehr und 
mehr an Bedeutung zunehmenden öffentlichen Verkehrsinter- 
essen, von deren Pflege das Wohl und die gedeihliche Ent- 
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wicklung unserer gesammten Wirthschafts- und Lebensverhält- 
nisse abhängt. 

Wenn es aber erwiesenermassen feststeht, dass die mit 
den Eisenbahnen gegebene Transport -Vervollkommnung gegen- 
über den früheren, an Qualität weit zurückstehenden Beförde- 
rungsmitteln, und zwar durch die weitaus grössere Regel- 
mässigkeit, Schnelligkeit und Sicherheit des Transportes, 
unseren gesammten inneren und äusseren Verkehr gänzlich 
umgestaltet hat, so wird dieser Effect erst durch den Hinzu- 
tritt des wichtigsten hierbei in Betracht kommenden Momentes: 
der Woh 1 feil hei t des Transportes und der dadurch erst 
ermöglichten Ausdehnung des Absatzgebietes, und damit der 
bestmöglichen Ausnützung jeder Production erklärlich. 

Es ist daher auch der Transportpreis im Besonderen 
und mit ihm das Tarifwesen der. Eisenbahnen im Allgemeinen 
ein ausserordentlich wichtiger Factor des gesammten Ver- 
kehrs- und Culturlebens unserer Zeit. Denn es sind nicht nur 
»todte Waaren«, welche der Verkehr zum Austausch zwischen 
den Völkern bringt, sondern mit den Waaren verbinden sich 
Anregungen, Gedanken und Ideen, oder sie gehen von ihnen 
aus, wodurch sich Handel und Cultur gegenseitig ergänzen 
und in ihren Fortschritten unterstützen. 

Die Erkenntniss von dieser dem Verkehrswesen im All- 
gemeinen und dem Tarifwesen im Besonderen immanenten 
Bedeutung dringt denn auch in immer weitere Schichten der 
Bevölkerung; zugleich mit ihr aber auch die Erkenntniss von 
den dem Verkehrs- und Tarifwesen noch nach mancher 
Richtung hin anhaftenden Mängeln und Unzuträglichkeiten, 
ohne dass es jedoch bisher, Dank der speculativen und 
dialektischen Methode, mit der von mancher Seite in die Be- 
handlung dieser Frage eingetreten wurde, allseits zu einer 
vollständigen Klärung über die zur Beseitigung der erkannten 
Mängel zu ergreifenden Mittel und einzuschlagenden Wege 
gekommen wäre. 

Begreiflicherweise ist es von allen in diesem Werde- 
processe nach Gestaltung ringenden, ihrer endlichen Lösung 
harrenden Fragen zunächst auch der Transportpreis der 
Eisenbahnen, welcher die grösste Aufmerksamkeit schon des- 

7* 
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halb auf sich zieht, weil er der prägnanteste Ausdruck jener 
Sonderstellung einer Eisenbahn ist, welche ihr anderen con- 
currirenden Transportmitteln gegenüber das fac tische Ver- 
kehrsmonopol verliehen hat, das sie besitzt und durch das 
sie die Preisstellung ihres Tarifes einseitig, ohne von vorne- 
herein Rücksicht auf die Interessen der Allgemeinheit nehmen 
zu müssen, beherrscht. 

Es ist daher leicht erklärlich, dass der Kampf der 
verschiedenen Interessen gerade um den Tarifsatz entbrennt, 
und dass hiebei jenen Bahnen, deren factische Sonderstellung 
durch ein denselben verliehenes gesetzliches Verkehrsmonopol, 
welches ihren Charakter als Erwerbs- Unternehmung 
präcisirt, noch schärfer hervortritt, indem dasselbe sie ge- 
wissermassen in Gegensatz zu der den billigsten Tarifsatz 
anstrebenden Allgemeinheit bringt, wenn sie, diesem Streben 
sich entgegenstemmend, sich auf ihre erworbenen Rechte 
berufen, das Recht der Allgemeinheit, der Charakter des 
Verkehres, der von Natur aus ein öffentliches Recht ist, die 
Rücksichtnahme auf das öffentliche Wohl, entgegengehalten 
wird, dem sie sich unterwerfen und in dessen Interesse sie 
ihre Tarifpolitik regeln sollen. 

Der Staat, als Wächter beider Rechte — sowohl des 
erworbenen als des natürlichen Rechtes — wird entweder 
zur Intervention von beiden Seiten angerufen oder er ergreift 
selbst die Initiative, und es ist nun zunächst seine Aufgabe, 
ein Mittel herbeizuführen, um den wirklich vorhandenen Wider- 
streit der Interessen thunlichst auszugleichen oder dessen 
gänzliche Beseitigung anzustreben. 

Der Vergleich der Interessen — das therapeutische Mittel — ■ 
wird auf dem Wege der Verhandlung, des Compromisses 
mit beiden Parteien angestrebt, und diesen Weg sahen wir in 
Oesterreich erst jüngst durch Einberufung der » Tarif-Enquete « 
einschlagen. 

Der Zweck der radicalen Beseitigung des Conßictes — 
die chirurgische Heilung — soll durch Uebernahme aller 
Privatbahnen in den Staatsbesitz und Staatsbetrieb erreicht 
werden, und diesen Weg sehen wir seit dem Jahre 1879 in 
Preussen verfolgen. 
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Bei der enormen Einwirkung, welche das Betreten des 
einen oder des anderen Weges auf die Richtung des ge- 
sammten wirthschaftlichen und socialen Lebens eines Staats- 
wesens und dadurch auch auf das Betriebs- und Verwaltungs- 
princip der Landesbahnen im Gefolge hat, müssen wir, bevor 
wir in die nähere Besprechung unseres Themas über die 
Tarifsysteme gehen, der viel umstrittenen Controverse: ob 
das System des privaten oder staatlichen Betriebes von Eisen- 
bahnen zum Principe erhoben werden soll, hiemit näher treten. 

»Die Beurtheilung des Gütertarifwesens überhaupt« — 
so spricht sich das Mitglied der Prager Handelskammer, Herr 
Bondy, in seinem Referate an die Tarif-Enquete aus — 
»also auch jenes der österreichischen Bahnen, wird ein sehr 
verschiedenes sein, je nachdem man die letzteren mehr als 
Erwerbs-Gesellschaften oder als öffentliche Verkehrsanstalten 
anerkennt, je nachdem man ferner mehr in der freien Con- 
currenz oder in der Verstaatlichung das Mittel zur Behebung 
der gerügten Uebelstände zu finden glaubt und je nachdem 
man das natürliche System oder jenes der Classification 
vorzieht.« 

Selbstverständlich lässt sich, und wir glauben dies 
vorausschicken zu sollen, die Frage der Anwendung des einen 
oder des anderen Verwaltungssystems nicht überall einer 
absolut gleichen principiellen Lösung entgegenführen, nament- 
lich dann nicht, wenn bei einer in den Staatsbesitz über- 
gehenden Privatbahn auch das Verwaltungsprtncip geändert 
werden, d. h. anstatt des privatwirthschaftlichen, beziehungs- 
weise des Principes der öffentlichen Unternehmung, das der 
öffentlichen Anstalt, das Gebührenprincip, und damit auch 
eine Aenderung der Steuergrundlagen angestrebt werden soll, 
dessen Vorbedingungen in den verschiedenen Ländern schon 
«in Bezug auf den Ausbau des Eisenbahnnetzes doch sehr un- 
gleichartig liegen. 

Was etwa in England, wo der Bau und Betrieb aller 
Bahnen ohne jede finanzielle Beihilfe des Staates, somit auch 
ohne directe Inanspruchnahme der Steuerträger ausgeführt 
wurde, zweckmässig und passend und den allgemeinen wirth- 
schaftlichen Bedürfnissen des Landes angemessen erscheinen 
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mag, muss deshalb nicht auch für Oesterreich oder Deutsch- 
land, für welche Länder ganz andere wirthschaftliche Grund- 
sätze und Verhältnisse massgebend sind, gleich zweckmässig 
und passend sein, und ebenso auch umgekehrt. Aber selbst 
wenn es allgemein festgestellt wäre, dass das Privatbahnwesen 
principidl unzulässig erscheine, könnte doch der Uebergang 
zu einem anderen Systeme bei der Verschiedenartigkeit der 
politischen, socialen und finanziellen Verhältnisse der ver- 
schiedenen Länder unmöglich gleichzeitig überall erfolgen. »Es 
kommt eben zuletzt immer auf Land und Leute an, und eine 
generelle Lösung ist nicht zu geben.« 

Nichtsdestoweniger lässt sich schon heute constatiren, 
dass die sich aus dem Privatbetriebe der Gemeinwirthschaft 
gegenüber ergebenden Unzulänglichkeiten nicht allein in 
Oesterreich und Deutschland, sondern auch in Frankreich und 
England in so fühlbarer Weise hervorgetreten sind, dass die 
Ueberführung der Privatbahnen in den Staatsbetrieb bereits 
sehr ernstlich auch in England und Frankreich ins Auge 
gefasst wurde. 

Der in England zur Untersuchung der im Eisenbahn- 
wesen bestehenden Uebelstände im Jahre 1872 eingesetzte 
Parlamentsausschuss für Eisenbahn -Angelegenheiten äusserte 
sich: »In England existirt am Ende für das ganze Land nur 
ein grosses Eisenbahnmonopol. Die Frage steht so, ob der Staat 
die Eisenbahnen, oder die Eisenbahnen den Staat regieren.« 

Am entschiedensten in dieser Angelegenheit spricht sich 
der Commissionsbericht vom 2. August 1872 aus: »Dem 
durch Verschmelzung der Eisenbahnen immer wachsenden 
Monopol zu begegnen, gibt es nur ein Mittel: Erwerbung 
der Eisenbahnen durch die Regierung.« 

Wenn trotzdem in England Staatsmänner und Parlament 
für Privatbahnen sich erklärt haben, ohne dass die Staatsbahn- 
Idee seit 1825 je ganz geschwiegen hat, so erklärt Professor 
Röscher* dies daraus, dass dort im Allgemeinen die Regali- 
sirung der Eisenbahnen als eine grosse Gefahr der bisherigen 
Staatsverfassung (Gentleman-Herrschaft) befürchtet wird. Gleich- 

* Nationale Oekonomie des Handels und Gewerbefleisses. 
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wohl seien die vielen vom Staate versuchten Einschränkungen 
der Eisenbahn-Gesellschaften bisher nicht im Stande gewesen, 
deren plutokratische Tendenz zu hemmen. 

In Frankreich scheiterte die von Freycinet im Jahre 1878 
angestrebte Verstaatlichung der Privatbahnen, welche von den 
Kammern bereits angenommen war, sowie der vom Staate 
gleichzeitig damit geplante Ausbau des Bahnnetzes an der 
seither eingetretenen finanziellen Krisis, und an der feindseligen 
Haltung, welche das Privatcapital gegenüber der Staatsaction 
ganz offen einnahm. 

Der von den Kammern genehmigte Plan Freycinet's aus 
dem Jahre 1878 ging — wir folgen hier einer in Nr 65 ex 
1883 enthaltenen Ausführung der »V.-Zeitung« — dahin, 
innerhalb der nächsten 10 Jahre den Bau von 16.000 Km. 
Hauptbahnen auszuführen. Diese Bauten verlangten einen Kosten- 
aufwand von über 4700 Millionen Frcs., welche durch Aus- 
gabe einer 3percentigen, in 75 Jahren zu amortisirenden 
Rente gedeckt werden sollten. Die Aufbringung und Verzinsung 
dieses Betrages schien nicht schwierig, da die Finanzlage 
Frankreichs zur Zeit eine glänzende war. Der Plan selbst, 
welcher die dem Eisenbahnverkehre bisher fern liegendsten 
Gegenden Frankreichs in den Weltverkehr einbeziehen wollte, 
war in hohem Grade populär, und war nichts natürlicher, als 
dass die Bevölkerung und deren Vertreter den baldigen Beginn 
der Arbeiten womöglich an allen Punkten des projectirten 
neuen Eisenbahnnetzes verlangten. Der Bau wurde denn auch 
rüstig in Angriff genommen, und waren Ende 1882 bereits 
4137 Km in Betrieb und 5087 Km in Bau, wofür 1400 Millionen 
Francs ausgegeben waren. Nun erhoben sich aber die finanziellen 
Schwierigkeiten. Der Ausbruch der Börsenkrise zu Beginn des 
Jahres 1882 machte die Emission der erwähnten 3percentigen 
Rente unmöglich, so dass man die im Jahre 1883 präliminirten 
Baukosten aus den Ueberschüssen der früheren Jahre bestreiten 
musste. Da nun zur Zeit die Lage des Geldmarktes die Auf- 
nahme eines grossen Eisenbahnanlehens nicht zuliess und man 
andererseits die feierlich dem Volke versprochenen Eisenbahn- 
bauten nicht sistiren wollte, so musste die Regierung die Hilfe 
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der grossen Eisenbahn-Gesellschaften für den Weiterbau in 
Anspruch nehmen. 

Durch die mit ihnen abgeschlossenen Conventionen ver- 
pflichteten sich dieselben, im Ganzen 9000 Km. Bahnen zu 
bauen, in der Weise, dass sie das, was sie nicht aus eigenen 
Mitteln bauen können, durch Anlehen aufbringen, für deren 
Verzinsung und Amortisation der Staat ihnen das Geld gibt. 
Wird das neue Netz auf diese Weise auch etwas kleiner, als 
nach dem Plane Freycinet's, so geben doch die Conventionen 
die nöthigen Mittel an die Hand, um jenen Plan wenigstens 
in seinen Haupttheilen durchzuführen, ohne dem Staate finanzielle 
Verlegenheiten zu bereiten. 

Es handelt sich somit bei den Conventionen nicht um 
eine definitive Lösung der Eisenbahnfrage, wenn solche auch 
folge weise in Frankreich vorläufig zu einem Abschlüsse ge- 
kommen ist, sondern um eine finanzielle, um eine Budgetfrage. 
Nicht ein Pinncip, sondern die eiserne Nothwendigkeit hat dem 
Minister der öffentlichen Arbeiten die Feder zur Unterzeichnung 
der Conventionen in die Hand gedrückt. 

Gegen diese Massnahme nahm der Generalrath des 
Seine-Departements folgende Resolution an: 

»Der Generalrath bedauert, dass die öffentlichen Gewalten 
nicht begriffen haben, von wie hoher Wichtigkeit es sowohl 
für die nationale Vertheidigung, als für den Handel und die 
Industrie war, dass der Staat durch den Rückkauf der 
Eisenbahnen in den vollständigen Besitz der allgemeinen 
Verkehrswege des Landes gelangte.« 

Aber auch sonst ist die Reformströmung in Frankreich 
eine so allgemeine gewesen, dass deren Stauung nur eine zeit- 
weise und vorübergehende bleiben dürfte. 

Der Staat hat, so sagte ein Bericht der im Jahre 1879 
zum Studium des französischen Eisenbahnwesens eingesetzten 
parlamentarischen Commission, seine Rechte niemals preis- 
gegeben, und die öffentliche Meinung verlangt von der Staats- 
regierung eine zielbewusste und vor allen Dingen wirksame 
Thätigkeit. Von allen Seiten verlangt man eine Reform des 
Tarifsystems und eine Revision der Tarife, worin geradezu 
chaotische Verhältnisse herrschen. 
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Die Tarifpolitik der französischen Eisenbahn-Gesellschaften 
kennzeichnete erst jüngst der Deputirte Cl£menceau, indem 
er sagte: »Die Deutschen haben billigere Rohstoffe, weil sie 
die Herren ihrer Transporttarife sind; in Frankreich dagegen 
befördert man noch jene Tarife, welche sich gegen die Industrie 
unseres eigenen Landes richten!« 

In Preussen und im übrigen Deutschland, dessen geo- 
graphische, handelspolitische und militärische Verhältnisse den 
hierländischen zunächst liegen, sind nach Durchführung der 
bereits in Aussicht genommenen weiteren Verstaatlichung 
mehrerer grosser Privatbahnen alle wichtigen Bahnen im Be- 
sitze des Staates, und ist damit die Action als abgeschlossen 
zu. betrachten. 

Die preussische Regierung erkannte nämlich bald die ausser- 
ordentliche Wichtigkeit der modernen Verkehrswege für die poli- 
tischen und militärischen, sowie für die Handels- und zollpoliti- 
schen Interessen des Landes und bemächtigte sich mit eiserner 
Consequenz und rücksichtsloser Energie der Eisenbahnfrage. 

Sobald man die Einsicht gewann, dass der Staat keine 
ausreichenden gesetzlichen Mittel besitze, um sich den erforder- 
lichen Einfluss auf die Privatbahnen zu sichern, legte derselbe 
selbst Hand an. 

Zu diesem Zwecke setzte er sich zunächst in den Besitz 
der für den allgemeinen Verkehr wichtigsten Linien, um von 
hier aus einen Druck auf die anderen Privatbahnen in der ihm 
zusagenden tarifpolitischen, administrativen und organisatori- 
schen Richtung üben zu können und dieselben moralisch und 
materiell zu beeinflussen .* Gleichzeitig erzog sich der, zwar 
musterhafte und pflichtgetreue, aber nicht fachmännisch aus- 
gebildete Beamte besitzende Staat auf diese Weise ein ge- 

* Die bei dieser Politik erzielten Erfolge beginnen auch in Oesterreich 
das gleiche Resultat zu äussern. Gelegentlich der Berathung des vom Ab- 
geordneten Schwab beantragten Gesetzentwurfes betreffend den Eisenbahn- 
Frachten verkehr, äusserte sich Se. Excellenz der k. k. Handelsminister Baron 
Pino wie folgt: »Ich bin bereit, mitzuwirken, damit etwas Zweckmässiges zu 
Stande kommt; durch den beantragten Gesetzentwurf würde nicht viel erreicht. 
Geht die Verstaatlichung vorwärts, so wird das, was hier gewünscht wird, 
viel besser durch den massgebenden Eisenbahnbesitz des Staates bewirkt 
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wiegtes und in allen eisenbahntechnischen und administrativen 
Zeit- und Streitfragen gross gewordenes Personal, das bei 
der vorschreitenden Verstaatlichung die Cadres der neuen Ver- 
waltung zu bilden vermochte. 

Mit dem durch seine Eisenbahnpolitik erstrebten und 
nunmehr erreichten Erfolge ist auch der materielle Erfolg für 
den Staat nicht ausgeblieben. 

Im letzten Betriebsjahre 1882 — 83 haben die für Rech- 
nung des preussischen Staates verwalteten Eisenbahnen 
(14.093 Km) bei einer Betriebseinnahme von 388 Millionen Mark, 
130 Millionen Mark Ueberschuss geliefert (womit das Zinserfor- 
derniss von 1295 Millionen der gesammten Staatsschuld ge- 
deckt erscheint) und sich mit 5;26 Percent verzinst. Das Brutto- 
erträgniss per Kilometer betrug rund 27*500 Mark.* 

Hierbei wollen wir bemerken, dass die bayerischen Staats- 
bahnen im Jahre 1882 eine Rente von 3*82, die badischen von 
3'35 und die vriirttembergischen von 286% abgeworfen haben. 

Nach einem uns vorliegenden Ausweise bezifferte sich die 
Gesammteinnahme des Jahres 1883 aller von der k. k. Directum 
für Staatseisenbahnbetrieb verwalteten Linien auf rund 22 Mil- 
lionen Gulden, was bei deren Betriebslänge von 2340 Km. 
einem Bruttoerträgniss von rund 9000 Gulden oder 18.000 Mark 
per Kilometer entspricht. 

Das 277 Millionen Gulden betragende Anlagecapital der 
tingarischen Staatsbahnen (2967 Km) verzinste sich im Jahre 1882 
nach Deckung aller Betriebs- und Verwaltungsauslagen (63%) 
mit nicht ganz 2V 2 %- D as Bruttoerträgniss per Kilometer 
betrug, den jährlichen Durchschnitt gerechnet, 7000 Gulden 
oder 14.000 Mark. 

Die Aufgabe, welche sich die preussische Regierung bei 
der Verstaatlichung der Bahnen in tarifarer Richtung stellte, 
war hauptsächlich gerichtet: 

werden. Als ein in dieser Hinsicht bemerkenswerthes Beispiel führe ich die 
Tarifherabsetzungen der Südbahn bezüglich des Personenverkehres an, 
welche nur deswegen eingetreten sind, weil der Staatsbahnbetrieb mit solchen 
Tarifherabsetzungen vorgegangen ist, die grosse Privatbahn sich der Folgen 
nicht erwehren konnte und nach anderthalbjährigem Zögern dasselbe thun musste.« 
* Die Ausgaben betrugen 53' 2 Percent. 
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1. auf eine Vereinfachung des Tarifsystems; 

2. auf die Ermässigung der Tarifsätze, namentlich für 
die dem wirthschaftlichen Verkehre unentbehrlichen Massen- 
artikel; 

3. auf die Herbeiführung einer grösseren Stetigkeit und 
Gleichmässigkeit bei der Anwendung der Tarife, sowie auf 
Beschränkung der Ausnahmetarife; 

4. auf vollständig gleichmässige Behandlung der Trans- 
port-Interessenten durch Beseitigung von verdeckten Transport- 
begünstigungen, namentlich der Refactien; 

5. auf eine der Zollpolitik entsprechende Stellung der 
Tarifsätze. 

Was Oesterreich betrifft, so haben wir gesehen, dass die 
in dem benachbarten Preussen eingetretenen Veränderungen 
nicht ohne Einfluss auf die Gestaltung der österreichischen 
Eisenbahnpolitik geblieben sind. Denn der in einem grossen 
Culturstaate sich vollziehende Umschwung erzeugt stets analoge 
Bewegungen in allen anderen Ländern, wie die Wellenringe, 
die ein in das Wasser geworfener Stein hervorbringt, weit 
über die Ursprungsstelle hinaus sich erstrecken. 

Die Zeitverhältnisse, welche dem Staate in erster Linie 
die Pflege- der wirthschaftlichen Interessen zur Aufgabe machen, 
sowie die aus der Geschichte des Alterthums hervorgehende 
Lehre, dass die zusammenhaltende Kraft eines grossen Reiches 
vor Allem in den gemeinsamen Interessen eines gleichartigen Ver- 
kehrs- und Bildungswesens zu suchen ist (deren Wahrung aller- 
dings dauernd nur durch das Medium einer gemeinsamen 
Cultursprache gesichert erscheint), musste es der österreichi- 
schen Regierung mit Rücksicht auf die in rascher Progression 
wachsenden materiellen Ansprüche des Staates an die Be- 
völkerung des Reiches, sowie mit Rücksicht auf die nationale 
Verschiedenheit des staatlichen Organismus und die hin und 
wieder zu Tage tretenden centrifugalen Strömungen doppelt 
nahelegen, den fortschreitenden Bedürfnissen sowie dem Ge- 
deihen des wirthschaftlichen Lebens, toelches ganz wesentlich 
auf der Förderung des öffentlichen Verkehrswesens und der 
rationellen Ausnützung des Eisenbahnwesens im Interesse der Volks- 
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wirthschaft beruht, besondere Sorgfalt zuzuwenden, weil der 
Wohlstand des Einzelnen, welcher die Grundlage jedes geistigen 
und culturellen Streben s bildet, wenn er ihm vom Ganzen 
geboten und garantirt wird, unabhängig von politischen 
Strömungen, auch der Staatsidee am sichersten zum Siege verhilft 

Weiterhin aber wird seitens der Regierung die schwierige 
handelspolitische Stellung nicht verkannt werden, in welcher 
sich Oesterreich gegenüber Deutschland, ja selbst Ungarn 
gegenüber befindet. 

Wenn die Eisenbahnen, wie es in unserem Zeitalter des 
Nationalitätsprincips zur Verwaltungsmaxime geworden ist, 
ein Kampfesmittel in der wirthschaftlichen Concurrenz bilden, 
wenn Deutschland, im Besitze eines gut angelegten Staats- 
bahnsystems, von diesem Mittel den ausgiebigsten handels- 
politischen Gebrauch macht, wenn sogar Ungarn die Ueber- 
legenheit benützt, die ihm sein Staatsbahnsystem in so vielen 
Fällen des Mitwerbens Oesterreich gegenüber an die Hand 
gibt*, so dürfte es auch für Oesterreich hoch an der Zeit 
sein, die seinerseits erforderlichen Gegenmassnahmen zu treffen, 
wenn es nicht von seinen Concurrenten dauernd überflügelt 
werden, und sich von dem grossen Mitbewerb dauernd aus- 
geschlossen oder sich zu einer handeis- und zolljpolitischen Goalition 
hingedrängt sehen will, welcher es vielleicht heute noch wider- 
strebt Leider bringen es die Verhältnisse mit sich, dass auch 



* Ein Beispiel unter vielen: Am 1. December v. J. traten im adriatisch- 
ungarischen Verkehr neue Verbandtarife in Wirksamkeit, durch welche das 
Princip, den Verkehr zwischen Fiume und den hinter Pest und Bares gelegenen 
ungarischen Provinzplätzen gegenüber Triest und den nördlichen Häfen durch 
weitgehende Differentialtarife zu unterstützen, erneuerte, ausgiebige Anwen- 
dung gefunden hat. Zu den in dieser Richtung wirksamen Factoren ist nun- 
mehr auch die ungarische Direction der Oesterreichischen Staatsbahn-Gesell- 
schaft getreten, welche dem adriatischen Verkehr mit ihren sämmtlichen 
Stationen von Totmegyer bis Bazias und Verciorova beigetreten ist, und eben- 
so wie die übrigen ungarischen Privatbahnen für Fiume specielle Tarif- 
Ermässigungen zugestanden hat. Die Frachtvortheile, welche durch diese 
Differentialtarife Fiume gegenüber Triest gewährt werden, sind zum 
Theile sehr bedeutend und betragen z. B. bei Getreide von Grosswardein 
20 Gulden, bei Spiritus von Arad 28 Gulden, bei Holz von Szatmar 21 Gulden, 
bei Reistransporten nach Debreczin 20 Gulden, bei Petroleum nach Losoncz 
22 Gulden per Wagen. (Pester Lloyd.) 
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Angelegenheiten so eminent gemeinwirthschaftlichen Interesses 
vom nationalen Sonderpunkte aus in den parlamentarischen 
Körperschaften betrachtet werden und behandelt werden wollen. 
In einem Vortrage über die jüngste österreichische Tarif- 
Enquete äusserte sich Herr V. Wolff, Schriftführer des 
Niederösterreichischen Gewerbevereines: »Deutschland war uns 
auch mit der Eisenbahntarif-Reform bereits mit gutem Bei- 
spiele vorangegangen; seiner Zollreform vom Jahre 1879 ging 
die Reform der Eisenbahntarife voraus. Hand in Hand mit 
der neuen Verkehrspolitik ging die Zollpolitik, und nur auf 
diese Weise war es möglich, der Industrie und dem Handel 
Deutschlands jenen mächtigen Aufschwung zu geben, der es 
heute bereits an die Seite Englands als zweiten Industriestaat 
Europas gebracht hat.« 

Um der Vollständigkeit halber noch der Eisenbahnver- 
hältnisse Italiens zu gedenken, so hat der dort kurze Zeit 
bestandene Staatsbetrieb den daran geknüpften Erwartungen 
nicht entsprochen; der Staat steht im Begriffe, die ihm ge- 
hörenden Linien an zwei grosse Gesellschaften zu verpachten. 

Es trifft hier das zu, was wir bereits früher hervor- 
gehoben haben, dass sich Eines nicht für Alle schicke, und 
dass es auch bei der Wahl des Privat- oder Staatsbetriebes 
von Eisenbahnen zuletzt denn doch immer auf Land und 
Leute ankomme. 

Ohne uns hierbei in eine Kritik über das Organisations- 
und Verwaltungstalent der italienischen Eisenbahnmänner und 
die politischen Zustände des Landes einzulassen, genügt es, 
darauf zu verweisen, dass die wirthschaftlichen Verhältnisse 
Italiens von denen Oesterreichs und Deutschlands fundamental 
abweichen und keine Parallele gestatten. 

Denn abgesehen von der verhältnissmässig geringen Be- 
deutung der durch überaus harte Steuern gedrückten italieni- 
schen Industrie und Fabrication, des Berg- und Hüttenwesens 
(Schwefel, Eisen, Blei und Kupfer liefert nur Sicilien, Elba und 
Sardinien in grösseren Mengen), ist auch die Bodencultur keine 
solche, dass deren Erträgniss (ausgenommen Hanf, Reis, Wein, 
Oel, Südfrüchte) den inländischen Consum wesentlich übersteigt. 



HO Die Betriebs- und Tarifsysteme etc. 

Hierzu tritt, dass auch der Bedarf an Cerealien, zufolge 
der gleichförmigen localen Production, den Eisenbahntransport 
nur auf kurze Entfernungen bedingt, wodurch es den grossen 
Routen an genügender Alimentation fehlt. 

Weiterhin bringt es die Lage Italiens als Halbinsel mit 
sich, dass der Landverkehr dem Seeverkehre gegenüber nur 
eine secundäre Rolle spielt, und dass daher der Landtransport, 
namentlich in der Längsrichtung des Landes, ein verschwindend 
kleiner ist. 

Daher kommt es denn auch, dass es an einem im Innern 
gelegenen Handelscentrum fehlt, und ausser Livorno nur die 
dem Continente angehörenden Häfen (Venedig und Genua) 
Handelsemporien von grösserer Bedeutung sind. 

Die fast insulare Lage eines grossen Theiles von Italien 
bringt es weiter mit sich, dass dessen Verhältnisse rein localer 
Art sind und daher einer Assimilation der in den continentalen 
Staaten wirthschaftlich begründeten Verkehrsinstitutionen 
weniger zuneigen, als es sonst der Fall sein müsste. 

Es kann daher das Eisenbahnwesen Italiens keinen Rück- 
schluss auf unsere Eisenbahnverhältnisse gestatten, womit aber 
keineswegs behauptet werden will, dass nicht auch in Italien 
ein richtig geleiteter Staatsbetrieb dem Lande weit grösseren 
Nutzen bringen würde, als dies der Privatbetrieb vermag. 

Dies vorausgeschickt, muss nun bei der Controverse, 
ob der private oder staatliche Betrieb einer Eisenbahn den 
wirthschaftlichen Interessen den grösseren Vortheil in Aus- 
sicht stellt, zunächst ins Auge gefasst werden, ob der Staat 
die Eisenbahnen nach dem Principe einer öffentlichen Unter- 
nehmung oder der öffentlichen Anstalt, somit nach dem an Qualität 
für die Gemeinurirthschaft höher stehenden Gebührenprincipe zu 
verwalten beabsichtigt und zu verwalten in der Lage ist. 

Die Anwendung des Gebührenprincips, welches, entgegen 
dem Unternehmungsprincip, nur die Vergütung der Leistung, 
ohne sonstigen Gewinn, anstrebt, hat zur Voraussetzung, dass 
der Nutzen, welcher aus demselben • fliesst, der Gesammtheit 
der Staatsangehörigen, sei es auf directem Wege (bei Be- 
nützung der Bahn), sei es indirect (durch Uebertragung der 
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sich für das Individuum ergebenden Vortheile auf die Ge- 
sammtheit), zugute kommt, woraus sich auch ableitet, dass 
das Gebührenprincip den Staatsbetrieb bedingt. 

Eine weitere Voraussetzung des Gebührenprincips ist, 
dass bis zu dessen Eintritt die bis dahin nach dem Principe 
der öffentlichen Unternehmung verwaltete Bahn den Anforde- 
rungen der öffentlichen Interessen in sehr vollkommener Weise 
Genüge geleistet haben muss, indem sie die ihr durch die 
natürliche Configuration des Bahnnetzes, die natürliche Dichtig- 
keit der Bevölkerung und die natürliche Intensität des Ver- 
kehres von vorneherein gebotenen Vortheile derart steigerte, 
dass sie, wenn sie auch nicht die ideale Qualität eines all- 
gemeinen Genussgutes erreichte, doch demselben näher 
gekommen ist. 

Im Allgemeinen wird das Gebührenprincip thatsächlich 
nur dann zur Geltung kommen (wir sagen ausdrücklich nicht: 
zur Geltung kommen können), wenn das Baucapital ganz oder 
doch zum grössten Theile getilgt ist, weil diese Eventualität 
gleichzeitig eine derartige Entwicklung der wirthschaftlichen 
Verhältnisse, ein derart blühendes Finanzwesen und eine so 
gerechte, leicht zu ertragende Steuer-Distribution zur Voraus- 
setzung hat,, dass die Notwendigkeit einer Verwendung der 
Betriebsüberschüsse zu anderen, mit dem Eisenbahnwesen 
nicht zusammenhängenden Staatsauslagen entfällt. 

Einen wirklich berechtigten Ansatz zum Gebührenprincip 
sehen wir im Königreich Sachsen nehmen, dessen Finanzlage 
eine so consolidirte geworden ist, dass, wie die jüngste Thron- 
rede verkündete, ausser einem allgemeinen Steuernachlasse 
auch eine erhebliche Reduction der Eisenbahn-Frachtsätze 
durch Annahme des preussischen Reformtarifes demnächst 
eintreten wird.* 

Auch die belgischen Staatsbahnen bekunden kraft ihrer 
ausserordentlich niedrigen Tarifsätze die Tendenz zum Ge- 
bührenprincipe, allerdings auf Kosten der Steuerträger des 
Landes, welche jährlich etwa sieben Millionen Francs Zuschuss 

* Das Königreich Sachsen steht in Bezug auf die Ausstattung mit 
Eisenbahnen (2041 Km.) unter allen deutschen Staaten am günstigsten. Der 
Einnahme-Ueberschuss betrug 1883 27 Millionen Mark. 
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leisten müssen; wogegen die belgische Regierung, in sonder- 
barem Gegensatze zu der freisinnigen Tarifpolitik der Staats- 
bahnen, den wichtigen Ausfuhrhafen von Antwerpen mit 
einer empfindlich hohen Lagergebühr belegt hat, welche die 
Zukunft ihrer Eisenbahnen ernstlich bedroht. 

In Oesterreich gestatten die speciellen Nutzungen der 
Eisenbahnen mit Rücksicht auf den noch unvollständigen Aus- 
bau des Netzes und die daher ungleichmässige Benützung der 
Bahnen seitens der Landesbewöhner derzeit wohl kaum noch 
die Anwendung des Gebührenprincips, mindestens nicht für 
den Güterverkehr; indessen ist selbstverständlich dessen An- 
wendbarkeit unter Voraussetzung des Zutreffens gewisser Vor- 
bedingungen im Interesse der Gesammtheit wünschenswerth, 
daher anzustreben, was zunächst durch die Zusammenlegung 
grösserer Bahncomplexe in die Hand des Staates in vollkommen 
richtiger Weise angebahnt wird. 

Es entsteht nun die Frage, ob sich, das Steuersystem 
hiebei ausser Betracht gelassen, zur Herbeiführung der höheren 
Qualität einer Eisenbahn als öffentliche Anstalt mehr der 
Privat- oder der Staatsbetrieb eignet, oder, wenn wir, einem 
Anhänger und Verfechter des Privatbahnsystems folgend, die 
Frage stellen wollen: ob zwischen staatlicher Eigen- oder 
delegirter Verwaltung zu wählen sein wird. 

Die Verwaltungen der Privatbahnen sind nämlich dieser 
Anschauungsweise gemäss nichts anderes, als delegirte Ver- 
waltungen geinetnwirthschqfUicher Anstalten, und zwar sowohl in 
Folge deren Monopoleigenschaft, als auch ihrer volkswirt- 
schaftlichen Bedeutung halber, und weil ihnen die freie Con- 
currenz nicht eigen ist. 

Bei obiger Frage ist wieder zu unterscheiden, ob die 
Systemfrage: Staats- oder Privatbetrieb, zu der Zeit aufge- 
worfen wird, in der es sich um die Ausführung und den Be- 
trieb eines grossen, neu herzustellenden Bahncomplexes handelt, 
oder ob deren Untersuchung in eine Zeit fällt, wo, wie dies 
ja zumeist in Oesterreich, Deutschland, Frankreich und Eng- 
land der Fall ist, die volkswirihschaftlich wichtigeren Linien 
bereits von Privat- Unternehmungen gebaut sind, die noch zu er- 
bauenden Bahnen secundärer oder strategischer Bedeutung 
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aber nur vom Staate oder wenigstens unter dessen wesent- 
licher Beihilfe ausgeführt werden können. 

Der erstere Fall hat für uns nur eine akademische Be- 
deutung und bedarf sonach für unseren Zweck keiner Er- 
örterung. 

Zunächst aber noch ein Wort über die Auffassung der 
Privatbahnen als delegirte Verwaltungen gemeinwirthschaft- 
licher Anstalten. 

Es bliebe hierbei zuvörderst zu erweisen, ob Privatbahnen 
als Erwerbs - Unternehmungen gleichzeitig auch gemeinwirth- 
schäftliche Anstalten, und zwar nicht sowohl in Folge, sondern 
trotz ihrer die Concurrenz ausschliessenden Monopol eigenschaft 
sind und sein können; denn der Begriff und das Wesen einer 
zunächst auf Erwerb angewiesenen Unternehmung und einer 
gemeinwirthschaftlichen (öffentlichen) Anstalt sind ebensowenig 
congruent, als die allgemeinen wirthschaftlichen Anforderungen 
dem Interesse einer Erwerbs - Unternehmung parallel laufen 
müssen. Unserer Auffassung nach lässt die Association des 
privaten Capitals zum Zwecke ' des Baues und Betriebes von 
Eisenbahnen die naturgemässe Richtung des Verwaltungs- 
principes solcher Bahnen am klarsten erkennen. 

Der eingeschlagene Weg vorwiegend abstract formaler 
Beweisführung zur Begründung der Theorie von der »delegirten 
öffentlichen Unternehmung«, welcher schliesslich, anstatt der 
realen, naturgemässen Entwicklung des Eisenbahnwesens, welches 
unstreitig zum Staatsbetriebe hindrängt, Rechnung zu tragen, 
zu keiner andern Argumentation führte, als die Gesetz- 
gebung für die Mängel des Privatbahnwesens verantwortlich 
zu machen, wird deshalb auch von den hervorragendsten 
Nationalökonomen, wie z. B. von Wagner in seiner » Finanz- 
wissenschaft «; unbedingt abgewiesen, was aber demselben den 
Vorwurf einträgt, dass er eine »voreingenommene, ungünstige 
Meinung« von den Privatbahnen habe! 

Was soll aber eigentlich mit der Theorie von der »delegirten 
öffentlichen Unternehmung« erwiesen werden? Der Schluss 
der Argumentation gibt darüber Auskunft; er lautet ungefähr so: 
1. Wenn das Privatbahnwesen wirthschaftlich principiell nicht 
zulässig erscheint, so muss die Entscheidung auch allgemein 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 3 
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gegen dasselbe ausfallen, und 2. wenn irgendwo Mängel des 
Privatbahnwesens zu Tage treten, so ist dies in erster Linie 
auf unzureichende Regelung seitens der Staatsgewalt zurück- 
zuführen, und muss, bevor man zum Staatsbetrieb übergeht, 
untersucht werden, ob nicht bei »entsprechender« Regulirun g 
der Privatunternehmungen derselbe Effect zu erreichen wäre. 
Also derselbe Effect — kein günstigerer. 

Die im ersten Punkte dieser Argumentation enthaltene 
Auffassung ist, wie wir schon früher klar gelegt zu haben 
vermeinen, eine nach keiner Richtung hin zutreffende. — Die 
Verhältnisse sind nicht überall, auch nicht annähernd gleich 
und daher ist auch eine absolut gleiche und gleichzeitige 
Lösung der Systemfrage von vornherein ausgeschlossen. 

»Für unsere jetzige Zeit und für unsere Länder«, sagt 
Wagner, »folgt die Entscheidung für Staatsbahnen aus der 
Stellung der Bahnen im Verkehrswesen und wieder aus der 
Stellung des Staates zum letzteren.« 

Daher sehen wir denn auch, bei der allgemein anerkannten 
hohen Bedeutung des Eisenbahn- Verkehrswesens für den ge- 
sammten Staatshaushalt und die gesammte Gemeinwirthschaft, 
in fast allen Staaten des Continents, ja selbst in dem »freien« 
Amerika, wo von gewisser Seite die — wie es im Lehrtone 
der neuen Schule heisst — »Nationalisirüng«, d. h. die ent- 
schädigungslose Einziehung alles Grundbesitzes und somit wohl 
auch der Eisenbahnen für den Staat, oder mindestens die 
»Ausräucherung« des Privatbesitzes durch fortdauernd wach- 
sende Steuern empfohlen wird, das Princip des Privatbetriebes 
von Eisenbahnen, gerade in Ermangelung einer ausreichenden 
Regulirung und Controle des Staates und der dadurch herbei- 
geführten Unzuträglichkeiten ernstlich angefochten, und die 
Wagschale neigt sich zu Gunsten des Staatsbetriebes. 

Der Vorwurf, welchen die zweite Argumentation für die 
staatliche Aufsichtsbehörde und die Legislative in sich birgt, 
indem auf die mangelhafte Controle und lückenhafte Eisen- 
bahn-Gesetzgebung hingewiesen wird, und diese als Haupt- 
ursache aller dem Privatbetriebe anhaftenden Mängel hingestellt 
werden, ist ein immerhin bezeichnender für die Anhänger 
des Systems. 
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Namentlich ist, wie Fogowitz bemerkt*, die Wendung 
eine sehr scharfsinnige, man solle vorher erwägen, ob nicht 
bei entsprechender Regulirung derselbe Effect wie beim Staats- 
betrieb zu erreichen wäre. Hiermit verlangt man eine Lösung 
in abstracto, welche Bestrebung die ausschliessliche Ursache 
der bisherigen Resultatlosigkeit des langen Streites war, bis 
auch hier endlich Fürst Bismarck eintrat und durch seine 
entschiedene Stellungnahme zu Gunsten des Staatsbetriebes 
die Frage vor der Versumpfung rettete. 

Im Uebrigen bildet gerade die Erkenntniss, dass die 
Einschränkungen des Monopols und die gesetzliche Regulirung 
des Privatbahnwesens den Regierungen unter keinen Umständen 
die genügende Handhabe zur zweckentsprechenden Intervention 
bieten können, weil auch dem Staate nur des Lebens goldener 
Baum die Früchte richtiger Erkenntniss aller Anforderungen 
und Bedürfnisse des öffentlichen Verkehrswesens zu reifen 
vermag, was aber niemals durch das Medium einer sogenannten 
delegirten fremden Verwaltung, sondern nur durch den eigenen 
unmittelbaren Betrieb erreicht werden kann, ein Hauptargument 
für die Verfechter des Staatsbahnbetriebes. 

Die Theorie von der »delegirten öffentlichen Unternehmung« 
kann übrigens selbst von deren Verfechtern nur reservatis 
reservandis aufgestellt werden, indem sie sagen, dass die prin- 
cipielle »Gleichstellung« der Privat- und Staatsbahn- Verwaltung 
sich nur auf solche Unternehmungen beziehen könne, auf deren 
Gebarung der Staat eine directe und ausreichende Ingerenz sich 
gewahrt habe. Damit aber treten wir wieder in jenen circulus 
vitiosus der fruchtlosen Debatte ein, aus dem uns nur ein 
Entschluss, eine That helfen kann. 

Wie heisst es doch im »Faust«? 

»Der Worte sind genug gewechselt, 
Lasst mich auch endlich Thaten seh'n!« 

Den Einwand, dass der Uebergang vom privaten zum 
staatlichen Betriebe ein Experiment, zum Mindesten aber ein 
Extrem sei, das zu vermeiden, vorerst versucht werden solle, 
ob nicht bei entsprechender Regulirung der Privatunter- 
nehmungen das Nämliche, wie beim Staatsbetrieb zu erreichen 

* J. Fogowitz, Moderne Eisenbahnpolitik (Seite 30). Wien 1883. 

8* 
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sei, beantwortet der Gesetzentwurf vom Jahre 1879, betreffend 
den Erwerb mehrerer Bahnen für den preussischen Staat, 
wie folgt: 

»Zur Beseitigung der Missstände, welche der Privatbetrieb 
von Eisenbahnen durch eine grosse Anzahl verschiedener 
Unternehmungen von zweifelhafter Solidität und beschränkter 
Leistungsfähigkeit hervorgerufen hat .... ist die Notwendig- 
keit in den Vordergrund getreten, nicht durch die Beschränkung 
des Privat-Eisenbahnbetriebes auf dem wenig Erfolg verheissenden 
Wege der gesetzlichen Reform und der staatlichen Aufsicht, sondern 
durch die Beseitigung des Privat-Eisenbahnbetriebes und die Ver- 
einigung aller wichtigen Bahnen in die Hände des Staates 
dem öffentlichen Interesse volle Genüge zu leisten.« 

Dagegen sagt Professor Röscher, dass seiner Meinung 
nach dort, wo zur Heilung das Maximum: Expropriation aller 
Privatbahnen durch den Staat, möglich sei, auch das Majus: 
eine wirksame Gesetzgebung und Aufsicht des Staates, möglich 
wäre. Dafür aber sei der Staat zu einer weitgehenden Beein- 
flussung und Besteuerung der Privatbahnen umsomehr befugt, 
als eben sie in so besonderem Grade für ihren Bau der Ex- 
propriations-Ermächtigung, für ihre Anstalt des polizeilichen 
Schutzes, ja für ihre Beamten gewisser Befehlshaber-Rechte 
bedürfen. 

Würde es überhaupt möglich sein, die Verwaltungen 
von Privatbahnen als thatsächliche Delegationen des Staates 
»im übertragenen Wirkungskreise« zu gestalten, was aber unter 
den gegebenen Verhältnissen nicht sowohl einer Aenderung 
der Verwaltungsform als des Verwaltungsprincips gleichkäme, 
so läge die Sache jedenfalls einfacher, obwohl auch dieser 
Weg nur ein Auskunftsmittel und ein Eingeständniss des 
Mangels des erforderlichen eigenen Verwaltungstalentes des 
Staates und der ihm zur Verfügung stehenden Kräfte wäre. 

Wenigstens würde bei dem vielfach gepriesenen Vor- 
zuge der Privat- Administrationen hinsichtlich der ökonomischen 
Führung des Betriebes sowohl als der bei diesem Systeme 
sich angeblich besonders bemerkbar machenden Individualisirung 
der Verhältnisse die bisher an das System der Verwaltung 
geknüpfte Controverse an Schärfe verlieren. 
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Die Schwierigkeit liegt aber darin, dass selbst die wirk- 
samste Gesetzgebung erworbene Ansprüche und Rechte der 
privaten Unternehmungen nicht ohne entsprechende Compen- 
sation beseitigen oder schmälern, daher keine durchgreifende 
Aenderung erzielen kann; wogegen die radical aufräumende 
Expropriation zu ihrer Durchführung keiner Gesetzesänderung 
des Privatbahnwesens , keinerlei erzwungenen Schmälerung 
erworbener Rechte bedarf, sondern nur einem freiwilligen 
Besitzwechsel des Actienrentners gleichkommt, wofür dem- 
selben nach den bisher vorliegenden Erfahrungen eine mehr 
als ausreichende Entschädigung geboten wird. — Es erscheint 
uns daher unter diesem Gesichtspunkte nicht sowohl die Ex- 
propriation, welche »die Folge des zur Gemeinwirthschaft 
drängenden, öffentlichen Charakters ist«, als die »wirksame 
Gesetzgebung« das Maximum zu sein. 

Die principielle Beantwortung der früher gestellten 
Frage: ob sich zur Herbeiführung der höheren Qualität einer 
Eisenbahn mehr der Privat- oder der Staatsbetrieb eigne, ist 
zunächst von der Qualität des Betriebes beider Verwaltungs- 
systeme abhängig. 

Dass Bau und Betrieb der Eisenbahnen durch private 
Unternehmer technisch und wirthschaftlich besser und mit 
grösserer Geschicklichkeit erfolgen müsse wie durch den 
Staat, selber, meint Röscher, lasse; sich ebenso wenig be- 
haupten als das Gegentheil. Die Vorzüglichkeit des Betriebes 
hänge von der persönlichen Tüchtigkeit der Directoren, ver- 
glichen mit der Grösse ihrer Aufgabe ab, und solche tüchtige 
Directoren seien ebenso häufig bei Staats- als bei Privatbahnen 
zu erwarten, respective zu finden. 

Wir stimmen dem unbedenklich zu; bemerken jedoch, 
dass das Schwergewicht in der vorliegenden Frage nicht so- 
wohl in der Auffassung des Vorzuges der Verwaltung vom 
Standpunkte des technischen und wirthschaftlichen Betriebes, 
als vielmehr in dem Verwaltungsprincip zu suchen ist, von dem 
aus der Betrieb und speciell jener Zweig des Betriebes^ welcher 
das Tarifwesen umfasst, beeinflusst und geleitet wird. 

Denn die Eisenbahnen sind nicht um ihrer selbst willen 
da; sie sind nur das Mittel zum Zwecke im Dienste der Allge- 
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meinheit, deren Interessen der Staat zu wahren berufen ist, und 
nur von diesem Standpunkte aus kann und darf, ungetrübt 
von Missverständnissen unabsichtlicher und tendenziöser Art, 
in die Controverse: ob Staats- oder Privatbetrieb, eingetreten 
werden. 

Privatbahnen, als blosse privatwirthschaftliGhe Unter- 
nehmungen, als reine Erwerbs-Gesellschaften gedacht, sind an 
und für sich von vorneherein hiebei hors de concours gestellt. 

Unstreitig wird es eher Aufgabe des das Ganze um- 
fassenden Staates, als einer auf ein verhältnissmässig kleines 
Verwaltungsgebiet beschränkten und daher selbst beim besten 
Willen eingeengten Privatverwaltung sein, im Tarifwesen — und 
das ist der Cardinalpunkt der principiellen, socialpolitischen 
und national wirthschaftlichen Seite der Controverse, während 
die Frage der Betriebsökönomie doch nur! eine Zweckmässtg- 
keitsfrage ist — jene gleichmässigen Grundprincipien zur Geltung 
zu bringen, deren Beachtung die Gemeinwirthschaft eines 
Staatswesens vor allem Anderen beansprucht und in ihrem 
Interesse zu beanspruchen auch berechtigt ist. Denn nur der 
Staat kann eine gleichmässige Tarifpolitik verfolgen; die Privat- 
bahnen dagegen nur die ihren Verhältnissen angemessene. Und 
damit scheint uns auch die Systemfrage zu Gunsten des Staats- 
betriebes entschieden zu sein. 

Wenn aber, wie hier, das eine System seinem Abschlüsse 
entgegengeht, um einem neuen Platz zu machen, welches die 
Frucht des alten in sich aufnimmt und weiter fortbildet, so 
ist dies, wenn auch damit für Manchen mancherlei für immer 
verloren geht, der unaufhaltbare Gang aller menschlichen, auf 
Fortschritt bedachten Entwicklung. 

»Das Alte stürzt, es ändert sich die Zeit, 
Und neues Leben blüht aus den Ruinen.« 

Es wirft sich nun der Zweifel auf, ob der Staat den an 
ihn, und überdies in weit höherem Masse als an Privatbahnen 
gestellten Anforderungen auch in dem entsprechend höheren 
Masse, ohne ernste Schädigung des dem Privatsystem nachge- 
sagten Culturmoments, der Individualisirung der Verhältnisse, 
gerecht zu werden vermag? Die Beantwortung dieser Frage 
hängt zunächst von der Organisation der Staatsbahn -Verwal- 
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tung und der ihr zugemessenen, auch dem Individuum einge- 
räumten Initiative, dann aber von der staatsmännischen Auf- 
fassung und von dem sich jedem Bureaukratismus abneigenden 
und festes Wollen bekundenden Geiste ab, in welchem die 
Verwaltung geleitet und geführt wird; denn weder Gesetz, 
noch Organisation entscheiden in letzter Linie über den Nutzen, 
welchen ein dadurch herbeigeführtes System für das Gemein- 
wesen hat, sondern der Geist, die Thathraß und das Pflicht- 
bewusstsein jener Functionäre, welche das durch Gesetz und Or- 
ganisation geschaffene System durchzuführen berufen sind. 

Wenn diese Voraussetzungen zutreffen, und wenn die 
strenge und gleichmässige Oberaufsicht der höchsten, jeden Forma- 
lismus in der Verwaltungsmaschinerie der Staatsbahnen grundsätz- 
lich ausschliessenden Verwaltungsbehörde im Vereine mit der 
Oeffentlichlceit, welche auch gegen übertriebene Anforderungen localer 
Interessen schützen wird, die gute Verwaltung der Eisenbahnen 
dauernd verbürgt, so wird es dem Staate gelingen, auch auf 
dem schwierigen Gebiete des Tarifwesens, auf welchem man 
ihm — wir glauben mit Unrecht — eine geringere Versatilität 
als den Privat-Administrationen nachzusagen pflegt, den An- 
forderungen der Allgemeinheit und den wahren Interessen 
des Staatsganzen Genüge zu thun. 

Hiezu treten die folgenden Momente: 

Das gegen Ende des vorigen Jahrhunderts in Geltung 
gebrachte, den allgemeinen Ideen des 18. Jahrhunderts von 
dem Naturgemässen im Gemeinleben entsprechende Princip 
der Nichteinmischung des Staates in die Angelegenheiten der 
Wirthschaft erfuhr bereits zu Anfang der Vierziger Jahre 
unseres Jahrhunderts in Deutschland durch List, dem auch 
die geistige Vaterschaft des Zollvereines zuzusprechen ist, 
entschiedene und begründete Anfechtung. 

Zwischen dem Individuum und der Menschheit schaltete 
List als wirthschaftliches, erhebliches Mittelglied den National- 
staat ein und rechtfertigte damit den Schutzzoll. 

Der grosse amerikanische Nationalökonom Carey, dessen 
System in ausgezeichnet klarer Weise auch den Zusammen- 
hang des Wirthschaftlichen und des Socialen und die Lehre 
von der Harmonie der Interessen der verschiedenen wirth- 
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schaftlichen Classen, darstellt, geht von dem Grundsatze aus, 
dass diese Harmonie sich nur vermöge des Schutzsystems, 
welches ein Stück Socialismus sei, erreichen lasse. Denn nur 
hiedurch erlange die Arbeit natürliche Chancen, höheren Lohn 
zu erhalten; der Ackerbau, die volkswirtschaftliche Haupt- 
function, habe Aussicht, gegenüber der Manufactur-Industrie 
und dem Handel an Bedeutung zu gewinnen; dann folge die 
Industrie, während dem Handel der letzte Platz unter den 
Functionen der Wirthschaft angewiesen wird. 

Wie man sieht, ist diese Idee derjenigen von Smith und 
Cobden, dem Begründer der freihändlerischen Manchesterschule, 
welche sich nur in einem vorherrschenden Handelsstaate, wie 
es England ist, welches seit Cromwell's und Elisabeth's 
Zeiten, wie jüngst Castelar bemerkte, eine »commercielle 
Politik« (sollte wohl besser heissen : eine Politik selbstsüchtiger 
Interessen) befolgte, ausbilden konnte, ganz entgegengesetzt. 

Das Schutzsystem, wie es zuerst von Garey gelehrt 
worden ist, wurde von dem genialen Manne, der an der 
Spitze der Regierung des von ihm begründeten Deutschen 
Reiches steht, in seinem Zusammenhange mit dem grossen 
Entwicklungsgesetz unseres Jahrhunderts, dem sich immer mehr 
entfaltenden Nationalitäten-Principe, rasch erkannt und begriffen. 

Der von Fürst Bismarck befolgten Schutzzollpolitik liegt 
der Gedanke der Hebung der heimischen Bodencultur, der 
Entwicklung der nationalen Production und des nationalen 
Wohlstandes, liegt die Ueberzeugung zu Grunde, dass nur 
in der eigenen Kraft das Schicksal jeder Nation ruht. 

Diese Politik repräsentirt aber gleichzeitig, abgesehen 
von der Staatsregulirung in der speciellen Form des Zoll- 
und Eisenbahntarif-Schutzes, das Princip der staatlichen Coordi- 
nation der andernfalls einander störenden oder ohnmächtigen 
wirthschaftlichen Privatkräfte, und gelangt so, jeder gesunden, 
individuellen Thätigkeit und Initiative berechtigten Spielraum 
lassend, die thunlichste Ausgleichung der Classen-Gegensätze 
anstrebend, der ehrlichen Arbeit entsprechenden Lohn ver- 
schaffend, zu einer organischen, conservativen und die 
Staatsgewalt stärkenden, centralisirenden Gestaltung, deren 
Krönung das autoritative monarchische Princip bildet 
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Als in Oesterreich vor Jahresfrist die Schaffung eines 
grossen, einheitlichen Staatsbahnnetzes auf die Tagesordnung 
gesetzt wurde, wurde von vielen Seiten u. A. auch auf die einem 
solchen Projecte hinderlichen finanziellen Schwierigkeiten und 
die beschränkten Mittel des Staates hingewiesen. Die Regie- 
rung hat sich, eingedenk des grossen Zweckes der Verstaat- 
lichung der Privatbahnen und angeeifert durch die auf anderen 
Seiten erzielten Erfolge, durch diese Bedenken, welche ja 
schon vorher von ihr reiflich erwogen waren, ebenso wenig 
wie durch Bedenken politischer Natur von ihrem Plane, in 
dessen Durchführung sie seitens des Parlamentes bisher bereit- 
willig unterstützt wurde, abbringen lassen. 

Der mit der Verstaatlichung der Privatbahnen ange- 
strebte Zweck ist eben nicht allein ein auf die Wahrung der 
materiellen und ideellen Interessen des Staatslebens gerichteter, 
sondern verfolgt, wenn wir recht verstehen, gleichzeitig mit 
ihnen jene weitausreichenden staatspolitischen Ziele, welche wir 
im Vorstehenden angedeutet haben. 

Denn auch in Oesterreich pocht die sociale Frage an 
das eherne Thor der Monarchie und des Reiches, und die 
Tage zählen nicht mehr zu den bestehenden, wo ein öster- 
reichischer Minister das geflügelte Wort sprach: »Die sociale 
Frage hört in Bodenbach auf!« 

2. Die Tarifsysteme und deren historische Entwicklung. 

Im Wesentlichen unterscheidet man derzeit zwei Systeme 
in der Tarifirung der Güter: das eine dieser Systeme ist das 
Classificationssystem (Werthsystem), das andere das natürliche 
System (Gewichts- und Wagenraum-System). 

Eine Unterabtheilung des Classificationssystemes ist das 
»gemischte System«, während das »Zonensystem« einen Ausfluss 
des natürlichen Systems bildet. 

Zunächst schreiten wir nunmehr dazu, eine Darstellung 
der historischen Entwicklung der bisher zur Geltung gelangten 
oder nach Geltung ringenden Tarifsysteme zu geben, um so- 
dann das Wesen derselben und die daraus erfliessenden Tari- 
firungsarten zu besprechen. 



122 • Die Betriebs- und Tarifsysteme etc. 

Als die ersten Bahnen dem Betriebe übergeben wurden, 
sind die Tarife für den Güterverkehr nicht nach bestimmten 
volkswirtschaftlichen und technischen Grundsätzen aufgestellt 
worden, sondern nach Massgabe der Erfordernisse des Handels, 
der Industrie und der Landwirthschaft in jenen Gegenden, 
welche von der betreffenden Bahn durchschnitten wurden. 

Allmählich war in diese Methode (wir folgen hier den 
Ausführungen der »Schule des Eisenbahnwesens« von Weber) 
eine Art von Princip gekommen, indem die Bahnverwaltungen 
dem Werthe des Gutes bei der Tarifirung eine besondere 
Bedeutung beimassen und hochwerthige Güter in höhere, 
geringwerthige in niedrigere Classen einreihten. So verschaffte 
sich nach und nach der Grundsatz eine fast allgemeine Gel- 
tung, dass Rohstoffe und Rohproducte mit niedrigen, Halb- 
fabrikate mit höheren und fertige Fabrikate mit den höchsten 
Frachten zu belegen seien. 

Allein die Tarifermässigungen, aufweiche das Publikum 
fortwährend drängte, sowie manch andere Erwägungen brachten 
es mit sich, dass einzelne Artikel aus einer höheren Classe 
von Gütern in eine niedrigere Classe versetzt, dass Einheits- 
sätze für gewisse Gegenstände aufgestellt wurden, die ein 
Mittelding zwischen zwei Classen bildeten u. s. w. Da nun 
die Motive zur Abänderung des ursprünglichen Werthprincipes 
überall andere waren und sich in anderer Weise geltend 
machten, so ist das Bild der Tarife ein äusserst buntes und. 
verworrenes geworden. 

So ist es denn gekommen, dass in den Localtarifen der ein- 
zelnen Bahnen, wie in den immer zahlreicher werdenden, einen 
Complex von mehreren Bahnen umfassenden Verbandtarifen die 
verschiedensten Classificationen angewendet wurden, so dass dem 
Publikum die Uebersicht über die Tarife verloren ging. 

Hierzu trat, dass auch in Betreff der eigentlichen Preis- 
bildung bei den verschiedenen Bahnen eine ebenso grosse 
Verschiedenheit wie in der Classification der einzelnen Güter 
herrschte. Gleich war nur das Princip der Berechnung der 
Fracht nach dem Gewichte der Güter einerseits und nach 
der Länge der Transportstrecke andererseits, also nach der 
sogenannten Centner-Meile. 
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Insoweit dabei überhaupt nach Grundsätzen verfahren 
wurde, legte man besonderes Gewicht darauf, ob die betref- 
fenden Güter vereinzelt oder in grösseren Mengen zur Ver- 
sendung kamen, ob sie für diesen oder jenen Industriezweig 
eine besondere Bedeutung hatten, und wurde ferner darin 
unterschieden, ob diese Güter vorzugsweise schnell oder mit 
gewöhnlichen Güterzügen Beförderung finden sollten. 

Die aus der Complication des Tarifwesens naturgemäss 
hervorgehenden Uebelstände hatten zur Folge, dass man die 
Tarifirungsgrundsätze, vorzugsweise aber die Inbetrachtnahme 
des Werthes der Güter und die nach demselben vorgenommene 
Eintheilung der Güter in die verschiedenen Classen angriff und 
geltend machte, dass bei der Festsetzung der Bahnfracht nicht 
der Verkaufswerth der zu transportirenden Güter, sondern 
lediglich die von der Bahnverwaltung mit dem Transporte 
gewährte Dienstleistung, d. h. die mit dem Transporte ver- 
bundene Mühe und Arbeit, und die durch den Transport be- 
dingten Kosten den Ausschlag geben könnten. Man empfahl 
daher, auf die sogenannte natürliche Tarifgrundlage zu greifen 
und dem entsprechend im Allgemeinen keine andere Verschie- 
denheit der Frachtsätze bestehen zu lassen, als die durch das 
Mass der Beförderungsbeschleunigung, durch die Menge des 
aufgegebenen Gutes, dessen Volumen und durch die verschieden- 
artige Construction der Transportmittel von selbst gegebene. 

So gelangte man zu dem »natürlichen Systeme«, welches 
jedoch bisher in der Praxis keine reine Anwendung fand, 
indem sowohl das dem natürlichen Systeme verwandte soge- 
nannte Elsass-Lothring'sche Tarifsystem, als auch das gegenwärtig 
in Deutschland angenommene »gemischte System«, wie schon 
sein Name bekundet, einem Compromiss zwischen dem natürlichen 
System und dem Olassificationssystem Ausdruck verleiht. 

Die Geschichte der einzelnen Systeme, deren Wesen und 
die darauf fussenden Tarifirungsgrundsätze zu besprechen, ist 
der Zweck der nachfolgenden Auseinandersetzungen. 

Oesterreich-Ungarn. 

Die erste in Oesterreich zur Einführung gelangte dreistufige 
(Werth-) Classification war die der Kaiser Ferdinands-Nordbahn. 
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Der im Jahre 1852 seitens der Betriebsdirection der 
südöstlichen Staatsbahnen eingeführte Tarif, welcher ausser 
der Classification der Nordbahn noch besondere ergänzende 
tarifare Bestimmungen für Eilgut, lebende Thiere und über 
Nebengebühren enthielt, wurde in der Folge auch auf die 
späteren Bahnen übertragen. Ausserdem wurden für besonders 
wichtige Massenverkehrsgüter ermässigte Specialtarife auf- 
gestellt. 

Eine Ausnahme von allen übrigen Bahnen machte die 
österreichische Südbahn, welche zur Annahme eines präcisir- 
teren Classifications-Schemas und zu besonderen Tarifbegünsti- 
gungen für bestimmte überseeische Importartikel verhalten 
wurde, denen seit dem Jahre 1867 in Folge neuerlicher Ver- 
einbarungen mit der Regierung noch eine ganze Serie ermäs- 
sigter Güterclassen angereiht worden ist. 

Im Jahre 1868 beabsichtigte der österreichische Handels- 
minister eine radicale Reform der Eisenbahntarife einzuführen. 
Nach den vorgeschlagenen Grundzügen sollte der Tarif ent- 
halten: 

Normalclasse, ermässigte Stückgutclasse, Wagenladungs- 
classen A, B, G. Eilgut bezahlt die doppelte Gebühr der Normal- 
classe, sperriges Gut die doppelte Gebühr der ermässigten 
Stückgutclasse. Der Wagenladungssatz findet auf Güter An- 
wendung, welche in Quantitäten von 100 Centner und darüber 
aufgegeben werden. Die sperrigen Güter, sowie die Güter der 
Stückgut- und Wagenladungsclassen wurden speciell bezeichnet. 

Das Schema war, wie man sieht, ziemlich einfach; dessen 
Einführung scheiterte jedoch an dem Widerstände der sich 
auf ihre Concessionsprivilegten stützenden Bahnen, in Folge 
dessen auch das Herrenhaus den vom Abgeordnetenhause 
bereits angenommenen Entwurf ablehnte. - 

Gleichwie in Deutschland machte sich auch in Ungarn 
im Tarifwesen eine Bewegung geltend, welche auf eine Reform 
im Sinne des Wagenraumprincipes hinzielte. Gegenüber dem 
Elsass-Lothring'schen Systeme setzte sich der ungarische 
Wagenraumtarif insoferne in einen principiellen Gegensatz, als 
der ungarische Tarif die Möglichkeit der Gruppirung von 
Wagenladungen durch Spediteure ausschloss, indem ausdrück- 
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lieh nur gleichnamige Artikel nach dem Wagenladungstarif 
behandelt werden sollten. 

Dieser mit 1. Juni 1874 auf den ungarischen Staats- 
bahnen eingeführte, seit dem Jahre 1876 in Folge Annahme 
des sogenannten österreichisch-ungarischen Reformtarifes wieder 
bei Seite gesetzte Tarif enthielt die folgende Classification: 

Eilgut. — Stückgut. — Allgemeine Wagenladungs-Classe 
(mindestens 100 Ctr. gleichnamiger Artikel). — Specialtarif I 
(mindestens 100 Ctr. speciell bezeichneter Güter). — Special- 
tarif II (mindestens 200 Ctr. bestimmter Güter für gedeckte Wagen). 
Specialtarif III — IV (mindestens 200 Ctr. bestimmter Güter für 
offene Wagen). — Die Tarifsätze wurden gebildet: aus einer Grund- 
taxe und aus der reinen Frachtgebühr, auf nachstehender Basis : 
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Aus vorstehender Tabelle ist ersichtlich, welchen Einfluss 
die Grundtaxe bei den verschiedenen Entfernungen übte und 
wie sich die Einheitssätze gestalteten. 

Hiernach nimmt die Einwirkung der Grundtaxe auf den 
Einheitssatz mit zunehmender Entfernung ab, so zwar, dass 
von 40 Meilen an der Unterschied fast ganz schwindet. 

Im December 1875 hatte die österreichische Regierung 
eine Vorlage eingebracht, welche die Maximaltarife für den 
Personen- und Sachentransport festsetzen sollte und eine Reihe 
auf das Tarifwesen bezüglicher Bestimmungen, so namentlich 
in Betreff der Waarenclassification, enthielt. Ehe aber die 
Vorlage zur Berathung im Eisenbahn-Ausschusse des Abge- 
ordnetenhauses gekommen war, hatte die Regierung auf admini- 
strativem Wege durch Vereinbarungen mit den Eisenbahn- 
verwaltungen eine gewisse Einheitlichkeit in der Waarenclassifi- 
cation erzielt. Der Eisenbahn-Ausschuss nahm darauf Rücksicht 
und legte dem Abgeordnetenhause einen abgeänderten Ent- 
wurf vor, welcher die Personentarife regelte und einige allge- 
meine Bestimmungen über die Frachtentarife, namentlich über 
das System der Differentialtarife enthielt. Das Herrenhaus machte 
aus dem Entwürfe des Abgeordnetenhauses zwei Gesetzent- 
würfe, von denen der eine sich blos auf die Personentarife 
erstreckte, während der andere wieder nur den Frachtenverkehr 
betraf. Der eine Entwurf führte zu dem Gesetze vom 15. Juli 1877, 
betreffend die »Maximaltarife für die Personenbeförderung und 
einige allgemeine Transportbestimmungen«, der zweite Entwurf 
schuf aber eine principielle Meinungsverschiedenheit, die unaus- 
geglichen blieb, und das Zustandekommen eines Gesetzes 
unmöglich machte. Die Differenz ergab sich bezüglich der 
Differentialtarife. Man war darin einig, dass in derselben Ver- 
kehrsrichtung die gesammten Transportkosten für eine näher 
gelegene Station nicht höher sein dürften, als für eine entferntere. 
Dieser Grundsatz wurde für die Personentarife ausgesprochen 
und sollte auch im Waarenverkehre zur Geltung kommen. 
Man war auch darin einig, dass Differentialtarife nicht unter 
allen Umständen ausgeschlossen sein sollten. Die Divergenz 
ergab sich bezüglich der Feststellung der Ausnahmen von der 
Regel. Das Herrenhaus wollte die gesetzliche Feststellung der 
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Ausnahmen, das Abgeordnetenhaus die Entscheidung von Fall 
zu Fall, nach dem Ermessen des Handelsministeriums. Das 
Herrenhaus erklärte, dass die angeführte, als Regel aufgestellte 
Bestimmung keine Anwendung rinden sollte auf den Durchzugs- 
verkehr von dem Auslande in das Ausland, auf Sendungen von 
und nach Seehafenstationen u. s. w. Im Abgeordnetenhause wurde 
an einer Reihe von Beispielen dargethan, dass die Bestimmung 
des Herrenhauses die Ausnahme zur Regel machen würde, 
und das Abgeordnetenhaus erwiderte, »Ausnahmen können« 
in den vom Herrenhause bezeichneten Fällen »von dem Handels- 
minister zugestanden werden«. Es gab auf beiden Seiten aus- 
führliche und lebhafte Debatten, das Resultat derselben aber 
war die Vereitlung des Gesetzes.* 

Oesterreichisch-ungarischer Reformtarif. 

Das im Jahre 1876 nach vielen Verhandlungen von 
allen österreichischen und ungarischen Bahnen (mit Ausnahme 
der Südbahn, welche den, 17 Serien von Frachtartikeln ent- 
haltenden Tarif vom Jahre 1867 beibehielt) angenommene 
einheitliche Tarifschema basirt auf der Classification der österr. 
Staatseisenbahn-Gesellschaft und enthält folgende Classen: 

1. Stückgutclasse I (Normalclasse) für die in der IL Classe 
nicht genannten Güter; 

2. Stückgutclasse II; 

3. Ermässigte Wagenladungsciasse A für Güter, welche 
in Quantitäten von 5000 Kg. zur Aufgabe kommen; 

4. Ermässigte Wagenladungsciasse B für Minimalquanti- 
täten zu 10.000 Kg.; 

5. Ermässigte Wagenladungsciasse C für Quantitäten 
von 10.000 Kg.; 

6. Specialtarif I für Getreide und Salz zu 10.000 Kg.; 

7. Specialtarif II für Holz zu 10.000 Kg. 
Ausserdem bestehen bei den einzelnen Verwaltungen für 

gewisse Artikel und bei Erfüllung bestimmter Bedingungen 
Ausnahmetarife. 



* »Neue Freie Presse« vom 14. December 1883. 
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Die Eintheüung der Artikel in die Classen II, A y B, C 
und in die Special- und Ausnahmetarife ist aus der den Tarifen 
beigegebenen Waarenclassification zu ersehen. 

Die in der Waarenclassification nicht besonders ange- 
führten Artikel rangiren in die Normalclasse I. Eine Aenderung 
der Classification ist nur nach vorhergängiger Vereinbarung 
aller Bahnen unter Zustimmung der Regierung gestattet. 

Die Eilgüter sind in 3 Classen eingetheilt, u. zw.: a) ge- 
wöhnliche Eilgüter, b) ermässigte Eilgüter, c) besonders er- 
mässigte Eilgüter; zu b) gehören hauptsächlich Lebensmittel, 
zu c) leere Emballagen. 

Die sperrigen Güter sind wieder in solche eingetheilt, für 
welche keine Wagenladungssätze bestehen, und in solche, für 
welche Wagenladungssätze vorgesehen sind. 

Die Bildung der Wagenladungen aus Gütern der ver- 
schiedenen Wagenladungsclassen, der Special- und Ausnahme- 
tarife ist in der Weise gestattet, dass für die derart gebildeten 
Wagenladungen von 10.000 Kg. die Wagenladungstaxe des 
in der Wagenladung höchst tarifirten Artikels als Basis für 
die Berechnung genommen wird. 

Der nach dieser Richtung hin wesentliche Unterschied 
ztoischen der österreichischen und deutschen Classification besteht 
darin, dass in Deutschland ermässigte Tarife für Stückgüter 
bestehen, wenn sie in Wagenladungen von 5000 und 10.000 Kg, 
aufgegeben werden, während in Oesterreich die Stückgüter, 
gleichviel ob sie in Einzelsendungen oder in Wagenladungen 
zur Aufgabe kommen, den gleichen für Stückgut normirten 
Frachtsatz zahlen. 

Die internen Verbandtarife sind auf Grund der internen 
Classification gebildet; die Bildung der externen Verbandtärife 
erfolgt auf Grund besonderer Vereinbarung zwischen den an 
einem Verbände betheiligten Bahnen. 

Die Einheitssätze der verschiedenen Tarifclassen sind auf 
den einzelnen Bahnen durchwegs verschieden. 

Der Gütertarif zerfällt in zwei Theile, wovon der eine 
die allgemein giltigen Bestimmungen, der zweite die speciellen, 
für die einzelnen Bahnen geltenden Bestimmungen, Ausnahme- 
tarife und Tariftabellen enthält. 
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Gütertarif der westlichen Staatsbahnen. 

Der neue Tarif der westlichen Staatsbahnen vom Jahre 1882 
schliesst zwar an das bestehende Classifications-Schema der 
übrigen Bahnen an; doch wurde ausser sehr wesentlichen Tax- 
ermässigungen eine Reihe von DeClassificationen vorgenommen, 
welche nachträglich auch von den übrigen österreichisch- 
ungarischen Bahnen zum grössten Theile acceptirt worden sind. 

Projectirter Gütertarif der Tarif Enquöte. 

Die Tarif-Enquete (1882—83) beantragte die Aufstellung 
eines der deutschen Waarenclassification gleichen Schemas, 
jedoch mit zwei Stückgutclassen nebst Annahme der dazu 
gehörigen Tarif bestimmungen, und zwar: 

1. Stückgutclasse I. Hier sollen diejenigen Güter, die 
nach der Stückgutclasse tarifiren, besonders aufgeführt werden 
und alle übrigen, soweit sie nicht sperrige Güter sind, in Stück- 
gutclasse II eingereiht werden; 

2. Stückgutclasse II; 

3. Allgemeine Wagenladungsciasse AI für 5000 Kg. der 
in den Special- und Ausnahmetarifen nicht besonders genannten 
Artikel (Sammelgüter); 

4. Allgemeine Wagenladungsciasse B für 10.000 Kg. 
der in den Special- und Ausnahmetarifen nicht besonders ge- 
nannten Artikel (Sammelgüter); 

5. Wagenladungsciasse A2 für Güter der Specialtarife I, 
II, III, wenn sie in geringeren Quantitäten als zu 10.000 Kg., 
mindestens aber zu 5000 Kg. aufgegeben werden; 

6. Specialtarif I | 

» II 1 ^ ur 1^.000 Kg. speciell genannte 

» ni Frachtgüter; 

9. Ausnahmetarife. 



Deutschland. 

Bereits im Jahre 1867 war auf Grundlage des »natür- 
lichen Systems« auf der nassauischen Staatsbahn ein Tarif 
aufgestellt, welcher indessen auf den übrigen deutschen Bahnen 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 9 
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ohne Nachahmung blieb. Erst im Jahre 1871 wurde das neue 
System auch auf den Reichseisenbahnen in Elsass-Lothringen, 
und dadurch in einem grösseren Verkehrsgebiete zur Durch- 
führung gebracht. 

Hierauf entschlossen sich die Verwaltungen des südwest- 
deutschen Verbandes für ihren Verkehr mit Elsass-Lothringen 
zur Etablirung eines directen Wagenraumtarifes, welcher im 
März 1872 ins Leben trat und sich in der Construction vom 
Elsass-Lothringschen Tarife im Wesentlichen nicht unter- 
schied. Später wurden auf gleicher Grundlage directe Güter- 
tarife mit dem nordwest-deutschen Verbände im Juli 1872, 
und mit dem mitteldeutschen Verbände gegen Ende des 
Jahres 1872 vereinbart, wodurch das neue Tarifsystem im 
Verkehre mit den Reichsbahnen von einer grossen Anzahl 
von Bahnen angenommen erschien. 

Auch für den Localverkehr auf den badischen Staats- 
bahnen wurde mit 1. November 1873 das vereinfachte Tarif- 
system zur Einfuhrung gebracht, welches indessen schon etwas 
complicirter war, als der Elsass-Lothring'sche Tarif. So wurde 
u. a. für Eilgut bei Beförderung mit Eilzügen die doppelte 
Eilguttaxe berechnet. 

Gegenüber dem auf den Reichsbahnen und in Baden 
bestehenden Systeme haben später die bayerischen und würtem- 
bergischen Staatsbahnen einen Mittelweg betreten, indem sie 
für die mit 1. April 1874 eingeführten Tarife die Fracht 
zwar verschieden normirten, je nachdem die Güter als Eilgut, 
als Stückgut oder als Wagenladungsgut zur Beförderung ge- 
langten, sich auch in Bezug auf Eil- und Stückgüter den Vor- 
schriften der Reichsbahnen angeschlossen, in Bezug auf Wagen- 
ladungsgüter aber ausser den zwei generellen, drei Special- 
classen geschaffen und zu den Frachtsätzen der letzteren nur 
bestimmt bezeichnete Artikel zugelassen, für diese also die 
Werthclassification beibehalten. 

Die von den übrigen deutschen Bahnen längst als ein 
dringendes Bedürfniss anerkannte einheitliche Tarifreform ver- 
anlasste in demselben Jahre etwa 40 deutsche Verwaltungen, in 
Braunschweig zu einer Conferenz zusammenzutreten und in 
derselben Vorschläge zu formuliren, die später von der 
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Majorität im Principe angenommen wurden. Diese Vorschläge 
lehnten sich an das auf den bayerischen und würtembergischen 
Bahnen seit April 1874 angenommene Tarifsystem an und 
wichen von demselben im Wesen nur insoferne ab, als an 
Stelle der in Bayern bestehenden drei, die Aufstellung von 
vier Specialtarifen in Vorschlag gebracht wurde. 

Die Conferenz ging bei Aufstellung des neuen Systems 
von der Ansicht aus, dass zwar das natürliche System dem 
Charakter der Eisenbahnen als öffentlicher Verkehrsanstalten 
am besten Rechnung trage und dessen ungesäumte Durch- 
führung im öffentlichen Interesse wünschenswerth erscheine, 
jedoch andererseits nicht zu verkennen sei, dass eine derartige 
wesentliche und plötzliche Veränderung des bestehenden Tarif- 
systems insoweit ein gewagtes Unternehmen wäre, als die 
Wirkung des neuen Systems mit voller Sicherheit nicht über- 
sehen werden könne. Immerhin stelle jedoch das vorgeschla- 
gene Tarifsystem einen wesentlichen Fortschritt dar, insoferne 
als dadurch nicht nur eine einheitliche Tarifirung des Stück- 
gutes erzielt, sondern auch durch die Schaffung zweier gene- 
rellen Wagenladungsclassen die »erwünschte« Mitwirkung von 
Transportunternehmern in der Besorgung der Frachtgeschäfte 
gesichert werde. 

Im Jahre 1875 berief der Reichskanzler eine Commissioh 
ein, welche die Ansicht feststellte, dass die möglichst baldige 
Einführung einer einheitlichen Tarifeinrichtung auf allen Bahnen 
Deutschlands als ein unabweisliches Bedürfniss anzusehen sei. 
Die Commission gelangte des Weiteren zur Ueberzeugung, 
dass unter den gegebenen Verhältnissen die Einheit nur auf 
dem Wege des Compromisses zwischen den bestehenden 
Systemen (dem Classifications- und dem natürlichen Systeme), 
zu welchem nun auch das braunschweigische mit dem bayeri- 
schen gemischten Systeme getreten war, zu erreichen sei. 

Die Verhandlungen bezüglich der Einführung des von 
dieser Commission befürworteten gemischten Systems blieben 
anfangs resultatlos, bis im April 1876 der sogenannte Tarif- 
verband die Initiative ergriff und sämmtliche Eisenbahnen auf- 
forderte, sich an den sofort einzuleitenden Verhandlungen zum 
Zwecke der Einführung des einheitlichen Tarifes zu betheiligen. 

9* 
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Die in Folge dessen im Jahre 1877 in Berlin stattge- 
fundene General-Tarif conferenz nahm das bayerische System 
als Grundlage für das zu errichtende einheitliche Tarifsystem 
an; die preussischen Privatbahnen allerdings nur unter ge- 
wissen Vorbehalten. Der auf diesem System fussende Tarif, 
welchem man den Namen Reformtarif gegeben hat, ist seither 
auf allen deutschen Bahnen unter dem Titel: »Deutscher 
Eisenbahn-Gütertarif« eingeführt worden und steht auch heute 
noch in Kraft. 

Deutscher Beforrntarif 
v Der deutsche Reform-Gütertarif ist nach folgendem 
Schema aufgestellt: 

1. Stückgutclasse. Zu den Stückgutsätzen werden alle 
Güter befördert, soferne sie der Versender nicht als Eilgut 
und nicht als Wagenladung aufgibt. 

2. Wagenladüngsclasse A { für die theureren, nicht in die 
Specialtarife aufgenommenen Artikel (Sammelgüter) in Sen- 
dungen von 5000 Kilogramm. 

3. Wagenladüngsclasse B, nach welcher Sammelgüter 
der Classe A i tarifiren, die in Quantitäten von 10.000 Kilo- 
gramm zur Beförderung gelangen. 

4. Wagenladüngsclasse A 2 , zu deren Sätzen diejenigen 
Güter der Specialtarife und Ausnahmetarife abgefertigt werden, 
welche in Quantitäten von 5000 Kilogramm aufgeliefert werden. 

5. Specialtarife I, II, III, welche die geringerwerthigen 
Halbfabrikate, Rohstoffe und Rohmaterialien umfassen, soweit 
sie in Mengen zu 10.000 Kilogramm aufgegeben werden. 

Das Zusammenladen beliebiger Arten von Gütern ist im 
Allgemeinen gestattet. Wagenladungen können also nach Zu- 
lässigkeit der Beschaffenheit der Güter auch aus verschiedenen 
Gütern eines und desselben Specialtarifes oder der verschie- 
denen Specialtarife, sowie aus Gütern aller Art gebildet werden* 

Für specielle Artikel können überdies nach Erforderniss, 
jedoch nur mit fall weiser Genehmigung der Aufsichtsbehörde, 
Ausnahmetarife eingeführt werden. 

* In diesen Fällen kommt die Taxe nach dem dabei befindlichen höchst 
tarifirten Artikel zur Anwendung. 
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Eilgut als Collogut wird zu den im Tarife ausgeworfenen 
Sätzen, Eilgut in Wagenladungen ohne Unterschied der Artikel 
zum doppelten Satze der allgemeinen Wagenladungsclassen 
gefahren. Soll die Beförderung von Eilgütern mit Schnellzügen 
erfolgen, so geschieht dies gegen Erhebung der doppelten 
Eilguttaxe. 

Für sperrige Güter werden, wenn sie als Stückgut zur 
Beförderung gelangen, die anderthalbfachen Eilgut-, beziehungs- 
weise Frachtguttaxen der Stückgutclasse erhoben. 

Der deutsche Gütertarif besteht aus zwei Theiten: 
Theil I und Theil IL Der erstere enthält die allgemein giltigen 
Bestimmungen für den Güterverkehr; der zweite die für die 
einzelnen Bähngruppen bestehenden speciellen Vorschriften 
und Gebührenberechnungs-Behelfe. 

Für die internen Verbandverkehre finden durchweg die 
gleichen Bestimmungen Anwendung; die Bildung der auslän- 
dischen Verbandverkehre erfolgt auf Grund besonderer Verein- 
barungen. 

JEin bestimmtes Classifications-Schema ist für die auslän- 
dischen Verbandverkehre, mit Ausnahme des deutsch-öster- 
reichischen Verbandes (S. 151), nicht aufgestellt, da sich das- 
selbe nachdem jeweilig vorkommenden Bedürfnisse richtet 

Aenderungen der allgemeinen Classification können nur 
nach Anhörung und unter Zustimmung des Bundesrathes ein- 
geführt werden. 

Die kilometrischen Sätze für die einzelnen Tarifclassen 
sind auf den preussischen Staatsbahnen ganz gleich gestellt; 
dieselben sind sonach Einheitssätze. Dort, wo noch vereinzelte 
Ungleichheiten in den normalen Transportgebühren bestehen, 
wird deren Beseitigung und Unification angestrebt. Das Gleiche 
gilt für die meisten übrigen Staatsbahnen des Deutschen Reiches. 

England. 
Auch in England besteht eine generelle einheitliche 
Classification, und zwar eine sehr ausgebildete Werthclassification, 
ohne Zwang betreffs der Sätze und mit der Befugniss, neben 
den Sätzen der regulären Tarifclassen Ausnahmetarife für 
einzelne Artikel zu erstellen. 
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Die sogenannte Clearinghouse-Classification ist nur für 
den durchgehenden Verkehr vereinbart, ist aber von den 
meisten Bahnen freiwillig auch für die Localtarife angenommen. 
Classifications-Aenderungen werden auch in England nur 
gemeinsam, und zwar der Regel nach am 1. Jänner jeden 
Jahres eingeführt. Von der Befugniss, Ausnahmesätze für ein- 
zelne Artikel zu erstellen, wird ziemlich häufig Gebrauch gemacht. 

Die Classification enthält 7 Classen, nämlich 5 Classen 
für die eigentlichen Waaren, ausserdem eine Specialciasse für 
die wichtigsten Rohproducte und eine sogenannte Mineralciasse, 
in welche ausser Mineralien auch einige andere Artikel, wie: 
Ziegelsteine, Drainröhren, Roheisen etc. eingereiht sind. 

Die englischen Tarifbücher bestehen, in ähnlicher Weise 
wie in Oesterreich und Deutschland, aus zwei Theilen. Der 
erste umfasst die Classification und tarifarischen Bestimmungen, 
welche überall dieselben sind, während der zweite Theil nur 
die Tariftabellen enthält. Jede Station hat ein besonderes 
Tarifbuch, in welchem alle mit ihr in directem Verkehre 
stehenden Stationen der eigenen oder einer fremden Bahn 
hinter einander aufgeführt sind. Für den Expedienten erwächst 
hieraus der Vortheil, dass er es nicht mit verschiedenen 
Tarifen zu thun und stets alle nach einer Station geltenden 
Frachtsätze zusammen vor sich hat, ohne dass er nur ein 
Blatt umzuschlagen braucht. Daher ist auch die Schnelligkeit und 
Sicherheit, mit der die Berechnung erfolgt, geradezu staunens- 
werth. (Reitzenstein.) 

Frankreich. 
In Frankreich gilt ebenfalls das Princip der Werthclassi- 
fication. Die Tarife der französischen Bahnen zerfallen in drei 
Hauptclassen:* 

1. gesetzliche Tarife (tarifs tegaux), d. h. die Maximal- 
sätze, zu deren Einhebung die Bahnen nach ihren Bedingniss- 
heften berechtigt sind; 

2. regelmässige Tarife (tarifs g£n£raux), d. h. die von 
den Gesellschaften aufgestellten, wirklich zur Einhebung ge- 
langenden Tarife; 

* V. Ztg. 80 ex 1880. 
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3. Ausnahmetarife (tarifs sp^ciaux), d. h. die für einzelne 
Waarenartikel, einzelne Strecken und unter gewissen Bedin- 
gungen aufgestellten Tarife. 

Die gesetzlichen Tarife, welche in den Bedingnissheften 
enthalten sind, zerfallen in vier Classen; die Sätze der ersten 
drei Classen sind streng kilometrische Einheitssätze, zu der 
vierten gehören schwere Massenproducte, wie: Kohle, Minera- 
lien u. s. w. Für diese Classe ist ein Tarif mit fallender Ge- 
bührenscala aufgestellt. 

Die regelmässigen Tarife. An die Stelle der vier Con- 
cessions - Abtheilungen treten in den regelmässigen Tarifen 
Classen, deren Zahl bei jeder Gesellschaft verschieden ist; 
dieselbe Waare steht also bei der einen Gesellschaft in dieser, 
bei der anderen in jener Classe. Ein Artikel, welcher auf der 
Paris-Lyon-Mittelmeer-Bahn zur ersten Classe gehört, befindet 
sich auf der Westbahn in der dritten Classe, auf der Nord- 
und Ostbahn in der vierten Classe. Ausserdem unterscheidet 
die Classification, je nach den einzelnen Bahnen verschieden, 
zwischen Anwendung der Taxen für Einzelgut und Wagen- 
ladung. 

Im Allgemeinen wird behauptet, dass die regelmässigen 
Tarife ohne alle Logik und ohne jede Methode entworfen 
sind. Eine einzige lobenswerthe Ausnahme hievon soll der, 
erst in jüngster Zeit einer gründlichen Reform unterzogene 
Tarif der Ostbahn machen. 

Die Classe der Ausnahmetarife begreift in sich: Ausnahme- 
tarife zwischen Stationen desselben Netzes, zwischen Stationen 
verschiedener Netze, Durchfuhrtarife und internationale Ein- 
und Ausfuhrtarife. 

Für die Anwendung der Ausnahmetarife werden allge- 
meine Bedingungen verschiedener Art aufgestellt, wie z. B. 
die Auflieferung bedeutender Mengen, Verlängerung der Liefer- 
fristen, Nichthaftung der Bahnen für Beschädigungen u. s. w. 

Die Tarife sind lediglich nach kaufmännischen Gesichts- 
punkten gebildet, welche selbstverständlich je nach den Plätzen, 
für welche sie Anwendung finden, nach dem Gesetze von 
Angebot und Nachfrage wechseln. Die Folge dieser Grund- 
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sätze sind die auffallendsten Ungleichheiten in den Fracht- 
sätzen. 

Ausser den genannten Tarifen gibt es noch sogenannte 
Beexpedüions-Tarife (tarifs de reexp^dition) für solche Sendungen, 
welche nicht direct bis an ihre Bestimmung mittelst Bahn 
befördert werden können. 

Die Tarife aller französischen Bahnen sind in einer 
gemeinsamen Tarifsammlung enthalten, welche" man nach dem 
Verleger das Livret Chaix heisst, welches vierteljährlich neu aus- 
gegeben wird, so dass alle seither vorgekommenen Aenderungen 
darin aufgeführt erscheinen. Das Format des uns vorliegenden, 
1426 eng bedruckte Seiten enthaltenen Livret Chaix ist ein 
höchst unhandliches; der Druck für schwächere Augen ge- 
radezu unleserlich. 

Für Eilgüter besteht wieder ein besonderes, 724 Seiten 
enthaltendes Livret, welches abermals zwischen tarifs gene- 
raux, spöciaux und internationaux unterscheidet. Nach dieser 
Sammlung beläuft sich die Zahl der Ausnahmetarife auf mehr 
ah 2000! 

Selbstverständlich machen die vielen Ausnahmetarife 
mit ihren Ermässigungen für einzelne Strecken und die daran 
geknüpften Bedingungen dem Versender die grösste Mühe, 
und auch der Güter-Expedient, in der Besorgniss, sich oder 
seine Gesellschaft verantwortlich zu machen, gesteht oft, dass 
er den Tarif nicht kennt, und macht bei Annahme des Trans- 
portes alle möglichen Vorbehalte * 

Belgien. 
Das im Jahre 1879 auf den belgischen Staatsbahnen ein- 
geführte Gütertarifschema enthält vier Frachtgutclassen; die 
erste Classe umfasst Stückgut; die Tarifclassen 2 und 3 gelten 
nur für Quantitäten der betreffenden Güter von mindestens 
5000 Kilogramm; die Tarifclasse 4 nur für solche in minimo 
von 10.000 Kilogramm. Die sperrigen Güter zahlen 50 Per- 
cent Zuschlag. Ausserdem gibt es eine Serie von Special- 
tarifen, zumal für die Artikel: Erze, Kohle, Petroleum etc. 



* Archiv für franz. Eisenbahnwesen, III., 1879. 
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Besonders bemerkenswerth sind die ermässigten Abonne- 
ments-Tarife, welche hauptsächlich dann zur Anwendung 
kommen, wenn sich die Verfrachter schriftlich verpflichten, 
alle ihre Transporte nach gewissen, durch Wasserconcurrenz 
beeinflussten Stationen ausschliesslich per Bahn zu verfuhren. 

Die in Belgien zur Anwendung kommenden Frachtsätze 
sind fast durchweg Zonensätze mit fallender Gebührenscala. 

Schon bei Vergleichung der Personentarife der ver- 
schiedenen Länder haben wir gesehen , dass Belgien die 
billigsten Taxen einhebt. Ein ähnliches Verhältniss macht 
sich rücksichtlich der Gütertarife bemerkbar. In dem Conseii 
superieur von Belgien haben die Industriellen mit Zustimmung 
der Regierung den Satz aufgestellt: »In den Fragen des 
Transportsystems müssen wir das letzte Wort behalten; in 
keinem Lande der Welt darf die Circulation der Waaren 
billiger sein, als bei uns.« Diesem Grundsatze, welchem die 
Regierung durch ihr System von Staatsbahnen und Canälen 
praktische Geltung verschafft hat, verdankt die belgische 
Industrie ganz wesentlich ihren ausserordentlichen Aufschwung. 
Allerdings weist das Erträgniss der Staatsbahnen ein Deficit 
von sieben Millionen Francs pro Jahr auf. 

Nordamerika. 

Die Classification der Waaren umfasst auf den Bahnen 
der Union in der Regel vier Gruppen, und fusst dieselbe im 
Allgemeinen auch auf dem Werthprincipe. 

Ausser den vier Hauptclassen gibt es eine Serie von 
Ausnahmetarifen für bestimmte, zumeist concurrenzirte Massen- 
artikel. 

Die Frachtsätze sind je nach den einzelnen Bahnen ver- 
schieden, und werden die veröffentlichten Frachtsätze nach 
Bedarf alle Monate oder auch noch öfter geändert. 

3. Das Classificationssystem und der Classificationstarif. 

Das Classificationssystem fusst auf dem Principe der 
Werthtarifirung. 

Was das Princip selbst: bei der Classification der Güter, 
beziehungsweise bei der Feststellung des für dieselben enfal- 
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lenden Transportpreises, unabhängig von den Transportkosten, 
den inneren Werth der Güter zu berücksichtigen, betrifft, so 
ist dasselbe schon vielfach angefochten und deshalb grund- 
sätzlich als unrichtig bezeichnet worden, weil der Frachtsatz 
naturgemäss nur entsprechend der factischen Transportleistung 
der Bahn bemessen werden dürfe, was durch das »natürliche 
Systeme, welches den Transportpreis lediglich nach der 
zurückgelegten Entfernung, der Beförderungsart, dem Gewichte 
und Rauminhalte der Sendungen fixire, erreicht werde. ' 

Die Anhänger des Werthprincipes halten dem entgegen, 
dass, wenn — wie ja nirgends bestritten werde — die Trans- 
portfähigkeit eines Gutes von der relativen Höhe des Fracht- 
preises, d. i. dem Verhältnisse des letzteren zu dem Verkehrs- 
werthe der Güter, abhänge, es eine unanfechtbare Massnahme 
der Betriebsökonomie sei, durch thunlichste Anpassung der 
Tarifsätze an den Verkehrswerth der Transportgegenstände 
die erreichbar grösste Menge von Transportarten zu erzielen. 
Deshalb sei aber auch der Werth der Transportgüter nicht 
ohne Einfluss auf die Transportleistung, weil mit der Ver- 
mehrung der activen Leistungen sich auch die Selbstkosten 
durch Verminderung der General- und allgemeinen Kosten 
verringern* 

Die Controverse steht in enger Verbindung mit der 
Frage, nach welchem Principe die Verwaltung einer Bahn 
geführt werden soll: ob nach dem Principe der Erwerbs- oder 
der öffentlichen Unternehmung oder nach dem Gebührenprincipe. 

Ohne volle Berücksichtigung dieses Causalnexus zwischen 
dem Verwaltungsprincipe und dem Tarifirungssysteme wird 
die ganze Frage eine sogenannte »Doctorenfrage« und nur 
von akademischer Bedeutung bleiben. 

Insolange die Bahnen als Erwerbs - Unternehmungen 
berechtigt sind, zunächst dem eigenen Gewinne nachzu- 
streben, insolange wird auch die Werthtarifirung ihre Be- 
rechtigung haben, welche diesem Verwaltungsprincipe inne- 
wohnt und entspricht. Dagegen verschafft sich auch hier 
mit der Entwicklung des Verkehrs das Bestreben auf Verein- 



* E. Sax, Die Eisenbahnen. Wien 1879. S. 419. 
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fachung des Systems zunehmende Geltung, wodurch sich das 
Bedürfniss des Ueberganges zu einem anderen Verwaltungs- 
princip schon merkbar andeutet. 

Gründe, welche zu Gunsten des Classiücationssystems vorgebracht 

werden. 

Zur Begründung und Rechtfertigung des Classifications- 
systems, welches ausser dem Werthe auch auf die Fracht- 
menge, die Beschaffenheit des Gutes, dessen Verpackungsart, 
Volumen und Beförderungsweise Rücksicht nimmt, werden von 
dessen Vertheidigern ausser dem vorstehenden noch folgende 
Hauptargumente ins Treffen geführt: 

1. Das Princip der Classification sei nicht allein den 
Eisenbahnen, sondern auch den übrigen Communicationsmitteln, 
ja selbst der Post immanent, welche ihre Tarifsätze für Briefe, 
Drucksachen und Packete verschieden bemessen; es habe sich 
dasselbe historisch und logisch unter Anpassung an die prak- 
tischen Bedürfnisse des Verkehres entwickelt. Das Classifications- 
princip nehme mit Recht Rücksicht auf den Werth der Güter 
da billige Massengüter unbedingt nicht jene Fracht »vertrügen«, 
wie höherwerthige Industrieerzeugnisse, und eine paritätische 
Behandlung beider »die minder werthigen Artikel ertrinken 
lassen würde«, ohne den höherwerthigen eine irgend fühlbare 
oder nöthige Erleichterung zu gewähren. Im Uebrigen finde 
die Werthtarifirung mehr oder weniger in jedem Productions- 
zweige ihren Ausdruck, indem des Fabrikat höher als das 
Halbfabrikat, beziehungsweise das Rohproduct bewerthet 
erscheine. 

2. Nachdem in Folge der niedrigen Tarifsätze bei dem 
Transporte von geringwerthigen Massengütern nur ein sehr 
kleiner Transportgewinn für die Bahnen erübrige, so liege bei 
dem kaum merkbaren Einflüsse des höheren Transportpreises 
auf die Absatzverhältnisse der höherwerthigen Güter kein trif- 
tiger Grund vor, letztere nicht auch höher zu tarifiren und 
gewissermassen als Compensationsobject für die auf der an- 
deren Seite gemachten Zugeständnisse zu verwerthen. 

3. Der Classificationstarif sei einer weit grösseren Ent- 
wicklung und Anpassung an die Bedürfnisse des wirthschaft- 
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liehen Lebens fähig, als der uniforme Gewichts- oder Wagen- 
raum-Tarif. Ueberhaupt müsse bei den an das Tarifwesen 
gestellten Anforderungen nicht sowohl der Accent auf die 
absolute Einfachheit desselben, als auch darauf gelegt werden, 
dass dasselbe den Anforderungen der Rentabilität des Bahn- 
betriebes, den wechselnden geschäftlichen Conjuncturen, den 
nach Zeit verschiedenen Bedürfnissen des Handels, der Industrie 
u. s. w. schnell und ausreichend Genüge leisten könne. 

4. Der Uebergang von der Werthtarifirung zu einem 
anderen Principe der Gebührenbemessung würde eine volks- 
wirtschaftlich nicht zu rechtfertigende kostspielige Verschie- 
bung in den darauf eingerichteten Verkehrszweigen im Gefolge 
haben. Aber auch die Eisenbahnen würden dadurch ein finan- 
zielles Risico übernehmen, dessen Chancen kaum zu Gunsten 
ihrer heutigen Verhältnisse ausschlagen könnten. 

Aus allen diesen Gründen, deren es noch viele mehr oder 
minderer Bedeutung gibt (so folgert man), empfehle es sich, die 
Werthtarifirung beizubehalten. 

Wir unterlassen es, an dieser Stelle die gegen den Classi- 
ficationstarif und zu Gunsten des Raum- und Gewichtssystems 
vorgebrachten Argumente anzuführen, da die Gründe, welche 
dessen Gegner zu Gunsten des natürlichen Systems, worauf 
wir später zurückkommen, vorbringen, implicite auch eine 
Argumentation gegen das Classificationssystem bilden. 

Nur einer ganz absonderlichen Einwendung, welche von 
dem Verfasser der Broschüre: »Zur Tarifreform von L. v. K.c 
gegen das Werthprincip erhoben worden ist, möchten wir 
Erwähnung thun. L. v. K. meint nämlich, dass die Aufstellung 
einer in allen Theilen richtigen Classification ein geradezu 
unlösbares Problem sei, weil dasselbe auch auf den für ein 
und dasselbe Gut oft wesentlich verschiedenen » Verwendungs- 
zweck* Rücksicht nehmen müsste, welcher jedoch, weil er 
keinerlei Beziehung zu den von ganz anderen Factoren ab- 
hängigen Marktpreisen habe und Geheimniss der Interessenten 
sei, auch von den Bahnverwaltungen nicht erkannt werden 
könne. Es werde daher der Handelswerth, der Preis eines Gutes, 
gleichgestellt respective verwechselt mit jenem Werthe, den 
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der Transportinteressent dem Gute bezüglich dessen Zweck- 
richtung beilegt. Allerdings ein schwerer Vorwurf für die 
Verfechter des Werthprincipes ! 

Uns scheint wieder, als ob L. v. K. den im Auge 
habenden »Verwendungszweck« einer Waare mit den Repro- 
ductionskosten, im Gegensatze zu den Productionskosten einer 
Handelswaare verwechsele. Diese Auffassung würde mit der 
dem Carey 'sehen System eigenthümlichen Lehre vom Werthe 
harmoniren, welche auf dem Satze beruht, dass die ökonomische 
Schätzung und Geltung niemals direct von den Eigenschaften der 
Dinge, sondern unmittelbar von den Schurierigkeiten ihrer Beschaffung 
abhängt. Der Werth ist darnach dasfMass des Widerstandes, 
den die Natur und die Verhältnisse der Erlangung der Be- 
friedigungsmittel der Bedürfnisse entgegenstellen; weshalb denn 
auch nicht die Productions-, sondern die Reproductionskosten 
über den Preis entscheiden. 

Indessen wäre auch hiermit das Princip der Werthtarifirung 
noch nicht ein für allemal verurtheilt. 

Tarifirung. 

Oesterreich-Ungarn. 

Da das in Oesterreich-Ungarn bestehende Gütertarifschema 
von uns bereits besprochen wurde, so können wir uns hier 
darauf beschränken,, nochmals hervorzuheben, dass die Tarife der 
österreichisch-ungarischen Eisenbahnen auf dem Classifications- 
system und somit auch auf dem Werthprincip beruhen. 

Die Tarifsätze selbst sind auf den einzelnen Bahnen fast 
durchweg verschieden gebildet, und muss daher auf eine ziffer- 
mässige Wiedergabe derselben verzichtet werden. »Unter allen 
österreichischen Bahn Verwaltungen« — sagt Reichsraths- Abge- 
ordneter Schwab gelegentlich der Besprechung der Grundzüge 
eines einheitlichen Gütertarifes auf den westlichen Staatsbahnen — 
»gibt es kaum zwei, bei welchen rücksichtlich der Kilometer- 
länge, der Zonen und der Höhe der Ziffer für die einzelnen 
Zonen eine Uebereinstimmung bestünde. Es kann diesfalls nur 
auf das bunte Bild hingewiesen werden, welches die von Seite 
der hohen Regierung auf Seite 23 des Gelbbuches vorgelegte 
übersichtliche Darstellung dieser Verhältnisse darbietet.« Wäh- 
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rend der Stückguttarif der österreichischen Privatbahnen den 
Frachtsatz nach der Zahl der Gewichtseinheiten und der durch- 
laufenen Distanz berechnet, liegt den Sätzen der Wagenladungs- 
classen, Special- und Ausnahmetarife zumeist das Princip der 
mit der Entfernung fallenden Gebührenscala zu Grunde. 

Für die Gütertarife der seit dem 7. Juli 1882 im 
Staatsbetriebe befindlichen westlichen Eisenbahnen* hat der 
k. k. Staats-Eisenbahnrath mit Genehmigung der Regierung unter 
Anschluss an das bestehende Classificationssystem der übrigen 
Bahnen sehr ermässigte Grundtaxen' aufgestellt, deren Ver- 
allgemeinerung zuvörderst auch die Tarif-Enquete anstrebt. Die- 
selben sind in der * Vergleichenden Darstellung der Einheitstaxen 
der österreichischen und preussischen Staatsbahnen« (Seite 150) 
ziffermässig aufgeführt. Die Tarif-Enquete äusserte sich über 
die Höhe dieser Taxen dahin, dass durch deren allgemeine 
Annahme eine sehr wesentliche Ermässigung der bestehenden 
Wagenladungstarife platzgreifen würde, und weist daher auf 
die Vortheile hin, welche das öffentliche Verkehrswesen durch 
deren Verallgemeinerung erlangen würde. 

Im übrigen betrachtet die Tarif-Enquete eine solche Mass- 
regel nur als einen Uebergang zu dem ihrerseits in letzter Linie 
angestrebten, in Deutschland bestehenden »gemischten System«, 
zu dessen Besprechung wir nunmehr schreiten, indem sie für 
dessen Einführung auch auf den österreichischen Bahnen eintritt. 

4. Das gemischte System und die darauf fussende 
Tarifirung. 

Das gemischte System ist als ein Compromiss zwischen 
dem Classifications- und dem natürlichen System anzusehen, 

* Ehemalige Kaiserin Elisabeth-Bahn 944*4 Km. 

Braunau-Strasswalchner-Bahn 37*5 » 

Kronprinz Rudolf-Bahn 859.9 » 

Niederösterreichische Staatsbahn 154*0 » 

Vorarlberger Bahn 96*2 » . 

zusammen 20920 Km. 
(Durch den Erwerb der Kaiser Franz Josef-Bahn (714 Km.) und der damit 
zusammenhängenden Linie Rakonitz — Protivin (145 Km.), sowie der Arlberg- 
bahn (137 Km.) verfügt der österreichische Staat über ein zusammenhängendes 
Netz von 3088 Km.) 
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wie dies schon aus der früher geschilderten historischen 
Entwicklung desselben hervorgeht. 

Dem gemischten Systeme zufolge wird der Frachtsatz 
veränderlich bemessen, je nachdem die Güter als Eilgut, 
sperriges Gut, Stück- und Wagenladungsgut, für welches be- 
sondere Classen bestehen, befördert werden sollen. Das gemischte 
System hält sonach zwar an einer Classification fest, gestattet 
jedoch auch dem Stückgut die Anwendung eines ermässigten 
Wagenladungssatzes, und zwar ohne Rücksicht auf dessen 
Werth, wenn das aufgegebene Quantum den Bedingungen der 
hiefür aufgestellten allgemeinen Wagenladungsciasse entspricht. 
Das gemischte System verbindet sonach das Werthsystem mit 
dem Gewichts- und Wagenraumsystem, oder das Classifications- 
system mit dem natürlichen System. 

Der hauptsächliche Unterschied zwischen dem Classi- 
ficationssystem und den dem Wagenraumsystem entnommenen 
Grundlagen des deutschen Reformtarifes besteht darin (Tarif- 
commission der deutschen Eisenbahnen, Protokoll vom Jahre 1879), 
dass ersteres System nur einen geringen Unterschied zwischen 
den Sätzen für Stückgut und den Sätzen für die Wagen- 
ladungen, und keinen oder nur geringen Unterschied zwischen 
den 100 Centner- und 200 Centner-Ladungen festsetzt, während 
der Reformtarif die Gewährung der niedrigeren Sätze an die 
der besten Ausnützung des Wagenmateriales entsprechende 
Auflieferung und Verladung knüpft. 

Die badischen Staatsbahnen, welche nach der Reihe die 
verschiedenen Systeme in ihrem Gebiete gehabt haben, dürften 
in gewissem Sinne als Versuchsfeld in dieser Richtung ange- 
sehen werden, und daher auch die dort gemachten Beobach- 
tungen über die Wirkung der verschiedenen Systeme auf die 
verhältnissmässige Höhe der Betriebskosten auf Beachtung 
Anspruch erheben können. 

Nach den statistischen Ermittlungen der badischen Staats- 
bahnen hat sich das Verhältniss der Nettolast zur Bruttolast 
im Güterverkehre gestellt: 
während der Herrschaft des Classificationssystems: 

1872 wie 1:4*88 

1873 » 1:480 
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während der Herrschaft des Wagenraumsystems: 

1874 wie 1:4-04] 

1875 > 1:388 Durchschnitt 

1876 » l:3-80( 1:3895 

1877 » 1:3*86 
während der Herrschaft des Reformtarifs: 

1878 wie 1 : 396 
Hieraus folgt, dass der Reformtarif die Interessen eines 
sparsamen Betriebes durchschnittlich noch besser wahrt, als 
das Raumsystem; dagegen hier einen entschiedenen Fortschritt 
in der Ausnützung der Betriebsmittel gegenüber dem Classifica- 
tionstarife bekundete. 

Tarifirung. 
Deutschland. 

Die Anforderungen, denen ein Tarif, ohne gewaltsame 
Verschiebungen der bestehenden Voraussetzungen der Pro- 
duction und Consumtion herbeizuführen, entsprechen soll, sind 
nach der Begründung des Gesetzentwurfes vom Jahre 1879, 
betreffend den Erwerb mehrerer Privatbahnen für den preussi- 
schen Staat : dass er in seiner Structur klar sei und Jedermann 
in den Stand setze, die Fracht für seine Sendung gleich zu 
berechnen; dass er die Gleichberechtigung der Reichsangehö- 
rigen in allen Wirthschaftsgebieten sichere, und dass er bei 
seiner Anwendung die Entstehung schädlicher, die Kosten des 
Eisenbahntransportes durch unwirthschaftlichen Betriebsauf- 
wand erhöhender Einwirkungen nicht begünstige, sowie die 
Integrität der Beamten nicht gefährde. 

Um diesen Anforderungen thunlichst gerecht zu werden, 
bleibe nichts übrig, als die Ausnahmen vom bestehenden 
Normaltarife auf das Notwendigste zu beschränken und die 
Tarifsätze der einzelnen Classen nach einem gleichmässigen 
Durchschnitte festzusetzen, wie er dem gesammten wirthschaft- 
lichen Bedürfnisse entspricht. Hierbei wäre davon auszugehen, 
dass die Beförderungskosten nach der kürzesten Entfernung 
berechnet werden, dass nach entfernteren Orten nicht geringere 
Gebühren als nach näher gelegenen zu erheben kämen, und 
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dass alle Begünstigungen Einzelner zum Nachtheile der 
Uebrigen, wie sie in vielen der vorhandenen Differentialtarife 
ihren Ausdruck finden, zu beseitigen seien. 

Es könne zwar Anfechtung finden, dass überhaupt ver- 
sucht werde, Einheitssätze (Durchschnittssätze) für den Gesammt- 
verkehr aufzustellen, weil bisher die Ansicht verbreitet war, 
es gebe keine zutreffenden Einheitssätze für ein Verkehrsgebiet 
von grosser Ausdehnung mit seinen wesentlich verschieden- 
artigen, localen und provinziellen Verhältnissen und der daraus 
hergeleiteten Notwendigkeit verschiedener Tarifirung. In dieser 
Allgemeinheit aber müsse die Richtigkeit der Ansicht schon 
dem naheliegenden Einwände begegnen, dass die zulässigen 
Maximalsätze auf den deutschen Bahnen nur unerheblich von 
einander abweichen, und dass im Verbandverkehre, wo ent- 
weder die Notwendigkeit auf möglichste Gleichmässigkeit 
hinwies, oder Concurrenzlinien zu demselben Ziele führten, 
abgesehen von Differentialtarifen, nicht solche Verschieden- 
heiten in dem Gesammtergebnisse der Verbandtarife bestehen, 
dass sie als unüberwindliche Hindernisse gelten könnten, zu 
angemessenen Einheitssätzen zu gelangen. Man dürfe mit 
Sicherheit voraussetzen, dass die Preisveränderungen, welche 
eine solche Massregel für einzelne Orte mit sich bringe, im 
Ganzen weniger zahlreich oder erheblich ausfallen würden, 
als dies hundertfach im Laufe eines Jahres bei Einführung 
neuer Verbände und neuer Differentialtarife unter der Herrschaft 
des bestehenden Systems der Fall gewesen sei. Mit Annahme 
der Einheitssätze aber werde den steten Veränderungen ein für 
alle Mal ein Ende gemacht, und dem* Handel und Verkehre 
eine dauerhafte Grundlage gegeben, auf welcher bestehende 
Geschäftsverbindungen sicher fortgeführt und neue angeknüpft 
werden könnten, während sich bei den gegebenen Zuständen 
die Transportkosten aller Vorausberechnung entzögen. Dieser 
Gewinn aber wäre allein gross genug, um über viel erheb- 
lichere Schwierigkeiten fortzuhelfen, als sie thatsächlich mit 
der gleichmässigen Anwendung der vorgeschlagenen Einheits- 
sätze verbunden wären. Dazu komme der Vortheil, welcher 
den Eisenbahnverwaltungen selbst aus der einheitlichen Rege- 
lung des Verkehres erwachse und denselben den Aufwand an 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 10 
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Zeit, Arbeitskraft und Geld, wie er im erheblichsten Umfange 
mit der Bildung der internen Verbände verknüpft ist, für die 
Folge wesentlich erspare. 

Auf Grund dieser Argumentation, welche auch von der 
Legislative als zutreffend acceptirt wurde, ist es denn dahin 
gekommen, dass auf den preussischen Staatsbahnen und in 
Folge dessen auch auf fast allen übrigen deutschen Staats- 
bahnen ein einheitlicher kilometrischer Tarif für die bestehenden 
Güterclassen unter Annahme des Princijps der kürzesten Ent- 
fernung (nicht der sogenannten virtuellen Entfernung oder 
Luftlinie) aufgestellt wurde, welchem rücksichtlich der preussi- 
schen Staatsbahnen folgende Grundtaxen (Streckensätze) und 
Expeditionsgebühren eingerechnet werden: 

I. Streckensätze für die Tonne und das Kilometer: 

Für Stückgut . . . 110 Pfg. 

» die Wagenladungsciasse A [ 6*7 » 

»» » B 6'0 » 

» » » A l 50 » 

» den Specialtarif / 4*5 » 

» » » II 3*5 » 

» » » III bei Entfernungen bis 100 km. 2*6 » 
» » » III » » von mehr 

als 100 km. 2 2 » 

» Eilgutstück 220 » 

» Eilgut in Wagenladungen der doppelte Satz der 
allgemeinen Wagenladungsciasse A l , bezw. B. 

II. Expeditionsgebühren für 100 Kilogramm. 

1. Für Stückgut und Wagenladungsciasse A l : 

bis 10 km 10 Pfg. [ von 61—70 km. . 16 Pfg. 

von 11—20 km. . . 11 » , » 71—80 » . 17 » 
» 21—30 » . . 12 » ' » 81—90 » . 18 » 



31—40 » . . 13 
41—50 » . . 14 
51—60 » . . 15 



* 91—100 » . 19 
über 100 » . 20 
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2. Für die Wagenladungsciasse B: 



bis zu 10 km. 


• 8 Pfg. 


von 31 — 40 km. . 


. 11 Pfg- 


von 11—20 km. . 


. 9 » 


über 40 » . 


. 12 » 


» 21—30 » . 


. 10 » 







3. Für die Wagenladungsciasse Ar und die Specialtarife I, II und III: 

bis zu 50 km. . . 6 Pfg. 
von 51—100 km. 9 » 
über 100 » 12 » 



in den Eisenbahn-Directionsbezirken 
Berlin und Bromberg, sowie für die 
Strecken der früheren Berlin-Anhal- 
tischen Eisenbahn; 



bis zu 10 km. ... 8 Pfg. 
von 11—100 km. 9 » 
über 100 » 12 » 



auf den übrigen Strecken. 



Für Eilgüter werden die doppelten Expeditionstaxen der 
Stückgutclasse, beziehungsweise der Wagenladungsclassen A { 
und B eingehoben. 

Auf obigen Grundlagen wurden nun zum Gebrauche des 
Publikums und der Stationen, behufs Berechnung der Gebühren 
zwei Verzeichnisse aufgestellt. Das eine, das Kilometer- Ver- 
zeichnisse enthält die Entfernungen zwischen den sämmtlichen 
Stationen des betreffenden Verkehres; das andere, die Tarif - 
fabelte, weist die Sätze der sämmtlichen Tarifclassen nach, wie 
sich solche nach Massgabe der erwähnten kilometrischen 
Einheitssätze für jedes Kilometer ergeben, von 1 bis zu der- 
jenigen Zahl der Kilometer, welche die weiteste Entfernung 
in der betreffenden Verkehrsrelation bildet. 

Aehnliche Taxen werden auch von den übrigen deutschen 
Staatsbahnen, welche dasselbe Tarifschema wie Preussen be- 
sitzen, berechnet. 

Ergibt sich in den einzelnen Fällen die Notwendigkeit 
einer Abweichung von den Normaltaxen, so können bei er- 
brachtem Bedürfnissnachweise Ausnahmetarife (auch Differential- 
tarife) für einzelne Artikel mit staatlicher Genehmigung ein- 
geführt werden. Im Allgemeinen aber herrscht die Tendenz 
vor, derartige Ausnahmen nicht zur Regel werden zu lassen, 
jedenfalls aber deren Zulässigkeit an die Voraussetzung zu 
knüpfen, dass sie dem wirthschaftlichen Interesse des Landes 
zu Gute kommen. 

10* 
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Gebührenberechnungs-ExempeL 

Es wäre zu berechnen die Fracht für 6200 kg. rohe Soda 
von Berlin (Lehrter Bahnhof) nach Magdeburg. Rohe Soda 
rangirt nach Theil I des Reformtarifes bei Sendungen von 
mindestens 5000 kg. nach Classe A 2 . Die Entfernung Berlin- 
Magdeburg beträgt nach Theil II des Tarifes für den Eisen- 
bahnbezirk Magdeburg: 158 km. Zufolge der Tariftabelle be- 
trägt der Frachtsatz Classe A 2 für 158 km. 0*91 Mark pro 
100 kg., mithin für 6200 kg. (62 X 091) = 56*42 Mark. 

Gründe, welche gegen die Aulstellung von Frachteinheitssätzen vor- 
gebracht werden. 

Die gegen den Einheitssatz vorgebrachten Argumente 
lauten im Wesentlichen wie folgt: 

1. Gerade in denjenigen Ländern, in welchen der Eisen- 
bahnverkehr am mächtigsten entwickelt ist, in England und 
Amerika, sei die Festsetzung der Eisenbahnfrachtsätze im 
unmittelbaren Anschlüsse an die Bedürfnisse des Verkehres 
erfolgt; ein Grundsatz, an dessen Richtigkeit dort niemals 
gezweifelt worden sei. (?) Auch in dem centralisirtesten Lande 
der Welt, in Frankreich, haben die Staatsregierungen in einer 
ungemeinen Abstufung der Frachtsätze in den Eisenbahntarifen 
bei einer, die Verschiedenheit ausserordentlich begünstigenden, 
verwickelten Tarifclassification keinen Schaden für die wirth- 
schaftlichen Interessen des Landes erblicken können. (?) 

2. Das Publikum habe zwar ein wesentliches Interesse 
an der Einheitlichkeit der Tarifvorschriften und der Güter- 
classification, um die Frachtsätze in den einzelnen Local- und 
Verbandtarifen mit Leichtigkeit auffinden zu können. Die Mög- 
lichkeit aber, den Frachtsatz selbst zu berechnen, sei bedeu- 
tungslos, wenn die ausgerechneten Gesammtsätze für alle 
Relationen in den veröffentlichten Tariftabellen enthalten 
seien. (?) Ueberhaupt werde jeder Kundige zugestehen, dass 
gegenüber den mannigfachen Calculationen, welche dem Ab- 
schluss eines Geschäftes unter allen Umständen vorauszugehen 
haben, die Bequemlichkeit (?) ohne Belang sei. 

3. Bei der Vielgestaltigkeit der Verkehrsbedürfnisse und 
den wechselnden Conjuncturen des Verkehrslebens müsse es 
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auch vom Standpunkte der Theorie einleuchten, dass Fracht- 
sätze, welche ohne Berücksichtigung der besonderen Verhält- 
nisse der einzelnen Verkehrsgebiete durchweg in eine und 
dieselbe Schablone gezwängt seien, ihre materielle Angemes- 
senheit einer lediglich formellen Rücksicht zum Opfer bringen 
würden. 

4. Die Eisenbahnen ständen in ihrer Bedeutung für den 
Verkehr weder der See- noch der Flussschiffahrt nach. Noch 
niemals aber sei weder für See- noch für Flussschiffahrt die 
Gleichheit der Frachten der Zeit und dem Orte nach als 
nothwendig für den Verkehr gefordert worden. 

5. Die Vereinfachung des Tarifwesens durch Anwendung 
gleichef Einheitssätze sei eine irrige Theorie, welche in den 
Tarifen nichts als die Gebühren für die Benützung öffentlicher 
Strassen erblicke. Der Schwerpunkt der Eisenbahntarife liege 
darin, dass sie zugleich das Entgelt für die Ausführung des 
Transportes seien. 

,6. Es liege auf der Hand, dass Einheitssätze, selbst wenn 
dieselben aus dem Durchschnitte der bestehenden Sätze ge- 
wonnen werden sollten, an der einen Stelle unzulässige Er- 
höhungen, an der anderen Stelle unnöthige Ermässigungen und 
eine empfindliche Verschiebung in den Absatz- und Produc- 
tionsverhältnissen hervorrufen müssten. 

7. Werde endlich noch die Verschiedenheit der Bahnen 
in ihren Betriebsverhältnissen und in den Anlagekosten er- 
wogen, so könne eine Verschiedenheit der Frachtsätze, die 
doch nur das Entgelt für die verschiedenartigen Leistungen 
seien, nicht als principiell ungerechtfertigt angesehen werden. 
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Vergleichende Darstellung der Einheitstaxen 

für den Güterverkehr auf den Linien der k. k. Directum für Staatseisenbahn- 
Betrieb und den preussischen Staatsbahnen. 
.'1 Mar 1 * gleich 60 Kieuxer gerechnet } 



K. k. Directum für St.-E.-B. 



Preussische Staatsbahnen 



für 


Distanz- 
Zonen 


pro 

100 kg. 

u. km. 


für 


pro 100 kg. 
u. km. 




Kr. 


P<g- 


Kr. 


Eilg., gewöhnl. 
> ermässigt. 


— 


16 
059 


Eilgut 


22 


1-32 


Stückg.-CL I 


v.l— 300 km. 


0*59 
0-50 


Stückgut 
allg.W.-Cl.^öt. 


11 
067 


, 0-66 
. 0-40 




f. j. weit. km. 


0-30 


» JUOt. 


060 


0-36 


W.-Cl. A 5 t. 

i 


v.l— 100km. 
101—200 » 
201—300 » 
301—400 » 
jed. weit. » 


0-36 
034 
0-32 
0-26 
0-20 


allg. W.-Cl. A l 
B 
Sp.-T. A* 5 t. 
» I 


0-67 
060 
0-50 
0-45 


0-40 
036 
0*30 
0-27 


W.-Cl. B 10 t. 


v.l— 100 km. 
101—200 » 


0-28 
0-26 










201—300 » 


0-24 


Sp.-T. 77 


0-35 


0-21 




301—400 » 


020 






■ 




jed. weit. » 


016 






t 



W.-C1. C 10 t. 



Sp.-T.lf.Getreide- 
u. Mahlproducte 



Sp.-T. 2 für 
Nutzholz 



, A. T. I f. Kohle 



v.l— 50 km. 0-26 

51—100 . 016 

101—200 » 0-12 

jed. weit. » 010 



! Sp.-T. III | 0-22 , 0132 | 



v.l— 100km. 
101—200 » 
201—300 » 
301—400 » 
jed. weit. » 

v.l— 50 km. 
51—100 » 
101—200 » 
jed. weit. » 



032 
0-28 
0-24 
020 
016 

0-26 
0-20 
016 
012 



Sp.-T. / 



Sp.-T. II 
» III 



0-45 



0-35 
0-22 



027 



0-21 
0132 



v.l— 50 km. 0-22 

51—100 » ! 014 

101—200 » ' 012 

jed. weit. » 0'08 



(Sp.-T III gilt nur f. Gruben- 
holz und Schwellen.) 



Sp.-T. 111 



0-22 



0132 



Die Betriebs- und Tarifsysteme etc. 



151 



Wegen Berechnung der Gebühren verweisen wir auf das 
Seite 148 und 197 Gesagte. 

Classificationsschema für den deutsch-österreichischen 
Verband verkehr. 



Verbands- 
Classification 


Eingerechnet 

von Deutschland die 

Sätze der Classe 


Eingerechnet 

von Oesterreich die 

Sätze der Classe 


Eilgut 
Stückgutclasse / 


Eilgut 
Stückgutclasse 


Eilgut 
Stückgutclasse / 
11 


Wagenladungsciasse ^. l 
B 


•Wagenladungsciasse A l 
B 


Classe A 
» A 


» C 1 * 


Ai 
B 


Stückgutclasse II 
11 


Specialtarif A~ 
I 


Specialtarif A' z 
I 


Classe A 

» A 


II 


II 


» B 


» 111 


III 


» C 



5. Das natürliche System. 

(Gewichts- und Wagenraumsystem und der Gewichts- und Wagenraumtarif.) 

Unter dem Ausdruck »natürliches System« begreift man 
im Allgemeinen diejenige; zunächst auf Vereinfachung abzielende 
Methode der Gütertarifirung, bei welcher der Hauptaccent auf 
die Durchschnitts-Selbstkosten des Eisenbahntransportes gelegt 
wird; wobei somit die Beförderungsart, das Gewicht der 
Sendungen und deren Volumen (Rauminhalt) ohne Rücksicht 
auf Werth und Qualität des Transportgegenstandes die Grund- 
lage der Gebührenbemessung bilden soll. 



* Die Combinatidh der österreichischen Stückgutclasse mit den allge- 
meinen deutschen Wagenladungsclassen A l und B wurde — wie aus diesem 
Schema ersichtlich — der Einfachheit halber nur bezüglich der Stückgut- 
classe II durchgeführt, weil Güter der /. Stückgutclasse erfahrungsgemäss sehr 
selten in grösseren Mengen (5000 und 10.000 kg.) befördert werden. 
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Wir fuhren hier gleich an, dass wir es bei der Besprechung 
des natürlichen Systems, anstatt nur Begriffe zu definiren, unserem 
Zwecke für entsprechender erachten, uns an die bereits einer 
praktischen Anwendung unterzogene Tarifirungsmethode des 
sogenannten Elsass-Lothring'schen Systems zu halten, zudem 
damit das natürliche System häufig identificirt wird. 

»Der an das System geknüpfte Begriff »natürliche ist ein 
durchaus relativer und zwar verschieden je nach dem Zwecke, der 
erfüllt werden soll. Stellt man sich lediglich auf den Standpunkt 
der Einfachheit, so müsste man das Zonenprincip Perrot's für ein 
sehr natürliches erklären, und am natürlichsten müsste dann 
diejenige Tarifirung erscheinen, welche für alle Leistungsein- 
heiten einen absolut gleichen Preis ansetzt. Will man in ge- 
wisser Beziehung gerecht sein, so kann man nur diejenige 
Tarifirung für natürlich halten, welche Jeden, der die Bahn 
benützt, nach Massgabe der von ihm veranlassten Selbstkosten 
belastet. Fordert man aber, dass die Bahn möglichst rentabel 
sei, so wird man ganz »natürliche auch für dasjenige System 
der Frachtsatzbemessung sich entscheiden müssen, welches 
den höchsten Gewinn abwirft.* 

So ist denn auch das Elsass-Lothring'sche System kein 
natürliches System im Sinne des Zonensystems, welches 
innerhalb gewisser Grenzen gar keinen Unterschied zwischen 
grösseren oder kleineren Mengen, der Transportdistanz, dem 
Werthe und Volumen der Transportartikel macht, so dass 
z. B. eine Sendung Seide im Gewichte von 2500 Kg. auf eine 
Transportdistanz von 150 Km. gerade so viel kosten würde^ 
als eine Sendung Zuckerrüben von 10.000 Kg. auf 25 Km.; 
es nimmt vielmehr auch auf das aufgelieferte Quantum (Collo- 
oder Wagenladungsgut), die Länge der durchlaufenen Strecke, 
sowie auf die Gattung der Transportmittel (gedeckte und offene 
Wagen), ja selbst auf den inneren Werth der Transportgegen- 
stände Rücksicht, nachdem der Tarif ausser den allgemeinen 
Wagenladungsclassen einen auf Grund des Art. 45 der 
Reichsverfassung aufgestellten, besonders ermässigten Special- 
tarif, den sogenannten Pfennigtarif, für gewisse, speciell be- 
zeichnete geringwerthige Massenartikel (Kohle, Holz, Erze, 

* Lehr. Eisenbahn-Tarifwesen und Eisenbahn-Monopol. Seite 109. 
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Roheisen u. s. w.) in Ladungen von 200 Ctr. enthält. Es ist 
daher das Elsass-Lothring'sche System, genau genommen, 
nichts anderes, als ein sehr vereinfachtes Classificationssystem. 

Das Elsass-Lothring'sche System wird auch Gewichts- 
und Wagenraumsystem genannt, womit wohl zunächst der 
Unterschied angedeutet werden soll, der zwischen diesem 
und dem kat' exochen »natürlich« genannten (Zonen-) System 
besteht. Ob bei einer bestimmten Sendung der Gewichts- oder 
der Wagenraum-, beziehungsweise der Wagenladungstarif an- 
zuwenden ist, richtet sich im Allgemeinen nach dem bei einer 
oder der andern Tarifirungsart im Interesse des Versenders 
geringer entfallenden Transportpreise. 

Ueber die Entstehung des genannten Systems bemerken 
wir Folgendes: Bereits im Jahre 1867 wurde auf den Nassau- 
schen Staatsbahnen der Versuch zur Herstellung eines wesent- 
lich vereinfachten Tarifsystems, des sogenannten »natürlichen 
Systems«, gemacht, welcher indessen auf den übrigen deutschen 
Eisenbahnen ohne Nachahmung blieb. Als nun im Jahre 1870 
der Krieg zwischen Deutschland und Frankreich ausgebrochen 
war, konnten Privatgüter auf Elsass-Lothring'schen Bahnen 
überhaupt nur ausnahmsweise und gegen Zahlung eines nach 
den einfachsten Grundsätzen für Güter aller Art gleichmässig 
berechneten Frachtsatzes befördert werden. Von der Ein- 
schätzung der aufgegebenen Güter in die sonst üblichen Waaren- 
classen hatte man abgesehen und sich darauf beschränkt, für 
Einzelgut einen bestimmten Centnersatz (7*5 Centimes per 
Meile) und für die in grösseren Quantitäten aufgegebenen 
Güter einen festen Wagenladungssatz zu erheben, der nach 
der Tragfähigkeit des verwendeten Wagens berechnet und 
nur insofern festgesetzt wurde, als für einen bedeckten Wagen 
ein etwas höherer Satz in Anrechnung kam, als für einen 
offenen Wagen. 

Als man nun nach eingetretenem Frieden Zeit gewann, 
sich eingehend mit der Tarifregulirung zu beschäftigen, wobei 
auch auf die Rentabilität der theuer erkauften Bahnen Rück- 
sicht genommen werden musste, sah man sich vor die Alter- 
native gestellt, entweder den französischen Ostbahntarif oder 
einen auf deutschen Bahnen bestehenden Tarif einzuführen, 
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oder aber bei dem Principe des Kriegstarifes zu beharren und 
diesen nur den durch den eingetretenen Frieden veränderten 
Verhältnissen entsprechend umzugestalten. 

In Anbetracht der Complication des, ausserdem auch 
vielfach auf die Begünstigung einzelner Frachtinteressen'ten 
abzielenden Tarifes der französischen Ostbahn und der Un- 
thunlichkeit, ein fremdes, für andere Verhältnisse geschaffenes 
Tarifsystem hier in Anwendung zu bringen, wählte man den 
letzteren Weg. Man durfte denselben um so zuversichtlicher 
einschlagen, als der Kriegstarif sich trotz der Höhe seiner 
Frachtraten (3y 2 resp. 2y 2 Cent, per Centnermeile für Wagen- 
ladungen in gedeckten, resp. offenen Wagen) verhältnissmässig 
vorzüglich bewährt hatte und auch die Betriebsresultate der 
Nassau 'sehen Staatsbahnen, denen der Elsass-Lothring'sche 
Tarif nachgebildet war, befriedigende waren. 



Tariürungs-Schema des Elsass-Lothring'schen Tarifes. 

Das dem Elsass-Lothring'schen System zu Grunde liegende 
Tarifirungs-Schema unterscheidet 4 Classen, nämlich; Stück- 
gut aller Art (excl. Eilgut), Classe I, in kleineren, eine Wagen- 
ladung nicht erreichenden Quantitäten; Wagenladungsciasse A 
für 100 und 200 Ctr. bei Verwendung gedeckt gebauter Wagen ; 
Wagenladungsciasse B für 100 und 200 Ctr. bei Verwendung 
offener Wagen; sperrige Güter zahlen, wenn sie als Stückgut 
zur Aufgabe kommen, die anderthalbfache Gebühr der Fracht 
der Classe I. Das Zusammenladen beliebiger Artikel ist zulässig, 
insoweit nicht reglementarische Bestimmungen entgegenstehen. 
Dem Versender ist gestattet, für die Deckung der zur Beför- 
derung in offenen Wagen von ihm aufgegebenen Güter selbst 
Sorge zu tragen oder die miethweise Ueberlassung von Decken 
der Eisenbahnverwaltung im Frachtbriefe zu fordern. 



Taritirung. 

Die den Frachtsätzen zu Grunde gelegten Einheiten und 
Expeditionsgebühren betrugen nach dem Tarife vom Jahre 1871 
bei Distanzen über 10 Meilen: 
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t , , f Eilfracht 

Stückgut { ,. „ , 

[ ordinäre Fracht 

Wagenladungsciasse A (bedeckte Wagen). 

a) Für 100 Ctr 

Für das 100 Ctr. überschiessende Ge- 
wicht zusätzlich 

b) Für 200 Ctr 

Wagenladungsciasse B (offene Wagen) 

a) Für 100 Ctr 

Für das 100 Ctr. überschiessende Ge- 
wicht zusätzlich 

b) Für 200 Ctr 

Specialclasse 



Fracht per 

Centner und 

Meile 



Expeditions- 
gebühr per 
Centner 



96 
3-84 

2-88 

1-92 
2-40 

1-92 

0-96 
1-44 
0-96 



12 
"9-6 

72 

2-4 

4-8 

72 

2-4 
4-8 
72 



Bei Belastung des verwendeten Wagens bis 100 Ctr. 
wird der für ein Gewicht von 100 Ctr. berechnete Minimal- 
satz erhoben, für jedes weitere, in demselben Wagen verladene 
Gewicht wird per Centner der ermässigte Frachtsatz zu- 
geschlagen. Das Auf- und Abladen der Wagenladungsgüter 
ist Sache der Partei. 

Im Jahre 1874 wurden die vorstehenden Frachtsätze in 
Folge der gestiegenen Materialpreise und Arbeitslöhne um 
10—20% erhöht, wobei auch der zusätzliche Frachtsatz für 
die eine Ladung von 100 Ctr. überschiessenden Gewichts- 
mengen fallen gelassen wurde. 

Die Prämie, welche der Elsass-Lothring'sche Tarif für 
Wagenladungen gewährt, ist eine sehr bedeutende. So sehen 
wir z. B., dass das gleiche Gut, welches nach Classe B in 
Quantitäten von 100 Ctr. aufgegeben wird, gerade um die 
Hälfte weniger kostet, als wenn es als Stückgut befördert wird. 
Dies wird darauf zurückgeführt, dass sich die Kosten des 
Transportes von Wagenladungsgütern in Folge der besseren 
Raumausnützung weit billiger als von Stückgütern stellen. 
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Ebenso wird der Preisunterschied bei Verwendung gedeckter 
und offener Wagen mit den geringeren Anlage- und Erhaltungs- 
kosten, sowie dem kleineren Eigengewichte offener Wagen 
motivirt. 

Auf den ersten Blick hat das Elsass - Lothring'sche 
Tarifsystem durch sein einfaches, jedermann zugängliches 
Schema etwas Bestechendes. Zudem passte sich dasselbe auch 
den damals in massgebenden Kreisen der preussischen Re- 
gierung herrschenden Anschauungen an. »Wie ersichtlich« — 
so äusserte sich der »Reichsanzeiger« — »wird bei diesem 
Tarifsystem im- Gegensatze zu der sonst üblichen Tarificungs- 
weise der Werth des Gutes oder eine sonstige innere Qualität 
desselben als für die Leistung der Eisenbahn einflusslos nicht 
berücksichtigt; vielmehr werden nur das Gewicht und der 
Rauminhalt, d. h. diejenigen Eigenschaften des Gutes in Betracht 
gezogen, durch welche vorzugsweise die Leistung der Bahn 
bedingt und nach denen nicht unbilliger Weise auch die Gegen- 
leistung bemessen wird.« 

Hiezu kam, dass sich allgemein und nicht allein in den 
neu erworbenen Reichslanden nach dem französischen Kriege, 
als es sich darum handelte, die durch den Krieg und seine 
Nachwirkungen gestörten Beziehungen wiederherzustellen, das 
Bedürfniss in besonders hohem Grade geltend machte, die 
Classification der Güter zu vereinfachen und eine grössere 
Einheit in den Tarifsätzen herbeizuführen. 

»Vor Allem« — so sprach sich damals Herr Mevissen, 
Präsident der Rheinischen Eisenbahn-Gesellschaft, aus — »ist 
als Grundlage eines rationellen Tarifsystems erforderlich: Leichte 
Uebersichtlichkeit und Publikation fester, für alle Aufgeber von 
Gütern gleich giltiger Sätze. Von diesen Fundamental-Erforder- 
nissen ist ein Theil der Bahnen des deutschen Eisenbahn- 
Vereines zur Zeit noch weit entfernt. Ist auch in Preussen das 
Rabattsystem, als mit dem Eisenbahngesetze nicht vereinbar, 
glücklich beseitigt, so steht dagegen in Oesterreich die Ge- 
währung eines Refactiesatzes je nach Richtung und Bedeutung 
der Gütermassen noch in voller Blüthe.« 

Der Handelstand, der durch die seiner Anschauung 
nach durchaus willkürlich gewährte Classification, resp. durch 
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die damit verbundene willkürliche Preisstellung sich vorzugs- 
weise benachtheiligt erachtete, glaubte durch das natürliche 
System auch zugleich die seit längerer Zeit von ihm ange- 
strebte Trennung der Traction von der Spedition (Fahrverkehr) 
zu erringen. 

Gründe, welche zu Gunsten des natürlichen Systems vorgebracht 

werden. 

Die zu Gunsten des natürlichen Systems, beziehungsweise 
des Elsass-Lothring'schen Systems sprechenden Gründe lassen 
sich in folgende Punkte zusammenfassen: 

1. Der wesentlichste wirtschaftliche Vortheil des Tarif- 
sytems für die Eisenbahnen bestehe — so wird gesagt — darin, 
dass es die Beförderung von Gütern in Wagenladungen be- 
günstige, eine bessere Ausnützung der Wagen als beim Classi- 
ficationssystem herbeiführe, durch Verminderung der todten 
Last die Fortschaffung einer grösseren Menge Gutes mit der- 
selben Zugkraft gestatte und somit nicht nur eine Ersparniss 
an der Wagenmiethe, sondern auch einen höheren Ertrag per 
Wagen zur Folge habe. 

Wir haben bereits früher das Verhältniss der Nettolast zur 
Bruttolast im Güterverkehre, wie sich dasselbe auf den badischen 
Staatsbahnen unter dem Regime des Classifications- und des 
Wagenraumsystems stellte, angeführt und gesehen, dass sich 
dasselbe während der Herrschaft des Classifications-Tarifes wie 
1 : 4*84 und während der Herrschaft des deutschen Reform- 
tarifes wie 1 : 396 verhielt; es war daher die Wagenausnützung 
im letzteren Falle eine um 18% günstigere, als im ersteren Falle. 

Die nachstehende, vom Ingenieur Baum* zusammen- 
gestellte Tabelle gibt einen Vergleich der in den Jahren 
1872/75 erzielten Wagenausnützungs-Resultate. 

Das günstige Verhältniss bei den deutschen, vom Staate 
verwalteten Privatbahnen will Baum auf die Massenbeförderung 
der Kohlen und die dadurch hervorgerufene Ausnützung des 
Wagenparkes zurückführen (was wir übrigens hier der 
mangelnden Rückladung halber nicht ohne Weiteres zulassen 
möchten), so dass hiernach die Bahnen von Elsass-Lothringen 

^Die Tarifsysteme. Lille 1878. 
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den grössten Percentsatz aufweisen. Dagegen ist das bei den 
ungarischen Staatsbahnen im Jahre 1874 eingetretene ungünstige 
Ergebniss um so auffallender, wenn man berücksichtigt, dass 
gerade damals auch in Ungarn ein Wagenraumsystem bestand, 
welches aber an dem Fehler laborirte, anstatt geschlossener, 
dem Wagenraum entsprechender Quanten — zumeist Minimal- 
quantitäten von 100 und 200 Ctr. zu bedingen. 



Auf den 



Eisass-Lothring'schen Bahnen . . . . 

Deutschen Staatsbahnen 

Deutschen Privatbahnen, vom Staate 

verwaltet 

Deutschen Privatbahnen 

Ungarischen Staatsbahnen 

Oesterr.-ungar. Privatbahnen . . . . 



Im Jahre 
1872 i 1873 "~ 1874 | 1875 



Percent 



47-48 
37-60 

49-80 
4160 
46 — 
40-70 



47-50 
3785 

49-93 
41-88 
36-73 
4417 



4606 
3710 

4815 
39-47 
36 — 
41-36 



45-59 
3913 

5104 
40-58 
4405 
4212 



Die Wagenausnützung der österreichisch-ungarischen und 
der deutschen Bahnen (im Durchschnitt gerechnet) betrug: 

Percent im Jahre 
1881 1878 1876 

Oesterreich-Ungarn 44*31 4187 41*85 

Deutschland 44*17 41*04 4204 

Hiernach hat die durchschnittliche Belastung der österr.- 
ungar. und deutschen Wagen in den letzten 6 Jahren annähernd 
gleichen Schritt gehalten. Eine günstige Einwirkung des in 
Deutschland seit 1878 ziemlich allgemein eingeführten Reform- 
tarifes mit seinen allgemeinen Wagenladungsclassen auf die 
Wagenausnützung hat sich sonach im Entgegenhalte zu dem 
Classifications-Tarife von Oesterreich-Ungarn bisher nicht bemerk- 
bar gemacht. Es ist dieses Ergebniss der deutschen Bahnen 
um so befremdender, wenn man berücksichtigt, dass, abgesehen 
vom Stückgut-Sammelverkehre, das Verkehrsquantum von Wagen- 
ladungsgütern in Deutschland bei seiner viel entwickelteren Berg- 
bau- und Hüttenindustrie weit grösser als in Oesterreich ist und 
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sonach dort auch weit leichter Rückladungen gefunden werden 
sollten, welche auf die Ausnützung der Wagen einen besonders 
günstigen Einfluss üben. Oder sollte vielleicht gerade der 
enorm starke Kohlenverkehr Norddeutschlands, welcher sich nur 
in einer Richtung bewegt, die Wagenausnützung ungünstig be- 
einflussen? Jedenfalls resultirt hieraus, dass doch wohl andere 
Factoren einen weit fühlbareren Einfluss auf die grössere oder 
geringere Wagenraum-Ausnützung haben müssen, als das je- 
weilige Tarifsystem. Inwieweit die durch äussere Verhältnisse 
gezogenen Grenzen Einfluss auf die Wagenausnützung nehmen, 
das zeigt sich namentlich in Jahren einer intensiveren Ver- 
kehrsentwicklung, wie sie z. B. das Jahr 1881 in Deutschland 
aufwies, wo die vorhandenen Betriebsmittel zur Bewältigung des 
Verkehres nur zur Noth ausreichend waren. Trotzdem hat sich auch 
in diesem Jahre keine auffallend bessere Ausnützung des Wagen- 
raumes bemerkbar gemacht, was seinen Grund nur in der stets 
einseitig grösseren Richtung des Verkehres haben kann. Im 
Allgemeinen spielen daher auch die natürlichen, in den Ver- 
kehrsverhältnissen selbst liegenden Hindernisse, über welche 
die Bahnverwaltungen nicht gebieten können und denen kein 
Tarifsystem abhilft, bei der Wagenausnützung eine wichtige Rolle. 

»Die Wagen« — sagt Oberbaurath Sehe ff ler* — 
»werden stets nur unvollständig ausgenützt werden können 
und es liegt auf der Hand, dass die Ausnützung sich im grossen 
Ganzen nicht viel von der Hälfte der Maximalbelastung, näm- 
lich von dem Zustande entfernen wird, wo jeder Wagen die 
Versandstation voll beladen verlässt und ganz leer dahin 
zurückkehrt.« 

Dies ist denn auch im grossen Ganzen das praktische 
Resultat des Betriebes, womit allerdings unserseits keineswegs 
bestritten werden soll, dass das Elsass-Lothring'sche System 
nicht eine durchschnittlich bessere Ausnützung der Wagen, als das 
Classificationssystem zur Folge haben kann, wie wir dies ja in 
Baden gesehen haben; allein es muss nicht diese Folge haben. 
Zudem ist ja doch auch das Verkehrsquantum solcher Stück- 
güter, welche in Wagenladungen aufgegeben werden können 
(und um diese handelt es sich wohl in erster Linie bei Ver- 

* S c h e f fl er. Statistischer Beitrag zur Eisenbahn-Tarif frage. Seite 12. 1873. 
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gleichung der besprochenen Tarifsysteme in Bezug auf den Ein- 
fluss, welchen dieselben auf die Wagenausnützung haben), ein zu 
unbedeutendes, um eine wesentlich bessere Ausnützung der 
Wagen durch Gruppirung der Stückgüter zu erzielen. Wir 
bemerkten ja, dass selbst in Elsass-Lothringen unter dem 
Regime des Wagenraum-Tarifes der Percentsatz von 47*48 des 
Jahres 1872 im Jahre 1875 auf 45*59 zurückging, während 
in derselben Zeit jener der österr.-ung. Privatbahnen, welche 
das Classificationssy stem besassen, von 40*70 auf 42* 12 ge- 
stiegen ist. Und auch in Baden stellte sich das Verhältniss 
unter dem Regime des Reformtarifs günstiger, als unter dem 
Regime des Elsass-Lothring'schen Raumsystems (1 : 3*96 zu 
1 : 3*895). 

Wenn wir aber aus dem Vorstehenden sehen, dass die Aus- 
nützung der Wagentragkraft noch immer Manches zu wünschen 
übrig lässt, so gestaltet sich das Verhältniss der Zeitdauer, während 
welcher die Waggons durch den Rangirdienst, die Zollmani- 
pulation, durch das Beladen und Entladen, durch Reparaturen 
u. s. w. festgehalten sind, gegenüber deren Nutzleistung noch 
weit ungünstiger. Welchen enormen Einfluss diese Zeitdauer 
auf die Ausnützung derselben ausübt, »das möge« — sagte 
Baron Weber* — »aus der Thatsache ersehen werden, dass 
die Wagen der preussischen Bahnen jährlich den von ihnen 
durchmessenen Raum in durchschnittlich 21 Tagen zurücklegen 
und volle 344 Tage ausser Curs stehen. In Oesterreich ist 
das Verhältniss nach der Zeit durch die grossen Wegstrecken 
der Transporte günstiger und hier rollen die Wagen 28 Tage 
und stehen 337 Tage still«. 

2. Ein keineswegs zu unterschätzender Vortheil des 
Elsass-Lothring'schen Systems liege, so wird weiter behauptet, 
darin, dass dasselbe den Bahnverwaltungen ermögliche, ihre 
Selbstkosten zu verringern und in sichererer Weise festzustellen, 
als dies bei der Werthclassification thunlich sei. Es gewähre 
daher auch einen Schutz gegen zu weit gehende Ansprüche 
des Publikums auf Ermässigung der Fracht, während es ander- 
seits die Möglichkeit biete, die Fracht so zu reguliren, dass 



* Weber. Zeitfragen. 



Die Betriebs- und Tarifsysteme etc. 161 

sie einen angemessenen Gewinn mit mehr Sicherheit in Aus- 
sicht stelle. 

Es ist nun allerdings nicht zu bestreiten, dass die Er- 
mittlung der Selbstkosten eine um so leichtere sein wird, je 
einfacher das Tarifsystem und je stabiler der Frachtsatz ist. 
Allein die Genauigkeit dieser Ermittlung erfordert auch hier 
so ziemlich gleiche Voraussetzungen, wie bei dem reinen 
Classificationssystem. Rücksichtlich der gerühmten Verringerung 
der Selbstkosten verweisen wir an das an anderer Stelle 
hierüber Gesagte. 

Dass durch das Lothring'sche System ein Schutzmittel gegen 
zu weit gehende Ansprüche des Publikums geschaffen werde, 
möchten wir denn doch bezweifeln, insoweit unter dem Publikum 
nicht etwa die Spediteure gemeint sind, welchen allerdings 
die gebotene Ermöglichung des Sammeins von Stückgütern zu 
Wagenladungen wesentlich conveniren mag. Das übrige Publikum 
wird in seinen Ansprüchen an die Billigkeit eines Frachtsatzes 
niemals stille stehen. 

Des Weiteren ist allerdings nicht zu leugnen, dass in 
Folge der vereinfachten Verrechnung eine Ersparniss des 
Expeditions- und Controlpersonals der Bahnen sich erzielen 
lassen wird. Dies jedoch nur insoweit, als es sich um Trans- 
porte zwischen Bahnen mit dem gleichen vereinfachten Systeme 
handelt. Bei Verbandverkehren mit abweichendem Systeme 
hört auch dieser Vortheil auf. 

Ebenso tritt zwar eine theilweise Entlastung der Eisen- 
bahnverwaltungen dadurch ein, dass die Verladung und Ent- 
ladung der Stückgüter in Wagenladungen auf die Parteien 
über wälzt werden kann; allein es entgeht dafür auch die Ein- 
hebung der sonst entfallenden höheren Expeditionstaxe. 

3. Dadurch, dass ein Tarifirungs-Unterschied bei Ver- 
wendung gedeckter und offener Wagen zu Gunsten der letzteren 
gemacht sei, solle, wird gesagt, das dem natürlichen System 
zu Grunde liegende Kosten-Minderungsprincip weiterhin zur 
Geltung gebracht werden. 

Zur Begründung dieser Unterscheidung wird hervor- 
gehoben, dass der gedeckt gebaute Wagen um ungefähr 
25 Percent mehr koste, als der offene; dass der gedeckt ge- 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 11 
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baute Wagen ein um 20 bis 25 Percent grösseres Eigengewicht 
habe und dass auch die Verladung einer Reihe von Gütern 
in offene Wagen sich viel billiger bewerkstelligen lasse, als 
in' geschlossene und schwerer zugängliche. Der Elsass- 
Lothring'sche Tarif macht — wie wir gesehen — zwischen 
der Verwendung gedeckter und offener Wagen einen Preis- 
unterschied von durchschnittlich 30 Percent. 

Reitzenstein (Seite 106) bemerkt hierüber Folgendes: 
»Wenn der deutsche Wagenraumtarif für alle, also auch die 
Güter, welche ihrer Natur nach entschieden gedeckte Beför- 
derung erheischen, unbedeckte Beförderung zu Gründe legt 
und zwar zu billigeren Tarifsätzen, so ist dies ebenso ungesund, 
wie wenn der Handwerker oder Fabrikant schlecht, aber zu 
Schleuderpreisen arbeitet oder arbeiten zu wollen erklärt. 

Der oft so betonte Unterschied der Selbstkosten bei 
Beförderung in gedeckten und offenen Wagen erweist sich bei 
näherer Betrachtung als verschwindend gering. Allerdings, ein 
gedeckter Wagen ist um 25 Percent theuerer, als ein offener, 
aber die Unterhaltung und Amortisation stellt sich nicht höher, 
weil der offene Wagen erfahrungsmässig durch das Hinein- 
regnen und andere Witterungseinflüsse mehr leidet. Zwar ist 
ein leerer offener Wagen um 25 Percent leichter und bietet 
dem Seitenwinde geringere Fläche; indess für die Gütertarife 
kommt das Verhältniss der geladenen Wagen in Betracht, wo- 
bei sich bei vollen Ladungen die Differenz des Gesammt- 
gewichtes auf nur 8 bis 9 Percent stellt. 

Das Ein- und Ausladen ist allerdings bei offenen Wagen 
leichter und bequemer, aber dies könnte besten Falles doch 
nur auf die (für offene und gedeckte Wagen gerade gleichen) 
Expeditionsgebühren, aber nicht auf den Streckenfrachtsatz Ein- 
fluss üben und wird mehr als aufgehoben durch die Beschränkung 
der Eisenbahnen in der Verwendung offener und gedeckter 
Wagen, je nachdem sie gerade zur Hand sind, ganz besonders 
auch in der Benützung zurücklaufender fremder Wagen.« 

Es hat denn auch in Anerkennung der vollen Berechtigung 

dieser Einwendungen der neue Reformgütertarif der deutschen 

. Bahnen die Unterscheidung zwischen gedeckter und offener 

Beförderung insoweit principiell verlassen, als die Eisenbahnen 



Die Betriebs- und Tarifsysteme etc. 163 

nur jene Güter der Specialtarife in offenen Wagen zu befördern 
hefugt sein sollen, deren Natur dies ohne Schädigung der Qualität 
der Waare gestattet. Wird dagegen für diese Güter die Verladung 
in gedeckten Wagen ausdrücklich gefordert, so kommen die 
Tarifsätze der betreffenden Classe mit 10 Percent Zuschlag 
in Anwendung. Die unbedingt in gedeckten Wagen zu be- 
fördernden 82 Artikel der Specialclassen sind im Tarife be- 
sonders angeführt. 

Hiermit ist man wieder zum Grundsatze jener Solidität 
des Eisenbahn-Transportdienstes zurückgekehrt, welche durch 
die frühere Tarifirungs-Unterscheidung leicht Gefahr laufen 
konnte. 

4. Dem natürlichen System wird gegenüber dem Classi- 
ficationssystem nachgerühmt, dass es die strenge Gerechtigkeit 
und Gleichheit aller Interessen wahre, weil es der Gerechtig- 
keit widerstreite, wenn — wie es bei dem Classificationssystem 
der Fall — das werthvollere Gut im Interesse des minder- 
werthen weit über die Kosten der Transportleistung belastet 
werde. 

5. Dass mit dem natürlichen Tarifsystem die auch vom 
Congress deutscher Volkswirthe angestrebte Trennung des 
Fahrverkfehres von dem Frachtenverkehre, worauf wir später 
zurückkommen werden, eher zu erreichen sein würde, als beim 
Classificationssystem, liegt auf der Hand. So wurde denn auch 
auf dem Wiener Congresse deutscher Volkswirthe Folgendes 
zum Beschlüsse erhoben: »Die Concurrenz im Frachtenverkehre 
zur Geltung zu bringen, erscheine als der einfachste Weg 
zur Einführung des bereits praktisch bewährten Wagenraum- 
und Collotarifes, bei welchem die Bahn alternativ die Leistung 
des Frachtführers und des blossen Transportunternehmers an- 
bietet und dafür eine entsprechende Gegenleistung fordert, 
ohne dem Moment des Werthes des Frachtgutes willkürliche 
Bedeutung beizulegen.« 

Die gegen das Elsass-Lothring'sche (natürliche) System vorge- 
brachten wichtigsten Gründe sind: 

1. Dasselbe . bedeute im Wesentlichen die Wiederher- 
stellung des einst mühsam überwundenen Standpunktes der 

11* 
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fremden Spedition im Eisenbahnverkehr. Obzwar in einem 
System, welches die Expedition vereinfacht, ein Vortheil für 
die Bahnen erblickt werden könne, so werde für das Publikum 
nichts als die Verlegung der Stelle, welche die Expedition 
bisher besorgte, und zwar zu seinen Ungunsten erlangt. That- 
sächlich werde der Spediteur nur bei Stückgütern in der Lage 
sein, dem Publikum einen Vortheil zu bieten, und daher werde 
auch nur hier seine Vermittlung in Anspruch genommen 
werden. Wenn demzufolge auch die Thätigkeit des Spediteurs 
nicht die grosse Bedeutung habe, wie man gemeiniglich vor- 
aussetze, so könne doch nicht bestritten werden, dass dem 
Publikum die früher gebotene Sicherung der rechtzeitigen Be- 
förderung der Stückgüter in Folge der Intervention des Spe- 
diteurs nicht in gleichem Masse gewährleistet werde; es sei 
denn, dass es sich um einen sehr grossen Versand von Stück- 
gütern zwischen zwei Verkehrscentren handle, in welchem 
Falle aber auch die Eisenbahn es in der Hand haben würde, 
sich die betriebstechnischen Vortheile des Wagenraumsystems 
ohne Beeinträchtigung ihrer Einnahmen zu sichern. 

Hierzu tritt der für die Eisenbahnen ungünstige Umstand, 
dass der gruppirende Spediteur die voluminösen Collien, 
welche keine genügende Ausnützung des Wagens zulassen, 
sowie jene, welche sich ihrer Natur und Beschaffenheit nach 
nicht gut mit anderen zusammen verladen lassen, immer nur 
als Stückgut aufgeben wird. 

So sagt denn auch Petermann:* »Das Institut der 
Makler hat seinen guten Sinn und wirkt geschäftbefördernd 
und zeitersparend, wo es gilt, Käufer und Verkäufer, die sich 
direct vielleicht gar nicht oder erst nach langem vergeblichen 
Suchen finden würden, zur Befriedigung des beiderseitigen 
Verlangens zusammenzuführen. Im Eisenbahnverkehre bedarf 
es dieser Vermittlung nicht,** denn die Eisenbahnstation ist in 
aller Welt bekannt, viel bekannter, als die Comptoirs der sich 



* Sächsische Eisenbahnfragen. Leipzig 1877. 

** Es enthebt aber auch die Vermittlung des Spediteurs die Bahnver- 
waltung keineswegs der ihr gemäss Art. 423 des Handelsgesetzbuches auf- 
erlegten Verpflichtung, wonach sie, wenn das Gut über ihre Bahn hinausgeht, 
Frachtführerin und Spediteurin ist. 
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in das Transportgeschäft eindrängenden Frachtensammler. 
Nicht Zusammen-, sondern Auseinanderbringen ist die Function 
der letzteren, wenn sie die Güter von gleicher Bestimmung, 
die bei directer Anfuhr zur Eisenbahnstation sich ganz von 
selbst sämmtlich an einem Punkte concentriren, also so rasch 
als überhaupt möglich zu Wagenladungen ansammeln würden, 
auf den Abweg nach den verschiedenen privaten Zwischen- 
sammelstellen locken, deren jede natürlich, weil sie nur einen 
Theil des Verkehres an sich zu ziehen vermag, langsamer 
und schwieriger als die Eisenbahn selbst das zur Bildung einer 
Wagenladung erforderliche Quantum zusammenbringt.« 

Nachdem aber dem Spediteur nur ein Theil des Stückgut- 
verkehres überwiesen werden kann, so wird durch das Zwischen- 
schieben desselben auch den Eisenbahnen ihre bisherige Ex- 
peditionslast nicht so wesentlich erleichtert, als man auf den 
ersten Blick glauben sollte. »Diese Erfahrungen eisenbahnseitig 
zu verwerthen* dürfte um so mehr an der Zeit sein, als durch 
das heutige Bestreben der Spediteure, den einträglichen Stück- 
gutverkehr an sich zu ziehen, dieser Verkehrszweig für die 
Eisenbahnen bestimmt kostspieliger werden wird. Leider ist 
schon fast zwischen allen Hauptorten Deutschlands der Stück- 
gutverkehr in den Händen der Spediteure, und zwar haupt- 
sächlich zum Nutzen dieser und nicht des handeltreibenden 
Publikums, welches sich eine oft wochenlange Ansammlung 
gefallen lassen muss, ohne dass die Fracht wesentlich oder 
überhaupt billiger wird. Man könnte da vielleicht einwenden, 
dass der Versender nicht nothwendig hat, seine Güter derar- 
tigen Spediteuren zu übergeben. Gewiss ist dieser Einwand 
begründet, aber — wie es die Praxis lehrt — bekümmert sich 
der Versender in der Regel weiter nicht um den Transport, 
schenkt vielmehr den Angaben seiner Spediteure Glauben, und 
den Schaden hat der Empfänger zu tragen, welcher womöglich 
die gleiche Fracht zu zahlen hat und dem das Gut wochenlang 
zu spät geliefert wird. Klagen dieser Art werden sicher mit 
der Zeit zur Folge haben, dass diese Sammelwagen, wo sie 
ohne Transportverzögerung unmöglich sind, wieder eingehen.« 



* Z. d. V. d. E. Nr. 2, ex 1879. 
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Ueberhaupt — spricht sich die Vereinszeitung aus — sei 
das sogenannte Wagenraumsystem nicht aus praktischem Be- 
dürfnisse, sondern aus theoretischen Abstractionen hervorge- 
gangen; die allgemeine Wagenladungsciasse sei von vornherein 
selbst von Anhängern des Systems für nicht unbedenklich 
gehalten worden, und in Eisenbahnkreisen sei gewiss die 
Mehrzahl der Unterrichteten nicht der Meinung gewesen, dass 
aus der allgemeinen Wagenladungsciasse das Publikum einen 
besonderen Vortheil haben würde. Man habe dieselbe als ein 
nothwendiges Zubehör des Systems in den Kauf genommen 
in der Hoffnung, dass die Befürchtungen, welche vielseitig an 
dieselbe geknüpft wurden, sich nicht bewahrheiten würden. 
Diese Befürchtungen seien aber trotzdem sehr bald eingetroffen. 
Es zeige sich, dass die Eisenbahnen Schaden aus der Ein- 
richtung haben; denn die Sammlung der Güter finde — wie 
dies auch vorhergesagt war — thatsächlich fast nur zwischen 
Hauptverkehrsplätzen statt, für welche es den Eisenbahnen 
schon früher leicht war, volle Wagenladungen zusammenzu- 
bringen, so dass sie keine namhaft bessere Wagenausnützung 
erzielen, aber trotzdem zu niedrigeren Sätzen fahren müssen. 
Das Publikum habe aber auch keinen rechten Vortheil; denn 
einen sehr erheblichen Theil des Unterschiedes zwischen den 
Sätzen der Stückgut- und der allgemeinen Wagenladungsciasse 
nehme der Spediteur für sich in Anspruch. Transportverzöge- 
rungen träten häufig ein, und wenn die Beförderungspreise 
auch etwas ermässigt sein mögen, so seien sie dafür in ihrem 
Betrage unsicherer geworden, ein Nachtheil, der in manchen 
Fällen grösser sei, als der Vortheil der Ermässigung. 

Soviel steht einmal fest, dass das System der allgemeinen 
Wagenladungsciasse, anstatt eine Gleichheit in der Behandlung 
aller Transport-Interessenten herbeizuführen, nur Anlass zu 
ungleichmässiger Behandlung derselben gibt, wodurch der 
Charakter der Eisenbahnen als öffentlicher Verkehrswege, 
welchen auch, der deutsche Reichskanzler in der Denkschrift 
vom Jahre 1879 mit Recht so besonders betont, künstlich 
verwischt wird. 

Die Prämie, welche dem Spediteur, als Sammler der 
Stückgüter zu Wagenladungen, seitens der Eisenbahn gewährt 
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wird, stört die Stetigkeit des Tarifes, involvirt eine Benach- 
theiligung der kleineren Station mit geringerer Frequenz 
gegenüber einer grösseren mit grösserer Frequenz und ist 
daher nichts anderes, als die Bonification des Einzelnen auf 
Kosten der Mehrheit, somit ein Ausfluss des viel ver- 
pönten und verrufenen Rabattsystems. Denn ob es sich bei 
Gewährung der einem Einzelnen in Aussicht gestellten Rabatte 
um ein Transportquantum von 500 t oder von 5 t handelt — 
nicht das Quantum, die Tendenz bestimmt das Princip! Es 
erscheint deshalb auch etwas controvers, wenn die österreichische 
Eisenbahntarif-Enquete sich in einem und demselben Athem 
für Einführung der allgemeinen Wagenladungsclassen des 
deutschen Reformtarifes und gleichzeitig für Aufhebung der 
Refactien erklärt. 

Unserseits neigen wir daher auch der Ansicht zu, dass 
die Errichtung einer zweiten Stückgutclasse unter Aufrechthaltung 
der allgemeinen Wagenladungsciasse, wie sie in Deutschland 
von mancher Seite gewünscht wird, nicht allein auf Kosten 
des dem Reformtarif zu Grunde liegenden Principes der Ein- 
fachheit und Uebersichtlichkeit ginge, sondern dass es weit 
rationeller und grundsatzgetreuer wäre, den Wagenladungstarif 
für Stückgüter als missglückten Versuch zu betrachten and ganz 
zu beseitigen. 

Dagegen aber sprechen wir uns auch hier, so wie früher 
bei dem Personenverkehre, dafür aus, den Stückguttarif von 
einer gewissen Minimaldistanz ab auf Grund einer fallenden 
Gebührenscala zu construiren, wobei in Oesterreich die bestehenden 
zwei Stückgutclassen in eine einzige zu vereinigen wären, zumal 
die erste, theuere Classe ohnehin nur Güter, welche im Eisen- 
bahnverkehre keine besondere Rolle spielen, umfasst. 

Der etwaige Einwand, dass der von uns vertretene 
Standpunkt einer gegen die thünlichste Ausnützung der Wagen 
gerichteten Tendenz gleich sehe und dass folgerichtig auch der 
Unterschied der Wagenladungsclassen-Quanten von 5000 und 
10.000 Kg. fallen gelassen werden müsste, wäre schon deshalb 
nicht zutreffend, weil der zwischen Stück- und Wagenladungs- 
gut bestehende Unterschied kein durch Eisenbahntarife künst- 
lich gemachter, sondern ein in der Natur, der Beschaffenheit 
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und dem Werthe der Waare, ihrer Productionsmenge und 
Consumtionsfähigkeit liegender ist, wobei die Eisenbahnen in 
Folge der Construction und des Fassungsvermögens ihrer 
Wagen nur insoweit Einwirkung ausgeübt haben, als die 
Geschäftsabschlüsse je nach dem Fassungsraum der Transport- 
mittel sich usancegemäss auf fixe Quanten von 5000 und 
10.000 Kg. pro Sendung herausbildeten. 

Dagegen erscheint das, dem (im Uebrigen gewiss nach- 
ahmungswerthen) deutschen Reformtarif innewohnende Bestreben : 
eine ihrer ganzen Natur und Beschaffenheit nach unter den 
Begriff »Collogut« fallende Waare in ein Wagenladungsgut 
umzuwandeln, ein durchaus gekünsteltes, naturwidriges, die 
Eisenbahnen, sowie Handel und Publikum schädigendes. 

Wir werden hierauf noch im nächsten Punkte zurück- 
kommen. 

2. Ein weiterer, gegen das Lothring'sche System gerichteter 
Vorwurf geht dahin, dass unter dem zumeist doch erfolglos blei- 
benden oder sich gar ins Gegentheil wendenden Streben der 
thunlichsten Wagenausnützung der Turnus der in Circulation 
gesetzten Wagen verlangsamt werde und damit auch die 
Beförderung der Transporte selbst eine Verzögerung erleide. 

In der That wird eine Station, welche einzelne Collo- 
güter vielleicht noch ganz gut in den Packwagen oder in 
die leer retourgehenden Wagen des heute verkehrenden 
Zuges verladen könnte, in Folge der waggonweisen und daher 
später erfolgenden Aufgabe dieser Stückgüter sich häufig ge- 
nöthigt sehen, dieselben erst des folgenden Tages unter 
weniger convenirenden Umständen zu befördern, indem sie 
dazu einen besonderen Wagen dem Zuge beigeben und daher 
dessen Bruttolast vermehren muss, während heute die vorhan- 
denen Wagen leer mitgefiihrt werden müssen. 

Ueberhaupt liegt ja schon — wie uns scheinen will — 
in dem früher Gesagten, wonach die Ausnützung der Wagen 
sich naturgemäss nicht viel von der Hälfte der Maximal- 
belastung entfernen kann, sonach eine diesem Verhältnisse 
entsprechende Anzahl leerer oder ungenügend ausgenützter 
Wagen sehr vielen Zügen beigegeben sein wird — der Hin- 
weis, dass es für eine Eisenbahnverwaltung vortheilhafter er- 
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scheint, die vorhandenen leeren Wagen, anstatt dieselben ohne 
jede Beladung cursiren zu lassen, sofort, wenn auch nur mit 
10 oder 15 Percent ihrer Tragfähigkeit oder ihres Fassungs- 
raumes zu beladen und zu verwenden, nicht aber zu warten, 
bis sich eine Belastung von 50 oder 100 Percent gefunden 
hat. Ebenso muss es auch in dem Interesse des eigentlichen 
Versenders und Empfängers gelegen sein, dass seine Waare so 
rasch wie möglich in Umlauf kommt. 

Ein nicht geringer Grund des kolossalen Aufschwunges 
der Packetbeförderung der Post liegt in der Schnelligkeit, 
Promptheit und relativen Billigkeit der Beförderung. Es ist 
dies nicht allein das Verdienst der Post, sondern gewiss auch 
das der Eisenbahnen, welche die Beförderung so rasch, so 
prompt und so billig vermitteln. Was aber dort die Eisen- 
bahnen als Hilfsmittel der Post, zudem fast ohne materielle 
Entschädigung ihrer Leistung erzielt haben, das sollten sie als 
unmittelbarer Transportführer gegen Entschädigung nicht er- 
zielen wollen? Hierbei spielt aber die ohnehin nur sehr proble- 
matischen Werth für Eisenbahnen und Publikum besitzende 
Tarifirung der Stückgüter als Wagenladungsgut keine fördernde, 
sondern lediglich eine hemmende Rolle. 

Dasselbe ungesunde Tarifprincip, welches in der Unter- 
scheidung der Beförderung von Gütern auf offenen oder in 
gedeckten Wagen sein Heil suchte, bald jedoch als schädlich 
erkannt und beseitigt wurde, macht sich auch in der Stückgut- 
tarifirung erkennbar: Dort mangelhafte, mit der Natur und 
Qualität des Transportgegenstandes unvereinbarliche Beför- 
derungsart, hier gekünstelte Veränderung des natürlichen 
Charakters eines Transportgutes auf Kosten dessen rascher 
und prompter Beförderung zu Nutzen einer überflüssigen und 
wirthschaftlich geradezu unzulässigen Speditionsvermittlung. 

Darum fort mit dem System als Princip, wenn es auch 
ausnahmsweise in besonderen Verbandverkehren als ein Mittel 
der Concurrenz, namentlich Wasserwegen gegenüber (keinesfalls 
aber zur Erreichung einer besseren Wagenausnützung), hin und 
wieder zweckmässig 9 erscheinen und daher hier beibehalten 
werden mag. 
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In Befolgung des oben besprochenen Grundsatzes der 
schleunigen und pünktlichen Ablieferung der Waären wirken 
denn auch — nach Reitzenstein — die englischen Güter- 
tarife auf die Aufgabe von Gütern in Quantitäten, welche der 
Tragfähigkeit eines Wagens entsprechen, sehr wenig ein. 

Rücksichtlich des Wagenturnus verweisen wir zunächst 
auf das bereits weiter oben (Seite 160) Gesagte. Eine grosse, 
immer fühlbarer werdende Verzögerung des Wagenumlaufes 
macht sich in den ausländischen Verkehren bemerkbar: Je 
mehr die Zölle zu Schutz- und Prohibitivzwecken erhöht werden, 
umso rigoroser wird die Aufmerksamkeit der Zollbehörden, 
umso häufiger die Ein- und Ausladung von Gütern und umso 
länger der Aufenthalt der Wagen in den Grenzstationen. 

Ausserdem scheinen uns auch die in den Wagenregula- 
tiven normirten Benützungsfristen einer Abkürzung fähig zu sein. 
Dieselbe wird übrigens schon in Folge der Abkürzungen der 
reglementären Lieferfristen der Waarensendungen eintreten 
müssen. 

Eine fernere Ursache des langsamen Wagenturnus liegt 
in der bereits früher besprochenen, durch billige Tarife ge- 
schaffenen weiten Transportdistanz der minderwerthigen Massen- 
artikel Getreide, Holz, Kohle, Erze u. dgl. Eine Abschwä- 
chung der hieraus erwachsenden Unzuträglichkeiten kann nur 
in der lebhafteren Poussirung des Localverkehres gefunden 
werden. 

Theilweise mag auch in der verfehlten Wagendirigirung 
einer oder der andern Bahnverwaltung, oder in der mangelnden 
Initiative der Stationsorgane und der zeitraubenden Reparatur der 
Wagen die Ursache des langsamen Wagenumlaufes liegen. 

Thatsächlich aber wird dort, wo eine Vereinigung 
grösserer Bahncomplexe mit einer einzigen Verwaltung an 
der Spitze, oder als Auskunftsmittel die Aufstellung einer 
Central-Wagen-Dispositionsstelle Platz gegriffen hat, die Diri- 
girung und der Turnus der Wagen weit rationeller und rascher 
vor sich gehen können, als beim System kleinerer selbststän- 
diger Verwaltungskörper. »Um ihren Aufgaben ganz und voll 
zu entsprechen, müssen die Verkehr§anstalten ineinander 
greifen, aneinanderschliessen und sich als Theile zu einem 



Die Betriebs- und Tarifsysteme etc. 171 

Ganzen fügen, welches möglichst einheitlicher Leitung unter- 
steht.« (P. Dehn.) 

Hierzu tritt, dass sich kleinere Verwaltungskörper auf 
dem Gebiete der gegenseitigen Wagenverwendung häufig be- 
fehden und contrecarriren, so dass es oft nur unter Zuhilfe- 
nahme der Intervention der staatlichen Aufsichtsbehörde und 
nach sehr weitwendigen Verhandlungen möglich wird, den 
acuten Dissenz zeitweilig zu beseitigen. Das Uebel selbst aber 
wuchert chronisch weiter, und mit ihm die fortwährenden 
Calamitäten und Verkehrsstockungen bei Eintritt eines zeit- 
weise stärkeren Verkehres. 

In welch' vorteilhafter Weise sich auch hier das in 
Preussen eingeführte Staatsbahnsystem bewährt hat, dafür 
legen die in Rheinland-Westphalen seither gemachten Proben, 
wo sich früher, Dank der gepriesenen »Concurrenz«, drei 
Bahnen um den Verkehr stritten, den sie zu bewältigen suchten, 
und von wo aus doch von Jahr zu Jahr Klagen über Wagen- 
mangel laut werden, glänzendes Zeugniss ab. 

So sagt z. B. die Handelskammer für den Kreis Essen 
in ihrem Jahresberichte pro 1882: »In den letzten Monaten 
des Jahres 1882 zeigten sich hie und da Verkehrsstockungen, 
die grössere Dimensionen anzunehmen drohten; indess wurde 
die Gefahr der Wiederholung früherer Calamitäten abgewehrt. 
Wir benützen diese Gelegenheit gerne, zu constatiren, dass die 
diesfälligen Massregeln der Staatsbahnverwaltung anerkannt 
werden, sowohl die Vermehrung der Betriebsmittel, als die 
Centralisirung de? 4 Disposition über dieselben und die Geschäfts- 
führung des Wagenamtes selbst.« 

Ein weiteres Erschwerniss in der Erzielung eines 
rascheren Turnus der Wagen bietet unstreitig auch die Be- 
stimmung des Wagenregulativs, wonach der Fall der Diri- 
girung eines leeren oder nicht ausreichend beladenen Wagens 
nach seiner Heimat auf dem Wege, über welchen er beladen 
auf 'dem Hinwege nicht gekommen ist, als Pönal fall betrachtet 
'wird. Auch dieses Hemmniss macht sich selbstverständlich in 
weit höherem Grade bei kleineren Bahncomplexen als bei 
grossen bemerkbar. 
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Das Zonensystem und der Zonentarif. 

Bereits früher haben wir der Vortheile gedacht, welche 
ein einfaches Tarifsytem sowohl für den Transport-Interessenten, 
als für die Bahnverwaltung hat. Schon damals wurde jedoch 
von uns bemerkt, dass, so wünschenswerth auch diese Einfach- 
heit an und für sich sei, es jedoch ins Extrem verfallen hiesse, 
wollte man dieselbe als geradezu ausschlaggebendes Princip bei 
der Tarifirung der Güter in Anwendung bringen; denn auch 
hier gelte das Horaz'sche Wort: Est modus in rebus! 

So hat sich bereits bei Besprechung des »natürlichen 
Sytems« ergeben, dass es denn doch nicht so ohne Weiteres 
angängig erscheine, das dem Classificationssystem zu Grunde 
liegende Werthprincip vollständig unberücksichtigt zu lassen 
und dasselbe dem Principe der Tarifirungs-Unification unbe- 
dingt zu unterstellen. 

Wir haben zur Exemplifikation dessen die Geschichte 
der Entstehung und Entwicklung des sogenannten gemischten 
Systems in Deutschland vorgeführt und gefunden, dass, unge- 
achtet der stattgefundenen Uebernahme der Privatbahnen in 
den Staatsbetrieb und ungeachtet des thatsächlich bestehenden 
Connexes zwischen diesem Verwaltungsprincipe und dem 
natürlichen Systeme, man sich dennoch genöthigt sah, das 
auf einigen deutschen Bahnen versuchsweise und nicht ohne 
finanziellen Erfolg angenommene natürliche (Lothring'sche) 
System wieder fallen zu lassen und zum Classification ssysteme 
(gemischten Systeme) zurückzukehren. 

Es möchte daher dem praktischen Bedürfnisse gegenüber 
fast überflüssig erscheinen, wenn wir nunmehr dazu schreiten, 
das sogenannte »Zonensystem«, welches ein logischer Ausfluss 
des natürlichen Systems (nur mit einer noch viel weitergehen- 
den Tendenz auf Vereinfachung in der Tarifirung) ist, in den 
Kreis unserer Besprechungen zu ziehen. Allein dadurch, dass 
das Zonensystem bereits bei der Post und im Telegraphen- 
wesen Verwirklichung gefunden und sich dort auch als rationell 
erwiesen hat, so dass die Anhänger dieses Systems, welche 
dasselbe auf den Eisenbahnen eingeführt wissen w,ollen, aus 
den dort erzielten günstigen Resultaten auch dessen Berechti- 
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gung für den Eisenbahnverkehr ableiten wollen und weil wir 
einen Vorschlag auf wohlgemeinte, wenn auch nur vermeint- 
liche Verbesserung des Tarifwesens nicht ohne Weiteres 'bei 
Seite legen können, tritt die Notwendigkeit an uns heran, 
auch dieses System zu besprechen. 

Während das natürliche System den Frachtsatz nach 
Gewicht und Raum unter Berücksichtigung der factischen, in 
Meilen oder Kilometern ausgedrückten Transportdistanz be- 
messen sehen will, geht das Zonensystem, wie schon sein Name 
andeutet, noch weiter, indem es die Transportdistanz nicht 
nach Massgabe der durchlaufenen Meilen- oder Kilometer- 
einheiten, sondern nach einer Gruppe von Entfernungsstufen bemisst, 
so zwar, dass der Transportpreis innerhalb des Rayons einer 
Gruppe, ohne Rücksicht auf die wirkliche Entfernung, sich voll- 
ständig gleichstellen würde. 

Insbesondere war es Herr F. Perrot* welcher für dieses 
System viel geschrieben und gewirkt hat, so dass dessen 
Name für dasselbe geradezu typisch geworden ist. 

Indessen ist es bis jetzt beim Broschürenschreiben ver- 
blieben, weil an die praktische Ausführbarkeit des Systems 
gewisse, nachfolgend zur Besprechung gelangende Vorbedin- 
gungen geknüpft werden mussten, deren Eintritt sich bisheran 
nicht verwirklicht hat. 

Bei Aufstellung und Begründung seines Systems geht 
Perrot zunächst von der Ansicht aus, dass jene Kosten, welche 
erforderlich sind, um die todte Last, d. h. die Locomotive 
und die Fahrzeuge zwischen den feststehenden Endpunkten 
der Eisenbahnzüge zu bewegen, bei Berechnung der für 
eine Waarensendung einzuhebenden Transporttaxe ausser 
Ansatz bleiben müssten, indem dieselbe unter die (stabilen) 
Generalkosten fielen, wobei es allerdings nicht klargestellt ist, 
wer denn eigentlich für diese »Generalkosten« aufkommen soll. 

Perrot deducirt nämlich, dass diejenigen Kosten, welche 
erforderlich sind, um die Bruttolast eines Zuges zu bewegen, 
welche mehr als dreifach so gross sei, wie die Nutz- oder 
Nettolast, d. h. die Nettolast verhalte sich zur Bruttolast 
ungefähr wie 1 : 4, sich durchaus nicht proportional t/er« Gewichte 

* Perrot. Die Eisenbahntarif-Reform. 
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und der Transportstrecke der geförderten einzelnen Posten der 
Nettolast stelle und dass es daher die entfallenden Transport- 
kosten so gut wie gar nicht alterire, wenn die Nettolast um 
»einen« Centner vermehrt oder . vermindert werde, ober ob 
»ein« Centner der Nutzlast den Zug eine Meile länger beschwere 
öder nicht. Ueberdies sei es nach dem jetzigen Stande der 
Statistik eigentlich gar nicht möglich, genau zu sagen, welcher 
Unterschied der Transportkosten entstehe, je nachdem das 
Collo, welches zur Beförderung gelangt, einen oder zwei 
Centner wiege und je nachdem das Collo eine oder zwei 
Meilen auf den in Bewegung gesetzten Bahnzug drücke. 

Auf Grund dieser Deductionen schlägt Perrot folgende 
Tarifirung vor: a) für Eilgüter ohne Unterschied des Gewichtes 
per, Collo mit einem Maximalgewicht von zwei Centnern für 
Entfernungen: 

bis 10 Meilen 0*50 Mark 

über 10 Meilen 0*80 » 

b) Für Stückgüter, ohne Unterschied des Gewichtes per 
Collo mit einem Maximalgewichte von drei Centnern, welche 
transportirt werden: 

bis 20 Meilen 050 Mark 

über 20 bis 50 Meilen .... 0'80 » 
mehr als 50 Meilen 2* — » 

c) Für Wagenladungen, welche laufen: 

bis 20 Meilen 15 Mark 

über 20 bis 50 Meilen .... 24 » 

mehr als 50 Meilen 36 » 

Ueber die Höhe der vorgeschlagenen Taxen gibt uns 
Perrot keine Begründung. Er dürfte von der Ansicht ausge- 
gangen sein, dass der durch sein System eintretende »immense« 
Verkehrsaufschwung, ähnlich jenem des Nachrichtenverkehres 
in England nach Einführung des Penny-Portos, in »einigen 
Jahren« den Ausfall mehr als hereinbringen werde. 

Das vorgedachte »Reform-Project« verdankt seine Ent- 
stehung unstreitig dem analogen Principe des Post- und 
Depeschenverkehres. Während nämlich die Gebühr bei der 
Packetbeförderung vermittelst der Post unter Festsetzung eines 
Maximalgewichtes nach -mehrstufigen Zonen, jedoch (von 5 Kg. 
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ab) unter genauer Gewichtsberechnung festgesetzt ist, wird die 
Depeschengebühr, welche früher ebenfalls nach Zonen und 
20 wortigen Telegrammen bemessen wurde, heute ohne Rück- 
sicht auf die Entfernung lediglich nach Worten unter Einhebung 
einer Grund- und Worttaxe berechnet. 

Diese Gestaltung der Gebührenbemessung bei der staat- 
lichen Post- und Telegraphenverwaltung ist aber ein Ausfluss 
des Gebührenprincipes, und könnte dieselbe daher auf Eisen- 
bahnen folgerichtig wohl nur dann eingeführt werden, wenn 
dieses Princip auch in der Eisenbahnverwaltung platzgegriffen 
haben wird. Dies erkennt auch Perrot theilweise an und hierauf 
beruht die eine seiner Voraussetzungen, von denen wir vorhin 
sprachen, indem er sagt: »Es liegt auf der Hand, dass Vor- 
schläge so eingreifender Art, welche immerhin mit einem 
gewissen finanziellen Risico verknüpft sind, von Privatbahnver- 
waltungen nicht adoptirt werden können. Hier könnte nur unsere 
Staatsverwaltung vorgehen, indem zugleich Verschmelzung und 
Decentralisation sämmtlicher Staatsbahnverwaltungen angestrebt 
würde. Es ist ebenso sicher, dass »dieses Vorgehen« fernerhin 
zu einer Vereinigung aller Bahnen in der Hand des Staates 
führen müsste, weil auf diesem Wege nicht sowohl die Er- 
zielung hoher Dividenden und von Sinekuren in Form von 
Tantiemen, als lediglich die Erzielung der Auslagen, sowie 
der Verzinsung und Amortisation des Anlagecapitales Ziel der 
Bahnverwaltung werden würde.«* 

Dadurch aber, dass Perrot auch die Verzinsung und 
Amortisation des Anlagecapitals erzielen will, somit mehr, als 
beim Gebührenprincipe, unserer Auffassung nach, angestrebt 
wird, überschiesst er pro primo die Grenze des bei seinem 
Systeme überhaupt Erreichbaren. 

Wenn ferner Perrot die Generalkosten, denen er die 
Beförderungsauslagen der todten Last zuschlägt, bei Fixirung 
des Tarifes ausser Betracht lassen will, so ist deren Aus- 
scheidung aus den Betriebskosten schon deshalb nicht wohl 
möglich, weil eben alle Kosten, also auch die Generalkosten 
keine unbedingt unveränderlichen sind, sondern sich je nach 

* Fraglich wäre nur, auf welche Weise »dieses Vorgehen« Privatbahnen 
gegenüber sich ermöglichen Hesse? 
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der Frequenz verschieden für die Transporteinheit gestalten, 
wie wir ja wiederholt gesehen haben. 

Wenn weiterhin Perrot aus dem Umstände, dass die 
todte Last mehr als dreimal so gross sei, wie die Nutzlast, 
den Schluss zieht, dass letztere ohne merkbaren Einfluss auf 
die reinen Transportkosten »eines Centners c sei, so mag dies 
an und für sich richtig sein; allein die aus dieser Prämisse 
gezogene Folgerung, dass deshalb auch die derzeitige Bemessung 
der Transportgebühren auf unrichtiger Basis beruhe, kann 
schon darum nicht als zutreffend bezeichnet werden, weil die 
Bewegung eines Zuges, also der todten Last, nicht Selbstzweck, 
sondern das Mittel zur Fortbewegung einer Waare, der Nutz- 
last, ist und daher die Kosten des Transportes von der Nutzlast 
bestritten werden müssen. 

Endlich aber ist auch eine ungemessene Verkehrs- 
entwicklung, wie sie durch das Zonenprincip hervorgerufen 
werden müsste, um dasselbe nur halbwegs finanziell zu er- 
möglichen, von vornherein ausgeschlossen. Alles in der Welt 
hat seine Grenze und somit auch die Entwicklung der Ver- 
kehrsintensität vermittelst einer noch so durchgreifenden all- 
gemeinen Tariferniedrigung. 

An diesen inneren Widersprüchen leidet das System an 
und für sich. Hiezu tritt, dass die Verwirklichung der Ein- 
führung des Gebührenprincipes als Verwaltungsprincip der 
Eisenbahnen wohl zunächst, wenigstens insolahge nicht ins 
Auge gefasst werden kann, als die Steuerschraube fast aller 
Länder von Jahr zu Jahr schärfer angezogen werden muss 
und wir daher noch weit von jenem idealen Steuersystem 
entfernt sind, welches dem Staate gestatten würde, dem Indi- 
viduum (Transport-Interessenten) die der Verzinsungsquote des 
Anlagecapitales entsprechende Hälfte der heutigen Eisenbahn- 
taxe ohne weiteres zu erlassen. 

Aber auch thatsächlich liegen die Verhältnisse zwischen 
dem Nachrichten- und dem Eisenbahnverkehre so grundver- 
schieden, dass wohl nicht gefolgert werden darf, dass Mass- 
nahmen, welche sich bei ersterem bewährt haben, nunmehr 
auch auf den letzteren übertragen werden könnten. Wie könnte 
man beispielshalber selbst unter dem Regime des Gebühren- 
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principes als richtig annehmen, dass, weil sich die Betriebs- 
kosten der Postbeförderung nicht wesentlich ändern, ob nun, 
die Beförderung eines Packets auf 50 oder 100 Meilen erfolgt, 
da ja die Post hauptsächlich nur Expeditions- und Ueber- 
wachungsspesen zu bestreiten hat, das Gleiche der Fall sein 
werde, wenn ein Collo auf Eisenbahnen, welche ausser Expe- 
ditions- und Ueberwachungsspesen noch die gesammten übrigen 
Betriebsauslagen zu tragen haben, auf 50 Meilen oder auf 
100 Meilen befördert wird. 

Ausserdem unterliegt aber auch der in den Händen des 
Staates befindliche, vollkommen monopolisirte Post- und Tele- 
graphenbetrieb, welchem keinerlei commercielles Element inne- 
wohnt, nach keiner Richtung hin einer Concurrenz, worin er 
sich ebenfalls von dem technisch und ökonomisch weitaus 
complicirteren Eisenbahnbetrieb ganz wesentlich unterscheidet 

Indess ist es ja immerhin, wenn auch nicht in naher 
so doch vielleicht einmal in ferner Zeit möglich, dass die 
Bestrebungen, wie sie sich in .dem Perrot'schen Projecte be- 
merkbar machen, Einfluss auf die künftige Gestaltung des 
Tarifwesens gewinnen werden. »Unsere Zeit — meint die 
»Vereinszeitung«* — räumt in politischer, socialer und commer- 
cieller Beziehung im Interesse der Allgemeinheit Schranken 
und Einrichtungen hinweg, die in ihrer localen Bedeutung und 
für kleinere Kreise wohl begründet waren; sie wirft selbst 
berechtigte Existenzen über den Haufen, wenn diese in den 
Rahmen der grösseren Verhältnisse sich nicht einfügen wollen, 
und die Gewalt ihrer Strömung lässt sich nicht aufhalten 
durch Principien und Theorien.« Wie dem aber auch sei, Sache 
des gesunden Menschenverstandes muss es immerhin bleiben, 
das Mögliche von dem Unmöglichen, das Verständige von 
dem Ungereimten zu unterscheiden. 

Ausserhalb der erwähnten, zu Gunsten des Zonensystems 
angeführten Gründe wird von dessen Anhängern die demselben 
innewohnende Einfachheit als ein sehr wesentlicher Vorzug 
gepriesen. Indessen, so einfach in der That das System auch 
ist, so kann dieser Vorzug schon deshalb nicht als ausschlag- 

* Z. d. V. d. E. Nr. 3, ex 1872. 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 12 
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gebend anderen, etwas complicirteren Systemen gegenüber 
angesehen werden, weil diese Einfachheit die grosse Anomalie 
mit sich bringt, dass der Transportpreis plötzlich und ohne 
Uebergang, somit auch ganz unmotivirt steigt Welcher plau- 
sible Grund könnte z. B. dafür vorgebracht werden, dass der 
Preis für ein Collo, welches 50 Meilen weit befördert wird, 
O80 Mark beträgt, während dieser Preis bei 51 Meilen auf 
2 Mark steigt? Wie lässt sich dieses Verhältniss mit dem von 
Perrot verfochtenen Principe, die Tarifirung den Selbstkosten 
anzupassen, vereinbaren? 

Wenn ein ähnliches Verhältniss auch bei Fahrpostsen- 
dungen sich ergibt, so sind doch einerseits hier die Zonen 
enger begrenzt (bis 10, 20, 50, 100, 150, über 150 Meilen); 
anderseits steht es heute den Versendern, welche sich durch 
diese differentielle Taxirung benachtheiligt erachten, frei, sich 
anstatt der Post der Eisenbahn zu bedienen, welche derartige 
Unterschiede nicht kennt. 

Abgesehen hiervon, würde es aber auch sehr schwer, 
wenn nicht unmöglich für alle Eisenbahnen sein, die Zonen- 
taxen den thatsächlichen Beförderungskosten entsprechend zu 
normiren und der naheliegenden Gefahr vorzubeugen, eine 
wirthschaftliche Revolution ganz unmotivirt hervorzurufen. 
Deshalb dürfte auch in Deutschland, wo namentlich nach der 
eventuell . eintretenden Uebernahme sämmtlicher Hauptbahnen 
durch das Reich eine wesentliche Vorbedingung zur Ermöglichung 
des Zonensystems erfüllt sein würde, begründete Vorsicht ob- 
walten, sich diesem System so bald in die Arme zu werfen, 
zumal sich das dort angenommene »gemischte System« vorerst 
vollständig zu bewähren scheint und auch, was den Tarifsatz 
betrifft, den Zonentarif Perrot's an Einfachheit übertrifft. 
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x. 
Die von der allgemeinen Tarifirung abweichenden 

Tarife. 

1. Special- und Ausnahmetarife. 

Wenn wir bisher — anknüpfend an die zwei Haupttarif- 
Systeme — das Classification- und natürliche System, die darauf 
fussenden Normaltarife besprochen haben, so schreiten wir 
nunmehr zur Besprechung der von dem Normaltarif ab- 
weichenden Tarife und zwar zunächst der sogenannten » Special- 
tarife «. 

Schon das der Classification des österreichischen Güter- 
tarifes und des deutschen Reformtarifes zu Grunde liegende 
Schema unterscheidet zwischen gewöhnlichen (Normal-) Tarifen 
und besonderen (Special-) Tarifen. Den ersteren liegen höhere, 
den letzteren niedere Gebührentaxen zu Grunde. 

Ausser den Specialtarifen gibt 'es im Verkehre einzelner 
Bahnen oder in gewissen Verbandverkehren sogenannte » Aus- 
nahmetarife «, welche in ihren Einheitssätzen in der Regel noch 
weiter herabgehen als die betreffenden Specialtarife. 

Während die Normaltarife, was sich in der deutschen 
Classification besonders ersichtlich ausdrückt, zumeist die werth- 
volleren Güter, somit Artikel umfassen, welche nicht zu den 
»Massengütern« gehören, werden in die Specialtarife die minder- 
werthigen, in grösseren Verkehrsmengen transportirten Artikel 
von allgemeiner Verkehrsbedeutung einbezogen, wogegen die 
Ausnahmetarife im Allgemeinen nur jene Transportartikel ent- 
halten, welche für einen bestimmten District, Industriebezirk etc. 
oder für eine bestimmte Verkehrsrelation von besonderer 
Wichtigkeit sind. 

Dadurch, dass die Special- und Ausnahmetarife die Massen- 
güter in sich schliessen, kommt es auch, dass die Bewegung 
der in diesen Tarifen eingereihten Artikel eine überwiegend 
grössere im Entgegenhalte zu den in den Normaltarif ran- 
girenden Gütern ist. Es enthält deshalb, von diesem Gesichts- 
punkte ausgehend, der Tarif begriff »normal« und »abnormal« 

12* 
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gewissermassen eine contradictio in adjecto, weil die Ausnahme 
hier die Regel bildet. 

Im weiteren Sinne des Wortes und Begriffes genommen, 
ist der »Special- und Ausnahmetarif« ein »Differentialtarif«. 

Krönig* definirt: »Ein Tarif ist ein Differentialtarif im 
Verhältnisse zu einem anderen Tarife nu* insoferne, als die 
Vergleichung mit diesem anderen eine Frachtdifferenz zwischen 
beiden, zu Gunsten einer auf Grund des ersteren ausgeführten 
bestimmten Transportleistung ergibt. Mit anderen Worten: 
Lediglich die Unterschiede zwischen zwei Tarifen für zwei 
verschiedene, in einem gewissen Verhältnisse stehende Trans- 
portleistungen sind es, welche dem billigeren dieser beiden die 
Bezeichnung eines Differentialtarifes eintragen. Fraglich ist 
dabei nur, wie das Verhältniss der beiden Transportleistungen, 
resp. wie die Ungleichheit zwischen den beiden Tarifen be- 
schaffen sein muss, damit der eine der beiden sich als Differen- 
tialtarif (im engeren Sinne) qualificire.« 

Und Dr. Friedenthal, früher preussischer Minister, erklärt: 
»Unter Differentialtarif im weiteren Sinne des Wortes versteht 
man jede Abweichung von der Norm, nach welcher ein be- 
stimmter Artikel zu einem bestimmten Satze auf eine bestimmte 
Normativ-Entfernung, die Meile, das Kilometer, befördert wird.« 

Nach der in Oesterreich sowohl, als auch in Deutschland 
und in Frankreich üblichen Auffassung fallt weder der Special- 
noch der Ausnahmetarif unter den engeren Begriff des Differential- 
tarifes, unter welchem kat' exochen diejenige Tarifirungsart 
verstanden wird, nach welcher für einen und denselben Fracht- 
artikel und für ein und dasselbe Gewicht auf einer längeren 
Strecke ein geringerer Einheitssatz eingerechnet wird, als auf 
der kürzeren. Hierauf kommen wir des Näheren bei Besprechung 
der Differentialtarife selbst zurück. 

Es ist indessen nicht ausgeschlossen, dass auch der 
Special- und Ausnahmetarif ein Differentialtarif im engeren 
Sinne sein kann, wie dies z. B. auch in Oesterreich thatsäch- 
lich zutrifft, indem hier diese Tarife Zonensätze mit fallender 
Gebührenscala enthalten, deren Wesen und Tendenz wir weiter 
unten besprechen werden. 

* Krönig. Die Differentialtarife der Eisenbahnen. Berlin 1877. 
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Wenn jedoch die Special- und Ausnahmetarife einheitliche 
Streckensätze aufweisen, wie dies in Deutschland der Fall (aus- 
genommen nur Specialtarif III, welcher bei Entfernungen über 
100 Km. etwas niedriger als bei Entfernungen bis 100 Km. ist), 
so lassen sich die bei deren Aufstellung massgebenden wesentlichen 
Momente im Allgemeinen dahin zusammenfassen, dass durch 
Zugestehung ermässigter Taxen für bestimmte, zumeist minder- 
wertige Artikel eine dem allgemeinen Verkehre, ohne Rück- 
sicht auf die Transportdistanz, zukommende Begünstigung 
ertheilt werden soll, ohne welche dessen Entwicklung an und 
für sich fraglich sein würde. 

Die Bahnverwaltungen knüpfen ihrerseits an das durch 
Special- und Ausnahmetarife gemachte Frachtzugeständniss 
in der Regel die Bedingung der »vollen Wagenladung«, welche 
indessen deshalb als eine oneröse nicht angesehen werden 
kann, weil die Güter der Special- und Ausnahmetarife ohnehin 
in grösseren Mengen zur jedesmaligen Versendung kommen. 

Ausser den vorstehend bezeichneten Special- und Aus- 
nahmetarifen, welche den Bedürfnissen des allgemeinen Ver- 
kehres ihre Entstehung verdanken, hat die österreichische 
Regierung sich den meisten Privatbahnen gegenüber die 
concessionsmässige Verpflichtung ausbedungen, in Fällen ausser- 
ordentlicher Theuerung der Lebensmittel im österreichischen 
Kaiserstaate die Frachtpreise für dieselben auf die Hälfte des 
Maximal-Tarifpreises herabzusetzen, was gegebenen Falles 
durch Aufstellung eines Special- oder Ausnahmetarifes in Voll- 
zug tritt. Eine ähnliche, jedoch im Tarifnachlasse weitergehende 
Bestimmung fixirt Artikel 46 der deutschen Reichsverfassung 
(die gleiche Bestimmung findet auch auf den österreichischen 
Localbahnen Anwendung), wonach in solchen Fällen der 
niedrigste, für Rohproducte geltende Tarifsatz zugestanden 
werden muss. 

Was die zu publicirenden Ausnahmetarife betrifft, so 
sind dieselben zumeist von Fall zu Fall von der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde abhängig. In der That — wenn es das 
Recht und die Pflicht einer Regierung ist, Einfluss zu nehmen 
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auf die Bildung der regelmässigen Tarife, so würde dieses 
Recht von dem Momente ab ein »papierenes« werden, in 
dem die Erstellung von Ausnahmetartfen ihrer Einflussnahme 
entzogen bliebe. 

Dass die Zulässigkeit und eventuell eintretende Not- 
wendigkeit der Aufstellung von Ausnahmetarifen für gewisse 
Verkehrsartikel und Verkehrsrelationen auch in Deutschland 
trotz des dort bestehenden einheitlichen Tarifes und der bei 
dessen Bildung massgebenden Grundsätze nicht verkannt wird, 
das geht aus den folgenden Worten des Ministers von May- 
bach (Eisenbahnvorlage Herbst 1883) hervor: »Wir haben jat 
— sagt Herr von Maybach — »auch Ausnahmetarife, wir 
müssen sie haben; denn die Zustände sind nicht in allen 
Landestheilen gleich. Diese Ausnahmetarife sind aber unter 
eine Controle gestellt. Wir sind genöthigt, die Interessenten, 
die wirklich Verständniss haben für die Frage, in den be- 
treffenden Bezirken zu befragen. Wir haben die Notwendig- 
keit, schliesslich die Frage vor den Landes-Eisenbahnrath zu 
bringen; es stehen uns noch andere Quellen zur Verfügung, 
nm uns über Alles klar zu werden, was bei der Entscheidung 
von Nutzen sein kann, und erst nachdem eine volle Information 
stattgefunden hat, wird die Entscheidung getroffen.« 

Einen ähnlichen Rückhalt hat sich die österreichische 
Regierung hinsichtlich des Staats-Eisenbahnbetriebes durch 
Schaffung eines Staats-Eisenbahnrathes gewahrt, nach .dessen 
Anhörung erst über einschneidendere Tarifmassnahmien an 
höchster Verwaltungsstelle entschieden wird. 

2. Sammel-, Rückfracht- und Saisontarife. 

Wenn man das dem deutschen Reformtarif im vermeint- 
lichen Interesse der Erzielung einer besseren Wagenausnützung 
anhaftende Sammelsystem der Stückgüter zu billigen Wagen- 
ladungen consequent weiter verfolgt, so wäre es wohl weder 
unlogisch noch unbillig, ausser den Spediteuren auch dem 
Frachtführer zu gestatten, gegen Gewährung eines entsprechend 
billigen Frachtsatzes Güter zu sammeln und nach Convenienz 
als sogenannte »Gelegenheitsfracht« weiter zu befördern. Aller- 
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dings würde die mit einer solchen ' Befugniss ausgestattete 
Begünstigung der Gelegenheitsfracht auch jene Gelegenheit 
herbeiführen, von der das Sprichwort behauptet, dass sie Diebe 
mache. Aus diesem Grunde schon könnte sich eine solche 
Tarifirungsart nicht empfehlen, zumal dieselbe auch mit den 
Bestimmungen unseres Betriebsreglements, wonach die Güter 
nach der Reihenfolge ihrer Auflieferung zu befördern sind, 
nicht vereinbarlich wäre. 

Eine Art von Gelegenheitstarif bildet auch der so- 
genannte Bückfrachtentarif \ d. h. ein Tarif, welcher für die eine 
Richtung des Verkehres — etwa gegen die Verzichtleistung 
auf Einhaltung der reglementären Lieferfrist, wie dies in 
Frankreich häufig vorkommt — billigere Taxen normirt, 
als für die entgegengesetzte Richtung, obzwar derselbe 
nicht jenen prägnanten Charakter persönlicher Bevorzugung 
tragen könnte, als der Sammeltarif. Es fragte sich nur, was 
denn eigentlich den Begriff der Rückfracht präcisirt? Denn 
wenn z. B. von A nach B 1000 Tonnen Eisen und von B 
nach A 1000 Tonnen Getreide geschickt werden, so können 
sowohl Eisen als Getreide als Rückfracht angesehen werden. 
Eis lässt sich daher der Begriff »Rückfracht« nicht ein für 
alle Mal feststellen; derselbe steht mit der Richtung des Haupt- 
verkehres einer Bahn in Verbindung und kann sich auch hier 
nach Lage der durch geschäftliche Conjunctur bedingten 
Frequenz ändern. 

Im Wesen der Sache ist der Rückfrachttarif ein Richtungs- 
tarif und als solcher ein Differentialtarif im engeren Sinne, von 
welchem im nächsten Punkte die Rede sein wird. 

Das Wesen der Saisontarife ist schon durch deren Namen 
gekennzeichnet, da sie den Transport von Personen und Gütern 
zu gewissen Zeiten des Jahres begünstigen. Rücksichtlich der 
dem Personenverkehre hierdurch gewährten Begünstigungen 
können wir auf das dieserhalb unter dem Capitel »Personen- 
verkehr« Gesagte hinweisen. Im Güterverkehr liegt der Bildung 
von Saisontarifen wesentlich das Bestreben, der Wasserstrassen- 
Concurrenz zu begegnen, zu Grunde. So entnehmen wir dem 
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Werke des Herrn C. Herzog* Seite 321, I. Theil, dass die 
Eisenbahnfracht von Chicago nach New- York im Jahre 1880 
für Mehl per Barrel im Jänner 80 cents, in den Sommermonaten 
60 cents, im Frühling und Herbst 70 cents; für Getreide per 
100 Pfund in denselben Perioden 40, 30 und 35 cents betrug ; 
im November 1881 ist dieselbe gar auf 25 cents herabgegangen. 
Die Steigerung in den Wintermonaten, erklärt sich daraus, 
dass während dieser Zeit die Schiffahrt ruht; ihre Höhe im 
November 1881 war ebenfalls nach der Wasserfracht regulirt, 
welche auf 20 cents per 100 Pfund gehalten wurde. 

Es ist zwar anderswo eine derart unbegrenzte Beweglich- 
keit in den Tarifsätzen nicht gestattet, wie gerade in Nord- 
amerika; doch wird es auch bei uns dort, wo nur durch die 
Concurrenz eingeschränkte Wasserfrachten bestehen, den Eisen- 
bahnen nicht verwehrt werden dürfen, Gegenmassnahmen, even- 
tuell selbst durch Abschluss von Kartellen mit der Schiffahrt, 
ihrerseits zu treffen, ohne welche sie der durch weit geringere 
Betriebsspesen begünstigten Concurrenz einer natürlichen Wasser- 
strasse fast wehrlos gegenüberstünden. 

Die Schiffsfrachten haben ja ohnehin schon gegen die 
Gütertarife der Eisenbahnen den wesentlichen Vorsprang voraus, 
dass dieselben von Fall zu Fall, lediglich von Angebot und 
Nachfrage abhängig, festgesetzt werden dürfen, ohne dass in 
einem solchen Vorgange eine abwendbare Schädigung der 
öffentlichen Interessen erblickt werden könnte. 



3. Die Differentialtarife, deren geschichtliche Entwicklung 
und deren Bedeutung. 

Die von Seite verschiedener land- und forstwirthschaft- 
licher Vereine an den deutschen Reichstag im October 1871 
gerichtete Petition wegen Aufhebung »der die inländische Pro- 
duction schwer schädigenden und die Concurrenz des Aus- 
landes künstlich herbeiführenden« Differentialtarife gab zur Ein- 
setzung einer gemischten Commission von Sachverständigen, 
bestehend aus Vertretern der Landwirthschaft, des Handels 
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und der Industrie, sowie der Eisenbahnen, Veranlassung, deren 
Verhandlungen in der Zeit vom 18. bis 21. März 1872 stattfanden. 
Bei der Unklarheit der Vorstellungen darüber, was denn 
eigentlich unter einem Differentialtarife zu verstehen sei, ge- 
langte man dahin, unter denselben zu begreifen Frachtunter- 
schiede, welche entstehen: 

1. durch Einrechnung eines festen Zuschlages (Expe- 
ditionsgebühr); 

2. durch Staffeltarife mit fallender Gebührenscala (Zonen- 
tarife); 

3. durch Ausnahmetarife ohne Fixirung einer bestimmten, 
nach der Längeneinheit berechneten Grundtaxe (Distanztarif); 

4. durch die verschiedenen Tarif-Classificationen der 
Eisenbahnen. 

Der vierte Punkt — und wir möchten dies gleich hier 
bemerken — fällt, genau genommen, mit Punkt drei zusammen, 
da es sich hier um eine, in Folge divergirender Gütertarif-Classi- 
fication sich bemerkbar machende Linienconcurrenz handelt, 
zu deren Bekämpfung die dadurch geschädigte Bahn den Ge- 
sammtfrachtsatz der concurrirenden Route ohne Rücksicht 
auf die entfallende Einheitstaxe einfach übernehmen muss. 

Die vorbesprochene Enquete endete mit einer Ablehnung 
der von der Landwirthschaft geforderten vollständigen Beseiti- 
gung der Differentialtarife, und beschloss demgemäss auch der 
Bundesrath, »dass .in dem Ergebnisse der Enquete über die 
Differentialtarife der Eisenbahnen kein genügender Anlass 
vorliege, auf die Differentialtarife bezügliche Massregeln 
zu treffen.« 

Indessen wurde durch die Resultate der Enquete die Oppo- 
sition gegen die Differentialtarife (Distanztarife) nicht beseitigt, so 
dass sich die im Jahre 1875 stattgefundene Reichs-Tarifenquete 
neuerdings mit denselben zu beschäftigen hatte. Nach langen 
Verhandlungen einigten sich die Commissionen dahin, dass 
die Differentialtarife zwar principiell zulässig, jedoch der Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde von Fall zu Fall zu unter- 
werfen seien. 

Bei Gelegenheit der Besprechung seines Zollprogrammes 
(Ende 1878) sprach sich Fürst Btsmarck in entschiedener Weise 
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gegen die Differentialtarife (Distanztarife) aus, da dieselben, seinen 
Ausführungen zufolge, geeignet seien, unter Umständen eine 
ausschlaggebende Einfuhrprämie gewisser Artikel auf Kosten 
der inländischen Production zu gewähren. 

Dieser Gedanke fand seinen markanten Ausdruck in der 
Begründung des Gesetzentwurfes vom Jahre 1879, betreffend 
den Erwerb mehrerer Privateisenbahnen für den Staat, indem 
es dort unter Anderem heisst: »Wenn der staatliche Schutz 
des Inlandes durch directe Belastung der ausländischen Con- 
currenz mit Schutzzollabgaben als gerechtfertigt gesetzlich 
anerkannt wird, um so zweifelloser ist dann die Gewährung 
dieses Schutzes durch den Ausschluss einer Entlastung jener 
Concurrenz mittelst niedriger Ausnahmetarife gerechtfertigt. 
Hier kann sich die Gewährung dieses Schutzes nicht blos auf 
das arbiträre Ermessen, ob die Tarifstellung im einzelnen Falle 
der inländischen Production schädlich sei, beschränken, viel- 
mehr hat dieselbe die positive Aufgabe, zu verhindern, dass 
nicht die Wirkung der Schutzzölle durch Frachtermässigungen 
für die zollpflichtigen ausländischen Waaren aufgehoben oder 
beeinträchtigt werde. Dem Staate erwächst sonach die besondere 
Pflicht, die Zollpolitik gegen eine lediglich auf das eigene 
Erwerbsinteresse abzielende Tarifstellung der Eisenbahnen zu 
schützen.« 

So ist man denn heute in Preussen und auch im übrigen 
Deutschland auf dem Standpunkte angelangt, die Differential- 
tarife principiell als unzulässig zu erklären, welches Princip 
indessen, wie wir bereits früher erwähnten, nicht jede Aus- 
nahme von der Regel a priori ausschliesst. In der That be- 
stehen denn auch in Deutschland heute noch Differentialtarife 
(Distanz- und Transittarife), so z. B. in Bayern rücksichtlich 
des via Lindau transitirenden Getreideverkehres aus Russland, 
Rumänien, Ungarn und Oesterreich nach der Schweiz und 
Frankreich; rücksichtlich des via Hamburg — Stettin austreten- 
den galizischen, rumänischen und russischen Getreides etc. 

Die Motive zu diesen Frachtdisparitäten, den normalen 
Sätzen gegenüber, liegen lediglich in der als vorhanden er- 
wiesenen Concurrenz ausländischer Verkehrswege, wobei auch 
die Wasserstrassen erheblich in Betracht kommen, und in Be- 



Die von der allgemeinen Tarifirung abweichenden Tarife. 187 

rücksichtigung des Umstandes, dass durch Gewährung solcher 
Differentialtarife der inländischen Production kein grösserer 
Nachtheil erwächst, als dies nicht ohnehin schon durch die 
fremdländische Concurrenz der Fall ist; sohin auch der Nutzen, 
den eine Bahnverwaltung nach vorliegendem Beispiel durch 
Gewährung billiger Transitsätze sich verschafft, nicht als ein 
auf Kosten der Production des eigenen Landes erworbener 
angesehen werden kann. Selbstverständlich dürfen trotzdem 
die Transitsätze nicht derart niedrig den internen gegenüber 
gebildet sein, dass darin eine Zurücksetzung der inländischen 
Production erblickt werden kann; sollte dies dennoch ersicht- 
lich werden, so hat eine entsprechende Regulirung der internen 
Taxen ohne Verzug zu erfolgen. 

Die angeführten Beispiele der Anwendung von ermässigten 
Transittaxen beruhen auf folgenden Momenten: 

a) Rücksichtlich der Schweiz. 

Seit einer Reihe von Jahren hat der Getreideverkehr aus 
Rumänien donauabwärts und aus den Häfen des Schwarzen 
und Asow'schen Meeres nach den Seeplätzen West-Europas 
früher nie geahnte Dimensionen angenommen, und von den 
Häfen Frankreichs, Belgiens und Hollands dringen vermittelst 
der sehr billigen Frachten und auch mittelst billiger Bahntarife 
diese Sendungen bis in die Schweiz. Der früher bedeutende 
ungarische Getreideverkehr wurde dadurch ebensosehr zurück- 
gedrängt, wie er selbst seinerzeit den bayerischen Export 
zurückgedrängt hatte. Gleichzeitig begann Amerika enorme Ge- 
treidemengen über den Atlantischen Ocean nach England und 
den Nordseeküsten zu verschiffen, welche gleich den vorstehend 
angeführten fremden Fruchtsorten ihren Weg bis in die Schweiz 
nahmen. 

Die bayerische Staatsbahn sah ihre Transporte aus Ungarn 
und dem übrigen östlichen Europa unter dem Drucke dieser 
Concurrenz mehr und mehr schwinden und musste sich endlich 
die Frage vorlegen, ob sie die Dinge einfach gehen lassen solle, 
wie sie eben gehen, oder ob sie sich mit anderen in gleicher 
Richtung interessirten Transportanstalten verbinden sollte, um 
durch Installation billiger Differentialtarife einen Theil dieses 
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Verkehres von der See ab und auf ihre Linien zu lenken, 
beziehungsweise den atlantischen Verkehr möglichst weit west- 
wärts zurückzudrängen. 

Die bayerische Bahnverwaltung konnte in ihrer Ent- 
scheidung umsoweniger zweifelhaft sein, als es für die baye- 
rische Landwirthschaft vollständig gleich blieb, ob das concur- 
rirende fremde Getreide auf einheimischen oder fremden Wegen 
an seinen Bestimmungsort gelangte. Die in Folge dessen im 
Vereine mit den am Landtransporte interessirten Bahnen auf- 
gestellten ermässigten Tarife hatten denn auch die gehoffte 
Wirkung, indem grosse Mengen Getreides, welche sonst für 
den Transport der bayerischen Staatsbahnen verloren gewesen 
wären, über deren Schienen gelenkt wurden. Um aber auch 
dem bayerischen Getreide den Export zu erleichtern, wurde 
gleichzeitig für den directen Verkehr ein ermässigter Export- 
tarif aufgestellt * 

b) Rücksichtlich der Nord- und Ostseehafen 

waren zum grossen Theile dieselben Concurrenzursachen wie 
im Schweizer Verkehre massgebend. Hierzu trat die Concurrenz 
russischer Provenienzen via Libau, Königsberg und Mlawa. 

Wie schwierig es unter den gegenwärtig in Deutschland 
massgebenden Anschauungen geworden ist, einen selbst den 
vorstehenden Voraussetzungen entsprechenden Differentialtarif 
aufzustellen, dafür führen wir folgenden, der »Freihandels- 
Correspondenz« entnommenen Fall an: Die früher von den 
deutschen Seehäfen nach Rheinland und Westphalen in Con- 
currenz gegen die belgisch-holländischen Häfen und den 
Wassertransport des Rheins bestandenen Getreide- Ausnahme- 
tarife wurden am 1. Juli 1882 in Folge des immer heftiger 
werdenden Drängens der angeblich durch sie geschädigten 
Interessen der Landwirthe und Mühlenbesitzer von Hannover 
und Hessen aufgehoben. Seit der Aufhebung der Tarife ist 
nun der Import über die deutschen Häfen, welcher im 
Jahre 1879 ungefähr 30 Percent, im Jahre 1880 ungefähr 
22 V 2 Percent betrug, beträchtlich zurückgegangen. Dasjenige 

* Allgemeine Zeitung aus Augsburg vom 16. Februar 1877. 
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aber, was über die deutschen Häfen weniger einging, wurde 
über die belgisch-holländischen Häfen reichlich mehr eingeführt. 
Dass die Sache sich so verhält, ist in der am 7. November 
1883 in Köln stattgefundenen Sitzung des Bezirks-Eisenbahn- 
rathes an der Hand statistischer Erhebungen nachgewiesen 
worden. 

Wenn aber die Aufhebung der Tarife den Gesammt- 
import nicht unterbunden hat, so hatte auch die Landwirt- 
schaft kein Interesse daran, ob die Tarife weiter bestanden 
oder nicht; sie hätte nur dann ein Interesse an der Aufhebung 
gehabt, wenn sie nachweisen konnte, dass die Tarife über die 
deutschen Häfen niedriger seien als die Frachten über die 
ausländischen Häfen, also dass die Gesammtsituation in Folge 
der Ausnahmetarife für die Landwirtschaft eine ungünstigere 
geworden sei, welchen Beweis jedoch zu erbringen nicht 
einmal versucht wurde. Der Ausschuss des Kölner Bezirks- 
Eisenbahnrathes hatte die Richtigkeit dieser Auffassung auch 
mit grosser Majorität anerkannt und dem Bezirks-Eisenbahn- 
rathe empfohlen, sich für die Wiedereinführung der Tarife ab 
den zu seinem Bezirke gehörigen Ems- und Weserhäfen aus- 
zusprechen. Nichtsdestoweniger entschied das Plenum mit 
ziemlich grosser Majorität: (Agrarier) gegen die Wiederher- 
stellung der Tarife. 

Der Unterschied der hinsichtlich der Differentialtarife in 
Deutschland und Oesterreich bestehenden Anschauungen drückt 
sich schon in den Tarifsystemen beider Länder aus. Während 
in Deutschland die Streckensätze einheitlich gebildet sind, 
herrscht in Oesterreich das Princip des Zonentarifes vor. 

Die Anträge der Tarif-Enquite vom 20. Jänner 1883 gehen 
denn auch dahin: »Auf Basis des Principes des Zonensystems 
(d. i. des Staffeltarifes) eine einheitliche Tarifgrundlage (Gleich- 
artigkeit der Zonen) auf allen österreichischen Bahnen ein- 
zuführen, um die Basis der Tarifbildung in eine allgemein 
verständliche, gerechte, den begründeten Forderungen der 
Frachtgeber möglichst entsprechende Form zu bringen.« 

Man legt also in Oesterreich zunächst nicht sowohl 
Werth auf den Einheitssatz, als auf die »Einheit der Zone«, 
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welche in Abstufungen von 100 zu 100 Kilometer gebildet 
werden soll. Die Höhe des Frachtsatzes jeder einzelnen Zone 
wird zwar vorerst nicht begrenzt, jedoch verlangt, dass unter 
Gewährung möglichst niedriger Streckensätze sowohl für kürzere 
als für weitere Distanzen die »Abfalldifferenz« nicht gross 
.sein solle. Zur Ermöglichung der Einführung einheitlicher 
Streckensätze soll ausnahmsweise die Einrechnung gewisser 
Distanzzuschläge gestattet sein. 

Die Strebungen der Enquete gehen nach dieser Richtung 
hin augenscheinlich schrittweise vor, da das Ziel, zu einem 
vollkommen einheitlichen Tarif zu gelangen, den Privatbahnen 
gegenüber nur durch Differentialtarife erreicht werden kann, 
welche ihren letzten Ausdruck in der Verallgemeinerung des 
zunächst nur ausnahmsweise (differentiell) gewährten Tarif- 
satzes finden müssen. — Ausserdem sollen speciell für den Local- 
verkehr nach Bedarf billige Ausnahmetarife aufgestellt werden. 

Was das Verhältniss der Differentialtarife als Importtarife 
gegenüber den für die inländische Production bestehenden Tarifen 
betrifft, so sind die in der Enquete zu Tage getretenenKlagen über 
deren Disparität gegenüber dem ausländischen nach dem Inlande 
arbeitenden Verfrachter nicht neu. Bereits vor 19 Jahren, in der 
Sitzung vom 30. Jänner 1865, hat das Abgeordnetenhaus sich 
veranlasst gesehen, in folgender Resolution zur Frage Stellung 
zu nehmen: »Das Haus spricht seine Ueberzeugung aus, dass 
keine Concession eine Eisenbahn-Unternehmung zu Differential- 
tarifen ermächtigen könne, welche direct oder in ihrer not- 
wendigen Consequenz zu Gunsten des Verkehres und der 
Production des Auslandes die wirtschaftlichen Interessen 
Oesterreichs hintansetzen und schädigen.« Nahezu zwei Jahr- 
zehnte — sagt die Enquete — ^ sind über diesen Beschluss 
hinweggegangen, und die Verhältnisse, welche damals beklagt 
wurden, sind mit der Vergrösserung des Eisenbahnnetzes, mit 
der Zunahme der Verbindungen an der nördlichen und west- 
lichen Grenze noch schlimmer geworden. Indessen herrscht 
— wie wir hierzu bemerken möchten — zumal seit einiger 
Zeit; das Bestreben der österreichischen Eisenbahnverwaltungen 
vor, die noch bestehenden Disparitäten auszugleichen. 
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Anlehnend hieran stellte nun die Tarif-Enquete den Antrag, 
dahin zu wirken, dass die der ausländischen Production beim 
Import gewährten Einheitssätze und sonstigen Begünstigungen 
von einer näher zu bestimmenden Kilometerzahl ab unbedingt 
und ohne Einschränkung auch auf das inländische Product, 
sowohl im Local- als im internen Verbandsverkehre in der 
Art Anwendung finden sollen, dass in keinem Falle für die 
kürzere Strecke eine höhere Fracht als für die längere be- 
zahlt werde. 

Rücksichtlich der Export- und Transittarife dagegen be- 
antragt die Tarif-Enquete, »mit thunlichster Beschleunigung 
dahin zu wirken, dass die der ausländischen Production beim 
Transit gewährten Einheitssätze und sonstigen Bedingungen 
in der Regel ohne Einschränkung auch auf das inländische 
Exportgut in der Art Anwendung finden, dass in keinem Falle 
für die Gesammtstrecke bis zur ausländischen Endstation bei 
annähernd gleicher Distanz für das inländische Exportgut 
ein höherer Gesammtfrachtsatz als für das ausländische Transit- 
gut resultire. Ausnahmen von dieser Regel wären nur beim 
Transitverkehre von und nach Seeplätzen in dem Falle zu 
gestatten, dass dadurch die allgemeinen wirthschaftlichen 
Interessen nicht benachtheiligt werden. 
« 

Dies vorausgeschickt, gehen wir nun zur Besprechung 
des Wesens der Differentialtarife über. 

Zufolge der im Eingänge gegebenen Definition und an 
der Hand des früher Gesagten ist ein Differentialtarif im All- 
gemeinen ein Tarif, welcher von dem Normaltarife in irgend 
einer Weise abweicht, differirt; im Speciellen aber ein Tarif, 
welcher für einen und denselben Artikel, auf einer und der- 
selben Verkehrslinie für längere Strecken einen niedrigeren 
Einheitssatz pro Centner-Meile oder Tonnen-Kilometer als für 
kürzere fixirt, also ein Tarif, dessen Grundtaxe (Einheitstaxe) 
im umgekehrten Verhältnisse zu der Länge der Transport- 
distanz steht. 

Mit anderen Worten: Itifferentialtarife sind Tarife, deren 
Grundtaxe mit der Zunahme der Transportdistanz immer mehr 
von der Grundtaxe des Normaltarif es abweicht (differirt). 
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Einen von dieser Definition abweichenden Charakter be- 
kundet der sogenannte Bistanztarif, welchem überhaupt keine 
tarifmässig bestimmte Grundtaxe (Einheitssatz) zu Grunde liegt. 

Die Differentialtarife sind übrigens nicht gerade mit 
Entstehung der Eisenbahnen neu erfunden worden; sie kamen 
vielmehr schon früher beim Wassertransporte vor. So theilte 
M. Brömel auf dem XV. volkswirtschaftlichen Congresse 
mit, dass seit jeher im regelmässigen Dampfschiffverkehre 
zwischen deutschen Häfen höhere Frachten zur Einhebung 
gelangten als zwischen einem grossen deutschen Hafen und 
einem grossen englischen Hafen, obgleich im letzteren Falle die 
Entfernung oft das Mehrfache der letzteren Entfernung beträgt. 

Die inneren Motive zur Gewährung von Differential-Er- 
mässigungen sind nach Krönig (Seite 84): 

1. die Entwindung oder Erhaltung des durch Concurrenz- 
massregeln in- oder ausländischer Handelswege (Eisenbahn- 
oder Wasserstrassen) in Frage gestellten Verkehres, oder 

2. der Wunsch, das Absatzgebiet gewisser Productions- 
plätze zu erweitern, oder 

3. das Interesse an der einschlägigen Pflege und Er- 
haltung von Industrien gewisser Districte, respective des 
Handels bestimmter Plätze, oder endlich 

4. der Nothstand ganzer Provinzen. % 

Ueber die Vorzüge und Nachtheile der Differentialtarife, 
namentlich als Importtarife gedacht, selbst wenn deren Anwen- 
dung nach reiflicher Erwägung aller einschlägigen Verhältnisse 
erfolgen soll, sind — wie aus dem von uns (nach der »Fr. 
Corr.«) vorgeführten Beispiele zu ersehen ist — die Meinungen 
der Interessenten, beziehungsweise die durch Interessen be- 
dingten Meinungen noch immer getheilt, und wird auch in 
dieser Frage kaum jemals eine Einigkeit erzielt werden, weil 
die Chancen derartiger Tarife unter Umständen bald zum 
Nutzen, bald zum Nachtheil des Producenten oder Consumenten, 
somit nicht immer parallel gehender wirthschaftlicher Interessen 
ausschlagen. 

Welcher Standpunkt hierbei aber als der jeweils am 
meisten der Berücksichtigung bedürftige anzusehen sein wird, dies 
hat zunächst die Trägerin der öffentlichen Interessen, die die Ge- 
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sammtheit vertretende Regierung eines Landes zu erwägen 
und je nach der Entscheidung wird sie ihren Einfluss in der 
Frage der Differentialtarife zur Geltung zu bringen suchen. 
Dass bei der heutigen Lage der social-ökonomischen Gestal- 
tungen des Staatslebens der Schwerpunkt in der politischen 
Oekonomie auf den Schutz der nationalen Production gelegt wird, 
und dass nur ein Nothstand vorübergehend eine anderweitige 
Richtung herbeiführen könnte, das, glauben wir, insoweit es 
sich um Oesterreich und das Deutsche Reich handelt, als 
evident annehmen zu dürfen; daher denn auch hier die Tendenz 
vorherrscht, den nachtheiligen Einfluss billiger Import- und 
Transittarife auf die einheimische Production möglichst ab- 
zuschwächen, respective zu beseitigen. In demselben Masse 
aber, als sich die politische Begrenzung des Schutzzollsystems, 
etwa durch Abschluss eines Zollbündnisses mit einem fremden 
Staate erweitert, verliert auch innerhalb dieses erweiterten 
Gebietes der Differentialtarif, unter dem Winkel der Schutz- 
zollpolitik betrachtet, seinen Schärfegrad. 

Weiterhin steht fest, dass eine Regierung das für öffent- 
liche Zwecke erforderliche Dispositionsrecht über die Tarife der 
Landesbahnen am uneingeschränktesten dann erhält, wenn der 
Betrieb derselben direct durch den Staat geführt wird, und 
diese Rücksichtnahme auf die öffentlichen Interessen ist es 
denn auch hauptsächlich gewesen, welche der preussischen 
und ebenso auch der österreichischen Regierung den Ankaut 
der Privatbahnen so dringend nahelegte. 

Was den Standpunkt der Privatbahnen als Erwerbsunter- 
nehmungen in der FrdJJe .der Differentialtarife betrifft, so suchen 
dieselben durch diese Tarife anregend oder conservirend auf 
ihren Verkehr einzuwirken; sie werden hierin das Bestreben 
bekunden, Frachtermässigungen nur insoweit eintreten zu lassen, 
als dies für ihre Zwecke erforderlich und mit ihren Betriebs- 
verhältnissen vereinbarlich erscheint Dass das Interesse der 
Bahnen mit dem der Verfrachter — abgesehen von den durch 
Linienconcurrenz hervorgerufenen Distanztarifen, welche in der 
Regel ausschliesslich im Interesse der Bahnen aufgestellt werden 
— Hand in Hand geht, ist nicht zu verkennen, zumal ja 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 13 
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auch die Anregung zur Aufstellung von Differentialtarifen zu- 
meist von den Verfrachtern ausgeht. 

Wir gelangen nun zur Besprechung der einzelnen Species 
der DiffereiUialtorife. 

Im Allgemeinen beruht der Differentialtarif vom Stand- 
punkte der Specialkosten einer Eisenbahn auf der Annahme, dass 
die aus den Kosten der Spedition und Traktion zusammen- 
gesetzten Kosten der Gesammtbeförderung einer Waren- 
sendung mit der zunehmenden Transportstrecke eine relative 
Verminderung erfahren, obzwar sich ziffermässig nicht nach- 
weisen lässt, dass z. B. die Traktionskosten eines und desselben 
Güterzuges bei ganz gleichen Streckenverhältnissen sich, wenn 
der Zug 200 Km. durchläuft, per kilometrische Einheit ver- 
theilt merkbar niedriger stellen würden, als wenn der Zug nur 
100 Km. zurücklegt. Eine solche Beweisführung ist unseres 
Wissens auch niemals versucht worden. 

Ein Beweis für die Abnahme der Specialkosten des 
Transportes mit der Zunahme der Entfernung dürfte nach 
Sax (Seite 427) kaum in anderer Weise zu erbringen sein, als 
der: »Angenommen, dass die thatsächliche Anzahl von Tonnen- 
Kilometern, die sich bisher aus kurzen und weiten Transporten 
zusammensetzten, aus lauter kurzen Transporten beständen, 
so werden durch die Unterbrechung an den Berührungsstellen 
und die Expeditionsarbeiten daselbst natürlich mehr Gesammt- 
kosten erwachsen als vordem. Einer bestimmten Aufstellung 
über das Mass der Kostenminderung bedarf es aber deshalb 
nicht, um hieraus eine differentielle Tarifirung zu rechtfertigen, 
weil auch ohne solche Special-Kostengestaltung Differential- 
tarife schon durch die Abhängigkeit der General- und allge- 
meinen Kosten von der Verkehrsmenge gerechtfertigt erscheinen. 
Differential- wie Werthtarifirung haben hierin die nämliche 
betriebs-ökonomische Grundlage und sind also auch insoferne 
nur zwei Seiten derselben Sache.« 

Unserseits bemerken wir hierzu, dass der vorstehend 
versuchte Beweis auf einer »Annahme« beruht, deren Richtig- 
keit erst erwiesen werden müsste. Es müsste nämlich erwiesen 
werden, dass in Folge der differentiellen Tarifirung zunächst 
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die Transportweite und dann die Frequenz in höherem Masse 
zunimmt, als dies bei einem entsprechend construirten Durch- 
schnittstarife (Einheitssatz) möglich werden würde. 

Wenn aber auch von einer bestimmten mittleren Trans- 
portdistanz ab eine Ermässigung des normalen Satzes behufs 
Erzielung grösserer Transportweite und betriebs-ökonomischer 
Vortheile halber angezeigt erscheinen mag, so lässt sich 
denn doch ein Zonentarif (Staffeltarif) mit 5 oder gar 6 Ca- 
denzen durch keinerlei betriebsökonomisches oder gemeinwirth- 
schaftliches Moment rechtfertigen. Beleg dafür, dass jede 
einzelne Bahn eine andere Eintheilung der Zonengruppen und 
eine andere »Abfalldifferenz« des Tarifsatzes aufweist. Oder 
sollte auch hierin etwa Methode liegen? Jedenfalls wäre deren 
Begründung sehr schwierig. 

a) Frachtdisparitäten, welche durch die fixe Expeditionsgebuhr 
hervorgerufen werden. 

Da die Expeditionskosten von der Länge der Transport- 
strecke unabhängig sind (keineswegs jedoch von der Frequenz) 
so tritt durch deren gleichmässige Vertheilung auf die Fracht- 
sätze mit zunehmender Transportdistanz eine Minderung der 
Streckeneinheitssätze ein. Wir weisen dieserhalb auf das bereits 
unter dem Capitel »Selbstkosten« Gesagte und auf den Seite 125 
angeführten Tarif der kgl. ungar. Saatsbahnen vom Jahre 1874 
hin, woraus dies ziffermässig klar hervorgeht. Allerdings sind die 
Differenzen bei dem Umstände, als die Expeditionsgebühr nicht 
auf Grund der eigentlichen Selbstkosten, sondern weit unter 
denselben mit einer bestimmten, nicht allzu hohen Ziffer in 
Ansatz gebracht zu werden pflegt, nur bei kurzen Distanzen 
von einigem Belang und verschwinden mit Zunahme der Trans- 
portdistanz fast ganz. 

Die solcher Art zum Ausdruck kommenden Differential- 
tarife bilden zwar einen schwachen Anfang der sogenannten 
Staffeltarife, bringen jedoch das zu der Selbstkostenfrage 
tretende zweite, bereits erwähnte »betriebsökonomische und 
volkswirthschaftliche Moment«, den Absatzkreis, zumal von 
Massengütern, über deren bisherige äusserste Transportweite 
hinaus auszudehnen, kaum genügend zur Geltung. 

13* 
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Man schritt daher zur Bildung 

b) der Tarife mit fallender Gebührenscala. Hierüber äussert 
sich die Wiener Tarif-Enquete: »Es lässt sich das Mass der 
Selbstkostenminderung bei Transporten auf weitere Distanz auch 
nicht annähernd genau bestimmen, und selbst wenn dies der 
Fall wäre, könnte selbes für die Tarifstellung, welche auch 
mit Rücksicht auf volkswirtschaftliche Momente und auf die 
Absatzverhältnisse der Güter getroffen werden muss, nicht 
ausschliesslich massgebend sein. Es erscheint jedoch bei ge- 
ringen Transportentfernungen alle Vorsicht geboten, den so 
hochwichtigen Frachten- und Localverkehr nicht durch hohe 
Streckensätze für die erste Zone und durch weitere hohe, von 
der Transportdistanz unabhängige Frachtzuschläge in Gestalt 
von Manipulations- und Expeditionsgebühren zu ertödten, da 
sonst sowohl die Bahninteressen als auch die Interessen des Publi- 
kums tief geschädigt werden würden. Jedoch auch der Frachten- 
verkehr auf weite Distanzen bedarf billiger Tarife, einestheils, 
um den Interessen der Bahn nach weiten Transporten Rechnung 
zu tragen, anderseits, um den Interessen der Frachtgeber nach 
Erweiterung des Waarenabsatzes bis zur berechtigten natürlichen 
Grenze im Inlande, sowie zur Concurrenzermöglichung in- 
ländischer Artikel mit den gleichartigen des Auslandes zu 
entsprechen. Nach diesem dürfte daher nur eine Tarifaufstellung 
allen Interessen gerecht werden, welche sowohl für nahe als für 
weite Transportdistanzen möglicJist billige, zwischen erster und 
letzter Zone nicht zu weit abfallende Zonentarife bedingt.« 

Mit anderen Worten gesagt heisst dies aber nichts 
anderes, als einen billigen Durchschnittstarif anstreben! 

Nachstehendes Beispiel eines Tarifes mit fallender Ge- 
bührenscala (Staffeltarif) entnahmen wir dem für Classe A auf- 
gestellten allgemeinen Tarif der österreichischen westlichen 
Staatsbahnen. Derselbe fixirt: 



Von 1—100 Km. 


036 kr. per 100 Kg. und Kilometer 


» 101—200 » 


0*34 » » » » » » 


» 201—300 » 


0*32 » » » » » » 


» 301—400 » 


0*26 »»>•»» » 


über 400 » 


0*20 » » » » > » 
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Die Gebuhrenberechnung erfolgt in der Weise, dass die 
vorstehenden Einheitssätze lediglich für die betreffende Zone, 
ohne Berücksichtigung der Rückwirkungen der nachfolgenden 
billigeren Zonen in Betracht gezogen werden. Hiernach stellt 
sich z. B. die Fracht bei 100 Kg. Gewicht für 450 Km.: 

036 X 100 + 0-34 X 100 + 032 X 100 + 0*26 X 100 
+ 020 X 50 = 138 Kreuzer. 

Diese Berechnungsmethode wird von allen österreichisch- 
ungarischen Bahnen, welche dem sogenannten Reformtarif bei- 
getreten sind, befolgt und auch von dem betreffenden Referenten 
der Tarif-Enquete zur Annahme empfohlen. Die dem Reform- 
tarif nicht beigetretene österreichische Südbahn berechnet in 
einem solchen Falle den für die ganze Transportdistanz der 
Sendung entfallenden Zonensatz als Durchschnittssatz an Stelle 
aller vorhergehenden höheren Zonensätze mit rückgreifender 
Wirkung, wonach sich bei obigem Beispiele der Gesammtsatz 
von 90 kr. per 100 Kg. (020 X 450 = 90) ergibt. 

Grundsatz bei Aufstellung der Gebührenberechnungen ist, 
dass sich der Gesammtsatz für die weitere Transportdistanz nie- 
mals niedriger stellt, als für die nähere, was durch Ausgleichung 
des auf Grund der Zonentaxen entfallenden Gesammtsatzes 
erzielt wird. Hierbei lässt man entweder das Minimum inso- 
lange als Maximum rückwirken, bis der reguläre Frachtsatz 
sich niedriger stellt, oder man überträgt das Maximum inso- 
lange als Minimum für die weitere Strecke, bis der Aus- 
gleich eintritt. 

Die Staffeltarife haben sonach die Tendenz, die Entfer- 
nungen möglichst auszugleichen und die Transportweite der 
Güterfrfcquenz auszudehnen, ohne jedoch für weitere Distanzen einen 
absolut niedrigeren Total- Fr achtpreis zu fixiren, als für kürzere. 

c) Distanztarife. 
Die letzte, am meisten angefochtene und einschneidende 
Art der Differentialtarife bilden die sogenannten Distanztarife, 
welche ihrer Natur nach Import-, Export- und Transittarife 
sein können. Das Wesen dieser Tarife haben wir bereits früher 
besprochen und erkannt, dass dieselben nur mit ganz besonderer 
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Vorsicht angewendet werden dürfen, um nicht mit den öffent- 
lichen Interessen der Gemeinwirthschaft in Collision zu gerathen, 
daher denn auch deren Activirung unter allen Umständen lediglich 
nach vorausgegangener Prüfung und Genehmigung der Aufsichts- 
behörde zulässig sein wird. Hiermit stimmen — so äussert sich 
Lehr (Seite 333) — die beherzigenswerthen Worte überein, 
welcher sich Minister Friedenthal in der am 26. April 1876 im 
preussischen Abgeordnetenhause gehaltenen Rede bediente, als 
er die volkswirthschaftlich schädlichen Auswüchse der Diffe- 
rentialtarife bekämpfte. ^Nach meinem Dafürhalten« — meinte 
Dr. Friedenthal — »können die Differentialtarife nur beurtheilt 
und behandelt werden aus der Gesammtheit der wirtschaft- 
lichen Interessen heraus. Ihr Werth oder Unwerth kann nur 
richtig abgewogen werden von Demjenigen, der das Ganze 
und den Zusammenhang der wirthschaftlichen Interessen auch 
hinsichtlich der Concurrenz mit dem Auslande übersieht. Ein 
im gesammtwirthschaftlichen Interesse richtig angelegtes und 
von den Missbräuchen gereinigtes System von Differential- 
tarifen kann im Inlande einen Zustand fördern, den ich in 
wirtschaftlicher Beziehung für sehr wohlthätig halte.« 

Namentlich müssen jene gegen solche Distanztarife er- 
hobenen Vorwürfe als begründet erkannt werden, welche für 
längere Distanzen einen niedrigeren Totalsatz ergeben als für 
kürzere, in derselben Verkehrsrichtung gelegene Strecken, weil 
dadurch eine schädliche Verschiebung der Productionsbedin- 
gungen herbeigeführt wird. 

»Ausnahmen a&er, welche eine Frachtpreisermässigung 
über diese Grenze hinaus in das betriebsökonomische Interesse 
der Eisenbahn legen, » treten dann in Wirksamkeit, wenn durch 
Transportmittel, welche sich staatlicher Regelung entziehen, 
insbesondere durch Wasserstrassen, für eine entferntere Relation 
eben eine so geartete Transportpreisstellung herbeigeführt 
wird; dann kann die Eisenbahn die bezüglichen Transporte 
oder doch einen Theil davon eben nur durch Zugestehung 
der nämlichen Frachtpreise für sich erlangen, worin aber ein 
Grund, dieselben zwangsweise auch auf eine nähere Relation 
zu übertragen, deshalb nicht gelegen ist, weil die entferntere 
Relation die betreffenden Frachtpreise auch geniesst, wenn die 
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Eisenbahn auf Participation an den Transporten verzichtet.« 
(Sax, S. 431. Vergl. auch das S. 186 u. 187 Gesagte.) 

In Oesterreich besteht ganz allgemein die behördliche 
Anordnung, dass auf einer und derselben Verkehrslinie in 
derselben Verkehrsrichtung und unter den gleichen Bedingungen 
die gesammten Transportkosten für eine näher gelegene Station 
nicht höher sein dürfen als für eine entferntere, für mehrere 
Eisenbahnunternehmungen mit bindender Kraft zu Recht; da- 
gegen gestattet der Concessionstarif der Südbahngesellschaft 
(Art. 5 des Vertrages vom 13. April 1867) ausdrücklich eine 
ungleiche Tarifirung in verschiedenen Richtungen, je nachdem 
die Transporte für den Export oder nur für den Import via 
Triest und Fiume bestimmt sind. 

Auch die neueste Gesetzgebung für die nordamerikanischen 
Eisenbahnen erklärt Differentialtarife nur bedingungsweise zu- 
lässig. Es heisst dort im Art. 27 des allgemeinen Eisenbahn : 
gesetzes vom 14. September 1883: »Keine Eisenbahn darf für 
den Transport von Gütern nach einer ihrer Stationen einen 
grösseren Betrag erheben, als er für den Transport der gleichen 
Güterart und Quantität von derselben Versandstation nach 
einer weiter entfernten Station ihrer Bahn in derselben Rich- 
tung zur Einhebung gelangt. Das Gleiche gilt für den Ver- 
bandverkehr mehrerer Bahnen.« 



4. Particulartarife. 

(Frachtrabatte und Refactien.) 

Krieg, um Kriege zu führen, ist ein Wahnsinn; 
Um des gold'nen Friedens willen führt man 
Kriege, dass in die Sichel sich des Schwertes 
Schärfe verwandle. 

Ein naher Verwandter der Special- und Ausnahmetarife 
ist der, sit venia applicationi, »von der Parteien Gunst und 
Hass« getragene Particulartarif. Derselbe unterscheidet, genau 
definirt, zwischen Frachtrabatten, dann Refactien,* Bönificationen, 
Agitationsprovisionen und dergleichen mehr Bezeichnungen. 

* Rückerstattung eines Theiles der nach den öffentlichen Tarifen ein- 
gehobenen Frachtbeträge. 
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Der wesentliche Unterschied dieser Formen von Tarif begünsti- 
gungen liegt darin, dass Frachtrabatte (worunter z. B. die tarif- 
mässig gewährte Gutschreibung eines Uebergewichtes bei Kohlen- 
sendungen, die nach dem deutschen Reformtarife dem Stückgut 
in Wagenladungen eingeräumte Prämie u. s. w. subsummiren), 
und zum Theile auch Agitationsprovisionen, in Folge deren 
Veröffentlichung Jedermann zugänglich sind, welcher die daran 
geknüpften, in der Regel unschwer zu erfüllenden Bedingungen 
erfüllt, während Refactien oder Bonificationen nur auf Grund 
eines besonderen Vertrages gewährt werden, nach welchem 
der Versender, weil ihm persönlich der Vertrag besondere 
und ausnahmsweise hohe Frachtbegünstigungen zugesteht, sich 
auch persönlich verpflichtet, der betreffenden Bahn innerhalb 
einer normirten Zeitfrist ein bestimmtes grösseres Minimal- 
quantum dieses oder jenes Tran Sportartikels zuzuführen. 

Die Refactien oder Bonificationen trennen sich nun wieder 
in kundgemachte (öffentliche) und in nicht kundgemachte (geheime). 
Namentlich sind es die letzteren, die geheimen Refactien, 
welche den meisten und — sprechen wir es gleich aus — 
auch den berechtigtsten Anfechtungen unterworfen sind, weil 
sie sich mit der Individualität und dem Charakter einer Eisen- 
bahn als eines öffentlichen Interessen zu dienen berufenen 
Verkehrsinstitutes schlechterdings nicht vereinbaren lassen, 
indem sie dem Gleichberechtigungs - Principe aller Staats- 
angehörigen einer solchen Unternehmung gegenüber keine 
Rechnung tragen. 

Die Concessionsurkunden der österreichischen Eisenbahnen 
sprechen sich dieserhalb wie folgt aus: »Wenn einem Versender 
oder Frachtunternehmer unter gewissen Bedingungen eine 
Herabsetzung der Frachtpreise oder eine andere Begünstigung 
gewährt wird, so muss diese Herabsetzung oder Begünstigung 
allen Versendern oder Frachtunternehmern, welche die näm- 
lichen Bedingungen eingehen, zugestanden werden derart, dass 
in keinem Falle eine persönliche Bevorzugung stattfinden darf.« 

Das preussische Eisenbahngesetz vom 3. November 1838 
verpflichtet das Bahnunternehmen zufolge der Bestimmung 
des § 32, »den Frachttarif, sowie demnächst die innerhalb der 
tarifmässigen Maxima vorgenommenen Aenderungen der Re- 
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gierung anzuzeigen, öffentlich bekannt zu machen und für die 
angenommenen Sätze alle zur Fortschaffung aufgegebenen 
Waaren ohne Unterschied der Interessenten zu befördern.« 
Und § 47 bestimmt: 

»Die ertheilte Concession wird verwirkt, und die Bahn 
mit den Transportmitteln und allem Zubehör für Rechnung 
der Gesellschaft öffentlich versteigert, wenn diese eine der 
allgemeinen oder besonderen Bestimmungen nicht erfüllt und 
eine Aufforderung zur Erfüllung binnen einer Frist von 
drei Monaten ohne Erfolg bleibt.« 

In Oesterreich kann von der Refactiepublikation mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde, welche diese Genehmigung 
indessen nur ausnahmsweise ertheilt, über Antrag der betref- 
fenden Bahnverwaltung in dem Falle Umgang genommen 
werden, »wenn die Veröffentlichung der in Wirksamkeit zu 
setzenden Tarifermässigung oder sonstigen Begünstigung in- 
ländische Verkehrsanstalten gegenüber ausländischer Concurrenz 
benachtheiligen würde.« 

Als Regel gilt jedoch, dass die Refactie in mindestens 
einem Blatte (wozu derzeit das Centralblatt für Eisenbahnen 
und Dampfschifffahrt bestimmt ist) veröffentlicht werden muss. 

Im Allgemeinen liegt der Gewährung von Refactie- 
tarifen die Absicht der Eisenbahnverwaltung zu Grunde, einer- 
seits durch Sicherstellung grösserer Transporte ausser dem, 
wenn auch nur kleinen Gewinne am Transportpreise eine 
Minderung der Selbstkosten zu erreichen, oder aber dadurch 
Transporte zu acquiriren, welche dem Transportunternehmen 
andernfalls ganz oder theilweise, sei es durch Benützung an- 
derer concurrirender Transportwege, sei es durch die Con- 
currenz andersher originirender Güter entgehen könnten. 
Ausserdem kann dem Refactietarif auch das Bestreben zu 
Grunde liegen, einem oder dem andern bisher auf dem Märkte 
gar nicht erschienenen oder doch absatzlos gebliebenen Artikel 
es durch Gewährung ausnahmsweise billiger Transportpreise 
zu ermöglichen, sich in den Verkehr unter Zuhilfenahme des 
billigen Tarifes einzuführen. 

Ein weiterer als wichtig bezeichneter Grund bei Zu- 
gestehung von Refactien, welche ein grösseres Transport- 



202 ^ e von der allgemeinen Tarifirung abweichenden Tarife. 

quantum in Aussicht stellen, ist der, dass dadurch der Eisen- 
bahn a priori ein der Tarifermässigung entsprechender finan- 
zieller Erfolg garantirt werde, ohne dessen Sicherstellung sie 
das Experiment der Taxreduction nicht hätte unternehmen 
können. 

Endlich wird den Refactien nachgerühmt, dass sie es 
den Privatbahnen als Erwerbsunternehmungen gleich einer 
andern gewerblichen Unternehmung ermöglichten, rasch und ohne 
Zeitverlust eine geschäftliche Conjunctur auszunützen und da- 
durch gleichzeitig dem durch sie bedienten, auf sie angewiesenen 
Handel und der Industrie wirksam* unter die Arme zu greifen. 

Wir wollen nicht behaupten, dass mit dem Gesagten 
alle Argumente erschöpft seien, welche zu Gunsten der Re- 
factien vorgebracht werden, allein es dürften die wesent- 
lichsten sein. 

Was man aber auch immer dem Refactiesysteme für 
Erfolge nachrühmen möge: es wäre unserer Anschauung nach 
eine Fiction, zu glauben, dass durch dasselbe im Allgemeinen 
eine erhöhte Frequenz, ein dauerndes Mehr an Transport- 
gewinn zu erreichen sei, als durch zeitgerechte Emanation 
publicirter, den Anforderungen des Verkehres entsprechend 
gebildeter Ausnahmetarife auf bestimmte Geltungsfrist und 
für bestimmte Artikel, welche Tarife zwar die Bedingung der 
Auflieferung eines grösseren Frachtquantums durch einen 
Versender nicht stipuliren könnten, dagegen bei höheren Taxen, 
unter Zulassung des allgemeinen Mitbewerbs, mindestens den 
gleichen Transporteffect erzielen würden, wie ihn die Refactie 
. verschafft. 

Es ist nämlich bei Beurtheilung der Sachlage nicht 
ausser Augen zu lassen, dass das Refactiewesen gleichzeitig 
auch das Speditionswesen fordern muss, weil in sehr vielen, 
wenn nicht in den überwiegenden Fällen nur der die Sen- 
dungen verschiedener Parteien sammelnde, und unter seiner 
Firma zum Versand bringende Spediteur, in der Lage ist, 
das durch den seinerseits eingegangenen Refactievertrag be- 
dungene grosse Quantum innerhalb der vereinbarten Frist zu 
verfrachten. Dass der Vermittler hierbei nicht umsonst arbeiten 
kann, liegt auf der Hand; im Gegentheil, er will — .und wer 
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könnte ihm das von seinem Standpunkte aus verübeln — 
verdienen und möglichst viel verdienen. 

Dazu aber muss die Refactie herhalten, weshalb denn 
auch dem eigentlichen Transportinteressenten selbstverständlich 
niemals jener Betrag zu Gute kommen kann, welchen die 
Bahn dem Spediteur herausbezahlt. 

Der etwaigen Einwendung, dass der Spediteur schon 
deshalb begründeten Anspruch auf eine »Transportprämie« 
habe, weil er durch Zusicherung eines grösseren Quantums 
ein persönliches Risico »im Interesse der Bahn« übernehme, 
müssten wir entgegenhalten, dass dieses Risico des Spediteurs 
(Vermittlers) absolut kein grösseres sein kann, als das jedes 
anderen gewerblichen Unternehmens, welches ja auch von 
geschäftlichen Conjuncturen, Credit- und Absatzverhältnissen etc. 
abhängig ist. Im Gegentheil, es ist ein weit geringeres, da der 
Vermittler sein Frachtoffert der Bahn gegenüber doch nur nach 
Rückendeckung durch seine Committenten, mit denen er wohl 
jedenfalls vorher in Verbindung tritt, stellt. Im schlimmsten 
Falle aber wird, wenn selbst das stipulirte Quantum hin und 
wieder doch nicht erreicht oder eine andere Verpflichtung 
des Vertrages nicht erfüllt werden sollte, der Weg der Ver- 
handlung betreten, welcher in der Regel mit einem Compro- 
miss endet. 

Nachdem aber — für uns wenigstens — klar liegt, dass 
in letzter Linie nicht sowohl die Bemühungen des Spediteurs als 
die demselben ausnahmsweise gewährten billigen Tarifsätze es sind, 
welche den Verkehr einer Bahnlinie beleben, so kann es auch im t 
Allgemeinen, insoweit es sich nicht um Transporte handelt, welche 
durch die Bemühungen des Agenten von anderen concurrirenden 
(Wasser-) Routen abgezogen und dadurch auf die refactirende 
Route gelenkt wurden, nicht das Verdienst des die Fracht in- 
direct verteuernden Agenten sein, zur Hebung des Verkehres 
beigetragen zu haben, womit für ein Bahnunternehmen im 
Allgemeinen auch das mit der Gewährung von Refactien ver- 
bundene Interesse entfällt. 

Aber auch die Transportinteressenten selbst scheinen 
sich für das Refactiesystem nicht zu erwärmen, da die IX. Gruppe 
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der Wiener Tarif-Enquete vom Jahre 1882/83 dem Plenum 
folgende Resolution unterbreitete: 

»Die IX. Gruppe der Eisenbahn-Tarifenquete tritt der 
vom k. k. Staatseisenbahn-Rathe gefassten Resolution bei, nach 
welcher das k. k. Handelsministerium ersucht wird, bei den 
österreichischen Bahnen dahin zu wirken, dass die Gewährung 
von Befactien principiett aufzuheben sei und dass an deren Stelle, 
wo solches im inländischen Interesse geboten erscheint, Aus- 
nahmetarife zu treten haben.« 

Diese Resolution wird um so verständlicher, wenn man 
auch jene Fälle ins Auge fasst, in welchen eine Refactie 
einem grösseren Transportinteressenten (zumeist Producenten) 
direct — wobei also der Spediteur oder Agent nicht betheiligt 
ist — zuerkannt wird, welcher dadurch kraft des ihm zu 
Gebote stehenden Capitals und Credits einen ganz besonderen 
Vortheil auf Kosten seines minder günstig situirten Concurrenten 
erlangt, zu dessen Erreichung der Tarif eines Verkehrsinstitutes 
die Handhabe bietet, dem die gleichmässige Wahrung edler 
Transportinteressen zur besonderen Verpflichtung gemacht 
wurde. 

Auch Artikel 11 des Entwurfes des internationalen Ver- 
trages über den Eisenbahn-Frachtenverkehr, verhandelt zu Bern 
im Jahre 1878' und 1881, verbietet geradezu im internationalen 
Verkehre die Gewährung jeder Refactie. Artikel 11 lautet im 
ersten Absatz wie folgt: 

»Die Berechnung der Fracht erfolgt nach Massgabe der 
zu Recht- bestehenden gehörig veröffentlichten Tarife. Jedes 
> Privat-Uebereinkommen, wodurch einem oder mehreren Ver- 
sendern eine Preisermässigung gegenüber den Tarifen gewährt 
werden soll, ist verboten und nichtig. Dagegen sind Tarif- 
ermässigungen erlaubt, welche gehörig veröffentlicht sind und 
unter Erfüllung der gleichen Bedingungen Jedermann in gleicher 
Weise zu Gute kommen.« So der fragliche Artikel, nach welchem 
z. B. ein direct in Oesterreich nach Frankreich ausgestellter 
Frachtbrief keine Ermässigung durch nicht veröffentlichte Tarife 
enthalten darf, während dies beispielsweise bei geh-ochener 
Abfertigung bis an die österreichische Grenze geschehen 
könnte. 
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Preussen beantragt nun, dass gleichzeitig auch das Verbot 
der Refactien für den internen Verkehr der contrahirenden 
Staaten ausgesprochen werde. Der Ausgang dieses Antrages ist 
vorerst abzuwarten. 

Das in früheren Perioden den Refactien vindicirte Ver- 
dienst : den Nachtheil der Linienconcurrenz theilweise zu para- 
lysiren, somit einem Bahnunternehmen als Mittel zur Beseitigung 
dieser Concurrenz zu dienen, kann heute wohl nicht mehr ins 
Treffen geführt werden, da einer derartigen Concurrenz fast 
ausnahmslos durch den Abschluss von Kartellen, welche die 
Concurrenz principiell ausschliessen, vorgebeugt worden ist. 
Deshalb sind auch die englischen Bahnen von der früher 
üblichen Gewährung von Refactien im Allgemeinen zurück- 
gekommen, seitdem sie den gewiss richtigen Grundsatz an- 
genommen haben, die Concurrrenztarife im gegenseitigen Ein- 
verständnisse zu regeln und Tarif kämpfe zu vermeiden. Gerade 
in der Form von Refactien geführt, sind die letzteren erfahrungs- 
gemäss für die Eisenbahnen am gefahrlichsten und drücken 
die Frachtsätze am weitesten herab. Es lässt sich daher be- 
haupten, dass die ausliegenden Tarifbücher der englischen 
Bahnen in der Regel auch die wirklich angewendeten Sätze 
enthalten. (Reitzenstein S. '57.) 

Was nun die geheimen Refactien betrifft, so ist darüber 
bereits erwähnt, *dass dieselben durch Gesetze oder behörd- 
liche Verordnungen in Deutschland unbedingt, in Oesterreich 
bedingt verboten sind. Damit richtet sich das auf diese Art 
gebaute Refactiesystem von selbst. Diejenige Verwaltung aber, 
welche sich von der geheimen Refactie, speciell »ausländischer 
Linienconcurrenz« gegenüber, die Hebung oder auch nur Con- 
servirung ihres Verkehres versprechen würde, von der Maxime 
ausgehend, dass das Geheimniss den Erfolg garantire, würde 
sich einer argen Selbsttäuschung hingeben. Heutzutage lassen 
sich derartige »Geheimnisse« nicht mehr bewahren; dazu sind 
der Mitwisser zu viele. Die Möglichkeit einer »geheimen« 
Refactie zu begegnen, spornt den Concurrenten lediglich zu 
erhöhter Wachsamkeit an. Ausserdem liegt aber auch die 
Erfahrung vielfach vor, dass selbst der mit der geheimen 
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Refactie Beglückte, sobald er den Vertrag in der Tasche hat, 
dem Concurrenz-Unternehmen seine Dienste unter Hinweis auf 
das ihm gewährte Zugeständniss anbietet, um dadurch noch 
grössere Vortheile für sich zu erreichen. Auch das dagegen 
vielfach versuchte Mittel, dem Betreffenden »kein Schwarz auf 
Weiss zu geben, was er getrost nach Hause tragen könnte«, 
verfängt nicht mehr, da das: quod non est in actis, non est 
in mundo im geschäftlichen Leben keine Bedeutung hat und 
man die gegenseitigen Beziehungen zu genau kennt, um nicht 
auch ohne den »Schein« zu wissen, woran man ist. 

Uebrigens ist das Kundschafterwesen nicht allein dort 
anzutreffen, wo als ultima ratio regum die Kanone spricht, 
sondern auch im Kampfe der auf Concurrenz angewiesenen 
Eisenbahnen. Alle senden ihre Agenten und »Spione« auf das 
durch die Concurrenz bedrohte Feld und ergründen gar bald 
das »Geheimniss« des Anderen, wozu übrigens gar kein be- 
sonderer Spürsinn gehört, da sich ja die Richtung des Ver- 
kehres von selbst kennzeichnet. 

Im Allgemeinen hat eine Regelung der Concurrenz auf 
Grund von Kartellen auch dort platzgegriffen, wo eine »aus- 
ländische Bahnconcurrenz* möglich ist, und sehen wir diesem 
Bestreben in jüngster Zeit zwischen den am österreichisch- 
ungarisch-russisch-rumänisch-schweizer und süddeutschen Ver- 
kehre rücksichtlich der Route via Arlberg und via Bayern be- 
theiligten Bahnen berechtigten Ausdruck durch Anbahnung 
von Verhandlungen geben, noch bevor es zu einem allseits 
verderblichen Tarifkriege gekommen ist. 

Dort aber, wo keine Regelung der Concurrenz noch statt- 
gefunden hat, muss dies erforderlichen Falls durch Staatsver- 
träge angestrebt werden, weil das Gesetz der Concurrenz nicht 
nur ein privatwirthschaftliches, sondern auch ein politisch zu be- 
grenzendes, ein Gesetz der Weltwirthschaft ist, welches in letzter 
Instanz nur durch das Völkerrecht geregelt und garantirt werden 
kann; ein Punkt, welcher, wie der XVIII. volkswirthschaftliche 
Congress und auch Dr. Sax (Seite 432) zutreffend bemerkt, auf 
die Notwendigkeit einer internationalen Organisation des 
Bahnwesens hinweist, womit ja schon durch das in Aussicht 
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stehende internationale Eisenbahn-Frachtrecht ein erfreulicher 
Anfang gemacht ist. Denn auch die fremdländische Concurrenz- 
route, selbst wenn sie sich durch grössere Leistungsfähigkeit 
und billigere Frachtsätze nach längerem Kampfe als die 
stärkere erweisen sollte, was indessen vorweg nicht so ohne 
Weiteres als möglich hingestellt werden kann, weil die Grenze 
der Taxermässigung kaum zu ziehen ist, wird ihren Sieg doch 
nur als einen »Pyrrhus-Sieg« ansehen können, dessen Erfolg 
nicht im Verhältnisse zu den gebrachten Opfern steht, weil 
ein solcher Sieg eine einmal bestehende Eisenbahn doch nicht ver- 
nichten und beseitigen und sie daher niemals dauernd verhindern 
kann, den Kampf abermals aufzunehmen. 

Bis zum Abschluss eines gegenseitigen Uebereinkommen s 
zwischen den beiden Concurrenten wird es allerdings, falls 
der Versuch einer friedlichen Ausgleichung scheitert, zunächst 
zu einem Kriege »bis aufs Messer« kommen müssen. Dass 
aber hiebei die geheime Refactie einem veröffentlichten Aus- 
nahmetarife (Differentialtarife) gegenüber eine besondere Wirk- 
samkeit besitze, müssen wir schon deshalb entschieden bestreiten, 
weil dieses Mittel zumeist auch dem Gegner zu Gebote steht 
und weil — duobus litigantibus tertius gaudet — die geheime 
Refactie nur der lachenden Spedition zu Gute käme. 

Ein solcher Concurrenzkrieg kann aber nicht des ruinösen 
Kampfes Endzweck sein; er bildet nur eine Episode desselben, 
der früher oder später zwar nicht mit einer Katastrophe, 
jedoch — wie dies nach Krankheiten der Fall zu sein pflegt — 
mit Erschöpfung der beiderseitigen Kräfte enden und zum 
Friedensschluss führen muss. Sehen wir ja doch, dass selbst 
der Fabrikant, der die Kräfte seines Concurrenten weit ge- 
nauer zu bemessen vermag, als dies zwischen concurrirenden 
Eisenbahnen möglich ist, sich zu Vereinbarungen mit seinem 
Rivalen bereit findet, in welcher Beziehung wir auf das Schienen- 
karteil der österreichischen Eisen- und Stahlfabrikanten hinweisen. 
Man hat auch hier, ehe das Uebereinkommen perfect wurde, 
das grösste Gewicht auf die Geheimhaltung der Offerten, 
bevor es zum Zuschlag kam, gelegt; man hatte hier durchaus 
nicht, wie es bei Taxermässigungen der Eisenbahnen der Fall 
ist, die Consequenzen einer zwangsweisen, paritätischen Be- 



208 -D* e von der allgemeinen Tarifirung abweichenden Tarife. 

handlung dritter Personen zu befürchten und dennoch wurde 
das Kartell und die Theilung der Lieferung dem aufreibenden 
Concurrenzkampfe vorgezogen. 

Mehr noch! Vor einigen Wochen ist sogar eine inter- 
nationale Stahlschienen-Convention zwischen deutschen, eng- 
lischen und belgischen Werken abgeschlossen worden. 

Und glaubt man in der That, dass im Tarifwesen der 
Eisenbahnen es anders und hier die dauernde Concurrenz von 
Nutzen sein könne f Wenn ja, dann wird allerdings die ge- 
heime Refactie besser vorhalten, als ein publicirter Tarif, weil 
die geheime Refactie zumeist auch die Ursache der Concurrenz ist, 
welche sich durch veröffentlichte Tarife von selbst regelt. 

»Die Gleichstellung der Tarife auf den Concurrenzrouten 
und, soweit es sich um verschiedene nach demselben Markt 
fuhrende Linien handelt, das »nach Lage der Productionsver- 
hältnisse« in den concurrirenden Versandgebieten und der sonst 
bedingenden Umstände angemessene Verhältniss zwischen den 
einzelnen Tarifen, das ist es, worauf der Schwerpunkt liegt.« 
(Reitzenstein, Eisenbahnen Englands, Seite 137.) 

Unserseits gehen wir nicht so weit. Wir sind der Ansicht, 
dass bei Regelung der Concurrenz lediglich der unterschied in 
den Frachtkosten zu berücksichtigen und auszugleichen sein 
wird; was darüber hinausgeht, entzieht sich der Ingerenz der 
Eisenbahnen vollständig, da eine Fixirung der ewig wechselnden 
»Productionsverhältnisse«, um darauf einen Tarif von nur einiger 
Dauer zu construiren, unserer Beurtheilung nach zu den Un- 
möglichkeiten gehört. Vom Standpunkte des Wünschenswerthen 
aus ist allerdings der Idee Reitzenstein's nur zuzustimmen. 

Wenn also die Concurrenz nicht Selbstzweck ist — ein 
Meer, das ein Meer gebiert — und wenn des Kampfes Ende die 
Versöhnung der Interessen sein soll, dann fort mit der geheimen 
Refactie und heraus mit der Klinge zum ehrlichen, offenen Kampfe ! 
Je blanker aber die Waffen in einem solchen Kampfe blitzen 
— si vis pacem, para bellum — und je offener ein solcher 
Krieg geführt wird, desto eher wird eine Vereinbarung mit 
dem Gegner zu erzielen sein, weil ein publicirter, dem wirk- 
lichen Frachtgeber ausschliesslich zu Gute kommender Con- 
currenztarif auf die Frequenz naturgemäss weit intensiver ein- 
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wirken muss, als es durch das Medium des besten, die Fracht- 
spesen erhöhenden Vermittlers möglich wäre. 

Indessen hat trotzdem die geheime Refactie noch immer 
ihre Anwälte. So schrieb z. B. ein Wiener öfficiöses Blatt im 
December 1879, als es sich um Verlängerung des deutsch-öster- 
reichischen Handelsvertrages und um eventuelle Wiederaufnahme 
des im Art. 15 des bis dahin bestandenen Vertrages aus- 
gesprochenen Verbotes geheimer Refactien handelte, welches — 
nebenbei bemerkt — in den neuen Vertrag nicht überging, 
wie folgt: »In gewisser Beziehung wird aber (bei Ausfall des 
Art. 15) die Regierung doch freiere Hand haben, um gerade 
im Interesse des Verkehres im einzelnen Falle die starre Regel 
dem praktischen Bedürfnisse unterzuordnen. Der volkswirt- 
schaftliche Verkehr verträgt eben nicht eine Reglementirung, 
wie sie leider in Deutschland zum eigenen Schaden des Landes 
in Scene gesetzt wird. Das »Geschäft« will individualisirt sein. 
So sind auch Fälle denkbar, in welchen es geradezu geboten 
erscheint, von der sonst höchst zweckmässigen Refactiepubli- 
kation abzusehen. Wir 1 erinnern uns eines Beispieles* aus der 
jüngsten Vergangenheit: Es handelte sich um einen Bahnbau. 
Die Ueberlassung einer bereits vorhandenen Montanbahn seitens 
einer Gewerkschaft war geeignet, den Bau namhaft zu ver- 
billigern, ja, sie war vielleicht noth wendige Voraussetzung des 
Baues. Die Gewerkschaft erklärte sich zur Ueberlassung der 
Montanbahn bereit, jedoch unter der Bedingung, dass sie ge- 
wisse Tarifbegünstigungen für ihre Producte nach gewissen 
Relationen erhalte und zwar für die ganze Dauer der Eisen- 
bahn-Concession. Die Gewerkschaft bestand aber »selbstver- 
ständlich« darauf, dass dieser Vertrag nicht urbi et orbi ver- 
kündet werde. Hier ist der Widerspruch zwischen der vtirihschaft- 
lichen Zuteckmässigkett und dem Buchstaben des Gesetzes eclatant. 
Es soll übrigens • nach Lage der obwaltenden Verhältnisse 
constatirt worden sein, dass hier eigentlich keine Refactie vor- 
liege, weshalb auch die Publikation unterblieb.« 

Weiterhin verweist das Blatt darauf, dass die Rücksicht 
auf die Concurrenz des Auslandes es häufig erforderlich er- 



* Uns ist dieses Beispiel nicht bekannt. 
Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 14 
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scheinen lasse, Tarifbegünstigungen nur im Geheimen zu 
gewähren, um nicht die Concurrenzroute auf dieselben auf- 
merksam zu machen. 

»Es existiren beispielsweise« — fahrt der Artikel fort — 
»sehr weitgehende Begünstigungen für den Export ungarischen 
Getreides nach der Schweiz, und nur durch diese Begünstigungen 
wird es ermöglicht, der Concurrenz des via Marseille kommenden 
russischen, sowie des amerikanischen Getreides die Spitze zu 
bieten. Es fragt sich nun, ob es zweckmässig wäre, den Inhalt 
dieser Tarifbegünstigungen in die Oeffentlichkeit zu bringen. 
Gerade das Beispiel des Schweizer Verkehres erinnert daran, 
dass mit dem Verbote persönlicher Refactien in anderen Staaten 
durchaus nicht so strenge vorgegangen wird, als man die Welt 
glauben machen will. So existirt in Genf eine grosse Firma, 
welche von einer französischen Bahn für jeden, über eine be- 
stimmte Route gehenden Transport eine Provision erhält; 'die 
Provision ist aber so bedeutend, dass die Firma einen Theil 
derselben an ihre verfrachtenden Committenten abgeben kann.« 

Wir unterlassen es aus mehrfachen Gründen, auf eine Kritik 
dieser Betrachtungen, namentlich insoweit es sich um den ersten 
Theil derselben handelt, einzugehen. Möge sich darüber selbst 
Jeder eine Meinung bilden. Nur soviel möchten wir bemerken, 
dass die besonders hervorgehobenen Nachtheile »der Regle- 
mentirung des wirtschaftlichen Verkehres« in Preussen in der 
seither verstrichenen Frist von fünf Jahren sich denn doch 
nicht in dem Masse fühlbar gemacht haben dürften, als der 
Verfasser dieses Artikels zu befürchten schien. 

Was dagegen den zweiten Theil, die Rücksicht der Con- 
currenz dem Auslande gegenüber, betrifft, so verweisen wir 
auf das bereits im Vorstehenden Gesagte, dass »geheime« 
Refactien nickt geheim bleiben, dessen Richtigkeit gerade 
durch das vorstehend gewählte Beispiel erhärtet wird, wonach 
es ja Jedermann bekannt ist, dass die in Genf existirende »grosse 
Firma« Refactien, welche jedenfalls nicht publicirt wurden, 
von einer französischen Bahn erhält, um dadurch den Verkehr 
via Marseille — Genf zu poussiren. 

Unsererseits sind wir der Ansicht, und wir möchten 
damit — selbst auf die Gefahr hin, einen absonderlichen Stand- 



Die von der allgemeinen Tarifirung abweichenden Tarife. 211 

punkt zu vertreten — nicht zurückhalten, dass die Nachtheile 
der Refactien, insofern es sich nicht um Wasserconcurrenzen 
handelt, denen gegenüber keine Vereinbarung möglich ist, die Vor- 
theile derselben weit hinter sich lassen. Wir wollen dadurch 
der freien Bewegung der Eisenbahnen auf tarifarem Gebiete, 
insoweit sich eine solche überhaupt mit dem Berufe einer im 
Dienste der Allgemeinheit stehenden Transportunternehmung ver- 
einbaren lässt, keineswegs nahe treten, und wenn wir uns im 
Allgemeinen auch grundsätzlich gegen die Ertheilung von 
Refactien aussprechen, so können wir dies nur unter der 
Voraussetzung thun, dass dort, wo die Constellation und das 
Bedürfniss des Verkehres an deren Stelle die Schaffung von 
Ausnahmetarifen verlangt, es den Bahnen ermöglicht sein soll, 
letztere mit Bewilligung der Aufsichtsbehörde so rasch als 
möglich einzuführen und erforderlichen Falls nach einer be- 
stimmten Zeit wieder aufzuheben. 

Die Bedingung der Auflieferung grösserer Quantitäten miisste 
aber unter allen Umständen fallen gelassen werden. 

Im Uebrigen wäre es dringend zu wünschen, dass die 
Aufstellung von Ausnahmetarifen in einer weniger opulenten 
Weise vor sich ginge, als es heute bei den Refactien der Fall 
ist, deren Anzahl (die geheimen nicht einbezogen) sich — wie 
ein Müssiggänger berechnet hat — allein in Oesterreich (ohne 
Ungarn) auf ungefähr 3000 (!) im Jahre beläuft,* was mit dem 
volkswirtschaftlich als richtig anerkannten Grundsatze, auf 
thunlichste Stetigkeit der Tarifsätze hinzuwirken, wohl nicht 
compatibel erscheint. Bei dem heutigen System ist thatsächlich ' 
nur der Wechsel in der Beständigkeit stetig! 

Eine von der unseren hinsichtlich der Refactien etwas 
abweichende Ansicht spricht der jüngste Gesetzentwurf des Ab- 
geordneten Schwab und Consorten — betreffend einige Bestimmungen 
über den Frachtgüterverkehr auf den Privat- Eisenbahnen — aus, 
indem es dort zwar heisst, dass die Bedingungen, unter welchen 
Frachtnachlässe gewährt werden, nicht in einer Weise fest- 
gesetzt werden dürfen, welche die Inanspruchnahme der Tarif- 

* Auf den gesammten bayerischen Staatsbahnen (4891 Km.) bestehen 
derzeit 24 veröffentlichte Ausnahmetarife. 

14* 
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nachlasse >nur einzelnen, besonders Begünstigten« gestatten 
würde. Dagegen hält dieser Gesetzentwurf an der Beibehaltung 
der Refactien, allerdings nur unter der Voraussetzung der fall- 
weisen behördlichen Genehmigung und Veröffentlichung, fest. 
Aber das Erforderniss der behördlichen Genehmigung und 
mehr noch die Einschränkung der Refactiebedingungen (Quan- 
tum), deren Umschreibung übrigens auch an Deutlichkeit zu 
wünschen übrig und der Interpretation weiten Spielraum lässt, 
verträgt sich an und für sich nicht mit dem Wesen der Refactie. 
Es haftet deshalb auch dem Gesetzentwurfe in seiner derzeitigen 
Fassung* — man wird uns unseren Freimuth nicht verübeln 
— ein gewisser innerer Widerspruch an; denn was der Vorder- 
satz zu lässt, das hebt, genau genommen, der Nachsatz wieder auf. 
Der k. k. Handelsminister äusserte sich unlängst in 
sicherlich sehr zutreffender Weise über diesen Gesetzentwurf, 
wie folgt: »Dem Antrage Schwab liegt eine sehr wohlwollende 
Intention zu Grunde, und ich hätte dagegen nichts einzuwenden, 
wenn dadurch die angestrebte Absicht wirklich erreicht werden 
könnte. Ich kann letzteres aber nicht glauben; denn theilweise 
ist das, was der beantragte Gesetzentwurf enthält, viel zu 
wenig, namentlich die im Artikel 1, Absatz 2, dem Handels- 
ministerium eingeräumte Tarif-Genehmigung. Man müsste 
weiter gehen und dem Handelsministerium das Recht ein- 
räumen, die Tarife selbstständig festzusetzen. Das ist aber 
nicht möglich. Denn eine solche Bestimmung wäre bei den 
meisten nicht im Staatsbetriebe befindlichen Bahnen wirkungs- 
" los, wie dies auch Artikel 5 des Gesetzentwurfes anerkennt, 
indem dort dem Handelsministerium erst Verhandlungen mit 
den Bahnen aufgetragen werden. Andere Bestimmungen des 
Gesetzentwurfes sind schon jetzt erreicht, wie die im Artikel 2 
vorgesehene Berechnung der Länge nach Massgabe der Stei- 
gungsverhältnisse. Diese Bestimmung ist also überflüssig. Der 
Einfluss auf die Kartelle, die Publikation der Refactien ist auch 
schon grösstentheils erreicht durch die Einwirkung der Re- 
gierung, welche für viele Bahnen massgebend ist. In anderen 



* Wir schreiben dies Ende Februar 1884 und liegt uns die Begründung 
des Gesetzentwurfes nicht vor. 
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Fällen, wo concessionsmässige Rechte entgegenstehen, welche 
den Bahnen die freie Tarifirung einräumen, sind die beantragten 
Bestimmungen gleichfalls wirkungslos, da sie der Regierung 
bei jenen Bahnen, wo sie keine Einwirkung hat, nicht mehr 
Recht gewähren, als ihr schon jetzt zusteht.« (Siehe auch 
Anmerkung, Seite 105.) 

Wir glauben dieses, schon über Gebühr lang gewordene 
Capitel nicht besser schliessen zu können, als indem wir hier 
das wiederholen, was in der Begründung des Gesetzentwurfes, 
betreffend den Erwerb mehrerer Privateisenbahnen für den 
preussischen Staat, über die gleichheitliche Behandlung der 
Transportinteressenten gesagt wurde. 

»Wenn das dem Eisenbahnunternehmer eingeräumte 
Recht zum ausschliesslichen Transportbetriebe auf den Bahnen 
mit der allgemeinen Benutzbarkeit derselben, wie sie die Natur 
eines öffentlichen Weges bedingt, vereinbart werden soll, so 
muss die Benützung jedem Interessenten unter gleichen Be- 
dingungen gestattet werden. Die gerechte, gleichheitliche Be- 
handlung der Interessenten erfordert zugleich eine solche Ver- 
öffentlichung der Transportpreise und Transportbedingungen, 
durch welche die Kenntniss und demzufolge die Benützung 
derselben Allen jederzeit zugänglich gemacht wird. Das Princip 
der Oeffentlichkeit der Tarife unter gleichheitlicher Behand- 
lung aller Transportinteressenten wird jedoch erfahrungsmässig 
sowohl durch das Concurrenzinteresse der Eisenbahnen, wie 
durch die in der Verwaltung derselben sich geltend machenden 
Sonderinteressen mit der steten Gefahr der Umgehung bedroht. 
Diese Gewährung verdeckter Transportvergünstigungen in den 
verschiedensten Formen an einzelne Versender, vor Allem das 
sogenannte Refactiewesen, erscheint als der verderblichste Miss- 
brauch des dem Eisenbahnunternehmen verliehenen Rechtes, indem 
es die staatliche Controle der Tarifstellung unmöglich macht, die 
Concurrenz sowohl der Eisenbahnen, wie der auf die Transport- 
vermittlung derselben angewiesenen Producenten zu einer un- 
ehrlichen und unwürdigen gestaltet, die Corruption in die 
Kreise des Eisenbahnpersonals trägt und dahin führt, die Ver- 
waltung der Eisenbahnen in immer höherem Masse den Son- 
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derinteressen einzelner mächtigen Coterien unterzuordnen. Es 
ist die Aufgabe des Staates, diesem Unwesen zu steuern, das 
Princip der gleichheitlichen Behandlung aller Transportinter- 
essenten zu wahren und die gesetzlichen Vorschriften zur 
Geltung zu bringen.« 



XI. 

Freie Concurrenz auf der Eisenbahn. 

Im Laufe unserer Erörterungen über die Tarifsysteme 
haben wir finden können, dass der Hauptimpuls zu deren Ge- 
staltung und Entwicklung auf die Anforderungen und die aller- 
dings oft nur vermeintlichen Bedürfnisse des öffentlichen Ver- 
kehres, denen sich die Systeme möglichst accommodiren sollten, 
zurückgeführt wurde und dass die allgemeine Tendenz jeder 
Neuerung des Systems auf Vereinfachung desselben und ver- 
möge dieser Vereinfachung auf die Verwirklichung der Idee 
hinstrebt, den Eisenbahnen den Charakter einer > freien Strasse«, 
eines * Gemeingutes Aller«, gleichwie es Landstrassen und 
Wasserwege sind, zu geben. So sehen wir, dass die historische 
Werthclassification von dem Raumtarif, dieser von dem Zonen- 
tarif verdrängt werden soll, während wir nunmehr dazu schreiten, 
das ultima Thule des Dogmas: >Dem belebenden Einflüsse der 
Concurrenz, dem freien Spiele der wirthschaftlichen Kräfte, der 
freien Thätigkeit auf den Eisenbahnen Raum zu schaffen und 
die Wirksamkeit des natürlichen und künstlichen Verkehrs- 
monopols einer Eisenbahn zu schwächen«, ins Auge zu fassen. 

Bei der Besprechung des Principes der freien Concurrenz 
haben wir mehrere Standpunkte der Anhänger desselben zu 
unterscheiden, welche eine mehr oder weniger radicale Tendenz 
verfolgen. Im Wesentlichen lassen sich die Postulate in nach- 
folgende Hauptpunkte und Abstufungen gliedern: 

I. Beseitigung des gesetzlichen Monopols und der Maximal- 
tarife der Eisenbahnen. 

IL Beseitigung des natürlichen Monopols, und zwar: 

1. durch Trennung der Locomotion von der Spedition 
(Fahrverkehr) auf einer und derselben Linie; 
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2. durch Concurrenz verschiedener Frachtführer auf 
einer und derselben Linie, und 

3. durch ganz freien Concurrenzbetrieb verschiedener 
Frachtführer auf* einer und derselben Linie. 

III. Benützung einer und derselben Bahnlinie durch ver- 
schiedene concurrirende Bahnverwaltungen. 

Hiernach wird Folgendes angestrebt: 

I. Beseitigung des gesetzlichen Monopols und der Maximal- 
tarife der Eisenhahnen. 

Die Beseitigung der Concessions-Monopole und der damit 
verbundenen »monopolistischen Ausbeutung« der Transport- 
interessenten bildet die Vorbedingung der Ausführbarkeit der 
weiteren Postulate, da sich Privatbahnen als Erwerbsunterneh- 
mungen selbstverständlich gegen die Einführung eines Fahr- 
verkehres u. s. w. mit aller Macht stemmen werden. 

Man verweist zwar darauf, dass in England der Bahn- 
verkehr der freien Concurrenz anheimgegeben sei;* allein in 
Wirklichkeit findet auch dort keineswegs die »Preisstellung im 
Verhältnisse der Herstellungskosten« statt, sondern richtet 
sich zunächst, wie auch anderswo beim Privatbetrieb, nach der 
Concurrenz, nach dem Spiele von Angebot und Nachfrage, 
somit nach rein kaufmännischen Gesichtspunkten; daher denn 
auch im Allgemeinen auf den englischen Bahnen im Local- 
verkehre höhere Taxen als im mehr concurrenzirten directen 
Verkehre eingehoben werden. Nur insoweit nähert sich das 
englische System dem der freien Concurrenz zu Grunde liegen- 
den Principe, als die Tarife dort in der Regel nur nach der 
Wirkung auf den Verkehr und nicht nach dem Unterschiede 
der Selbstkosten bestimmt werden; dort aber, wo wirklich 
die Selbstkosten die Grundlage bildqji, diese nur im Durch- 
schnitte nach der Zugsmeile berechnet werden. 

Weiterhin geschieht allerdings von Seite der englischen 
Bahnen das Mögliche zur Entwicklung des Handels und Ver- 
kehres; aber es ist auch anderseits Grundsatz, dass das einen 



* Barthold. Denkschrift über die Entwicklung des Eisenbahn-Tarif- 
wesens. 2. Folge. 
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höheren Gewinn abwerfende »Geschäft« einen höheren Fracht- 
satz »verträgt« und zahlen muss. 

In Deutschland und zuletzt in Preussen ist durch Vereini- 
gung fast aller Bahnen in die Hände des Staates das Concessions- 
Monopol der Privatbahnen und der Maximaltarif zwar beseitigt, 
allein dadurch das weitergehende, sub II in den Punkten 1, 2 
und 3 angedeutete Ziel noch lange nicht erreicht. 

Dass dasselbe, ungeachtet der beim Staatsbahnbetriebe 
hervorgetretenen Vortheile, auch weiterhin von gewisser Seite 
im Auge gehalten und die » Concurrenz« auf Eisenbahnen 
unter Hervorkehrung der productiven Wirkungen der »Arbeits- 
theilung« noch immer als erstrebenswerthes Ziel gepriesen 
wird, konnten wir erst jüngst aus der Rede des freihändlerisch 
gesinnten Abgeordneten Dr. Meyer (Breslau) bei Besprechung 
der Eisenbahnvorlage, betreffend die Verstaatlichung der ober- 
schlesischen, rechten Oderuferbahn u. s. w. ersehen; derselbe 
äusserte sich wie folgt: 

»Ich will übrigens meine Meinung nicht vorenthalten, 
dass wir noch keineswegs am Ende der Dinge angelangt sind; 
zwar das glaube und wünsche ich nicht, dass das Eigenthum 
an dem für den Staat erworbenen Bahnkörper jemals wieder 
in Privatbesitz übergeht; ob sich aber nicht ein Mittel finden 
wird, in einer oder der andern Weise dem »belebenden Ein- 
flüsse der Concurrenz und der freien Thätigkeit« wieder Raum 
zu schaffen, ob es nicht möglich sein wird, dass sich Transport- 
gesellschaften bilden, die auf dem bestehenden Eigenthum der 
Staatseisenbahnen mit deren rollendem Eigenthum oder mit 
ihrem eigenen Geschäfte treiben, ob nicht die Möglichkeit eines 
Pachtsystems geboten, darüber wird die Zukunft entscheiden.« 

II. Beseitigung des natürlichen Monopols. 

1. Trennung der Locomotion von der Spedition. 
Fährverkehr auf einer und derselben Linie. 
Im Allgemeinen und insoweit es sich um die miethweise 
Ueberlassung von Wagen, welche Eigenthum der Eisenbahnen 
sind, an einen bestimmten Versender und für die einmalige Be- 
nützung auf einer bestimmten Transpbrtstrecke handelt, ist schon 
durch das Wagenraumsystem die (allerdings in begrenzterem 
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Sinne genommene) geschäftliche Trennung zwischen der Spe- 
dition, d. h. dem Sammeln, dem Verladen und Ausladen der 
Sendungen, und der Locomotion, d. i. der Fortbewegung des 
rollenden beladenen Materials vermittelst der Zugkraft der 
Eisenbahn auf der ihr gehörigen Schienenstrasse, erreicht 
worden, und hat dadurch auch das weiter angestrebte Princip 
der Arbeitstheilung zwischen dem Frachtführer und dem 
Frachtgeber, insoweit dasselbe bei dem complicirten und mit 
grosser persönlicher Verantwortung verbundenen Eisenbahn- 
transporte überhaupt durchführbar ist, praktischen Ausdruck 
gefunden. 

Damit jedoch der den Eisenbahnen vindicirte »Beruf« 
noch klarer hervortrete, begnügt man sich nicht damit, den- 
selben die Rolle eines »Grossfuhrmarines«, welcher Pferde und 
Wagen beizustellen hat, zuzuschreiben, man geht weiter und 
möchte denselben unbedingt nur die Zugkraft belassen, während 
man die Wagen bedingungsweise, je nach Convenienz und 
Bedürfniss, selbst beistellen will. Kurz gesagt: Durch die 
beabsichtigte Trennung der Locomotion von der Spedition 
will man den Eisenbahnen lediglich den sogenannten Fahrdienst, 
den Verfrachtern, beziehungsweise den sich naturgemäss bil- 
denden Speditionsvereinen die Verfrachtung der Güter zuweisen. 

Es hätte sonach wohl auch der Tarif zwischen einem 
Preise für Locomotion (einschliesslich des Rangir- und Aus- 
rangirdienstes) und einem Preise für Spedition zu unterscheiden. 

In der französischen Eisenbahngesetzgebung verschaffte sich 
dieser Gedanke bereits Geltung, indem die Concessionstarife 
thatsächlich zwischen droits de p6age (Weggeld) und prix de 
transport (Transportgebühr) unterscheiden. Allein der Schritt 
vom Gedanken zu dessen Verwirklichung ist wohlweislich bis 
heute unterblieben. • 

Das Gleiche gilt von Preussen, dessen Eisenbahngesetz 
vom Jahre 1838 ausführliche Bestimmungen über die Zulassung 
der Concurrenz fremder Spedition, sowie über die Berechnung 
des zu entrichtenden Bahngeldes enthält. So bestimmt § 27 
des Gesetzes: 

»Nach Ablauf der ersten drei Jahre (welche auf die Eröff- 
nung der Bahn folgen) können zum Transportbetriebe auf der 
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Bahn ausser der Gesellschaft selbst auch Andere gegen Ent- 
richtung des Bahngeldes oder der zu regulirenden Vergütung 
die Befugniss erlangen, wenn das Handelsministerium nach 
Prüfung aller Verhältnisse für angemessen findet, denselben 
eine Concession zu ertheilen.« Die ferneren §§ 29 und 30 be- 
stimmen die Modalitäten behufs Fixirung des Bahngeldes, 
welches das »Fuhr- und Transportunternehmen« an die Bahn, 
in Ermangelung einer gütlichen Einigung, zu bezahlen hat. 

»Diese Vorschriften«, sagt Dr. Sax, Seite 110, »erhalten 
das richtige Relief durch die Thatsache, dass Mitte der Dreissiger 
Jahre das Bestreben, den Eisenbahnapparat derart zu verbessern, 
dass er ein beliebiges Ausweichen der Fahrzeuge gestatte, 
die Techniker lebhaft beschäftigte.« Allerdings hat auch dieses 
Bestreben bis heute zu keinem Resultate geführt. 

Bei Untersuchung auf die Zulässigkeit der Trennung 
von Locomotion und Spedition im weiteren Umfange, als dies 
bei dem Wagenraumprincipe % der Fall, muss nun zunächst 
unterschieden werden, ob die Eisenbahn durch Beistellung 
eigener Wagen in Concurrenz mit anderen Wageneigenthümern 
treten darf, oder ob die Betriebsmittel ausschliesslich von 
fremder Seite beigestellt werden. Hierüber äussert sich Reitzen- 
stein:* 

»Wenn Derartiges eingerichtet würde, könnte man un- 
möglich die Verpflichtung der Eisenbahnen, alle ihnen zum 
Transporte angebotenen Güter anzunehmen, daneben aufrecht 
halten; denn sonst müssten sie, um für alle Fälle gerichtet 
zu sein, ihren ganzen Apparat von Personal, Wagen, Güter- 
speichern, Geleisanlagen u. s. w. im vollen, unveränderten 
Masse beibehalten, obgleich sie thatsächlich oft genug un- 
beschäftigt sein werden. Dürften sie aber unter den angebotenen 
Gütern eine Auswahl treffen, so würden sie natürlich nur den 
rentableren Verkehr annehmen, so dass die kleinen Stationen 
mit schwächerem und unregelmässigerem Verkehre auf das 
Aeusserste vernachlässigt würden. Dass ein Spediteur dort 
existirt, wäre gewiss eine Ausnahme, und würde sicher nach 
dorthin auch nur selten ein Wagen geschickt, wenigstens nur, 



* Reitzenstein. Die Gütertarife der Eisenbahnen. Berlin 1870. 
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wenn eine volle Wagenladung dafür allmählich angesammelt 
wäre oder zu hohem Preise. Hört aber die Versendung im 
eigenen Wagen der Eisenbahn ganz auf, so gestaltet sich das 
nur noch schlimmer. 

Die Forderung, dass etwa die Eisenbahn auf ihrem 
Bahnhofe für den mit ihr selbst concurrirenden Spediteur den 
nöthigen Geleiseraum für Aufstellung seiner Wagen, das Lade- 
geschäft, die erforderlichen Güterspeicher hergeben solle, wäre 
doch wohl etwas naiv. Der Vorschlag, die Eisenbahn solle 
grössere Theile ihres Bahnhofterrains abtreten, würde, insolange 
sie von der Versendung in eigenen Wagen nicht ausgeschlossen 
werden kann, daran scheitern, dass sie jene Anlagen, wenn sie 
dieselben auch nicht mehr so voll ausnützt, doch in weniger 
beschränktem Masse haben muss; dass endlich das Rangir- 
geschäft geradezu wächst, wenn die Wagen von den ver- 
schiedenen Anschlüssen her zusammengeholt, beziehungsweise 
dorthin gebracht werden müssen. Die Eisenbahn würde in Er- 
manglung einer anderen Waffe die Privatwagen thunlichst langsam 
befördern, so schlecht wie möglich behandeln, zumal ihre Haft- 
pflicht dabei billiger Weise auch vermindert werden müsste, und 
überhaupt in jeder Beziehung gegen ihre eigenen zurücksetzen, 
so dass daraus eine Quelle endloser Streitigkeiten und Beein- 
trächtigungen des Verkehrsinteresses erwachsen müsste. Hierzu 
tritt die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes. Es ist unmöglich, dass 
jeder Privatbahnwagen bei der Aufgabe seitens der Eisenbahn- 
verwaltung in allen Theilen ganz genau untersucht werde, und 
wenn auch anfangs oder periodisch eine staatliche Revision 
derselben stattfände, so könnten doch in der Zwischenzeit 
immerhin schon Fehler eingetreten sein, von denen der Privat- 
eigenthümer selbst gar nichts erfahren hat. Die ihm aufzulegende 
Haftung für den aus jenem Fehler und dem dadurch herbei- 
geführten Unglücksfalle entstehenden Schaden wäre aber deshalb 
keine wirksame Correctur, weil gerade bei so entstandenen Eisen- 
bahnunfällen die Ursache meist bestimmt nicht zu erweisen ist.« 

Aus allen diesen Gründen leuchtet hervor, dass es bei 
Einfuhrung der freien Concurrenz sich wohl kaum empfehlen 
würde, der Eisenbahn selbst die Concurrenz mit anderen 
Wageneigenthümern zu gestatten, dass dieses System — con- 
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sequent ausgebildet — vielmehr zur Folge haben müsste, dass 
die Eisenbahn lediglich die Locomotion besorgt, d. h. die 
Maschine und currenten Geleise hergibt, während die Bei- 
stellung der Wagen, deren Erhaltung und Unterbringung 
während der Zeit ihres Nichtrollens der Obsorge der Eigen- 
tümer anheimgestellt bliebe, welche selbstverständlich deren 
Beladung, Entladung, sowie schliesslich wohl auch den ge- 
sammten Expeditionsdienst u. s. w. zu besorgen hätten. 

Nach der von Dorn* aufgestellten » Arbeitsteilung« würde 
der Linieneigenthümer nur für die Hauptbauten und deren 
Unterhaltung zu sorgen haben, er müsste Weichensteller, 
Streckenpersonal und Bahnpolizei behalten, während ihm das 
Zugs- und Expeditionspersonal abgenommen werden würde. 
Im Uebrigen ist auch Dorn der Ansicht, dass es zur Wahrung 
des Principes völliger Neutralität unbedingt nöthig sein werde, 
dem »Eigenthümer am Wege« geradezu zu verbieten, mit den 
anderen Frachtunternehmern zu concurriren. 

»Dass bei diesem Systeme eine wesentliche Concurrenz 
der Spediteure unter einander eintritt, ist« — wie Reitzenstein 
fortfährt — »nach Lage der thatsächlichen Verhältnisse kaum 
möglich. Um eine einflussreiche Position zu gewinnen, müsste 
jemand schon eine grössere Anzahl Wagen haben und dazu 
ist immerhin ein bedeutendes Capital, wie es nicht jedem zur 
Verfügung steht, nöthig. Wenn ein Wagen 1000 Thaler kostet, 
kosten 100 Wagen 100.000 Thaler. Ausserdem müsste der 
Betreffende ein in directer Geleiseverbindung mit dem Bahnhofe 
stehendes Grundstück mit Güterspeichern, womöglich mit einer 
kleinen Reparaturwerkstätte, vor Allem mit ziemlich aus- 
gedehnten und deswegen kostspieligen Geleiseanlagen besitzen, 
auf welchen die unbeschäftigten Wagen stehen könnten.« 

Was die Verwendung der Wagen selbst betrifft, so macht 
sich Reitzenstein folgendes Bild von der dann eintretenden 
Situation: »Wenn der Spediteur in Berlin einen Wagen nach 
Breslau schickt, muss er ihn an einen dortigen, ein Anschluss- 
etablissement besitzenden Spediteur adressiren, damit er auf 
dem letzteren entladen und wieder beladen werden kann. Bei 
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der Wiederbeladung tritt er offenbar mit dem Breslauer Spe- 
diteur in Concurrenz, der das Interesse hat, die von Breslau 
zu versendenden Güter für seine eigenen Wagen zu gewinnen; 
er muss mithin eine Art Kartellvertrag mit jenem ab- 
schliessen. Auch wenn er wirklich — wie nicht zu erwarten 
— auf den Geleisen der Eisenbahn entladen und wieder be- 
laden dürfte, wäre die Coalition nur zu umgehen, soferne er 
mit jedem Wagen einen Begleiter schicken oder an jedem 
Orte einen Agenten haben wollte, welcher die Wiederbeladung 
besorgt und vor Allem für die Gewinnung von Ladungen 
thätig wäre. Soll der Wagen nicht längere Zeit müssig 
stehen, was schon im Interesse des Raumes weder die 
Eisenbahn, noch ein Privat-Anschlussetablissement dulden 
könnte, so muss die Rückfracht vorher gesichert sein. Es 
Hesse sich daher kaum anders erwarten, als dass binnen Kurzem 
die Spediteure aller bedeutenden Speditionsorte sich zu einem 
einheitlichen und engen Verbände zusammenschliessen würden; 
dadurch aber wieder vermehrte Anlagen, vermehrte Betriebs- 
kosten und schliesslich unvermeidliche Selbstaufhebung der 
angenommenermassen eingetretenen Concurrenz!« 

Es würden also — meint Scheffler* — neben die jetzige 
Bahnverwaltung sich vielleicht 500 Speditions-Gesellschaften 
stellen, welche mit einem ansehnlichen Verwaltungspersonale 
von dem Vermittlungsgeschäfte subsistiren müssten. Diese 
Spediteure würden die Güter sammeln, aber vermehren könnten 
sie sie nicht. Für die Frequenz der Bahn wäre die Thätigkeit 
derselben ganz nutzlos; Transportkosten würden durch sie 
nicht erspart werden; ihre eigenen Geschäftskosten und Gewinn- 
ansprüche legten sie nur noch darauf. 

Die vollständige Belastung der Eisenbahnwagen wäre 
zunächst ein Vortheil für die Spediteure, nicht für das Publikum, 
da der Transportpreis oder der Gebührenzuschlag, welchen 
die Spediteure von dem Publikum erheben müssten, nicht von 
der zufälligen Ausnützung der Eisenbahnwagen abhängen 
könnte. Das Streben der Spediteure nach vollständiger Aus- 
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nützung der Wagen könnte aber auch nur durch Verzögerung 
der Verladung befriedigt werden. Im Allgemeinen müsste also 
die Vermittlung der Spediteure eine Verlängerung der Liefe- 
rungsfrist zur Folge haben (wie wir dies schon bei dem Stück- 
gut-Sammelverkehr zu beobachten reichliche Gelegenheit haben). 

Wenn aber schon jetzt darüber geklagt wird — meint 
Reitzenstein — dass die Eisenbahntarife nicht übersichtlich und 
kein sicherer Boden für die Calculation seien, wie dann, wenn 
der Spediteur seinen Tarif überhaupt nicht publicirt? »Der 
Versender muss dann jedes Mal vorher mit ihm verhandeln, 
und wenn etwa die Eisenbahnen gar nicht mehr in eigenen 
Wagen transportiren, dann gibt es für die, nicht der staatlichen 
Genehmigung bedürfenden Preise des Spediteurs gar keine 
Beschränkung mehr.« 

»Die Tarife würden bei der freien Concurrenz« — so sagt 
Lehr — »grosse Mannigfaltigkeiten aufweisen, und an eine 
richtige, schnelle Berechnung der Sätze, welche man für Trans- 
porte nach den verschiedensten Orten zu zahlen hat, wäre gar 
nicht zu denken. Eine Publikation der Tarife, welche in der 
Regel gewünscht wird, könnte wohl auch angeordnet werden, 
doch würde sie von keiner praktischen Bedeutung sein; denn 
das Studium derselben würde noch viel mehr Schwierigkeiten 
bereiten, wie heute. Der Idee der freien Concurrenz entspreche 
es, dass die Preise immer so normirt werden dürfen, wie es 
das Geschäftsinteresse erheischt. Wer mehr Leistungen und 
Wagen begehrt, dem darf auch schon eine Preisermässigung 
verwilligt werden. Frachtrabatte, gegen welche heute so sehr 
geeifert wird, könnten mit gutem Grunde gar nicht verworfen 
werden, und die Differentialtarife verbieten zu wollen, wäre 
durchaus verkehrt. Heute klage man in Ländern über Refactien, 
wo dieselben gesetzlich nicht zulässig sind; wenn dieselben 
aber gegenwärtig trotz der gesetzlichen Bestimmungen möglich 
sind, so würden sie später gar nicht zu verhindern sein.« 

Unsererseits möchten wir hierzu Folgendes bemerken: 

Es ist ja ganz richtig und unbestreitbar, dass der Er- 
werbstrieb die wirtschaftlichen Erscheinungen beherrscht und 
seinen Ausdruck in der Concurrenz findet. Dagegen ist es 
ebenso richtig, dass die Concurrenz dort, wo sie sich, wie bei 
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der Spedition, auf die blosse VermMungsthäUglceit beschränkt, 
nur insoweit als werthschaffend angesehen werden kann, als 
der Werth das Mass der Beschaffungshindernisse ist. Die Con- 
currenz ist sonach in diesem Falle nur ganz relativ producüv, 
weshalb hier auch die zu deren Unterstützung so häufig ins 
Treffen geführte »productive Wirkung der Arbeitsteilung« 
(zwischen Frachtgeber und Frachtführer) lediglich, wir wollen 
annehmen unbewusst, auf einer Täuschung beruht. 

Ausserdem aber hat ja auch die Concurrenz, bei vor- 
urtheilslosem Betrachten der thatsächlichen, hier in Betracht 
kommenden Verhältnisse, viele und grosse wirthschaftliche 
Mängel und Schattenseiten, von denen nicht die geringste diese 
ist, dass die schliesslich unbedingt eintretende Erhöhung der 
Frachtpreise den Producenten und namentlich den Consu- 
menten wesentlich zu schädigen geeignet ist, die Concurrenz 
auf der Eisenbahn somit nur einseitig der ohnehin lediglich 
negativ productiven Vermittlung zum Nutzen gereichen könnte. 

Dass die Sicherheit des Betriebes bei allgemeiner Zulassung 
fremder Wagen .erheblich erhöhte Gefahr gegen jetzt laufen 
müsste, liegt auf der Hand, und würde an diesen Verhältnissen 
trotz aller gesetzlich zu erlassenden Vorschriften über die Con- 
struetion, Beschaffenheit und Revision der Wagen wenig geändert 
werden. Die hier Arm in Arm mit der, als wirthschaftliche 
Panacee gepriesenen »Theilung der Arbeit« gehende »Theilung 
der Verantwortlichkeit« würde in Wirklichkeit in vielen Fällen 
einer Aufhebung derselben gleichkommen und dadurch den 
Eisenbahnbetrieb einfach unmöglich machen. 

Selbstverständlich soll hiermit nicht gesagt sein, dass es 
sich nicht empfehlen würde, ausnahmsweise solche fremde Wagen 
in den Betrieb einzustellen, deren Construction in Gemässheit 
des darin zu verladenden Transportobjectes eine ganz beson- 
dere sein muss und deren Verwendung daher nur für ganz 
bestimmte Sendungen möglich wird, wie dies z. B. bei Kessel- 
wagen (für die Beförderung von Petroleum, Wein, Spiritus etc.) 
der Fall ist. Hier vereinigt sich der Vortheil der Linienbesitzer 
mit jenem des Wageneigenthümers, ohne dass in diesen 
ausnahmsweisen Fällen die Sicherheit des Verkehres beein- 
trächtigt wird. 
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Dass schliesslich das Princip der freien Concurrenz auch 
den Anforderungen, welche heute vom staatsurirthschafilicken, vom 
Jiandelspolitischen und namentlich auch vom zollpolitischen Stand- 
punkte aus an das Tarifwesen der Eisenbahnen gestellt werden, 
geradezu zuwiderläuft, ist nicht zu bestreiten. Denn dem Con- 
currenzbetriebe liegt offenbar das kosmopolitische Princip der 
vollsten Handels- und Tariffreiheit zu Grunde, während heute 
die Eisenbahntarife, wie wir schon früher einmal erwähnten, 
im Sinne der zuerst von List vertretenen politischen Oekonomie 
sich, wie es die Interessen der Nation erfordern, zu Kampfes- 
mitteln der Schutzzollpolitik zu gestalten beginnen und ein wirk- 
sames Hilfsmittel zur Hebung der nationalen Production sind. 

Aber auch mit den militärischen Zwecken und .Interessen, 
welche durch Eisenbahnen wesentlich gefördert werden, würde 
es schwer vereinbarlich sein, den heutigen, genau in Stand 
geführten und nach Bedarf vermehrbaren, jeder Zeit zur 
vollsten Disposition der Militärverwaltung stehenden Wagen- 
park der Eisenbahnen durch ein Conglomerat von Betriebs- 
mitteln ersetzt zu sehen, welche Eigenthum einer mehr oder 
weniger grossen Anzahl von Speditionsvereinen sind, die eben- 
sowenig zu einer im Interesse des Staates gelegenen Ver- 
mehrung derselben, als zur Beschaffung der erforderlichen 
Militäreinrichtungen der Wagen, Nachlieferung der erforder- 
lichen Ersatzstücke etc. herangezogen werden könnten. Schon 
aus diesen Gründen scheint uns die Einführung des > Fahrver- 
kehres« auf Eisenbahnen noch in weite Ferne gerückt zu stehen. 

Auch in England, sagt Reitzenstein,wo Privatbahnwagen 
in den Betrieb derzeit noch reichlich eingestellt sind, allerdings 
in der Weise, dass die Eigenthümer den vollen Artikel- Geunchts- 
tarif bezahlen müssen, nur gekürzt um den, lediglich die Selbst- 
kosten deckenden Betrag von 1 bis 1 1 / 2 Mark per Tonne Trag- 
fähigkeit und Tour, ist das Publikum schon lange zu der 
Erkenntniss gekommen, dass jene Fiction der freien Strasse 
mit dem Wesen des Eisenbahnverkehres unvereinbar ist; be- 
sonders die Besitzer der Privatwagen sind weit entfernt, in 
der letzteren einen Vortheil zu erblicken, wünschen vielmehr 
nichts sehnlicher, als dass die Eisenbahn ihnen dieselben ab- 
kaufe und künftig alle Wagen allein stellen möchte. 
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In der That ist das ganze Privatwagenwesen in England 
nichts weiter als ein — wie auch dort immer mehr erkannt 
wird — aus übel verstandenen Ersparungsrücksichten seitens 
der Eisenbahnen unternommenes Abwälzen der Wagen 
beschaffung und Erhaltungskosten auf den Versender. Nicht 
diese nämlich, sondern die Eisenbahnverwaltungen sind die 
Urheber jener Einrichtungen. 

Die aus der Verwendung der Privatwägen entstehenden 
Nachtheile für die Oekonomie und Sicherheit des Betriebes 
haben sich auch in England sehr gross erwiesen, und einzelne 
Bahnen, z. B. die North-Eastern, haben sie deshalb schon gänzlich 
angekauft. Ebenso werden nach Sax (S. 128) auch in Amerika 
die dort bestehenden Frachtgesellschaften, welche jedoch kein 
Concurrenzunternehmen den Eisenbahnen gegenüber bilden, 
in den letzten Jahren von den Bahnen angekauft. 

Obgleich es den englischen Versendern unbenommen 
geblieben ist, neue Privatwagen anzuschaffen, denkt bezeich- 
nender Weise Niemand daran, es zu thun. 

2. Concurrenz verschiedener Frachtführer auf der Linie 

Durch die Trennung der Locomotion von der Spedition 
soll nun nicht allein eine als wirthschaftlich begründet dar- 
gestellte »Arbeitsteilung« der bisher von den Eisenbahnen 
ausschliesslich besorgten Arbeitsleistungen erreicht werden, 
sondern es soll dadurch auch eine Concurrenz der verschiedenen 
Frachtführer auf einem und demselben Schienenwege herbei- 
geführt werden. 

So sagt Dorn:* »Die Concurrenz mussauf die Schienen 
selbst hingetragen werden, wenn sie ihre volle Macht soll 
entfalten können, und das Motto der Zukunft im Eisenbahnwesen 
muss nicht Concurrenzlinie, sondern Concurrenz auf der Linie 
heissen. 

Unter Verweisung auf das bereits früher Gesagte wieder- 
holen wir nur, dass nach dieser Theorie den Eisenbahnen 
selbst die Concurrenz mit den übrigen Unternehmungen nicht 
gestattet sein soll, und dass es sich sonach hierbei im Wesen 
der Sache um die ganz strikte Trennung der Locomotion von 

* Dorn. Aufgaben der Eisenbahn-Politik. Berlin 1874. 
Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 15 
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der Spedition (Beistellung der Zugkraft und des Weges einer- 
seits, Beistellung der Wagen und Versehung des Transport- 
dienstes anderseits) handelt 

Das Essentielle dieser Theorie gipfelt in dem Bestreben, 
vollständige Tariffreiheit im Eisenbahnwesen herbeizuführen, und 
dadurch den »wirthschaftlichen Kräften« der Concurrenz freies 
Spiel zu verschaffen. Dass aber die Interessen der >wirth- 
schaftlich Schwachen« bei dieser Theorie arge Gefahr laufen 
würden, ist ebenso sicher zu erwarten, als dass sich die ein- 
zelnen Frachtführer bei steigender Nachfrage oder bei grosser 
gegenseitiger Concurrenz gerade so coaliren würden, wie dies 
bei Eisenbahnen der Fall war, welche dadurch das Princip der 
gegenseitigen Linienconcurrenz (ebenfalls einmal ein gepriesenes 
Idol) auf den Kopf stellten. Sollten denn diese Erfahrungen 
gar keinen Eindruck hinterlassen haben? Es scheint nicht, 
da man, gerade in Folge des Misslingens der sich von der 
Linienconcurrenz einzelner Eisenbahnen versprochenen Erfolge 
nunmehr eine * Generalconeurrenz« aller Spediteure oder Spe- 
ditionsvereine ins Leben rufen will. 

Trotz aller gemachten trüben Erfahrungen sucht man 
immer und immer wieder das wirthschaftliche Heil in den 
doctrinären Principien einer beglückenden Concurrenz auf dem 
Gebiete des Tarif- und Transportwesens und gelangt damit 
nunmehr zu dem Principe der Entreprise g£n6rale, und so 
geht es immer weiter und weiter »de chüte en chüte«, bis 
wir wieder einmal vor einer * Entreprise funebre* stehen werden. 
Denn dieses Schlagwort von der freien Concurrenz ist den- 
selben Principien der liberal-individualistischen Staatslehre ent- 
sprungen, welche zur Unterdrückung und Ausbeutung des 
schutzlosen, wirthschaftlich Schwächeren und dadurch zu einem 
wirthschaftlichen Radicalismus führen, dessen schliessliches Ende 
der Krieg Aller gegen Alle sein würde. 

3. Ganz freier Cöncurrenzbetrieb verschiedener Fracht- 
führer auf der Linie. 

Wenn wir bisher die moderne Aufgabe der Eisenbahn- 
politik als in der freien Concurrenz der Spedition auf der 
Linie bestehend preisen hörten, so kann man es gewissen 
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Leuten auch damit noch nicht recht machen. Dieselben gehen 
weiter und wollen den Eisenbahnen pur et simple den Charakter 
einer »Beichsstrasse« gehen, auf der jeder, der Pferde und Wagen 
— pardon! Maschinen und Waggons besitzt, zu fahren be- 
rechtigt sein soll. Es bliebe sonach der Eisenbahn nur der 
Weg, für dessen Benützung ein gewisses Entgelt zu entrichten 
sein würde. 

Nach E. Richter* soll die dadurch hervorgerufene 
» Transport- Arbeitsteilung« nicht allein die Möglichkeit einer 
sorgfältigeren Controle und einer vollständigeren Ausnützung 
des Betriebsmateriales bieten, sondern auch zu einer besseren 
Entwicklung des Maschinenwesens, mit welchem sich dann 
ein Unternehmer ausschliesslich beschäftigen würde, Veran- 
lassung geben; sie soll ferner vollkommenere Bauten, bedeu- 
tende Ersparung an Zeit und Kosten, grössere Sicherheit (sie!), 
Ordnung, Regelmässigkeit u. dgl. m. verursachen. Güter- 
züge — heisst es — würden sich nicht aufzuhalten brauchen 
bei Ein- und Ausladung von Gütern und dem »langweiligen« 
Rangiren; sobald ein Zug auf der Bahn erscheine, sei er 
rangirt, er gebe an die einzelnen Stationen nur Wagen ab, 
die er auf der Aufgabestation empfange, und nehme nur solche 
auf, die er dahin zurückfahre. Die Bahnhöfe würden der Ein- 
richtung für Spedition und Traction entbehren, kostspielige 
Rangirbahnhöfe unnöthig sein. Damit würde die Sicherheit 
des Verkehres zunehmen, indem das Rangiren, eine Haupt- 
quelle von Unglücksfällen, beseitigt werde etc. etc. 

Weiterhin vermeint man, dass die technischen Schwierig- 
keiten, welche sich heute noch der Ausführung der bespro- 
chenen Ideen in den Weg stellen, mit der Zeit überwunden 
werden könnten, wobei darauf hingewiesen wird, dass beispiels- 
weise auch in Oesterreich schon die gemeinschaftliche Benützung 
einer Strecke durch mehrere Transportunternehmer vorkomme. 

Was zunächst den Begriff einer Eisenbahnstrasse als einer 
»freien öffentlichen Strasse« betrifft, so sagt hierüber Scheffler,** 

* Richter. Das Transportunwesen auf den Eisenbahnen in Deutsch- 
land. Frankfurt 1872. 

** Scheffler. Statistischer Beitrag zu der Eisenbahnfrage. Braun- 
schweig 1873. 

15* 
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dass zwar die Chausseen, der Fluss, das Meer und die Eisenbahn 
gleichmässig mit dem Namen »Verkehrsstrassen« belegt werden, 
dass sich dieselben jedoch durch so wesentliche Kriterien 
von einander unterscheiden; dass die für die Benützung der 
einen giltigen Principien nicht ohne Weiteres auf die anderen 
übertragen werden könnten. 

Die ersteren drei seien Verkehrsflächen, welche allerorten 
eine Seitenbewegung, demzufolge ein Ausweichen, eine Begegnung, 
eine Ueberholung, überhaupt eine freie Bewegung gestatten. Der 
fehlende Zwang in der Seitenrichtung erlaube ausserdem nur 
massige FahrgeschwindigJceiten, mache also die freie Bewegung 
noch um so gefahrloser. Unter solchen Umständen könne man 
die Transportconcurrenz auf der Chaussee, auf dem Flusse, 
auf dem Meere unbedenklich freigeben; hier möge jeder Ver- 
sender sein eigener Transportant sein, mit eigenen Transport- 
mitteln, mit eigenen Motoren, mit eigenen Führern erscheinen. 
. Die Eisenbahn dagegen sei eine Verkehrslinie; die Seitenbewe- 
gung auf freier Bahn sei unmöglich und auf den Bahnhöfen 
könne sie nur mittelst mechanischer Apparate vorgehen; hier 
sei kein beliebiges Ausweichen, keine Begegnung, keine Ueber- 
holung zulässig. Der durch die Schiene und das Flantschenrad 
künstlich erzeugte Zwang von der Seite, welcher zugleich ein 
Schutz gegen die Abweichung nach der Seite ist, ermögliche 
gleichzeitig grosse Fahrgeschwindigkeit, steigere also die Gefahr, 
welche aus der unbehinderten Benützung entspringt; ausserdem 
bedinge die beabsichtigte grosse Fahrgeschwindigkeit Motoren, 
welche zweckmässig und vortheilhaft nicht mit jeder beliebigen 
kleinen, sondern nur mit einer namhaften Last in Betrieb ge- 
setzt, also im Allgemeinen nur im gleichzeitigen Interesse 
vieler Versender oder Reisenden verwendet werden könnten. 
»Diese Eigentümlichkeiten der Eisenbahn schliessen«, so folgert 
Scheffler, »das für die Land- und Wassertransporte unbedenkr 
liehe Princip der freien Transportconcurrenz aus. Im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung kann auf einem 
Schienengeleise nicht jeder beliebige Transportant mit seinen 
Locomotiven, mit seinem Personale zugelassen werden, über- 
haupt können hier nicht viele, von einander unabhängige Ver- 
waltungen zugleich ihre Herrschaft ausüben, oder sich frei 



Freie Concurrenz auf der Eisenbahn. 229 

neben und mit einander bewegen wollen. Für den Personen- 
verkehr leuchtet dies wahrscheinlich Jedermann ein« u. s. w. 

Und die » Vereins-Zeitung «* meint: 

»Es ist erstaunlich, dass der volkswirthschaftliche Congress 
von der Utopie einer Trennung der Locomotion vom Transporte 
nicht lassen will. Auch diesmal hat man als Anhängsel einer 
Resolution dem Hirngespinnste Ausdruck gegeben, dass den 
Eisenbahnverwaltungen die Güterversendung abgenommen und 
den Spediteuren das Befahren der Linien mit eigenem Material 
gestattet werden solle. 

Es ist dies eine merkwürdige Verkennung des eigen- 
tümlichsten Wesens der Eisenbahnen. Die Eisenbahn ist ihrer 
technischen Natur nach zum Unterschiede von Meer, Fluss 
oder Landstrasse keine Verkehrsfläche, sondern eine Verkehrslinie. 
Fiat applicatio!« 

Uns drängt sich hierbei zunächst die Frage auf, in 
welcher Weise der Personenverkehr, um dessen Vermittlung sich 
die Bekenner des »allein selig machenden Dogmas von der 
freien Concurrenz« nicht sehr zu kümmern scheinen, sodann 
bedient werden soll. Wahrscheinlich wäre derselbe, da es 
doch nicht jeden Tag volle Züge mit freier Concurrenz zu 
expediren gäbe, den Eisenbahnen grossmüthig zu überlassen. 
Aber unter welchen Transportbedingungen? So viel steht ja 
heute schon fest, und das dürften auch die Fanatiker der 
freien Concurrenz zugeben, dass der Personentransport auf 
Eisenbahnen, welcher ein so kostspieliger ist, dass die Bahnen 
daraus kaum einen nennenswerthen Gewinn, jedenfalls aber 
keinen sehr erheblichen Nutzen ziehen, bei Entgang des 
Frachtengeschäftes unter den gleichen Bedingungen, wie bisher, 
nicht fortgeführt werden könnte. Denn wenn die Eisenbahnen 
heute in der Lage sind, ihren Regress für das Mindererträgniss 
des Personenverkehres, zum Theile wenigstens, im Erträgnisse 
des Frachtenverkehres zu suchen, indem sie den Reisenden 
gewissermassen als ihren Agenten betrachten, welcher dtfrch 
persönliche Intervention an den örtlich verschieden gelegenen 
Handelsplätzen zur Belebung des Frachtengeschäftes wesentlich 

* Zeitung des Vereins deutscher Eisenbahn Verwaltungen. Nr. 70, 
ex 1874. 
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beiträgt, und indem sie weiter von der ganz richtigen, auf 
Erfahrung beruhenden Ansicht geleitet werden, dass der Person 
das Gut folgt (wir weisen beispielsweise auf die unendliche Wich- 
tigkeit hin, welche die Continentalrouten auf die Beförderung 
der englisch-indischen Post trotz der damit verbundenen, oft 
sehr bedeutenden pecuniären Opfer legen, weil sie recht wohl 
wissen, dass dem Zuge der Menschen auch der Waarenzug 
nachzufolgen pflegt), so kann dieser Regress selbstverständlich 
dann nicht mehr gefunden werden, wenn die Bahnverwaltungen 
von dem Frachtgeschäfte vollständig ausgeschlossen sind. Aber 
hiermit erlischt auch ein erheblicher Antheü des Interesses der 
Eisenbahnen an der Hebung des Personenverhehres selbst, welcher 
künftighin ohne wesentliche Erhöhung der jetzigen Fahrpreise 
lediglich eine Last für sie bilden würde, da dessen indirecte 
Vortheile nicht ihnen, sondern einem fremden Unternehmen zu 
Gute kämen. 

Weiterhin würde aber auch der freie Concurrenzbetrieb 
jene Factoren, welche zu der enormen Hebung des Eisenbahn- 
verkehrs wesentlich beigetragen haben, die Erspamiss an Zeit 
und Geld, in empfindlicher Weise dadurch treffen, dass es 
dann nicht allein unmöglich sein würde (wie es heute vielfach 
der Fall), »gemischte Züge« mit billigen Fahrpreisen in Verkehr 
zu setzen, sondern dass dann -auch eine Bastringirung der heute 
verkehrenden Personen- und Eilzüge unter gleichzeitiger Ei % höhung 
der Fahrpreise eintreten müsste. 

Endlich würde aber auch der Betrieb im Allgemeinen 
und mit ihm der Transportpreis für Frachtsendungen in Folge 
der Zersplitterung der Leistungen bei dem freien Concurrenz- 
betriebe unbedingt ein theuerer werden, als er heute ist, und 
umso theuerer, so paradox dies auch klingen mag, je mehr 
Concurrenten vorhanden. Denn wenn es selbst auf den ersten 
Blick scheinen möchte, als ob die Vertheilung der Bedürfniss- 
befriedigung unter viele Concurrenten und der stets offene 
Hinzutritt neuer Concurrenten den Concurrenzkampf weit 
intensiver als zwischen einzelnen Eisenbahnen gestalten und 
eine ausserordentliche Preisminderung hervorrufen würde, so 
könnte ein solches Argument auf die Dauer nicht vorhalten, 
weil auch hier die Coalition der Einzelnen zu Vereinen nicht 
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ausbleiben könnte. Das Ende des Versuches wäre abermals 
das Monopol, weil sich in ihm durch das Zusammenfassen 
der grösstmöglichen Leistungen in die Transporteinheit (den 
Zug) das wirthschaftliche Streben verkörpert, mit dem ge- 
ringsten Aufwände an Zeit und Kraft die höchste Arbeitsleistung 
zu erzielen. 

Es würde sich hier also, wenn auch in etwas anderer 
£orm, genau das wiederholen, was unter concurrirenden Bahnen 
zum Verkehrskartell und dadurch zurück zum Verkehrsmonopol, 
nur in noch drückenderer Art als vordem, durch Erhöhung 
der Transportkosten, geführt hat. 

Und nun noch ein Wort: Es können Zeiten kommen — 
und die Erfahrung hat dies erwiesen — wo dem Vaterlande 
von aussen her plötzlich Gefahr droht und wo es sich zur Ab- 
wendung derselben vor Allem darum handelt, die von Truppen 
entblössten Landesgrenzen rasch mit mehreren Armeecorps 
zu besetzen. 

Es ist deshalb eine der obersten Sorgen der Kriegs- 
verwaltung jedes Landes, vorbereitet für solche Fälle zu sein, 
um in der Stunde der Gefahr nicht überrascht zu werden. 
Zu diesem Behufe laufen alle Fäden, welche der Vertheidigung 
des Landes dienen, in den Händen der Kriegsverwaltung 
zusammen, und diese disponirt nach wohlerwogenen Plänen 
über die zu Gebote stehenden Vertheidigungsmittel, unter 
denen die Eisenbahnen, deren militärische Leistungsfähigkeit, 
namentlich in Bezug auf die Transportmittel-Frage, der Kfiegs- 
verwaltung bis ins kleinste Detail bekannt ist, eine der 
wichtigsten Rollen spielen, weil sie dazu berufen sind, das 
Manöver des strategischen Aufmarsches der Truppen unter 
Zuhilfenahme ihres Betriebsmateriales prompt und zeitgerecht 
auszufuhren. 

Einst hiess es — schreibt der Autor der »sachlichen 
Aufklärungen zur Frage der Decentralisation der österreichischen 
Eisenbahnen« — der Sieg liege in den Beinen; jetzt sind die 
Bahnen gleichsam die Beine der sich sammelnden Armee. Versagen 
sie, so ist der Sieg verloren! 

So grosse Aufgaben nun in solchen Fällen die Kriegs- 
verwaltung an die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen stellen 
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muss, so können dieselben den an sie herantretenden An- 
forderungen doch nur insolange gerecht werden, als das 
Princip der einheitlichen Verwaltung im Eisenbahnbetriebe das 
herrschende ist. 

Wie diese Aufgaben aber gelöst werden könnten, wenn 
an Stelle des einheitlichen monarchischen das zersplitternde 
demokratische Verwaltungsprincip des freien Concurrenz- 
betriebes treten würde, sollte doch wohl zunächst auch jenen 
klar geworden sein, welche der Einführung eines solchen Be- 
triebssystems das Wort reden. 

Die Zeiten und mit ihnen die Erfahrungen über die 
Bedeutung des Eisenbahnwesens im Allgemeinen und speciell 
für die Bedürfnisse der Landesvertheidigung haben sich seit 
dem Jahre 1838, wo das preussische Eisenbahngesetz selbst 
Vorsorge für den Concurrenzbetrieb traf, so geändert, dass 
heute die etwaige Berufung auf eine derartige, zudem nie 
prakticirte Bestimmung unbedingt als unzulässig zurück- 
gewiesen werden müsste. 

III. Benützung einer und derselben Bahnlinie durch ver- 
schiedene coneurrirende Eisenbahnverwaltungen. 

Als eines der Mittel, dem Principe der freien Concurrenz 
auf Eisenbahnen Geltung zu verschaffen und das Verkehrs- 
monopol der Eisenbahnen zu brechen, wollte man nun, um 
den gegen die freie Concurrenz »Aller gegen Alle« gerichteten 
Bedenken thunlichst Rechnung zu tragen, die Concurrenz eines 
Eisenbahnunternehmens gegen das andere ausspielen. 

»Das einfachste Mittel, um Benachtheiligungen des 
Publikums vorzubeugen« — meint einer der Verfechter der 
freien Concurrenz — »bestehe darin, eine benachbarte Bahn- 
verwaltung, von der eine »grössere Rücksichtnahme« auf das 
Interesse des Publikums zu erwarten sei, gegen eine ange- 
messene Entschädigung zum Mitbewerb zuzulassen.« 

»Diese Variante ist« — so bemerkt Dr. Sax* treffend — 
»wie auf den ersten Blick erhellt, im Grunde wenig differirend 
von dem Concurrenzbetriebe, nur noch naiver. Während die 



Sax. Die Eisenbahnen. Wien 1879, Seite 118. 
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letztere wenigstens eine Lösung angibt, bei welcher die Eigen- 
tümer des Schienenweges indifferent der Concurrenz der 
Transportunternehmer gegenüberständen, wird hier der Bahn- 
verwaltung, welche mit eigenen Fahrzeugen den Verkehr ihrer 
Strecke zu besorgen hat, zugemuthet, in evangelischer Selbst- 
verleugnung jeden, den es gelüstet, ihr auf ihrem eigenen 
Gebiete Concurrenz zu machen, mit offenen Armen aufzu- 
nehmen, demselben keinerlei Hinderniss zu bereiten und sich 
für den Entgang höchstens dadurch schadlos zu halten, dass 
sie sich in gleicher Weise bei ihm zu Gast bittet. Dieses Ent- 
gegenkommen müsste so weit gehen, dass sie den Concurrenten 
zuliebe sogar Bahnhofgeleise, Drehscheiben, Heizhäuser, Güter- 
schupfen u. s. w. baut, die bei dem Stande der eigenen Be- 
triebsmittel nicht erforderlich sind! Dass hier die Klippe, woran 
auch diese Ideen in der Wirklichkeit scheitern, liegt auf 
der Hand.« 

Die Idee der gleichzeitigen Benützung einer und der- 
selben Schienenstrasse durch mehrere Bahnverwaltungen ist 
übrigens an und für sich, ohne damit einen Concurrenzzweck zu 
verbinden, durchaus keine verfehlte, insoweit durch diese gemein- 
same Benützung einer und derselben Bahnanlage einem vor- 
handenen Verkehrsbedürfnisse Rechnung getragen wird, zu 
dessen Befriedigung sonst zwei Schienenstrassen erforderlich 
wären. 

Noch vortheilhafter aber gestaltet sich der ökonomische 
Nutzeffect eines solchen Verhältnisses, wenn durch die gemein- 
schaftliche Benützung einer Bahnlinie durch verschiedene Ver- 
waltungen der Bau solcher Linien vermieden wird, denen nicht 
das Verkehrsbedürfniss, sondern die Goncurrenzsucht oder gewisse 
&ründungs-Consorterien zu Gevatter stehen, in welchem Falle das 
auf den neuen Bahnbau verwendete Capital als ein nutzlos 
vergeudetes anzusehen ist. 

Bevor daher die von verwandter Seite als Panacee ange- 
priesene Linienconcurrenz zweier Eisenbahnen bethätigt wurde, 
hätte das System der gemeinsamen Benützung derselben Linie 
von allgemeinerem praktischen Nutzen sein können, als heute, 
wo es sich doch nur mehr um exceptionelle Fälle handelt 
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Zudem waren ja auch damals schon analoge Verhältnisse, 
z. B. durch die in England bestehenden running powers (Ver- 
träge über Mitbetrieb) und in Frankreich durch die trait^s 
de pöage (Wegzoll-Verträge) gegeben. 

Allerdings können derartige Vereinbarungen, wenn sie 
nicht im gesetzlichen Wege vorgesehen wurden, nicht erzwun- 
gen werden; sie beruhen auf freier Vereinbarung beider Com- 
paciscenten. Wir weisen in dieser Richtung auf einen erst jüngst 
eingetretenen Fall hin, in welchem die ungarische Nordostbahn 
der Ungarisch-galizischen Eisenbahn das seitens der letzteren an- 
gestrebte und, so viel uns bekannt, auch seitens der ungarischen 
Regierung unterstützte P6agerecht auf der Strecke Mihäli — 
Szerencs nicht zugestand. 

Ebenso kann es sich unter dieser Voraussetzung bei 
Abschluss solcher P6ageverträge in der Regel nicht um lange 
Strecken, keinesfalls aber um die gemeinsame Bedienung eines 
und desselben Localverkehres, sondern lediglich um jenen Ver- 
kehr der Nichteigenthümer des Schienenweges handeln, welcher 
denselben transitirt, so dass die Wegeigenthümerin nur die 
Beförderung der ihr übergebenen Wagen über ihre Strecke 
zu besorgen hat. 

Ein solcher P6agevertrag besteht beispielsweise in Oester- 
reich für die gemeinsame Benützung der 58*7 Km. langen 
Strecke Wörgl — Innsbruck zwischen der k. k. priv. Südbahn- 
Gesellschaft als Eigenthümerin der Strecke und der k. k. Betriebs- 
verwaltung der westlichen Staatseisenbahnen behufs Verbin- 
dung der durch diese Strecke getrennten Linien des Staats- 
betriebsnetzes Salzburg — Wörgl und Innsbruck — Vorarlberg. 

Auch hier dürfen den Zügen des Staatsbetriebes nur 
Personen- und Gepäckwagen, welche die ganze P6agestrecke, 
und nur Güterwagen, welche diese Strecke transitiren, um von 
der einen Linie des Staatsbetriebsnetzes auf die andere überzu- 
gehen, beigegeben werden. 

Der Staatsbetrieb ist berechtigt, für alle in- und aus- 
ländischen Verkehre, welche die Peagestrecke transitiren, directe 
Tarife aufzustellen; er besitzt daher volle Tariffreiheit. Auch in 
diesem Falle ist selbstverständlich die Bedienung des Local- 
verkehres der Eigenthümerin der Strecke überlassen geblieben. 
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XII. 

Regelung der Concurrenz durch Kartelle- 

Nachdem wir in den vorstehenden Abhandlungen die der 
Lehre von der »freien Concurrenz c im Eisenbahnbetriebe zu 
Grunde liegenden Gesichtspunkte und die gegen das Verkehrs- 
monopol der Eisenbahnen gerichteten Tendenzen besprochen 
haben, schreiten wir nunmehr dazu, uns mit einer weniger 
imaginären Species der Concurrenz, der sogenannten »Linien- 
concurrenz«, zu beschäftigen, welche man auch im Allgemeinen 
zunächst unter der » Concurrenz im Eisenbahnverkehre« versteht. 

Es ist über die theoretische Seite dieser Concurrenz 
bereits so viel geschrieben und gesprochen worden und hat 
deren Anwendung in praxi bereits so vielfache Erfahrungen 
zu Tage gefördert, dass wir die Geschichte der Entstehung 
und Entwicklung dieser Concurrenzspecies ziemlich allgemein 
als bekannt voraussetzen dürfen, ohne hier erst noch des 
Näheren eingehen zu müssen. 

Als wir das Wesen des Verkehrsmonopols einer Eisen- 
bahn besprachen, ging unsere Ausfuhrung dahin, dass dieses 
Monopol stets auch ein natürliches sei, weil die mit einer 
Eisenbahn rivalisirenden anderweitigen binnenländischen Com- 
municationswege — die natürlichen Wabaerstrassen aus- 
genommen — naturgemäss nicht jene gleich hohe Qualifikation 
eines Beförderungsmittels besitzen, als dieselbe einer Eisen- 
bahn innewohnt. 

Dieser Charakter des fast ausschliesslichen Verkehrs- 
monopols einer Eisenbahn musste von dem Tage an eine 
radical geänderte Gestaltung annehmen, als sich dem Monopol 
einer Eisenbahn das Monopol einer zweiten, den gleichen Verkehrs- 
rayon umfassenden, an Qualität ebenbürtigen, wenn nicht über- 
legenen Rivalin gegenüber stellte und in die Schranken trat. 
Denn wie nach dem Gesetz des geringsten Widerstandes der 
Verkehr von jenem Transportwege angezogen wird, welcher 
denselben am billigsten und seiner Eigenart entsprechendsten 
auszuführen vermag, so muss der durch zwei Bahnlinien um- 
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grenzte Verkehr, ähnlich wie die von einer Wasserscheide 
abhängigen Gewässer, jener Linie zufliessen, welche denselben 
am geeignetsten zum Ziele bringt. Es musste sonach natur- 
gemäss durch die Anlage einer zweiten, qualitätsgleichen 
Verkehrslinie jene Theilung des Verkehres erfolgen^ d. Ä. jenes 
wirthsehafüiche Gesetz der Concurrenz in Erscheinung treten? deren 
Wirken ihren Ausdruck in der > Arbeitsteilung < findet 

Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, darf es des- 
halb nicht Wunder nehmen, wenn man allgemein voraussetzte, 
dass die uneingeschränkten Wirkungen der Linienconcurrenz 
einen Regulator des bis dahin bestandenen exclusiven (natür- 
lichen) Monopols der einzigen Verkehrslinie bilden und eine 
Herabsetzung der Tarife nach sich ziehen würden; daher das 
Bestreben, dem Bau coneurrirender Linien allen erdenklichen 
Vorschub zu leisten. 

Das eigentlich Verwunderliche dieser Voraussetzung liegt 
deshalb auch — was speciell unsere Verhältnisse betrifft — 
nicht sowohl in der Prämisse selbst, wonach man von der 
Linienconcurrenz der Eisenbahnen ein günstigeres Angebot 
der Transportpreise erwartete, als vielmehr in dem Ausseracht- 
Jassen der dieser Prämisse ganz entgegengesetzten Erfahrungen, 
welche in England, wo unter dem Eindrucke desselben Trug- 
schlusses ebenfalls Parallelbahnen gebaut wurden, schon früher 
gemacht worden waren. Vermeinte man etwa gar, dass sich 
die Herrschaft des wirthschaftlichen Gesetzes, welches die 
Coalition der englischen Bahnen herbeiführte, auf dem Con- 
tinente anders als auf dem Inselreiche äussern würde? Oder 
handelte es sich thatsächlich nur um die Gründung von Unter- 
nehmungen, deren Anlagecapital durch die Zinsengarantie des 
Staates angelockt werden sollte? 

Dass die an die Linienconcurrenz, also an die (auf zwei 
oder drei Unternehmungen beschränkte) Concurrenz vielfach 
geknüpften Erwartungen nicht in Erfüllung gehen konnten, 
ist auf die irrige Voraussetzung zurückzufuhren, dass es sich 
hier um eine Concurrenz von Unternehmungen im gewöhn- 
lichen Sinne handle, deren Erwerbstrieb naturgemäss auf Ge- 
winnung einer möglichst ausgedehnten Clientel gerichtet und 
daher zu Preisherabsetzungen ihrer Leistungen fuhren müsse. 
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Abgesehen davon, dass die Preisstellung im Allgemeinen und 
somit auch die eines auf Verdienst gerichteten Eisenbahntarifes 
von der Höhe der Auslagen und dem verbleibenden Rein- 
gewinne abhängig ist, jede Zersplitterung der Leistung aber 
natürlicherweise dem Principe der Oekonomie zuwiderläuft, daher 
schon das wirtschaftliche Gesetz auf die Zusammenfassung 
der grösstmöglichen Leistung in die ökonomische Einheit hin- 
drängt; abgesehen ferner davon, dass die Linienconcurrenz auf 
ein weit beschränkteres Productionsgebiet als die viel freier 
waltende gewöhnliche Concurrenz angewiesen ist, und sonach 
auch weit eher erschöpft sein wird, als es bei letzterer der 
Fall, deren Capital zudem, wenn es nöthig ist, anderswo nutz- 
bringend verwendet werden kann, was bei dem in Eisenbahnen 
investirten Capitale nicht möglich ist: wurde ganz übersehen, 
dass eine Regelung der Concurrenz aus Gründen der staatswirth- 
schaf dicken Raison früher oder später unbedingt erfolgen musste. 

Denn wenn schon der . Staat durch die den Parallel- 
bahnen zumeist zugesicherte Verzinsung ihres Baucapitals eine 
zum Theil verfrühte, zum Theil überflüssige Capitalsaufwendung 
.propagirt hatte, so konnte und durfte er doch nicht zulassen, 
dass diese Unternehmungen vermittelst gegenseitiger Tax- 
unterbietung einen Concurrenzkampf dauernd fortsetzten, dessen 
Kosten zunächst wieder der Staat, beziehungweise der Steuer- 
träger zu tragen gehabt hätte. Schon diese einfache Erwägung 
würde, auch ohne die englische Exemplification, zu der Er- 
kenntniss von der Unhaltbarkeit der Prämisse der Linien- 
concurrenz rivalisirender Eisenbahnen geführt haben. 

So musste es denn kommen, nicht allein in England, 
sondern überall wo Eisenbahnen durch gemeinsame Bedienung 
gleicher Knotenpunkte des Verkehres in Concurrenz treten, 
dass sich jene Voraussicht verwirklichte, welche schon Georg 
Step.henson, der Erfinder der Eisenbahnen, in dem Aus- 
spruche zusammenfasste: »Wo die Coalition möglich ist, da 
ist Concurrenz unmöglich.« 

Den geschichtlichen Verlauf, welchen die Linienconcurrenz 
der Eisenbahnen im Allgemeinen nahm, schildert G. D. Kogerer 
in einer Denkschrift,* wie folgt: 

* Concurienz und Kartelle der Eisenbahnen. 
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»Die Concurrenz der Bahnen begann mit dem Herab- 
setzen der Transportpreise auf der einen Route. Diese Herab- 
setzung erfolgte, je nach Uebung des Landes, im Wege des 
offiziellen Tarifes oder im Wege der Rückvergütung (Boni- 
fication). Die bedrohte Transportstrecke folgte der Heraus- 
forderung entweder sofort oder in einem möglichst kurzen 
Intervall. Um ein Resultat zu erzielen, musste von der heraus- 
fordernden Route ein neuer Angriff gewagt werden, der von 
der andern Route in der Regel ebenso wie das erste Mal 
aufgenommen wurde. Die gegenseitigen Unterbietungen in den 
Sätzen folgten sich Schritt für Schritt, bis die Bahnen zum Er- 
götzen der an den umstrittenen Verkehrspunkten domicilirenden 
Handelswelt zu Transportpreisen gelangten, die mit ihren Aus- 
lagen gar nicht mehr in Einklang zu bringen waren. Die Bahnen 
trachteten nun, mit einander eine Verständigung zu erzielen, 
und waren es häufig sogar die Staatsbahnen, die von ihren 
Regierungen zu solchen Verständigungen gedrängt wurden.« 

Die wegen Beseitigung der Concurrenz getroffenen frei- 
willigen Vereinbarungen der Bahnverwaltungen nennt man 
> KarteUconventionen* oder kurzhin »Kartelle*. 
Dieselben umfassen: 

die Regelung des Concurrenztarifes; 

die Regelung des Concurrenzverkehres und 

die Regelung der Leistungen. 

Regelung des Concurrenztarifes. 

Eine Grundbedingung jeder Tarifregelung ist die voll- 
kommen einheitliche Waarenclassification aller am Kartelle 
betheiligten Bahnen. Wo daher eine gemeinsame Classification 
zur Zeit des Kartellabschlusses nicht besteht, muss dieselbe 
geschaffen werden. Erheischt das Verkehrsinteresse eine Ab- 
weichung von der bestehenden oder zu bildenden generellen 
Classification, so werden im Einverständnisse aller Kartellrouten 
Ausnahmetarife für bestimmte Artikel und Relationen mit 
gleichen Sätzen aufgestellt. 

Zum Zwecke der Aufstellung einer gemeinsamen Classi- 
fication und gleicher Tarifsätze, reglementarer Bestimmungen 
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etc. treten die kartellirten Bahnen zu einem Verbände zu- 
sammen, welchem eine freigewählte Verwaltung vorsteht, 
welche die Geschäfte des Verbandes auf Grund eines Verband- 
statuts führt, und erforderlichen Falles die Verbandsmitglieder 
behufs beschleunigter Erledigung pendenter Fragen zu Con- 
ferenzen einberuft: mit einem Worte, die Interessen des ge- 
sammten Verbandes vertritt. Ein solches Präsidium ist lediglich 
ein Ehrenamt, da nur baare Auslagen, welche im Interesse 
des Verkehres erwachsen, auf Kosten des Verbandes gehen. 

Die in den Verbandsconferenzen vereinbarten Tarifgrund- 
lagen werden sodann einer Specialcommission von Beamten 
der Verbandsverwaltungen behufs Ausarbeitung der Details und 
Aufstellung des Verbandtarifs überwiesen. 

Die Beschlüsse der Verbandsconferenz werden in der 
Regel per majora gefasst; doch ist die itio in partes jeder 
Verwaltung vorbehalten, in welchem Falle eine definitive Be- 
schlussfassung über den strittigen Punkt bis zu der Einigung, 
welche in den seltensten Fällen ausbleibt, ausgesetzt wird. 

Auch in Amerika haben sich solche Verbände, denen 
auch Dampfschiffgesellschaften zugezogen werden, gebildet. 
Auch hier ist der Zweck des Verbandes die Herstellung und 
Aufrechthaltung gleichmässiger Frachtsätze auf den concur- 
rirenden Routen. Die Geschäftsführung des Verbandes wird 
einem Executivcomit£ gemeinsamer Beamten übertragen, dessen 
Beschlüsse jedoch nur bei Einstimmigkeit bindende Kraft er- 
langen. Lässt sich diese Einstimmigkeit nicht erzielen, so ent- 
scheidet ein zur Schlichtung von Streitfällen aufgestelltes 
Schiedsgericht mit bindender Kraft. 

Regelung des Concurrenzverkehres. 

Mit der Regelung der Tarife allein würde der Zweck 
des Kartells nicht vollständig erreicht werden, wenn nicht 
gleichzeitig damit auch eine Regelung des concurrenzirten 
Verkehres, d. h. eine Vereinbarung darüber erzielt werden 
würde, in welchem Masse jede am Verbände betheiligte Bahn- 
route am Verkehre zu participiren berechtigt sein soll. Diese 
Regelung über die Theilung des Verkehres auf die verschie- 
denen Verbandsrouten kann nun erfolgen: 



240 Regelung der Concurrenz durch Kartelle. 

1. durch eine täglich, wöchentlich oder monatlich ab- 
wechselnde Instradirung; 

2. durch eine Begrenzung des natürlichen (geographischen) 
Verkehrsrayons jeder Route und Zuscheidung des derselben 
nach der geographischen Lage zufallenden Verkehres; 

3. durch einen Geldausgleich. 

Letzterer kann so verstanden werden, dass die eine 
Route allein transportberechtigt ist, wofür sie der andern 
Route nach Abzug der vorher fixirten Regiekosten eine be- 
stimmte Geldentschädigung gewährt, oder es kann auch ein 
Geldausgleich in dem Falle stattfinden, wenn die eine Route 
quantitativ mehr Transporte geführt hat, als ihr nach Verein- 
barung hätten zukommen sollen, und tritt dann für das Fre- 
quenzplus der Geldausgleich ein; 

Jedenfalls ist der Geldausgleich die gegen alle Umgehung 
des Kartells am meisten sichernde Form, weshalb auch dort, 
wo Refactien gesetzlich zulässig sind, zumeist neben dem 
Naturalausgleich der Geldausgleich vorgesehen ist. Ausserdem 
haben aber auch die betriebstechnischen Schwierigkeiten, den 
Instradirungswechsel genau durchzuführen, den Anlass zur 
Entschädigung im Baaren geboten. 

Wir machen in dieser Beziehung beispielshalber auf die 
ganz besonderen Schwierigkeiten aufmerksam, die Verein- 
barungen über den Instradirungswechsel mit den Bestimmungen 
des Wagenregulativs in Einklang zu bringen. Dem Regulativ 
zufolge dürfen nämlich fremde, leer in ihre Heimat zurück- 
kehrende Wagen nur über jene Route laufen, welche sie in 
Belastung passirt haben; dieselben können deshalb in vielen 
Fällen von der andern Bahn Mangels entsprechender Rück- 
fracht nicht in Verwendung genommen werden, müssen viel- 
mehr leer zurückgehen, weil die Wagenroute mit der Instra- 
dirungsroute nicht harmonirt. Dass der Betriebsökonomie hieraus 
wesentliche Nachtheile erwachsen, liegt auf der Hand. (Siehe 
auch Seite 171.) 

Die der Festsetzung von Instradirungen vorausgehenden 
Vereinbarungen über das zulässige Mass der Verkehrspartici- 
pation bei Distanzunterschieden sind auf verschiedenen Grund- 
lagen gebildet. Während bei uns in Oesterreich sowie in 
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Deutschland die Distanzunterschiede bis zu 20 Percent das Maxi- 
»mum bilden, ist es in England (nach Reitzenstein) jeder 
Route freigelassen, wie weit sie gehen will. Bis wohin dies 
geschieht, zeigt das Beispiel der Midland-Bahn, welche der 
Great- Western für London-Bristol mit einer ungefähr 70 Percent 
längeren Route, nämlich via Birmingham, Concurrenz macht, 
selbstverständlich ohne Unterbietung der Tarife. (Siehe auch 
Seite 245.) 

Dies steht im Einklänge mit einem Ausspruche des fran- 
zösischen Staatsrathes Franqueville* demzufolge sich die 
Generaldirectoren aller grossen englischen Eisenbahnen wie 
folgt äusserten: »Unserseits nehmen wir gar keine Rücksicht 
auf den Längenunterschied zwischen den verschiedenen Punkten; 
wir setzen den Tarif unter Zugrundelegung der kürzesten 
Entfernung fest und wenden ihn auf alle Transporte an, 
welche durch was immer für eine Bahn zwischen denselben 
Stationen bewerkstelligt werden.« 

Regelung der Leistungen. 

Dieselbe beschränkt sich in unseren Verbandverkehren 
wesentlich auf die Vereinbarung, dass es jeder Verwaltung 
bei Strafe eines hohen Pönales strengstens untersagt bleibt, 
irgend welche Mittel, etwa durch Gewährung geheimer Re- 
factien, Gebührencreditirungen, Ermöglichung von Umkar- 
tirungen durch Umexpedition in Zwischenstationen etc. anzu- 
wenden, um dadurch den Verkehr ihrer Route, zum Schaden 
jenes der andern Route, lebhafter zu gestalten, als es auf 
Grund der Kartellvereinbarungen möglich sein würde. 



Nach dem Gesagten ist nicht zu verkennen, dass der 
Abschluss von Kartellen — so unabweisbar erforderlich der- 
selbe sich auch herausstellt — in der Durchführung viele 
Weitläufigkeiten, ja selbst betriebsökonomische Nachtheile im 
Gefolge hat; denn ausser der bereits besprochenen Schwierig- 
keit der Wagenverwendung und Wagenausnützung bringt das 
Instradirungssystem noch eine Vertheuerung der Transport- 

* Eisenbahnconcurrenz in England von Franqueville. Herausgegeben 
von W. Nördling. Wien 1875. 

Schreiber. Tarifwesen d. Eisenbahnen. 16 
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kosten dadurch mit sich, dass die Transporte sehr häufig nur 
auf einem grossen, oft hunderte von Kilometern betragenden 
Umwege an ihr Ziel gestellt werden können, woraus über- 
dies auch dem Transportinteressenten in vielen Fällen der 
Nachtheil einer späteren Ablieferung seiner Sendungen den 
Transporten auf der kürzeren Linie gegenüber erwächst. Es 
könnte daher nicht Wunder nehmen, wenn die Eisenbahnen, 
welche zunächst durch die Concurrenz zu Kartellen gedrängt 
werden, die Tendenz bekunden würden, durch die Kartelle zu 
Fusionen, d. h. zur Zusammenstossung der verschiedenen 
Netze in ein Verwaltungsgebiet zu gelangen, wodurch dann 
für alle Zukunft jede Concurrenz innerhalb eines grossen Ver- 
kehrsgebietes aufgehoben und das natürliche Monopol wieder 
jene Gestaltung annehmen würde, die es vor Beginn der 
Linienconcurrenz hatte. Diese Art des Fusionssystems hat 
denn auch in England platzgegriffen, während in Preussen die 
Fusion durch Erwerb der Privatbahnen seitens des Staates 
stattgefunden hat, welcher allerdings dabei von einem ganz 
anderen Standpunkte geleitet wurde, als dies bei den englischen 
Privatbahnen der Fall war. 

Eine letzte Art von Uebereinkunft, um sich eine lästig 
gewordene Concurrenz vom Halse zu schaffen, bietet der 
Pachtvertrag, auf Grund dessen eine Eisenbahn den Betrieb 
einer zweiten Unternehmung gegen Entrichtung einer be- 
stimmten Summe übernimmt. Indessen kommen derartige Be- 
triebsverträge auch ohne den Hinzutritt des Concurrenzmotives 
aus betriebsökonomischen Rücksichten zu Stande, wie wir dies 
ja in Oesterreich schon mehrfach erlebt haben. 



Ueber virtuelle Längen und den Tarif der kürzesten Route. 243 



XIII. 

Ueber virtuelle Längen und den Tarif der kür- 
zesten Route.* 

Bei den Erörterungen über die Einführung eines gleichen 
Gebührensatzes auf concurrirenden Routen und das bei Rege- 
lung der Concurrenz zu befolgende Instradirungsprincip ist 
häufig von den sogenannten virtuellen Bahnlängen der Eisen- 
bahnen die Rede. 

Da Vielen der eigentliche Begriff dieser Längen nicht 
genau bekannt sein dürfte, so halten wir es nicht für über- 
flüssig, zur besseren Information mit nachstehenden Aufklä- 
rungen beizutragen: 

Im Allgemeinen lassen sich die Widerstände, welche bei 
der Fortbewegung eines Zuges von der Zugkraft der Maschine 
zu überwinden sind, classificiren : 

1. in den Widerstand auf einer geraden und horizon- 
talen Bahn; 

2. in den Widerstand, welcher durch Steigungen der Bahn- 
linie hervorgerufen wird; und endlich 

3. durch die in Folge von Krümmungen (Curven) er- 
zeugten Betriebserschwernisse. 

An Stelle der von A. nach B. führenden, mit steigenden 
und gekrümmten Strecken behafteten Bahnlinie kann man sich 
eine andere ideale, ganz gerade und horizontale Bahnlinie vor- 
stellen, welche selbstverständlich um soviel länger sein muss 
als die Summe der Widerstände beträgt, welche der Leistungs- 
fähigkeit einer Maschine auf der steigenden und gekrümmten, 
gegenüber der geraden und horizontalen Bahnlinie entgegen- 
stehen, so zwar, dass die Bewegung eines Zuges auf beiden 
Linien die ganz gleiche mechanische Arbeit erfordert. 

Die Länge einer so gedachten idealen Linie heisst nun 
die virtuelle Länge der wirklichen Bahnlinie. 

* Mit theilweiser Benützung einer fachmännischen Abhandlung der 
»Allg. Ztg.« aus Augsburg, Nr. 73 vom Jahre 1879. 

16* 
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Auf den ersten Blick scheint die Idee der virtuellen 
Länge für die sichere Berechnung der Selbstkosten und die 
damit in Verbindung stehende Bemessung der Transportpreise, 
sowie gleichzeitig auch zur Gewinnung eines sicheren Mass- 
stabes für den technischen Werth der betreffenden Bahn eine 
ganz zutreffende zu sein; allein in Wirklichkeit verhält es sich 
damit denn doch wesentlich anders. Denn die virtuelle Länge 
repräsentirt zwar die Summe der mechanischen Arbeiten, keines- 
wegs aber zugleich auch deren Verikeüung, wovon doch der tech- 
nische Werth, die Leistungsfähigkeit und die Betriebskosten 
einer Bahn abhängen. 

Einige Beispiele machen dies deutlicher, wobei die Curven, 
deren Widerstände noch nicht genügend bekannt sind und des- 
halb auch bei Berechnung der virtuellen Längen behufs der 
Construction von Fahrplänen auf den preussischen Bahnen 
keine Berücksichtigung finden, nicht in Betracht gezogen 
worden sind. (Ministerial-Erlass vom 12. Januar 1881.) 

Zwei concurrirende Bahnstrecken seien an und für sich 
gleich lang. Die erste steige auf ihrer ganzen Länge mit 
dem Gradienten 1 : 100, die andere dagegen auf drei Viertel 
ihrer Länge mit 1 : 200, auf den Rest mit 1 : 40, so dass beide 
Linien genau dieselbe Gesammthöhe ersteigen. Erstere gehört 
hiernach zu den Hügellandsbahnen und ist mit massig schweren 
Maschinen und grösseren Bahnzügen zu befahren, wogegen 
die zweite zu den eigentlichen Gebirgsbahnen zählt und mit 
den schwersten Maschinen und nur kurzen Zügen betrieben 
werden muss. Beide Varianten erfordern für den Bahnzug 
genau die gleiche mechanische Gesammtarbeit, haben sohin 
vollkommen gleiche virtuelle Länge. Wie weit sind dagegen 
der technische Werth, die Leistungsfähigkeit und die Betriebs- 
kosten einer Hügellandbahn und einer Gebirgsbahn ver- 
schieden ! 

Als zweites Beispiel können alle jene Bahnen gelten, 
welche behufs günstiger Steigungsverhältnisse mit Entwick- 
lungen oder Schleifen angelegt sind, ohne dass die absolut 
zu ersteigende Höhe sich dadurch ändert. Jede solche Ent- 
wicklung oder Schleife vergrössert aber die virtuelle Länge, 
wäre also eine Verschlechterung der Bahn, während durch 
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sie in der Regel eine unzweifelhafte und namhafte Verbesserung 
erzielt wird. 

Wäre aber auch die virtuelle Länge einer Bahn geeignet 
(was sie nach dem Vorstehenden nicht ist), um als Grundlage 
für die Tarifirung zu dienen, d. h. als Tarif länge der Bildung der 
Tarifsätze zu Grunde gelegt werden zu können, so kommt hierbei 
weiters in Betracht, dass ja die Selbstkosten einer Bahn nicht 
lediglich von den Steigungs- und Krümmungsverhältnissen ab- 
hängig sind, wie z. B. die Kosten der allgemeinen Verwaltung, 
die Anlagekosten der Bahn etc., deren Höhe damit in keiner 
Verbindung steht. Wenn man aber auch eine annähernd richtige 
Formel aufstellen könnte, welche eine Repartirung dieser Kosten 
als zulässig erscheinen Hesse, so würde doch hiermit der Fre- 
quenz des Bahnverkehres, welcher ja auf die Rentabilität der 
Eisenbahnen, beziehungsweise auf -die Gestaltung der Selbst- 
kosten von ganz erheblichem Einflüsse ist, immerhin keine 
Rechnung getragen werden können. 



In Verbindung mit der virtuellen Länge und der darnach 
zu bemessenden Höhe des Einheitssatzes steht die Frage der 
behufs Aufstellung der Instradirungen zu ermittelnden kürzesten 
Entfernung mehrerer, dieselben Punkte verbindenden Bahnlinien. 
Bei dieser Frage kommt im Principe vorwiegend als sehr 
wesentlicher Factor die Vergleichung der Leistungsfähigkeit 
der verschiedenen, auf ihre Kürze zu prüfenden Bahnlinien, wie: 
Gefällsverhältnisse, Geleiseanzahl, Zugverkehr, Uebersetzung 
von Trajecten, Befahrung von Verbindungsgeleisen etc. in 
Betracht zu ziehen. 

Nachdem jedoch eine derartige, immerhin schwierige Er- 
mittlung praktischen Werth allenfalls nur dort haben könnte, 
wo die, zwei Punkte verbindenden Bahnlinien einer und derselben 
Verwaltung gehören,, da andernfalls eine unter ungünstigeren 
Verhältnissen betriebene, eine geringere Leistungsfähigkeit be- 
sitzende Concurrenzbahn von der Verkehrsbedienung möglicher- 
weise ganz ausgeschlossen bleiben könnte, was aber der Natur der 
Sache nach nicht durchführbar ist, so wird in der Regel bei Auf- 
stellung der Instradirungs-Normen ebenso wenig die Leistungs- 
fähigkeit der betreffenden Bahn in Berücksichtigung gezogen, 
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als bei Aufstellung des Verbandtarifes die virtuelle Länge der 
Bahnen berücksichtigt wird, beziehungsweise ausschlaggebend 
ist. Es gilt daher bei Feststellung der auf Abkommen beruhen- 
den Instradirungen in den österreichischen und deutschen Ver- 
bandsverkehren im Allgemeinen der Grundsatz, dass eine 
absolut längere Bahnlinie einer kürzeren gegenüber bis zu 
20 Percent der Mehrdistanz als transporiberechtigt angesehen vrird. 
Die Tarifconstruction erfolgt bei gleichen Einheitssätzen der 
concurrirenden Bahnlinien zumeist über die kürzeste, sonst 
aber über die billigste Route. Die Instradirung nach der absolut 
kürzesten Route wäre übrigens principiell schon deshalb un- 
richtig, weil die kürzeste Route, wie wir gesehen haben, unter 
Umständen die unökonomischeste sein kann. 

Aber auch die in Bezug auf die Leistungsfähigkeit bessere 
Route muss deshalb nicht- unbedingt die billigere sein, weil 
die Frequenz und die gleichmässige Vertheilung des Verkehres 
in beiden Richtungen die Selbstkosten, unabhängig von den 
Transportdistanzen, wesentlich beeinflusst. »Ein kleiner Um- 
weg« — sagt Barthold* — »lässt sich schon aufnicht sehr 
langen Strecken ebenso leicht einfahren, als die Kosten des 
weiteren Transportes in verschwindend kleinem Verhältniss 
stehen zu dem Einflüsse des Anlagecapitals auf die Transport- 
kosten auf einer verkehrsreichen Linie gegenüber einer schwach 
benützten Strecke. Wir erhalten davon eine Vorstellung, wenn 
wir berücksichtigen, dass innerhalb des badischen Bahngebietes 
Strecken sind, die keinen unbedeutenden Theil des Gesammt- 
netzes ausmachen, denen eine mehr als 20percentige Rente 
nachgewiesen werden könnte, während andere da sind, auf 
welchen die Kosten der Verwaltung kaum gedeckt werden. 
Wir ziehen dabei weniger die mehr oder weniger starken 
Erbauungskosten, sondern vielmehr die mehr oder weniger 
starke Frequenz in Rechnung, und vertheilen das Ueberwinden 
ausserordentlicher localer Hindernisse, was eine aussergewöhn- 
liche Verschiedenheit der Anlagekosten zur Folge hat, billig 
auf eine grössere, zusammengehörige Strecke.« 



* Barthold's Entwurf einer Denkschrift über die Entwicklung des 
Eisenbahn-Frachttarifwesens. Karlsruhe 1874. 
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Zufolge der jüngsten Convention der französischen Regierung 
mit der OrUans-Bahn, welche unter Anderem auch die Theilung 
des Verkehres in der Richtung nach und von Paris zwischen 
der Orleans-Bahn und den dem Staate gehörenden Linien 
regelt, werden die Transporte schlechthin über die kürzeste Route 
instradirty »es sei denn, dass die auf den betreffenden Strecken 
vorkommenden Curven (Neigungen?) über 10 Tausendstel per 
Meter hinausgehen und dass die Kosten und der Zeitverlust, 
welche aus dem Uebergange der Güter von einem Netze auf das 
andere erwachsen, den aus der Instradirung über die kürzeste 
metrische Entfernung sich ergebenden Gewinn übersteigen.« 
Jedenfalls eine höchst complicirte und unpräcise Bestim- 
mung, welche ohne Commentar der unter »Kosten«, »Zeit- 
aufwand« und »Gewinn« verstandenen ziffermässigen Grösse 
praktisch gar nicht ausführbar ist. Der dieser Bestimmung zu 
Grunde liegende Gedanke: die Instradirung der Leistungsfähig- 
keit der beiden concurrirenden Linien anzupassen, ist ja wohl 
an und für sich im Allgemeinen richtig; allein die Mittel und 
Wege zur Verwirklichung dieses Gedankens sind denn doch 
etwas zu geschraubter Art, um der Nachbildung werth zu sein. 

Dass die Einheitssätze der preussischen Bahnen ohne 
Berücksichtigung der virtuellen Länge aufgestellt wurden, 
haben wir bereits hervorgehoben, und möchten wir hier nur noch 
bemerken, dass das Gesetz vom 15. Juli 1877 (betreffend die 
Maximaltarife für die Personenbeförderung auf den österreichi- 
schen Bahnen) auf die durch Steigungsverhältnisse bedingten 
höheren Auslagen Rücksicht nimmt, indem der Artikel III des 
Gesetzes die Bestimmung enthält, dass auf Bahnen mit 
Steigungsverhältnissen von 15 pro mille (1 : 66) und darüber 
bei Berechnung der Tarifgebühren die anderthalbfache Länge 
der betreffenden starken Steigungen und Gefälle zu Grunde 
gelegt werden darf. Ausserdem sind mehrere österr. Eisenbahnen 
berechtigt, auch im Frachtenverkehre für gewisse Strecken 
mit grösseren Steigungen einen 50percentigen Längenzuschlag 
zu Tarifzwecken einzuheben. 

Die Frage, auf welche Weise der technische Werth einer 
Bahnlinie im Vergleiche zur Variante sich möglichst einfach 
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darstellen lasse, ist dahin zu beantworten, dass unter concur- 
rirenden Linien vom technischen Standpunkte aus jene die 
beste ist, bei welcher die Summe aus den Baukosten und den 
capitalisirten Betriebskosten am kleinsten ist 

Die Richtigkeit dieses Satzes und mithin des weiteren, 
dass von dem Gesichtspunkte der Verzinsung aus die billigst 
gebaute Bahn auch die kürzeste ist, wird wohl allgemein 
anerkannt werden müssen, weil diese Summe für eine Bahn- 
linie alle Verhältnisse repräsentirt, welche in den Bau- und 
Betriebskosten ihren Ausdruck finden. Selbst die Leistungs- 
fähigkeit ist inbegriffen, indem sie von dem Maximal-Wider- 
stande abhängt, welcher zugleich wieder massgebend für die 
Betriebskosten ist. 

Für die Berechnung des wichtigsten Factors bei der 
Construction von Fahrplänen, nämlich für die Berechnung der 
Fahrzeiten, ist auf den preussischen Staatsbahnen eine einheit- 
liche Norm dadurch eingeführt worden, dass die wirkliche 
Länge zwischen zwei Stationen durch Zuschläge für Neigungen 
(jedoch ohne Berücksichtigung der Krümmungen) in eine virtuelle 
Länge verwandelt wird. Durch Multiplication derselben mit 
Zeitwerthen, welche aus Grundgeschwindigkeiten resultiren, 
die sich den verschiedenen Zugsgattungen, beziehungsweise 
dem Bahnpolizei-Reglement anpassen, ergibt sich nach weiterer 
Hinzufugung von Zeitzuschlägen für Ab-, Durch- und Anfuhr 
von Stationen etc. die Gesammtfahrzeit zwischen zwei oder 
mehreren Stationen. 

In ähnlicher Weise wird Seitens der österreichischen 
Bahnen, allerdings auch unter Berücksichtigung der Curven, 
und zwar sowohl bei steigenden als auch bei fallenden Strecken 
vorgegangen. 
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XIV. 

Statistische Uebersicht 

der Betriebsergebnisse der österreichisch-ungarischen 

und deutschen Eisenbahnen im Jahre 1881 aus dem 

Güterverkehre. 

Die zur Beförderung gelangenden Gütermengen und 
Einnahmen betrugen: 



In Oesterreioh-Ungarn . . 

» * Deutschland 

Daher in Deutschland mehr 
oder 



Gütermenge 
Tonnen 



54,104.163 
164,009.023 
109,904.860 

2031 % 



Einnahmen 
Mark 



336,766.703 

618,387.824 

281,621.121 

83-7 o/ 



Die Einnahmen per Kilometer stellten sich: 
in Oesterreich-Ungarn auf . . 18.240 Mark 
> Deutschland auf .... 18.131 > 
(In Frankreich betrugen: der absolute Verkehr 80*5 Mil- 
lionen Tonnen, die Gesammt-Einnahme 531,600.000 Mark, die 
Einnahme per Kilometer 22.280 Mark.) 

Der specifische Verkehr per Kilometer stellte sich: 



In Oesterreich-Ungarn 

» Deutschland 

Daher in Oesterreich-Ungarn mehr . . . 

oder" . . . 

und in Deutschland mehr 

oder 



Stückgut 



Wagen- 
ladungsgut 



Tonnen- Kilometer 



30.754 

24.148 

6.606 

27-4 o/ 



254.256 
365.770 



111.514 
43-9<y 
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Vom Gesammt-Güterverkehre betrug: 



In Oesterreich-Ungarn 
» Deutschland . . . 



Der Stückgut- 
verkehr 



Der Wagen - 
ladungsverkehr 



9-2 o/ 
5-6 o/ * 



87-6 o/ 
92-0 o/ 



Die Einnahmen stellten sich in Mark: 



In Oesterreich-Ungarn 
» Deutschland . . . 



Für 
Stückgüter 



60,117.914 
99,044.898 



Für Wagen- 
ladungsgüter 



243,521.267 
453,075.004 



Das Verhältniss der Einnahmen des Stückgut- zum 
Wagenladungsverkehr stellte sich: 

in Oesterreich-Ungarn wie 19'8 % : 802 % 
» Deutschland wie . . . 17*9 °/ : 821 °/ . 

Per Tonne und Kilometer betrugen die Einnahmen in 
Pfennigen: 



In Oesterreich-Ungarn 

» Deutschland 

Daher in Deutschland mehr 

oder 

und in Oesterreich-Ungarn mehr . . . 
oder . . .. 



Für 
Stückgüter 



10.633 

12.026 

1.393 

137 3 % 



Für Wagen- 
ladungsgüter 



5.422 
3.632 



1.790 

49.3% 



Aus dieser Zusammenstellung ergibt sich, dass zwar der 
absolute Verkehr um 203' 1 % un d die absolute Einnahme um 
83' 7 % m Deutschland höher war als in Oesterr.-Ungarn, und 
dass auch der per Kilometer entfallende specifische Verkehr sich 



* Der Rest entfällt auf Gepäck und Eilgüter. 
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in Deutschland bei Wagenladungsgütern um 43*9 % höher, als 
in Oesterreich-Ungarn stellte, während der Stückgutverkehr in 
Oesterreich um 27*4 % grösser war, als in Deutschland. 

Dagegen stellte sich die kilometrische Einnahme in beiden 
Ländern fast gleich. 

Dieses für die deutschen Bahnen relativ ungünstige 
Verhältniss liegt in dem Ausmasse des ausschlaggebenden um 
fast 50°/ niedrigeren Wagenladungssatzes und der um fast 
44% grösseren Wagenladungsgüter-Frequenz, zu deren Er- 
höhung die für den Stückgutverkehr bestehenden ermässigten 
Wagenladungsclassen jedenfalls nicht unwesentlich beigetragen 
haben werden. 

Es betrug daher auch der per Kilometer entfallende 
specifische Stückgutverkehr in Deutschland nur 5*6 % des 
gesammten Güterverkehres, während derselbe in Oesterreich 
9*2 %• ausmachte. 
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Bibliothek des Eisenbahnwesens. 

In zwanglosen Bänden. Jeder Band einzeln käuflich. 
Wer gegenwärtig im sechzigsten Lebensjahre steht, ist so alt wie die 
erste Locomotiv-Eisenbahn der Welt, und kann sagen, dass das Eisenbahnwesen 
wenigstens eine Zeit lang als Zeitgenosse .mit ihm gewachsen ist. Des Sechzig- 
jährigen Wachsthum ist freilich längst vorüber, war auf eine kurze Reihe von 
Jahren durch die Natur begrenzt. Das Eisenbahnwesen hatte dagegen bis jetzt 
keine zeitliche Grenze im Wachsthume, blieb nicht stille stehen, sondern wuchs 
und wuchs und entwickelte sich auf eigene Faust in einer Weise, wie es wohl 
von keiner Seite geahnt wurde. 

Heute beherrscht die Eisenbahn das gesammte moderne Leben, tief 
eingreifend in die wirthschaftlichen Verhältnisse des Staates, der Handels- und 
Verkehrswelt, der Familie und des Einzelnen. Ein Segenspender für alle Kreise, 
hat die Eisenbahn den Unterschied zwischen hoch und niedrig, vornehm und 
gering, reich und arm, ausgeglichen; wer sich der Eisenbahn bedient, fährt 
in demselben Zuge gleich weit, gleich schnell, ob er nun ein Fürst ist 
oder dem Arbeiterstande angehört; das aufgegebene Gut wird ebenso gut 
gefahren, ob es die Arbeit fleissiger Menschenhände oder titanenhafter Dampf- 
kraft, oder ob es Frucht des Erdbodens oder menschlicher Gedankenarbeit ist. 
Aber nicht nur die frühere Gestaltung der Dinge auf unwiderstehliche Weise 
verändernd, hat die Eisenbahn sich Bahn gebrochen; sie hat vielmehr sich selbst 
ein eigenes individuelles Dasein geschaffen, das von dem Fachmann mit Bewusstsein 
erkannt, von dem Laien gefühlt wird, und das mit dem Massstabe, der an andere 
gewöhnliche Dinge gelegt werden kann, gar nicht messbar ist. So hat sie gegen- 
wärtig ihre eigene Technik, ihr eigenes Recht, ihren eigenen Verkehr, ihre eigenen 
commerciellen Beziehungen, ihre eigene Verwaltung, ihre eigene Buchführung u. s. w. 
Der complicirte Mechanismus einer Eisenbahn erheischt zu dessen Ver- 
ständniss ein eingehendes Studium der einzelnen Functionen des Apparates, 
wenn man den ganzen Mechanismus würdigen und richtig beurtheilen will. 

Man begreift daher auch, dass der Ruf nach der Möglichkeit, aus 
der Kenntniss und der Erfahrung Anderer sein eigenes Wissen ergänzen zu 
können, bei der immer wachsenden Theilung der Arbeit und Individualisirung 
der Dienstzweige in Eisenbahnfachkreisen immer dringender wird; und man 
findet es ferner sehr begreiflich, dass jeder, der mit der Eisenbahn irgendwie 
in Berührung kommt, nicht vor Räthseln stehen, sondern das Fühlen in Er- 
kennen verwandeln und mit eigenen Augen sehen will, wie die Dinge gestaltet 
sind, um den grossen Verkehrsfactor auch zu verstehen, wenn es sich um die 
eigensten Interessen handelt. 

Wir sehen uns demnach veranlasst, diesem wahrhaft grossen und in der 
Natur der Sache begründeten Bedürfnisse Rechnung zu tragen, und haben uns 
entschlossen, dem Eisenbahnwesen und der Publicistik auf diesem Gebiete eine 
eigene Stätte zu gründen. Wir beabsichtigen in der »Bibliothek des Eisen- 
bahnwesens« dem Fachmanne, sowie allen, die an dem Leben und Treiben 
der Eisenb.ahnen ein Interesse haben, die Mittel zu bieten, Rath und Belehrung 
zu holen, sobald und wo sie gebraucht werden. 

Die verschiedensten Gebiete des Eisenbahnwesens, seien es ökonomische 
oder politische Fragen, oder Probleme der Wissenschaft und Technik, sollen 
aus der Feder berufener Fachmänner Erläuterung finden, welche für Jedermann, 
der mit dem Eisenbahnwesen in Verbindung steht, Nützliches wie Lehrreiches 
bringen soll. Die Ausgabe der 

Bibliothek des Eisenbahnwesens 

wird in zwanglosen, selbständigen Bänden übereinstimmender Ausstattung er- 
folgen. Möge das Unternehmen jene Aufnahme finden, die seiner Absicht entspricht. 

A. Hartleben's Verlag in Wien, Pest und Leipzig. 
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ADRIAN BALBI'S 

ALLGEMEINE ERDBESCHREIBUNG. 

Ein Hausbuch des geographischen Wissens 

für die Bedürfnisse aller Gebildeten. 
Siebente Auflage. Neu bearbeitet u. erweitert 

von Dr. Josef Chavanne. 
Mit 400 Illustrationen und 150 Textkarten. 
Drei Bände. Elegant geheftet 18 fl. = 
33 M. 75 Pf. In drei eleganten Original-Halb- 
franzbänden 21 fl. 60 kr. = 39 M. 60 Pf. 



Illustrirte 

CULTURGESCHICHTE 

für Leser aller Stände. 

Von Karl Faulmann. 

Mit 14 Tafeln in Farbendruck, 4 Facsimile- 
Beilagen und 379 in den Text gedruckten Illu- 
strationen. 4z Bogen. Gr.-8. In einem Bande 
geh. 6 fl. = 10 M. 80 Pf. In einem Pracht- 
bande 7 fl. 50 kr. = 13 M. 50 Pf. 



Die 

ÖSTERREICHISCH-UNGARISCHE MONARCHIE. 

Geographisch-statistisch es Handbuch 

mit besonderer Rücksicht auf die politische und Culturgeschichte für Leser aller Stände. 

Von Prof. Dr. Friedrich Umlauft. 

Zweite, umgearbeitete und erweiterte Auflage. Mit 160 Illustrationen. 52 Bogen. Lex.-Oct. 

In einem Bande geh. 6 fl. = 10 M. 80 Pf. In einem Prachtband 7 fl. 50 kr. = 13 M. 50 Pf. 



DIE ADRIA. 

Geschildert von 
Amand Freih. v. Schweiger-Lerchenfeld. 
Mit 200 Illustrationen, 6 Plänen und einer 
grossen Karte des Ad riatischen Meeres. 
50 Bog. gr. 8. Eleg. geh. 7 fl. 50 kr. = 13 M. 
50 Pf. In Ürig.-Prachtband 9 fl. = 16 M. 20 Pf. 



DER ORIENT. 

Geschildert von 

Amand Freih. v. Schweiger-Lerchenfeld. 

Mit 2x5 111. in Holzschn., vielen Karten und 

60 Bogen, gr. 8. Eleg. geh. < 

In Orig.-PrachtbanöT 3 

= 18 M. 90 Pf. 



Plänen, 

16 M. 20 Pf. 



.ofl. = 
> fl. 50 kr. 



Das 

EISERNE JAHRHUNDERT. 

Von Amand Freiherr van Schweiger-Lerchenfeld. 

Mit aoo Illustrationen hervorragender Künstler, Karten und Plänen etc. 50 Bogen. 
GrosB-Octav. Prächtigste Ausstattung. 
Preis geheftet 7 fl. 50 kr. = 13 M. 50 Pf. In effectvollem Original-Prachtbande 9 fl. 
= 16 M. 20 Pf. 

DURCH DIE STERNENWELT " 

oder : Die Wunder des Himmeltraumet. 

Eine gemeinfassliche Darstellung der Astro- 
nomie für Leser aller Stände bearbeitet von 

Ferd. Siegmund. 
Mit 154 Illustrationen, 6 Farbenbildern und 



Die 

WUNDER der PHYSIK und CHEMIE 

für Leser aller Stände 

gemeinfasslich bearbeitet von 

Ferd. Siegmund. 

Mit 400 Illustration. 60 Bogen. Gr. 8. Geheftet 

9 fl. = 10 M. 80 Pf. In Original-Prachtband 

7 fl. 20 kr. = 13 M. 



2 Sternkarten. 
Gr. 8. Complet geh. 



6 fl. 



60 Bogen. 

xo M. 80 Pf. Dasselbe in eleg. Original- 
Leinenband 7 fl. 20 kr. = 13 Mark. 



AUS FERNEM OSTEN UND WESTEN. 

Skizzen aus 

Ost-Asien, Hord- und Süd-Amerika. 

Von L. T. Freih. v. Oesterreicher. 

k. k. Linienschiffs-Capitän. 
Mit 5 Illustrationen. 27 Bogen. 8. Elegant ausgestattet. Geh. 3 fl. 30 kr. = 6 Mark. Geb. 

4 fl. = 7 M. 20 Pf. 
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MAIER-ROTHSCHILD. 

Handbuch der gesammten Handels Wissen- 
schaften. 
Dritte Auflage. 
Zwei Bände ä 42 Bogen (also Gesammt- 
Umfang 84 Bogen), broschirt 6 fl. = 12 M. 
Geb. in 2 hübschen Leinwandbänden mit 
Gold- und Reliefdruck 7 fl. 50 kr. = 15 M. 
Auch in 22 Lieferungen ä 30 kr. = 60 Pf. 



Hartleben's 

HANDELSLEXIKON. 

Handlexikon des ganzen kaufmännischen 
Wissens. 

Zwei Bände. 
96 Bogen. Gr.-8. Geh. Preis 7 fl. 20 kr. = 
14 M. 40 Pf. Zwei Bände. Eleg. geb. Preis 

9 fl. = 18 M. 
Auch in 24 Lieferungen ä 30 kr. = 60 Pf. 



HANDELS-CORRESPONDENZ. 

Theoretisch und praktisch dargestellt von 

Gustav Barchard, 

Professor an der Wiener Handels-Akademie. 



52 Bog. 4. Elegant geheftet 5 fl. : 



Dritte Auflage. 
: 9 M. In OriginaULeinwandband. Preis 6 fl. = 10 M. 



80 Pf. 



WÖRTERBUCH 

der deutschen Sprache und der gebräuch- 
lichsten Fremdwörter. 
Von Karl Schiller. 
36 Bogen. Gr.-8. Deutlicher, schöner Druck, 
Sprachgebiäuchliche Orthographie. Geh. 3 fl. 
= 5 M. 40 Pf. Geb. Preis 3 fl. 60 kr. = 

6 M. 50 Pf. 

Auch beide Werke (Unterrichtsbriefe und 

Wörterbuch) vereinigt, in 24 Lieferungen 

ä 25 kr. = 50 Pf. 



Deutsche 

UNTERRICHTSBRIEFE 

in systematischer Stufenfolge über die 

Laut- und Biegungslehre, Wortbildung, 

Orthographie, Syntax, Stilistik, Metrik und 

Literaturgeschichte der deutschen Sprache 

in populär- wissenschaftlicher Darstellung. 

Von Karl Schiller. 

36 Bogen. Gr.-8. Deutlicher, schöner Druck, 
gebräuchliche Orthographie. Geh. 3 fl. = 
5 M. 40 Pf. Geb. Preis 3 fl. 60 kr. = 6 M. 50 Pf. 



Allgemeiner 

DEUTSCHER MUSTER-BRIEFSTELLER 

und 

Universal-Haus-Secretär 

für alle in den verschiedenen gesellschaftlichen Verhältnissen, sowie im Geschäfts- und 

Privatleben vorkommenden Fälle. 

Unentbehrliches Handbuch für Jedermann 

von Qeorfl von Qaal. 

Achte gänzlich umgearbeitete und den Zeitverhältnissen vollkommen angepasste Auflage. 

52 Bogen. Gr.-8. Eleg. geh. Preis 3 fl. = 6 M. In eleg. Ganzleinenbande 3 fl. 60 kr. = 

• 7 M. 20 Pf. Auch in 13 Lieferungen ä 25 kr. = 50 Pf. zu beziehen. 



P. R. ROSEGGER' 5 

Ausgewählte Schriften. 

17 Bände. Complet geheftet ax fl. 35 kr. = 
42 M. 50 Pf. In 17 eleganten, charakte- 
ristischen Originalbänden gebdn. 3z fl. 45 kr. 

= 62 M. 90 Pf. 
Jedes Werk ist einzeln zu haben ä Bd. geh. 
x fl. 25 kr. = 2 M. 50 Pf., gebdn. a Band 
1 fl. 85 kr. = 3 M. 70 Pf. Auch in 85 Liefe- 
rungen ä 25 kr. = 50 Pf. beliebig nach und 
nach zu beziehen. 



F, W. HACKLÄNDER' 5 

Ausgewählte Werke. 

In 20 Bänden compl. Classiker-Format 3x0 Bog. 

Geheftet 15 fl. = 30 M. In 8 Leinenbänden 

elegant gebunden so fl. = 40 M. 

Auch in 60 Lieferungen a 35 kr. = 50 Pf. 



JULIUS VERNE'S SCHRIFTEN. 

Illu8trirte Familien-Ausgabe. 

Octav. 40 Bände in x6 eleg. Leinwandbänden geb. 45 fl. = 80 M. 
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Bibliothek des Eisenbahnwesens. Band I. 



GESCHICHTE DES EISENBAHNWESENS 

von 

Dr. Theodor Haberer. 

10 Bogen. Octav. Eleg. gebdn. 1 fl. 10 kr. = 2 M. = 2 Fr. 70 Cts. = 

1 R. 20 Kop. 
Die Geschichte des Eisenbahnwesens verfolgt den Zweck, in kurzgefasster 
Darstellung die Momente zu fixiren, welche für seine Entwicklung von bestimmen- 
dem Einflüsse gewesen sind und den einzelnen Epochen, die es durchzumachen 
hatte, ein bestimmtes Gepräge gegeben haben. Zur Vollständigkeit des Ueber- 
blickes wird in einer Vorgeschichte der früheren Beförderungsmittel und 
ihrer Verbesserungen, dann der Erfindung der Eisenbahnen gedacht. In der 
eigentlichen Geschichte gelangen zuerst die Verhältnisse des neuen Ver- 
kehrsmittels in den Staaten Europas, mit Ausschluss von Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn, zur Besprechung, dann folgt die historische Vorführung der 
Entwicklung des Eisenbahnwesens in Deutschland und Oesterreich-Ungarn unter 
besonderer Berücksichtigung des jeweiligen Standes der Gesetzgebung bis zum 
heutigen Tage. 



Bibliothek des Eisenbahnwesens. Band II. 



Das 



TARIFWESEN DER EISENBAHNEN 



d 



essen 



betriebsökonomische Aufgaben und Stellung 

im wirthschaftlichen und socialen Staatsleben der Gegenwart 

von 

J. F. Schreiber 

Eisenbahn-Centralinspector. 

17 Bogen. Octav. Eleg. gebdn. 2 fl. 20 kr. = 4 M. = 5 Fr. 35 Cts. = 2 R. 40 Kop. 

Der den Verfasser dieses Werkes leitende Gesichtspunkt war, die dem 
Tarifwesen der Eisenbahnen immanente Bedeutung durch die Beleuchtung 
seiner Entwicklungsstufen, seiner betriebsökonomischen, socialpolitischen und 
culturellen Aufgaben Ausdruck zu geben und insbesondere die mit dem Tarif- 
wesen in Verbindung stehenden wirthschaftlichen Anforderungen des Staats- 
haushaltes zu kennzeichnen, welche die Stellung der Eisenbahnen in demselben 
begrenzen. 

A. Hartleben's Verl ag in Wien. Pest und Leipzig. 




A. Hartleben's Elektro-technische Bibliothek. 



Mit über xooo Illustrationen, fn Bänden, geheftet ä i fl. 6s kr. ö. W. = 3 Mark — 4 Francs = 

1 R, Öo Kop.; eleg. geb. ä 2 fl. 20 kr. Ö. W. a= 4 Mark = 5 Fr. 35 Cts. = 2 R. 40 Kop, — 

Jeder Band ist für sich vollkommen abgeschlossen und einzeln käuflich. 

Inhalt der Sammlung: 

I.Band. Die magnetelektrischen und dynamoelektrischen 1( Maschinen 
and die sogenannter! Secundär-Batterien, mit besonderer Rücksiebt auf ihre Con- 
stitution. Von Gustav Glaser-De Cew. Vierte Auflage. — II. Band. Die 
elektrische Kraftübertragung und ihre Anwendung in der Praxis, mit 
besonderer Rücksicht auf die Fortleitung und Vertheilung des elektrischen Stromes. 
Von,Eduard Japing. Zweite Aufläge. — III. Band. Das elektrische Licht. 
Von Dr. A. v. TJrbanitzky. Zweite Auflage. — IV. Band. Die galvanischen 
ßatterien, Accumulatoren und Thermosäulen. Eine Beschreibung der 
hydro- und thermo-elektrischen Stromquellen* mit besonderer Rücksicht auf die 
Bedürfnisse ,der Praxis. Von W. Ph. Hauck. Zweite Auflage. — V. Band. Die 
Verkehrs-Telegraphie, mit besonderer Rücksicht auf die Bedürfnisse der 
Praxis. Von J. Sack. — VI. Band. Telephon, Mikrophon Und Radiophon, 
mit besonderer Rücksicht auf ihre Anwendungen in der Praxis. Von Theodor 
Schwartze. Zweite Auflage. ~V1I. Band. Die Elektrolyse, Galvanoplastik 
und Reinmetall-Gewinnung, mit besonderer Rücksicht auf ihre Anwendung, in 
derPraxis. Von Eduard Jap in g. Zweite Auflage/— VIII.Band.Die elektrischen 
Mess- und Präcisions-Instrumente. Ein Leitfaden der elektrischen Mess- 
kunde. Von Ä. Wilke. Zweite Auflage. — IX. Band. Die Grundlehren der 
Elektricität , mit besonderer Rücksicht auf* ihre Anwendungen in.' 4er Praxis. 
Von W. Ph. Hauek. — X. Band. Elektrisches Formelbuch mit einem 
Anhange, enthaltend die elektrische Terminologie in deutscher, französischer und 
englischer Sprache. Von Prof. Dr. P. Zech, — XI. Band. Die elektrischen 
Beleuchtungs-Anlagen, mit besonderer Berücksichtigung ihrer praktischen 
Ausführung, Von Dr. A. von Urbanitzky. Zweite Auflage. — XII. Band. Die 
elektrischen Einrichtungen der Eisenbahnen und das Signalwesen. 
VonL. Kohlfürst. —XIII. Band. Die elektrischen Uhren und dieFeuer- 
wehr-Telegraphie. Von Dr. A. Tobler. — XTV. Band. Die Haus- und Hotcl- 
Telegraphie. Von O. Canter. — XV. Band. Die Anwendung .der Elek- 
tricität für militärische Zwecke. Von Dr. Fr. Waechter. — XVI. Band. 
Die elektrischen Leitungen und ihre- Anlage für alle Zwecke der 
Praxis. Von J. Zacharias. — . XVII. Band. Die elektrische Eisenbahn 
bezüglich ihres Baues und Betriebes. Von Josef Krämer. — XVIII. Band. Die 
Elektro-Technik in der praktischen Heilkunde. Von Prof. Dr. Rudolf 
Lewandowski. — XIX. Band. Die Spannungs-Elektricita't, ihre Gesetze, 
Wirkungen und technischen Anwendungen. Von Prof. K. W. Zenger. — 
XX. Band. Die Weltliteratur der Elektricität und des Magnetismus, 
1860 — 188$. Von Gustav May. — XXLBand. Die Motoren der elektrischen 
Maschinen mit Bezug auf Theorie, Construction und Betrieb. Von Theo dpr 
Schwartze. — XXII. Band. Die Generatoren hochgespannter Elek- 
tricität. Von Prof. Dr. J. G. Wallentin. — XXIII. Band. Das Potential 
und seine Anwendung zur Erklärung elektrischer Erscheinungen. Von 
Dr. O. Tumlirz. — u, s. w M u. s. w. 

Die Sammlung Ist auch in Lieferungen ä 30 Kr. = 60 Pf. = 80 Cts. = 36 Kop. nach 
und nach zu beziehen. — Einbanddecken pro Band 40 Kr. = 75 Pf. = x Fr. = 45 Kop. 



A. Hartleben's Verlag in Wien, Pest und Leipzig. 



Schriften ! ! 

von 

M. M. FREIHERRN von WEBER. 

Der staatliche Einfluss 

auf die 

ENTWICKELUNG DER EISENBAHNEN MINDERER ORDNUNG, 

Denkschrift 

von 

M. M. Freiherrn von Weber. 

18 Bogen. Gr. 8. Elegant geheftet. Preis 2 fl. 75 kr. *- 5 Mark. . 

NATIONALITÄT UND EISENBAHN-POLITIK. 

Von 

M. M. Freiherrn von Weber. 

7 Bogen. 8. Elegant geheftet. Preis 1 fl. 65 kr. =*= 3 Mark. 



Populäre Erörterungen über Eisenbahn-Zeitfragen. 

I. Normalspur und Schmalspur. Von M. M. Freiherrn von Weber. 2 Bogen. 

8. Elegant geheftet. Preis 50 Kr. == 1 Mark. 
II. Werth und Kauf der Eisenbahnen. Von M. M. Freiherrn von Weher. 
4 Bogen. 8. Elegant geheftet. Preis 90 Kr. = 1 M. 65 Pf. 

III. Die Praxis der Sicherung des Eisenbahn-Betriebes. Von M.M.Frei- 
herrn von Weber. 7 Bogen. 8. Elegant geheftet. Preis 1 fl. 25 kr. = 2M. 25 Pf. 

IV. Privat-, Staats- und Reichsbahnen. Von M. M. FreihernCvon Weber. 
6 Bogen. 8. Elegant geheftet. Preis 1 fl. 10 kr. = 2 Mark. 

V. Der Eisenbahn-Betrieb durch lange Tunnels. Von M. M. Freiherrn 
von Weher. Mit 7 Tafeln. Mit einem Anhang. Die Wechselwirkungen 
zwischen den continentalen und den englischen Bahnsystemen nach der 
Vollendung des unterseeischen Tunnels. 5 Bogen. 8. Elegant geheftet 
1 fl. 20 kr. = 2 M. 25 Pf. 

VI. Die Stellung der deutschen Techniker im staatlichen und socialen 
Leben. Von M. M. Freiherrn von Weher. 2 Bogen. 8. Elegant geheftet: 
Preis 50 Kr. = 1 Mark. 

VII. Welches Eisenbahnsystem entspricht am meisten den Verhältnissen 
Oesterreichs? Von M, M. Freiherrn von Weber. 5 Bogen. 8. Geheftet. 
Preis 80 Kr. = 1 M. 50 Pf. 
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Der praktische ■' \ 

-Maschinendienst im Eisenbahnwesen 

Ein Handbuch ' ,. V ] 

für Directions> Maschinen-, Heizhaus- und Werkstätten- Bure» 

polytechnische und Gewerbe-Schulen ~* 

. \ Ingenieure und Hörer des Maschinenbaues •< 

von Emil Tilp. 

30 Bogen. GrSsstes Lexikon-Format. Elegante Ausstattung. Geheftet. , _j. 
. v " ' . - Preis 7 fl. ~ 13 M. 50 Pf. . ' s 



j " " - Inhalt: 

Vorwort. Einleitung. Der Maschinendienst beim IJaK 
Schema. Details. Anlage und Ausrüstung der Werkst/ 
Agenden. Der Maschinelldienst beim Betriebe. F 
Aufstellung der Fahrordnung der Zuge. De* inae' 
dienst. Die Wagen- Verwaltung. Dje Üeberwachr 
Stättendienst. Organisation. Personale. Die; 
Fahrmittel lind anderer Ausrüstung« UntersucV 
an den Hauptsächlichsten Objecten. Störung 
beim Dienstunfähig werden der Fahrmittel, F- 7 
im Werkstättenbetriebe: Unterbrechungen 
gewöhnliche Vorkommnisse. Oekonomls; 
der Zisgp, des Fährdienstes, beim 
Reparaturen; des Verschiebens un 
für den Material- Verbrauch, die^ 
Ergebnisse grosser Bahnen in T 
Material-Beschaffung. Prälin' 
Der Verrechnungsdienst, <* 
und Geist. Instructionen f& 



SIE»' 




tiott des Fahrparkes. Type*?' 
täuser und Wasser-Stationen. 
' Der Zugförderungsdienst. 
JHeizhausdienst. Der Wasser - 
{ssel. Personale. Der Werk- 
kerstellung der schadhaften 
ne und Art der Reparaturen 
||re; Erkennen und Vorgang 
iastrophen, deren Behebung ; 
tss Verkehrs ; andere äusser- 
et, Brennstoff, Selbstkosten 
isport, auf Steigungen ; der 
ewassers ; Prämien, Normen 
e. Vergleich der Betriebs- 
hinendienstes. Calculation. 
/ Materialien,, Einheitspreise. 
^Instructionen. Deren Zweck 
/iausleiter, Aufseher, Maschinen- 
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dffiRlCH'ISBRIEFE. 



^ ^iterrieht in 48 Lectionen 

/ der Stenografie 

v ip wi M ^fielsberger's System. 

Von ~ 

Carl Paulmann. 

Wohlfeile Ausgabe. 24 Briefe. In elegantem Leinwand-Carton. Preis 3 fl. = 6 M. Auch 
in 1* Lieferungen ä 25 Kr, .;== 50 Pf. zh beziehen. 

Deutsche Rundschau für Geographie und Statistik. 

. Unter Mitwirkung hervorragender Fachmänner 
herausgegeben von 

Professor Dr. Friedrich Umlauft in Wien. 
1884; Sechster Jahrgang. 1884. 

.0S~ B' e »Deutsche Rundschau für Geographie und Statistik" erscheint in monat- 
lichen, reich illustrirten Heften von 3 Bogen Umfang und einer Karte, zum Preise von 
6 Kr. = 70 Pf. pro Heft. Jedes Heft ist einrein käuflich; 12 Hefte bilden einen Band, 
'reis des Jahrganges von 12 Heften 4 fl. 25 kr. = 8 Mark, inclusive Franco-Zusendung. 
Beträge mit Postanweisung erbeten. 

Auch in zwei Semesterbänden ä a fl. 15 kr. = 4 Mark zu haben. — Die bisher 
ausgegebenen fünf Jahrgänge zu gleichem Preise. Gebdn. a 5 ft. 50 kr. =± 10 Mark. 
Original-Einbanddecken pro Jahrgang 80 Kr. = x M. 60 Pf. - ' 

Probehefte stehen auf VodaM^a^nrif^^^Uj^u^Piensten. 

Die Zeitschrift ist durchJj^^^^l^^^^^^^^^^^HlfeMstalten zu beziehen. 
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